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Vorwort des Herausgebers

  Die Konrad-Adenauer-Stiftung (KAS) ist eine Politische Stiftung, die der Christlich 
Demokratischen Union Deutschlands (CDU) nahesteht. Als Mitbegründer der 
CDU und erster deutscher Bundeskanzler verband Konrad Adenauer (1876-
1967) christlich-soziale, konservative und liberale Traditionen. Sein Name 
steht für den demokratischen Wiederaufbau Deutschlands, die außenpolitische 
Verankerung in einer transatlantischen Wertegemeinschaft, die Vision der 
europäischen Einigung und die Orientierung an der Sozialen Marktwirtschaft. 
Sein geistiges Erbe ist uns weiterhin Aufgabe und Verplichtung zugleich. 

  Mit unserer Europäischen und Internationalen Zusammenarbeit setzen wir uns 
dafür ein, dass Menschen selbstbestimmt in Freiheit und Würde leben können. 
Wir leisten einen werteorientierten Beitrag dazu, dass Deutschland seiner 
wachsenden Verantwortung in der Welt gerecht wird. Wir wollen Menschen dazu 
bewegen, die Zukunft in diesem Sinne mitzugestalten.

  Die wirtschaftliche Globalisierung schreitet stetig voran und muss sich dabei 
neuen und alten Herausforderungen stellen. So soll sie dem Menschen heute 
Wohlstand ermöglichen und zugleich die natürlichen Lebensgrundlagen für 
zukünftige Generationen bewahren. Aus der Sicht der KAS sind in Anbetracht 
der Wechselwirkungen zwischen Energie-, Klima- und Umweltpolitik sowie dem 
Wirtschaftsmodell eines Landes existenzielle Lebensbedürfnisse der Menschen 
betrofen, die die Voraussetzung für die Verwirklichung der Menschenwürde, der 
Menschenrechte und sozialer Gerechtigkeit sind. Für die KAS ist das Themenfeld 
„Energiesicherheit und Klimawandel“ damit zu einem wesentlichen Bestandteil 
beim Aufbau und Erhalt einer rechtsstaatlich verfassten, demokratischen 
Gesellschaftsordnung geworden. Die Konrad-Adenauer-Stiftung bündelt vor 
diesem Hintergrund ihre Aktivitäten in Lateinamerika mit einem eigenen 
Regionalprogramm für Energiesicherheit und Klimawandel. 

  Die vorliegende Ausarbeitung soll einen Beitrag zur umweltpolitischen Genese 
Lateinamerikas darstellen. Das Werk nimmt Sie in kurzer sowie prägnanter Art 
und Weise auf einen historischen Rundgang durch die Umwelt-, Klima- und 
Energiepolitik in Lateinamerika von 1940 bis heute mit. Es gibt Ihnen einen 
Überblick über die umwelthistorische Entwicklung in der Region. 

Dr. Christian Hübner
Leiter des Regionalprogramms

Energiesicherheit und Klimawandel in Lateinamerika
der Konrad Adenauer Stiftung
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Einleitung
  

Lateinamerika ist eine der Regionen mit der größten biologischen Vielfalt 

der Welt. Über die Hälfte der tropischen Regenwälder der Erde beinden sich 
hier. Dieses Proil der Biodiversität, aber auch der sozialen Komplexität machen 
diese Region zu einem Schwerpunkt und gleichzeitig zu einer Herausforderung 

für die Umsetzung einer Politik, die es schaft, die Sorge um die Erhaltung der 
Natur mit Entwicklung zu verbinden und dabei die Tatsache berücksichtigt, dass 

natürliche Rohstofe eine wichtige Rolle im wirtschaftlichen Leben Tausender 
Familien in Lateinamerika spielen.

Dieses Dokument stellt eine Art Zeitstrahl vor, welcher kurz, prägnant und 
deskriptiv die wichtigsten Meilensteine in der zeitgenössischen Geschichte 

der Umwelt-, Klima- und Energiepolitik in Lateinamerika im Zeitraum von 
1940 bis 2015 darstellt. Hierbei werden alle Akteure, Übereinkommen 

und herausragenden Ereignisse von der Verabschiedung völkerrechtlicher 

Verträge bis hin zu Protesten einheimischer Bauern berücksichtigt, welche die 

Umweltgovernance beeinlusst haben und von der lokalen Bühne bis auf eine 
globale Ebene ausstrahlen.

Um diesen Zeitstrahl zu verstehen, muss man zur Kenntnis nehmen, dass 
die Umwelt-, Klima- und Energiepolitik in Lateinamerika nicht unabhängig von 

den internationalen wirtschaftlichen und politischen Vorgängen vor allem auf 

der Nordhalbkugel verstanden werden kann. Dies bedeutet aber nicht, dass 

Lateinamerika nicht über seine eigenen regionalen Initiativen und Diskussionen 
einschließlich Dialog und Feedback verfügt. Andererseits zeigt dieser Zeitstrahl 
thematische Trends im Verlauf der Jahrzehnte auf, die vom Bestreben, die Natur 
für wirtschaftliche Zwecke zu verändern, in die Sorge um eine nachhaltige 
Nutzung der Rohstofe übergehen. Dennoch kann man sagen, dass bis heute ein 
Spannungsverhältnis besteht zwischen der wirtschaftlichen Notwendigkeit des 

Abbaus dieser Rohstofe vor allem zur Energiegewinnung und der Notwendigkeit 
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die Natur zu schützen, beispielsweise die Tropenwälder, um die Auswirkungen 

des Klimawandels abzumildern. Die große Herausforderung einer solchen 

Politik liegt heutzutage bei deren realer Umsetzbarkeit und der Verbindung 

mit nationaler und internationaler Politik, sowie bei grenzüberschreitenden 

Ökosystemen in der Region, allen voran das Amazonasbecken, auf das sich die 

wichtigsten Umwelt- und Klimainitiativen konzentrieren, aber auch die größten 

Energie- und Produktionsvorhaben. 

Dieser Zeitstrahl beginnt in den 40er Jahren des 20. Jahrhunderts. 
Grund dafür ist, dass man sich in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg 
erstmals auf internationaler Ebene mit einen angemessenen Umgang mit 

Rohstofen beschäftigte. Außerdem traten in Lateinamerika tiefgreifende, mit 
Industrialisierungsprozessen zusammenhängende Veränderungen auf.

Mitte des 20. Jahrhunderts war der Abbau von Rohstofen vorrangig für 
die wirtschaftliche, soziale und politische Entwicklung der Region (Alimonda 

2011, vgl. De Castro et al. 2015). Während dieser Zeit konzentrierten sich die 
wichtigsten wirtschaftlichen Trends auf die sogenannte „Grüne Revolution”, zu 
der eine Reihe von Strategien zur Anwendung von Spitzentechnologie auf die 

bäuerliche Landwirtschaft gehörten. 

Weiterhin wurde die Ausweitung der Landwirtschafts-, Viehzucht-, 

Holzwirtschafts- und Industrialisierungsgrenze vorangetrieben, vor allem kam 
es zu einer großen Expansion in der Textil- und Lebensmittelindustrie. Diese 

Politik wurde von einem nationalen und internationalen Vernetzungsprozess 

durch den Bau einer Straßeninfrastruktur begleitet.

Die Folge dieser Aktivitäten war eine gravierende Abholzung von Wäldern 

sowie eine ungeordnete Migration und Verstädterung. Als Antwort auf die 

daraus resultierenden Auswirkungen auf die Umwelt entstanden multilaterale 

Entwicklungsorganisationen und internationale Umweltbewegungen, die sich mit 

Gruppen der lokalen Zivilgesellschaft zusammenschlossen und die Diskussion 
über Naturschutz sowohl in der öfentlichen Politik als auch in der Gesellschaft 
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im Allgemeinen entfachten. Durch Vernetzung untereinander erreichten diese 

lokalen Bewegungen in unterschiedlichem Grade Einluss auf Politik und 
Forschung in der Region, indem sie konkrete Themen in die globale Agenda 

und in völkerrechtliche Abkommen mit einbrachten und entsprechende Gesetze 

förderten. Seit Ende der 40er Jahre zeigten sozio-ökologische Bewegungen, dass 
sie bedeutende Macht in Entscheidungsprozessen sowie entwicklungspolitischen 

Einluss besaßen, und machten so die Umweltproblematik für alle sichtbar.

Zu Beginn der 50er Jahre begannen die ersten nationalen Revolutionen, 
erste Agrarreformen und die Intensivierung der Ölförderung. Im Zuge von 
Landwirtschaftsreformen wie in Bolivien (1953) und Kuba (1959) kam es zur 

Verstaatlichung großer Industrien und zur Einforderung von Arbeitsrechten, 
unter anderem von Seiten der Bauern und Bergarbeiter (Leal et al. 2013). 

Im Bereich Energie intensivierten die lateinamerikanischen Länder ihre 
Ölproduktion, ohne dabei die ökologischen Kosten von Erschließung und 

Förderung zu berücksichtigen. Andererseits begannen Länder wie Mexiko 

und Argentinien Forschungen zum Thema Kernenergie und schlossen 

Übereinkommen in diesem Zusammenhang ab. In diesem Jahrzehnt wurden 
internationale Banken gegründet, die die Investition und Entwicklung von 
Megaprojekten ermöglichten, wie die Interamerikanische Entwicklungsbank 
und die Nationale Bank für Wirtschaftliche und Soziale Entwicklung (BNDES). 

Mit letzterer positionierte sich Brasilien als bedeutender geopolitischer Akteur 

in der Region.

Die 60er Jahre waren politisch von populistischen Diktaturen und 
gesellschaftlichen Umwälzungen geprägt, einige davon unter dem Einluss der 
Befreiungstheologie. In jener Zeit wurden die Agrarreformen und Initiativen 
zur physischen und energiepolitischen Integration der Region fortgesetzt, 
und es bildeten sich politische Blöcke wie die Entwicklungsbank „Comunidad 

Andina de Fomento“ (Andine Fördergemeinschaft) und die Andengemeinschaft. 

Diese Strategien wurden hauptsächlich vom Kooperationsprogramm zwischen 

den Vereinigten Staaten und Lateinamerika, der Alianza para el Progreso 

(Allianz für den Fortschritt), unterstützt, um die landwirtschaftliche Produktion 
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zu verbessern und Modernisierung und Freihandel zu fördern. Im Bereich 
Infrastruktur entstanden Megaprojekte zur physischen Integration wie der Bau 
eines Staudamms für ein binational betriebenes Wasserkraftwerk (Brasilien und 

Paraguay) und der Vía Marginal de la Selva, einem Straßenprojekt, das mehrere 

Amazonasstaaten miteinander verbindet. Das Interesse an der Besiedlung 
ländlicher Gebiete und die produktive Nutzung der Wälder war weiterhin 

groß, und die Auswirkungen auf die Umwelt wurden nicht weiter beachtet. 

So hatte zum Beispiel während der Militärdiktatur in Brasilien die Besiedlung 

entlegener ländlicher Gebiete und das Vorrücken der Landwirtschaftsgrenze 

direkte Auswirkungen auf die Amazonaswälder und ihre Einwohner, darunter 

auch indigene Völker. Andererseits veröfentlichte zu dieser Zeit die 
Weltnaturschutzunion (IUCN) die Rote Liste Gefährdeter Arten.

In den 70er Jahren kam in Folge der Stärkung der Vereinten Nationen und der 
Ölkrise ein Interesse Lateinamerikas am Naturschutz auf. Dennoch setzte sich 
die Ausweitung der Landwirtschaftsgrenze fort. Ein Teil der politischen Debatte, 

vor allem in der Zivilgesellschaft, konzentrierte sich darauf, wie man die Nutzung 
der Rohstofe und die Bekämpfung der Armut miteinander verbinden könne. Die 
Erklärung der Konferenz der Vereinten Nationen über die Umwelt des Menschen, 

die Stockholmer Erklärung, und die Schafung des Umweltprogramms der 
Vereinten Nationen (UNEP) waren von besonderer Bedeutung in dieser Debatte 

und ermöglichten es vor allem Lateinamerika, seine eigene Agenda und Vision 

der Entwicklung und der Umweltpolitik sichtbar zu machen. Die Ölkrise 1973 

und 1979 hatte auch Auswirkungen auf die Energiepolitik der Region und 

förderte die Forschung nach alternativen Energiequellen. In Brasilien wurde das 
Nationale Energieprogramm Pro Alcohol auf den Weg gebracht mit dem Ziel, die 
Nutzung von Fahrzeugkraftstof auf Zuckerrohrbasis zu fördern. 

In den 80er Jahren kam die Diskussion über den Klimawandel auf. Auf der 
globalen Entwicklungsagenda tauchte die Besorgnis über den Klimawandel als 

Folge der Umweltzerstörung und als Ursache immer stärkerer Naturkatastrophen 

auf. Die wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen des El Niño-Phänomens der 
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Jahre 1982-1983 bezeugten den Bedarf nach mehr Forschung, Diskussionen und 
Politiken zum Klimawandel. Auf globaler Ebene wurde 1988 der Weltklimarat 
der Vereinten Nationen (IPCC, Intergovernmental Panel on Climate Change) 
gegründet. Regional stieg die Zahl der neu geschafenen Naturschutzgebiete 
vor allem im Amazonasgebiet bedeutend an (Leal et al. 2013), was wiederum 

Konlikte mit der Bevölkerung in unmittelbarer Nähe vieler Schutzgebiete schürte. 
Die Umweltzerstörung in Folge der Entwicklungspolitik der vorhergehenden 

Jahrzehnte zeigte außerdem die Gefährdung der Ärmsten der Bevölkerung: 
Bauern, indigene Bevölkerungsgruppen, Shiringueros (Kautschukzapfer). In 
diesem Zeitraum wurden gesellschaftliche Organisationen geschafen, die eine 
gerechterer Umverteilung des Wohlstandes für diese Gruppen forderten und vor 

allem eine angemessene Nutzung der Rohstofe (De Castro et al. 2015 5).

In den 90er Jahren, zwanzig Jahre nach der Stockholmer Erklärung, 
wurden ökologische Verplichtungen neu deiniert und neue Verplichtungen 
geschafen. Die Achse, um die sich die Debatten drehten, war die Konferenz 
der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro im Jahre 
1992. Aus dieser Veranstaltung gingen drei wichtige Abkommen hervor: Das 

Übereinkommen über die Biologische Vielfalt, die Klimarahmenkonvention und das 

Übereinkommen zur Bekämpfung der Wüstenbildung. Die Lateinamerikanischen 

Länder, die diese Abkommen ratiizierten, passten ihre Politik und ihren 
rechtlichen Rahmen an, um deren Anforderungen zu genügen. Nach Jahren der 
Gründung und Konsolidierung von sozio-ökologischen Bewegungen erhielten 

nun auch Einzelpersonen Anerkennung. So wurden Indigenen-Vertretern wie 
Evaristo Nugkuag (Peru) und Rigoberta Menchú (Guatemala) internationale 
Auszeichnungen für ihren Kampf um die Amazonaswälder und die Rechte ihrer 

Völker verliehen.

Zu Beginn des 21. Jahrhunderts (2000) erweiterten die Sozial-und 
Umweltbewegungen ihr Themenspektrum. Auf gesetzgeberischer Ebene gab 

es langsame klimapolitische Fortschritte. Im ersten Jahrzehnt des neuen 
Jahrtausends materialisierte sich der internationale Druck, den soziale 
Bewegungen gegen die ungenügende Umsetzung einer sich seit den 90er Jahren 
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stetig konsolidierenden Gesetzgebung vor allem im Umwelt- und Klimabereich 

ausüben konnten. Das soziale Repertoire im Kampf um die Stärkung der 

Umweltpolitik wurde um einen neuen Diskurs erweitert. Im Gegensatz zum 
Zeitraum seit den 50er Jahren wurde jetzt auch der kulturelle und symbolische 
Wert der Wälder und anderer natürlicher Ökosysteme anerkannt. Dies öfnete 
den Weg zum späteren Verständnis des wirtschaftlichen Wertes der natürlichen 

Ökosysteme und der Notwendigkeit einer Förderung von ökologischen 

Entschädigungen, die in den letzten Jahren geschafen wurden.

In den Jahren 2000 bis 2010 wurden Megaprojekte zum Abbau von Rohstofen 
durchgeführt wie beispielsweise die Förderung von Gas des Camisea-Feldes in 

Peru, während gleichzeitig im Zusammenhang mit dem Kyoto-Protokoll REDD-
Programme umgesetzt wurden. In diesem Zeitraum versuchten einige Länder, 
ihre Produktionsmatrix zu diversiizieren und schufen neue Gesetze, die einen 
Umweltdiskurs aufgrifen. Als Folge des Gewichts, das die Indigenen-Bewegung 
in Bolivien und Ecuador gewann, wurden die Konzepte des suma qamaña und 
des sumak kawsay („Gutes Leben“ auf Aymara bzw. Quechua) in die politischen 

Verfassungen dieser Länder aufgenommen. Diese Begrife beziehen sich auf 
einen stärker mit der Erde (Pachamama, Mutter Erde) verbundenen Lebensstil. 

Dennoch sind diese Ansätze noch nicht vollständig umgesetzt, wie die Yasuní-

ITT-Initiative in Ecuador zeigt. 

Schließlich zeichnete sich der Zeitraum zwischen 2010 und 2015 durch eine 
Diversiizierung der Initiativen zur Ratiizierung von Umweltverplichtungen 
in der Region aus. Agenden und Verplichtungen im Zusammenhang mit dem 
Klimawandel und der nachhaltigen Entwicklung wurden wieder aufgenommen 

in Dokumenten und Konferenzen wie dem Übereinkommen von Cancún 2010, 
der COP 16, der Konferenz Rio +20 und den neuen Entwicklungszielen für die 

Zeit nach 2015.

                                                                              Valeria Bii Isla
                                                                                      Autorin
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Das Washingtoner Abkommen wur-
de von fast allen amerikanischen 
Ländern unterzeichnet und hatte 
zum Ziel, die Fauna und Flora des 
amerikanischen Kontinents vor dem 
Aussterben zu schützen sowie geolo-
gische Formationen und Landschaf-
ten von wissenschaftlichem, histo-
rischem und ästhetischem Wert zu 
erhalten. Es wurde in Folge der Bes-
orgnis der Vereinigten Staaten über 
die Auswirkungen der fortschrei-
tenden Industrialisierung und Vers-
tädterung unterzeichnet. Dies war 
der erste Versuch auf dem amerika-
nischen Kontinent, Umweltschutz 

mit Entwicklung zu verbinden. Auch 
in den Ländern Lateinamerikas war 
es dringend notwendig, Regelungen 
zum Schutz der Natur zu erlassen, 
denn vielerorts, vor allem in Argen-
tinien, Brasilien, Kuba und anderen 
Ländern, waren große Waldlächen 
aufgrund der Industrialisierung und 
Verstädterung abgeholzt und zers-
tört worden. Auf diese Weise veran-
lasste das Washingtoner Abkommen 
die Schafung von Gesetzen in je-
dem Unterzeichnerland zur Regu-
lierung des Handels mit geschütz-
ten Planzen- und Tierarten. Auf der 
Grundlage des Abkommens wurden 

1940:
Washingtoner Umweltschutzabkommen

LAND: USA
BESCHREIBUNG:

Brasilianische Fabrik, 1880
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außerdem die Kategorien National-
park, Naturreservat, Naturdenkmal, 
Schutzgebiet in unberührten Regio-
nen und Zugvögel geschafen (Cajiao 
et al. MARVIVA 2006: 10). Die Län-
der, die das Abkommen unterzeich-
neten, sahen sich dazu gedrängt, in 
ihrem jeweiligen Staatsgebiet Mögli-
chkeiten zu prüfen, Nationalparks, 
Naturreservate, Naturdenkmäle-
rusw. einzurichten sowie Mechanis-
men zur Regulierung des Handels mit 
geschützter Flora und Fauna zu erar-
beiten. Das Washingtoner Abkom-
men bildete nicht nur die Grundlage 
für die Umweltschutzpolitik auf dem 
amerikanischen Kontinent, sondern 
war auch Ausgangspunkt für eine 
Klassiizierung gefährdeter Arten 
in Amerika, und trug zum wissens-
chaftlichen Austausch von Informa-
tionen über wildlebende Planzen 
und Tiere und über Naturparks bei 
(Sheinin 1998: 20).

Folgende Länder unterzeichneten 
das Abkommen seit 1940: Bolivien, 
Kuba, El Salvador, Nicaragua, Peru, 
Dominikanische Republik, USA, Ve-
nezuela, Ecuador. Seit 1942: Guate-
mala, Haiti, Mexiko. Seit 1946: Ar-

gentinien. Seit 1965: Brasilien. Seit 
1967: Costa Rica. Seit 1968: Chile. 
Seit 1969: Trinidad und Tobago. Seit
1970: Uruguay. Seit 1972: Panama.
Seit 1981: Paraguay. Seit 1985: Su-
rinam.

Frühere, dem Washingtoner Abkom-
men vorausgehende Umweltrege-
lungen waren ein Abkommen zwis-
chen Mexiko und den Vereinigten 
Staaten zum Schutz von Zugvögeln 
und Jagdsäugetieren 1936; die Um-
setzung einer Forstgesetzgebung in 
Brasilien 1934; und die Achte Pa-
namerikanische Konferenz der Or-
ganisation Amerikanischer Staaten 
in Lima 1938, auf der ein interame-
rikanisches Übereinkommen zum 
Schutz wildlebender Planzen und 
Tiere angestrebt wurde und man 
begann, ernsthaft am Entwurf des 
Washingtoner Abkommens zu arbei-
ten. Beteiligt war hier Dr. Alexander 
Wetmore vom Smithsonian Institute. 
Laut David Sheinin zeigten die Vere-
inigten Staaten mit dem Abkommen 
ihre Fähigkeit, politische Leitlinien in 
der Panamerikanischen Union zu för-
dern (Sheinin1998:
2). 
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1943:
Die Grüne Revolution in Lateinamerika

LAND: Mexiko
BESCHREIBUNG:

Dr. Norman Bourlaug mit Studenten in einer landwirtschaftlichen Produktionsgegend

 Die „Grüne Revolution” war eine 
weltweite Initiative, die die Indus-
trialisierung und die vermeintliche 
Modernisierung der Landwirtschaft 
zur Steigerung der Lebensmittelpro-
duktion zum Gegenstand hatte. Sie 
basierte auf der intensiven Nutzung 
von anorganischen Düngemitteln 
zur Produktion von Monokulturen. 
Die Grüne Revolution entstand aus 
der schnellen Umwandlung kriegste-
chnischer  Innovation für zivile An-
wendungen zu Zeiten des Zweiten 
Weltkrieges. So wurden zum Beispiel 
Erfahrungen mit der Konstruktion 
von Kampfpanzern für den Bau von 

Traktoren genutzt (Ceccon 2008: 
23). Hauptgrundlage der Grünen Re-
volution war die genetische Selektion 
von Hochleistungs-Nutzplanzen für 
einen intensiven Anbau mit Bewäs-
serung und dem massiven Einsatz 
chemischer Düngemittel, Pestizide 
und Herbizide sowie Traktoren und 
schwerer Maschinen. Dieses techno-
logische Paket diente vielen Ländern 
als Modell zur Ertragssteigerung in 
der Landwirtschaft. Die Initiative 
hatte große Auswirkungen auf die 
Landwirtschaft in Lateinamerika und 
vor allem in Mexiko. 
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1943 wurde in Mexiko ein Koope-
rationsprogramm zwischen dem 
mexikanischen Landwirtschaftsmi-
nisterium und der Rockefeller-Stif-
tung gestartet, um die Produktion 
von Mais, Weizen und Bohnen zu stei-
gern. Im Rahmen dieses Programms 
wurden Untersuchungen über die 
Genetik der Nutzplanzen, die Fru-
chtbarkeit der Böden, Phytopatho-
logie und Entomologie sowie Fakto-
ren durchgeführt, welche die Erträge 
dieser Produkte einschränken. 

Während diese Forschungsarbeiten 
voranschritten, wurden die daraus 
hervorgehenden Empfehlungen und 
Innovationen in die Produktionspro-
gramme der bäuerlichen Landwirts-
chaft aufgenommen. Dies bedeutete 
einen radikalen Wandel in den land-
wirtschaftlichen Praktiken, wo tech-
nologische Kenntnisse allmählich das 
empirische, kulturelle und alther-
gebrachte Wissen der Bauern ver-
drängten. So begannen die Land-
wirte in Mexiko, landwirtschaftliche 
Maschinen, Agrogifte und anorga-
nische Düngemittel zu verwenden. 
Zwischen 1943 und 1963 nahmen 
über 500 junge Mexikaner an Fors-
chungsprogrammen teil, 200 davon 
erhielten den Titel Master of Scien-
ce, 40 einen Doktortitel. Mit dieser 
Gruppe Wissenschaftler entstand 

1961 das neue Nationale Institut 
für Landwirtschaftliche Forschung in 
Mexiko. Ähnliche Projekte wurden 
unter der Schirmherrschaft des US- 
Landwirtschaftsministeriums (USDA) 
und nordamerikanischer Landwirts-
chaftsuniversitäten in fast allen Län-
dern Lateinamerikas durchgeführt. 
Diese Vorhaben wurden dann auch 
auf Brasilien, Argentinien und ande-
re Länder außerhalb der Region aus-
geweitet. 

Zu Beginn wurde die Grüne Revolu-
tion als vielversprechender Beitrag 
zur Bekämpfung des Hungers auf 
dem Planeten betrachtet. Zu Beginn 
der 80er Jahre wurde jedoch der 
Mangel an wirtschaftlicher und öko-
logischer Nachhaltigkeit dieses tech-
nologischen Modells deutlich (Arias 
2009: 9). nach vielen Jahren Grüner 
Revolution beobachtete man, dass 
auf den intensiv landwirtschaftlich 
genutzten Böden nur noch Planzen 
wuchsen, die immer teurere künst-
liche Techniken erforderten. Der wi-
llkürliche Einsatz von Agrogiften und 
chemischen Düngemitteln hatten zur 
Sterilität der Böden geführt und die 
Aktivität von Mikroben und Fauna 
auf ein Minimum reduziert. Außer-
dem hatte er die Verschmutzung des 
Grundwassers, hauptsächlich mit 
Nitraten verursacht (Ceccon 2008: 
24).
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Norman Ernest Borlaug (USA, 1914-2009). Bekannt als „Vater der Grünen Revolution”. Studierte 
Agronomie und Phytopathologie an der Universität Minnesota, USA. Arbeitete für den Forstdienst 
der Vereinigten Staaten und die Pont Nemours-Stiftung. 1944 wurde er zum Leiter des Programms 
für Forschung und Kooperativen Weizenanbau in Mexiko ernannt. Dieses Programm war eine 
gemeinsame Initiative der mexikanischen Regierung und der Rockefeller-Stiftung, zu der Forschungen 
zu phytogenetischer Optimierung und die Entwicklung landwirtschaftlicher Produktionstechnologien 
gehörten. Die hohen Erträge, die erzielt wurden, führten zu einem Export des technologischen Modells 
in andere Länder in Amerika, Asien und Afrika. Norman Borlaug erhielt für seine humanitäre Arbeit 
und seinen Beitrag zur Bekämpfung des Hungers auf der Welt 1970 den Friedensnobelpreis

Zur Person 
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1945:
Gründung der Vereinten Nationen 

LAND: USA
BESCHREIBUNG:

Die Unterzeichnung der Charta der Vereinten Nationen, San Francisco, USA, 1945

Die Organisation der Vereinten Na-
tionen wurde am 24. Oktober 1945 
in San Francisco, USA, als interna-
tionale Organisation zur Förderung 
des wirtschaftlichen und sozialen 
Fortschritts der Länder der Welt ge-
gründet. Sie entstand nach dem 
Zweiten Weltkrieg und ersetzte den 
Völkerbund (gegründet 1919), der 
in seinem Ziel gescheitert war, einen 
weiteren internationalen Konlikt zu 
verhindern. 1945 waren 18 der 51 
Gründerstaaten lateinamerikanis-
che Länder. Die Gründung der UNO 
umfasste auch eine Umwelt-Achse 
zum Schutz der Umwelt und der Ro-

hstofe durch Einhaltung von Verpli-
chtungen aus Verträgen und ande-
ren völkerrechtlichen Quellen.

Im selben Jahr wurde auch die Er-
nährungs- und Landwirtschaftsor-
ganisation der Vereinten Nationen 
(FAO) gegründet. Vertreter von 44 
Ländern hatten sich im September 
1943 in Hot Springs Virginia (USA) 
dazu verplichtet, eine ständige Or-
ganisation zu gründen, die für Land-
wirtschaft und Ernährung zuständig 
sein sollte. Die FAO entstand mit der 
Verplichtung, die Ernährungssicher-
heit zu garantieren und sicherzuste-
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llen, dass alle Menschen auf der Welt 
Zugang zu qualitativ hochwertigen 
Lebensmitteln hätten. Außerdem 
soll die FAO die nachhaltige Nutzung 
von Rohstofen einschließlich Boden, 
Wasser, Luft, Klima und genetische 
Ressourcen in der Gegenwart und 
der Zukunft fördern.

Die UNO hatte zu Beginn 51 Mit-
gliedstaaten, heute sind es 193. Die 
lateinamerikanischen Mitgliedslän-
der der UNO sind: Seit 1945: Boli-

vien, Brasilien, Chile, Kolumbien, 
Costa Rica, Kuba, Ecuador, El Sal-
vador, Guatemala, Haiti, Honduras, 
Mexiko, Nicaragua, Panama, Para-
guay, Peru, Uruguay und Venezue-
la. Seit 1961: Jamaica, Trinidad und 
Tobago. Seit 1966: Barbados, Guya-
na. Seit 1973: Bahamas. Seit 1974: 
Grenada. Seit 1975: Surinam. Seit 
1978: Dominikanische Republik. 
Seit 1979: Santa Lucia. Seit 1980: 
St. Vincent und die Grenadinen. Seit 
1981: Antigua und Barbuda, Belize.
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1945:
Gründung der Weltbank

LAND: USA
BESCHREIBUNG:

Geschäftsstelle der Weltbank in Washington D.C.

Das Konzept der Weltbank wurde 
1944 während einer Konferenz in 
Bretton Woods, USA, erarbeitet. Die-
se Konferenz ist auch als Währungs- 
und Finanzkonferenz der Vereinten 
Nationen bekannt und hatte zum 
Ziel, das Währungssystem und die 
Finanzordnung nach dem Zweiten 
Weltkrieg zu regulieren. Bei die-
ser Konferenz vertraten 19 der 44 
anwesenden Regierungen Staaten 
aus Lateinamerika. Zu Beginn nan-
nte sich die Weltbank Internationale 
Bank für Wiederaufbau und Entwic-
klung (IBRD). Ihre Aufgabe war die 
Förderung des Wiederaufbaus und 

der Entwicklung nach dem Zweiten 
Weltkrieg. Es waren die lateiname-
rikanischen Länder, wo kein unmit-
telbarer Bedarf nach Wiederaufbau 
bestand, die den Vorschlag einbra-
chten, der Entwicklungsachse gen-
auso viel Bedeutung zu verleihen wie 
der Achse des Wiederaufbaus, denn 
sie waren eher an den Entwicklungs-
fonds und –krediten interessiert. 
1945 trat das Abkommen über die 
Gründung der Internationalen Bank 
für Wiederaufbau und Entwicklung 
(IBRD) in Kraft. Unterzeichnet wur-
de es von 28 Ländern, 9 davon aus 
Lateinamerika: Bolivien, Honduras, 
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Dominikanische Republik, Ecuador, 
Guatemala, Paraguay, Mexiko, Chile 
und Peru. 

Die ersten lateinamerikanischen 
Länder, die Kredite von der Welt-
bank erhielten, waren Chile 1948 
und Mexiko 1949. Beide beantragten 
Darlehen für den Bau von Was-
serkraftwerken und die Entwicklung 
der Landwirtschaft. 1978 begann die 
Weltbank ihre Umweltpolitik zu übe-
rarbeiten und zu prüfen, wie man die 
Auswirkungen ihrer Projekte auf die 
Umwelt besser kontrollieren könnte. 
Zu diesem Zweck wurde 1987 die 
Umweltabteilung der Weltbank ge-
gründet. 

Die Weltbank spielte eine bedeuten-
de Rolle bei den Verhandlungen im 
Rahmen der Vereinten Nationen zum 
Abschluss eines globalen Übere-
inkommens über den Klimawandel. 

Im Dezember 2010 unterzeichne-
ten die Regierungen das Abkommen 
von Cancún und gründeten einen 
Grünen Klimafonds (Green Climate 
Fund) zur Finanzierung der weltwei-
ten Reaktion auf den Klimawandel. 
Trotzdem verplichtete sich die Welt-
bank nicht, ihren eigenen Beitrag 
zum Klimawandel zu reduzieren und 
betreibt keine Messungen der Trei-
bhausgasemissionen ihrer eigenen 
Projekte.

Derzeit zählt die Weltbank über 184 
Mitgliedsländer und vergibt jährlich 
Mittel im Wert von rund 24 Milliar-
den Dollar für Aktivitäten in Land-
wirtschaft, Handelspolitik, Ges-
undheitswesen, Bildung, Energie, 
Bergbau usw. Sie stellt Gelder für 
Infrastrukturprojekte und zur För-
derung von wirtschaftlichen Regu-
lierungen zur Verfügung, die das 
Wirtschaftswachstum fördern sollen. 
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Historische Momente

1946:
Erste Umweltforschung über tropische Feuchtwälder in 

Lateinamerika 
LAND: Panama

BESCHREIBUNG:

Das Naturschutzgebiet “Isla de Barro Colorado” in Panama beherbergt heute die Forschungsstation der 
Smithsonian Institution

1946 wird das Bioreservat Ba-
rro Colorado Island in Panama zur 
Forschungsbasis des Smithsonian 
Institute, einem seit 1846 vom US-
amerikanischen Staat verwalteten 
Bildungs- und Forschungszentrum. 
Dies war das erste Mal, dass die 
tropischen Wälder in Lateinamerika 
wissenschaftlich von einer Institu-
tion untersucht wurden, die sich der 
Erweiterung des Wissens über die 
biologische Vielfalt der Tropen wid-
mete. 

Die Geschichte des Smithsonian Ins-
titute in Lateinamerika begann mit 

dem Bau des Panamakanals (1904-
1914), als das Interesse an der Un-
tersuchung der Flora und Fauna des 
Gebietes wuchs, um Tropenkrankhei-
ten wie Gelbieber und Malaria zu 
kontrollieren, welche die Kanal-
bauarbeiter heimsuchten. Während 
des Kanalbaus wurden außerdem 
Tausende Hektar Wald abgeholzt und 
so zur Reduzierung der Zahl der Tie-
rarten im betrofenen Gebiet beige-
tragen. Weiterhin wurde Sprengstof 
eingesetzt, der das Verhalten des 
Wassers und die Regenfälle negativ 
beeinlusste. Hinzu kam der massive 
Einsatz von Insektiziden zum Schutz 



31

Geschichte der Umwelt-, Klima- und Energiepolitik in Lateinamerika 1940 – 2015 

QUELLE:
Elbers, Jörg (2011). Las áreas protegidas de América Latina. Situación actual y perspectivas para el futuro (Schutzgebiete in 
Lateinamerika. Aktuelle Situation und Zukunftsperspektiven). Quito, Ecuador, UICN.
Verfügbar unter: https://cmsdata.iucn.org/downloads/areasprotegidaslasur.pdf - Abgerufen am: [21.06.2015].
Portocarrero Valda, Gustavo (2015). Del canal de Panamá al canal de Nicaragua. América Latina en Movimiento (ALAINET) (Vom 
Panamakanal zum Nicaragua-Kanal – Lateinamerika in Bewegung). 26. Februar 2015. Verfügbar unter: http://www.alainet.org/es/
active/81094 - Abgerufen am: [21.06.2015].
STRI. Instituto Smithsonian de Investigaciones Tropicales. Historia (Smithsonian Institute für Tropenforschung. Geschichte). 
Verfügbar unter: http://www.stri.si.edu/espanol/acerca_stri/historia.php - Abgerufen am: [21.06.2015].

ABBILDUNG:
https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Forest_on_Barro_Colorado.png

der Bauarbeiter vor Tropenkrankhei-
ten. 1910 bat die Regierung von 
Panama das Smithsonian Institute, 
ein biologisches Inventar des Inter-
ventionsbereiches des Kanals anzu-
fertigen, das später das ganze Land 
abdeckte. 1966 weitete das Smith-
sonian seine Forschungen auch auf 

andere Gebiete in den Tropen aus 
und richtete ein Studienprogramm 
für Meereswissenschaften an der At-
lantik- und Paziikküste Panamas ein. 
Derzeit ist die Barro Colorado Island 
eines der wichtigsten Bioreservate 
Lateinamerikas und empfängt jähr-
lich fast Tausend Forscher. 
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Historische Momente

1948:
Widerstand der kolumbianischen Bauern

LAND: Kolumbien
BESCHREIBUNG:

Comic aus dem Jahr welcher die Vorkomnisse von Bogotazo darstellt

Als Bogotazo sind der Widerstand 
der kolumbianischen Bauern und 
die darauf folgenden Repressionen 
von Seiten der Regierung bekan-
nt. Auslöser war die Ermordung des 
Anführers der Liberalen Partei, Jor-
ge Eliécer Gaitán, am 9. April 1948 
während der 9. Panamerikanischen 
Konferenz, die in der Gründung der 
Organisation Amerikanischer Staa-
ten gipfelte. Der Bogotazo war der 
Beginn von La Violencia (die Gewalt) 
in Kolumbien, die vom Konlikt zwis-
chen der liberalen und der konserva-
tiven Partei geprägt war. In Folge des 
Bogotazo verließen viele Großgrun-

dbesitzer ihre Güter und suchten in 
den Städten Zulucht, was eine Tra-
dition des Widerstandes der Indige-
nen und Bauern begründete und in 
den 50er Jahren zur Entstehung von 
Guerillaeinheiten führte. Angesichts 
der ständigen Bedrohung, unter der 
die Anführer der Federación Nacional 
Agraria (Nationaler Landwirtschafts-
bund) standen, sahen sich viele 
Bauern gezwungen, in entlegenere 
Gegenden zu migrieren und sich zu 
ihrer Verteidigung zu organisieren. 
Diese Situation führte zu einem Kli-
ma der Spannungen um die Kontro-
lle über das Land (Fals Borda, 1975).
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1953, unter der Diktatur von Gustavo 
Rojas Pinilla, wurde versucht, La Vio-
lencia zu beenden, indem man allen 
bewafneten Bauern eine Amnestie 
gewährte und auf ihre Forderung ei-
ner Agrarreform durch die Gründung 
der Oicina de Rehabilitación y Asis-
tencia (Amt für Rehabilitierung und 
Hilfe) einging. Diese Behörde trug 
jedoch wenig zu einer Lösung des 
Problems in der Landwirtschaft bei 
und konzentrierte sich hauptsächlich 

auf die Besiedlung. Die Umsiedlung 
landloser Bauern in neue Siedlungs-
gebiete verschlechterte ihre Lebens-
bedingungen nur, denn sie mussten 
sich in immer lebensfeindlicheren 
Gegenden niederlassen, ohne In-
frastruktur, mit schlechten Böden, 
begrenzter Verfügbarkeit von Was-
ser, usw. Diese Faktoren legten den 
Grundstein für die Gründung der 
Guerillabewegung FARC (die oiziell 
1966 auf der Bildläche erschien). 
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Historische Momente

1948:
Gründung der Organisation Amerikanischer Staaten 

LAND: Kolumbien
BESCHREIBUNG:

Statue von Königin Isabella I vor dem Hauptsitz der Organisation Amerikanischer Staaten in Washington, 
DC, USA 

Die Gründung der Organisation 
Amerikanischer Staaten (OAS) am 
30. April 1948 in Bogotá, Kolum-
bien, hatte zum Ziel, die Beziehun-
gen zwischen den Ländern Amerikas 
zu stärken, um Demokratie, Achtung 
der Menschenrechte, Sicherheit und 
Entwicklung zu gewährleisten. Als 
Teil dieser Organisation wurde die 
Abteilung für Nachhaltige Entwic-
klung eingerichtet, zu deren Zustän-
digkeitsbereich Projekte zu folgen-
den Themen gehörten: Erhaltung 
der Biodiversität, nachhaltige Städ-
te, nachhaltige Nutzung von Boden 
und Wasser, Umweltrecht, Energie, 

Mitigation und Anpassung an den Kli-
mawandel, Risikomanagement usw. 
Unter der Schirmherrschaft der Ab-
teilung für Entwicklung wurden zwei 
interamerikanische Trefen für Minis-
ter und hohe Funktionäre im Bereich 
nachhaltige Entwicklung abgehalten 
(Bolivien, Dezember 2006 und Do-
minikanische Republik, November 
2010), um Kooperationsabkommen 
vor dem Hintergrund der ökologis-
chen Herausforderungen in der Re-
gion auszuhandeln.

2006 wurden in der „Erklärung von 
Santa Cruz +10” die Grundlagen für 
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eine internationale Zusammenarbeit 
in den Bereichen Planung für Na-
turkatastrophen, ökologische Grund-
sätze und Umweltgesetzgebung, 
Umsetzung von Plänen für die Si-
cherheit des Wassers, Milderung der 
Folgen von Katastrophen, Umwel-
trecht und Umweltpolitik in Amerika 
geschafen. In dieser Erklärung wird 
die wichtige Rolle unterstrichen, die 
die Zivilgesellschaft und die indige-
nen Völker bei der Förderung der na-
chhaltigen Entwicklung spielen.

Die OAS zählte anfänglich 21 Mitglie-
der. Derzeit gehören ihr 35 Mitglieds-
taaten an. Gründungsmitglieder: Ar-

gentinien, Bolivien, Brasilien, Chile, 
Kolumbien, Costa Rica, Kuba (zwis-
chen 1962 und 2009 suspendiert), 
Dominikanische Republik, Ecuador, 
El Salvador, USA, Guatemala, Haiti, 
Honduras (zwischen 2009 und 2011 
suspendiert), Mexiko, Nicaragua, Pa-
nama, Paraguay, Peru, Uruguay, Ve-
nezuela. Seit 1967: Barbados, Trini-
dad und Tobago. Seit 1969: Jamaica. 
Seit 1975: Grenada. Seit 1977: Su-
rinam. Seit 1979: Dominica, Santa 
Lucía. Seit 1981: Antigua und Barbu-
da, San Vicente und die Grenadinen. 
Seit 1982: Bahamas. Seit 1984: St. 
Kitts und Nevis. Seit 1990: Kanada. 
Seit 1991: Belize, Guyana. 
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Historische Momente

1948:
Gründung der Weltnaturschutzunion 

LAND: Frankreich
BESCHREIBUNG:

Hauptsitz der Internationale Union zur Bewahrung der Natur und natürlicher Ressourcen

Die Weltnaturschutzunion (IUCN) 
wurde 1948 gegründet mit dem Ziel 
der Wertschätzung und Bewahrung 
der Natur, sowie der Auswertung 
und Verbreitung wissenschaftlicher 
Informationen über die Umwelt. Die 
IUCN förderte das Übereinkommen 
über den internationalen Handel mit 
gefährdeten Arten freilebender Tie-
re und Planzen (CITES, 1963), das 
Übereinkommen über Feuchtgebiete 
von internationaler Bedeutung (Ram-
sar, 1971) und das Übereinkommen 
zum Schutz des Kultur- und Naturer-
bes der Welt (1972). 1964 veröfent-
lichte sie die Rote Liste Gefährdeter 
Arten. 

All dies hatte einen positiven Ein-
luss auf die nationale Umweltpolitik 
auch in Lateinamerika und zeigte die 
große Bedeutung der Arbeit von zi-
vilgesellschaftlichen Umweltinstitu-
tionen. Derzeit zählt die IUCN über 
1200 Mitgliedsorganisationen und 45 
Büros auf der ganzen Welt. In Latei-
namerika nahm die IUCN ihre Arbeit 
in den 80er Jahren auf. In dieser Re-
gion setzt sie sich für die Bewahrung 
von Naturschutzgebieten, das Em-
powerment der Zivilgesellschaft, 
die Generierung von Fachkenntnis-
sen für die Aufrechterhaltung und 
Stärkung rechtlicher Rahmenbestim-
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mungen, eine Politik zum Schutz der 
Umwelt, und für soziale Gleichheit 
ein. Das Interesse an dieser Region 
geht unter anderem darauf zurück, 
dass sie eines der Gebiete mit der 
größten Biodiversität der Welt 
umfasst. Zu den Initiativen der IUCN 
in Lateinamerika gehört die Förde-
rung von REDD+-Mechanismen und 
ein Umweltobservatorium der Ini-
tiative zur Regionalen Integration in 

Südamerika (IIRSA). Letztere setzt 
sich für die Stärkung der Kapazitäten 
von Zivilgesellschaft, Regierungen 
und Privatsektor zur Bewertung von 
Auswirkungen, Chancen und Bedro-
hungen der Integrationsprojekte der 
IIRSA ein. Eines der jüngsten Vorha-
ben in Lateinamerika ist die Initia-
tive 20x20, die darin besteht, dass 
die Länder der Region 20 Millionen 
Hektar zerstörten Landes bis 2020 
sanieren. 
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Historische Momente

1948:
Erstes Gesetz zum Schutz der Waldressourcen in 

Lateinamerika 
LAND: Argentinien
BESCHREIBUNG:

Regenwald in Mexiko nach der Brandrodung zur landwirtschaftlichen Nutzung

Die Verabschiedung dieses Geset-
zes zum Schutz der Waldressour-
cen in Argentinien beeinlusste die 
Forstgesetzgebung in ganz Lateina-
merika, die sowohl auf die Nutzung 
dieser Ressourcen als auch die deren 
Bewahrung abzielte. Dennoch konn-
te die lateinamerikanische Forstge-
setzgebung weder den immer gerin-
geren Anteil der Forstindustrie am 
Bruttoinlandsprodukt aufhalten noch 
den Anstieg der Abholzungsquote 
(Brañes 2001: 81). In Mexiko wur-
de 1992 das sechste Forstgesetz seit 
1917 erlassen. In den 90er Jahren 
traten neue Gesetze in anderen la-

teinamerikanischen Ländern in Kra-
ft: Guatemala (1996), Bolivien (Ge-
setz Nr. 1700, 1996), Kuba (Gesetz 
Nr. 85, 1998). In Peru wurden 2015 
die Umsetzungsbestimmungen des 
Forstgesetzes diskutiert. 

In Argentinien gab es bereits seit 
1932 das dem Landwirtschaftsminis-
terium unterstellte Forstreferat (Sec-
ción Técnica de Bosques). Zwischen 
1934 und 1943 leisteten einheimis-
che und ausländische Wissenschaft-
ler wichtige Arbeit für eine Bestands-
aufnahme der nationalen Wälder, die 
Nutzung von Hölzern, die Einführung 
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von Arten von kommerziellem Wert 
usw. Der Zweite Weltkrieg hatte das 
Interesse der Regierungen in Argen-
tinien und den restlichen Ländern 
der Region geweckt, die Agrargrenze 
auszuweiten. Damit begann beispiel-
sweise in Argentinien ein intensiver 
Abholzungsprozess. 

1943 wurde die Argentinische 
Forstdirektion gegründet, womit 
erstmals die Bedeutung der Wal-

dressourcen für die Wirtschaft des 
Landes anerkannt wurde. Die Eins-
chränkungen dieser Direktion bei der 
Umsetzung einer Forstpolitik führten 
zur Billigung des Gesetzes 13273, 
dem Gesetz zum Schutz des forst-
wirtschaftlichen Reichtums (1948). 
Als Folge dieses Gesetzes wurde 
die Nationale Forstverwaltung ANB 
gegründet sowie ein Netzwerk an 
Baumschulen, Waldplanzungen zu 
Forschungszwecken, eine Abteilung 
für Forststatistik usw. 
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Historische Momente

1949:
El Salvador erhält seinen ersten Kredit von der Weltbank 
für den Staudamm des Wasserkraftwerks am Río Lempa 

LAND: El Salvador
BESCHREIBUNG:

Der Staudamm “5 de Noviembre” am Río Lempa, El Salvador

Der erste Kredit, den El Salvador von 
der Weltbank erhielt, wurde am 14. 
Dezember 1949 genehmigt und be-
lief sich auf 12,5 Millionen US-Dollar 
für die Finanzierung des Staudamm-
projekts für das Wasserkraftwerk 5 
de Noviembre am Río Lempa, dessen 
Einzugsbereich sich über Guatemala, 
Honduras und El Salvador erstreckt. 
Zehn Jahre später wurde ein weiterer 
Kredit über 3 Millionen Dollar für das 
Kraftwerk des Río Lempa genehmigt. 
Vier Jahre zuvor, 1945, erließ Gene-
ral Salvador Castañeda Castro, der 
das Land zwischen 1945 und 1948 
regierte, das Regierungsdekret zur 

Einsetzung des Exekutivausschus-
ses für das Wasserkraftwerk des 
Río Lempa (CEL) und unternahm so 
den ersten Schritt hin zu einer Ele-
ktriizierung von El Salvador. Dieser 
Ausschuss war zuständig für die te-
chnischen Durchführbarkeitsstudien 
für das Wasserkraftwerk am Lempa. 
Nach der Kreditvergabe begannen 
1950 die Bautätigkeiten, 1954 wurde 
mit der Errichtung des eigentlichen 
Staudamms begonnen. So schafte 
El Salvador den Sprung von einer 
fast inexistenten ländlichen Elektri-
izierung zu einer Stromversorgung, 
die 1970 fast 100% seines Staatsge-
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Ley%20de%20integraci%C3%B3n%20monetaria,%20formaci%C3%B3n,%20aplicaci%C3%B3n.pdf Abgerufen am: [25.06.2015].
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bietes abdeckte. In den 70er Jahren 
wurde auch die Rückzahlung des 
Weltbankkredits abgeschlossen. 

In ökologischer Hinsicht wurden die 
durch die Staudämme entstandenen 
künstlichen Seen, die die Umgebung 
veränderten und Täler und Schlu-
chten in Seelandschaften verwan-
delten, zum Lebensraum diverser 
Arten von Wassertieren und Vögeln. 

Der Stausee Cerrón Grande wurde 
von einer ganzen Reihe an Zugvöge-
ln angenommen. Derzeit ist der CEL 
mit neuen Projekten befasst, die 
wichtigsten davon sind Forschungs-
projekte zu Photovoltaik und Winde-
nergie, Studien für binationale Was-
serkraftprojekte, die Ausweitung des 
Kraftwerks 5 de Noviembre, sowie 
Stromerzeugung aus Biogas und 
Meeresenergie.  
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1950:
The Nature Conservancy in Lateinamerika (TNC)

LAND: USA
BESCHREIBUNG:

Logo von “The Nature Conservancy”

TNC, eine nichtstaatliche Umwel-
torganisation mit weltweitem Ein-
luss, wurde gegründet, um „Hots-
pots” auf dem gesamten Kontinent 
zu schützen. 1975 unterstützte sie 
die Schafung des Nationalparksys-
tems in Costa Rica. 1980 startete 
sie ihr Programm für Internationalen 
Umweltschutz zur Erfassung von Na-
turschutzgebieten und Umweltschut-
zorganisationen in Lateinamerika, 
und 1994 eröfnete sie ihr erstes 
Büro in Südamerika (Brasilia). Wie 
andere Umweltorganisationen hat 
auch TNC wissenschaftlich-politische 
Werkzeuge entwickelt, um Schwer-

punkte im Umweltschutz zu setzen. 

Vorläufer von TNC sind die Ecological 
Society of America (1915) und The 
Ecologist Union (1946). Diese waren 
wissenschaftliche Gruppierungen, 
die sich unmittelbar für den Schutz 
von Naturgebieten engagierten. Die 
Ecologist Union änderte ihren Na-
men 1950 in The Nature Conservan-
cy um. 

TNC ist in folgenden Ländern tätig: 
Karibik: Bahamas, Kuba, Dominika-
nische Republik, Haiti, Jamaica, 
Puerto Rico, Virgin Islands. Mittela-
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Auf der Welt gibt es rund 209 000 Meeres- und Landschutzgebiete auf einer Fläche von über 
30 Millionen Quadratkilometern (Deguignet et al 2014: 1). Mittel- und Südamerika sind die 
Regionen mit dem größten Anteil an Schutzgebieten. In Mittelamerika beinden sich 28% des 
Territoriums in irgendeiner Schutzkategorie, in Südamerika 25%. In der Karibik sind 15% des 
Territoriums geschützt. Allgemein stehen in Lateinamerika fast 5 Millionen Quadratkilometer auf 
irgendeine Weise unter Schutz (Deguignet et al. 2014: 15).

Interessante Fakten

merika: Belize, Costa Rica, Guate-
mala, Honduras, Nicaragua, Panama. 

Südamerika: Argentinien, Bolivien, 
Brasilien, Chile, Kolumbien, Ecuador, 
Paraguay, Peru, Venezuela.  
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1950:
Gründung der Nationalen Kommission für Atomenergie in 

Argentinien 
LAND: Argentinien
BESCHREIBUNG:

Juan Domingo Perón, argentinischer Präsident 1946-1952

Am 31. Mai 1950 wurde in Argenti-
nien die Nationale Kommission für 
Atomenergie (CNEA) gegründet, die 
Argentinien zum ersten Land in La-
teinamerika machte, welches Ato-
menergie nutzte. Die CNEA sollte die 
Nuklearforschung fördern, um alter-
native Energiequellen als Stützpfei-
ler der argentinischen Wirtschaft 
nach dem Zweiten Weltkrieg zu ers-
chließen (Dekret Nr. 10.936/50).

Nach Ende des Zweiten Weltkrieges 
war die Atomenergie ein Schlüssel-
faktor für die Wirtschaft der Indus-
trieländer in Europa und die Sowje-

tunion. In Argentinien startete die 
Regierung Perón (1946-1955) ein 
Industrialisierungsprogramm, in 
dessen Rahmen die Atomenergie 
Ausgangpunkt für eine Reihe von 
Projekten zur wissenschaftlich-te-
chnologischen Unabhängigkeit des 
Landes sein sollte. Ab 1952 wurden 
unter anderem Geologie und Abbau 
und Verarbeitung von Uran geför-
dert.

In Argentinien beschäftigte sich die 
CNEA mit der Untersuchung des ar-
gentinischen Staatsgebietes, um 
dessen Reichtum an für die Gewin-
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nung von Nuklearenergie geeigne-
ten Mineralien zu bestimmen. 1952 
begann der Abbau von Uran des 
Vorkommens von Agua Botada in der 
Provinz Mendoza, und man richtete 
in Córdoba ein kleines Versuchswerk 
zur Verarbeitung dieser ersten Ura-
nerträge ein, das als Grundlage für 
den Bau ähnlicher Anlagen diente.  
Ergänzend dazu wurde 1953 in Ezei-
za ein Pilotkraftwerk konstruiert für 
die Herstellung von metallischem 
Uran durch Calciothermie. Ab 1955 
wurden die Uranvorkommen syste-
matisch untersucht.
 
Anhand der ersten geologischen 
Studien stellte man fest, dass es 
auf 1.300.000km2 des Staatsgebie-
tes möglicherweise Uranvorkommen 
gab, 400.000 davon wurden als „von 
unmittelbarem Interesse“ eingestuft 
(CNEA 2010: 8). 

Die CNEA war das Vorbild für die För-
derung der Atomkraft auch in Mexiko 
durch die Gründung der Nationa-
len Kernenergiekommission CNEN 
(1956) und in Chile mit der Chile-
nischen Kernenergiekommission 
(1965). Die Atomkraft wird jedoch 

nicht nur wegen der Risiken kriti-
siert, die Unfälle in Atomkraftwer-
ken verursachen, sondern auch weil 
bisher noch keine Lösung für eine 
angemessene Entsorgung der ra-
dioaktiven Abfälle gefunden wurde. 
Der Bergbaukomplex Minero Fabril 
San Rafael (CMFSR), auch bekannt 
unter dem Namen Sierra Pintada, ist 
eine der Uranlagerstätten in Argenti-
nien. Dort kam es zu Konlikten, weil 
die CNEA radioaktive Abfälle ohne 
die zur Vermeidung einer Kontami-
nierung der Gegend nötigen Aufbe-
reitung gelagert hatte.  

Andererseits hatte das argentinis-
che Militär auch ein geopolitisches 
Interesse an der Kernenergie. 1973 
kam es zur Krise in den Beziehungen 
zu Brasilien aufgrund des Vertrags 
von Itaipú, in dem der Bau eines 
riesigen Staudamms am Río Para-
ná in der Nähe der argentinischen 
Grenze  formell vereinbart wurde. 
Hinzu kam die Unterzeichnung eines 
Übereinkommens zwischen Brasi-
lien und der Bundesrepublik Deuts-
chland (Juni 1975) über den größten 
Transfer von Kerntechnologie in ein 
Entwicklungsland (von Deutschland 
nach Brasilien).
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Mitte der 70er Jahre wurde Argentinien als das Entwicklungsland nach China und Indien 
betrachtet, das die größten Fortschritte bei der Entwicklung der Atomkraft gemacht hatte. 
Während der Militärregierung (1976-1983) wurde diese Entwicklung in Argentinien noch 
beschleunigt. Damit wollte man den gesamten Zyklus nuklearer Brennstofe kontrollieren, 
um das Land von „schlüsselfertigen” Verträgen zu befreien. Bei letzteren übernahmen die 
multilateralen Entwicklungsbanken den gesamten Bauprozess einschließlich aller damit 
zusammenhängender Risiken. Manchmal kümmerten sie sich auch um den Betrieb der Anlagen. 
Dieses Modell hatte den Nachteil, dass der Kunde (oder das Land) keinerlei Änderungen am 
Projekt vornehmen konnte (aufgrund fehlender Geldmittel und/oder Humanressourcen), was 
zu einer Abhängigkeit vom Partner führte. 

Interessante Fakten:
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1952:
Erlass des Erdölgesetzes in Peru 

LAND: Peru
BESCHREIBUNG:

Manuel Odría Amoretti, peruanischer Präsident 1950-1956

1952 wurde in Peru das Gesetz Nr.  
11780, erlassen, welches fests-
chrieb, dass die Erdöl- und Kohlen-
wasserstofvorkommen unverjähr-
bares Eigentum des peruanischen 
Staates seien. Die Geschichte dieses 
Gesetzes begann Mitte des zwanzigs-
ten Jahrhunderts, als das Erdöl auf-
grund seiner wachsenden Bedeutung 
für die Wirtschaft zu einem heiklen 
Thema in der Öfentlichkeit wurde. 
Damals war der peruanische Staat 
sehr daran interessiert, neue Erdöl-
vorkommen zu inden, verfügte aber 
nicht über die nötigen Mittel für de-
ren Erschließung und Abbau. Diese 

Situation veranlasste die peruanis-
che Regierung schließlich dazu, 1946 
den Vertrag von Sechura mit dem 
US-Unternehmen International Pe-
troleum Company (IPC) zu unterzei-
chnen. Dieser während der Amtszeit 
von Präsident José Luis Bustaman-
te y Rivero unterschriebene Vertrag 
war höchst umstritten und wurde nie 
vom Kongress abgesegnet. Man war 
der Meinung, er würde die Rohstofe 
des Landes „verschenken“, da nur 
30% der Erlöse an den Staat gingen. 

Dies war einer der Gründe für den 
Staatsstreich von Manuel Odría (der 
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dann von 1948 bis 1956 das Land 
regierte). Während seiner Amtszeit 
beauftragte Odría Spezialisten mit 
der Formulierung eines neuen Erdöl-
gesetzes, des Gesetzes Nr. 11780, 
das schließlich 1952 mit der Billigung 
der 1896 gegründeten Bergbau- und 
Erdölgesellschaft verabschiedet wur-
de. Da das Gesetz darauf abzielte, 
Privatinvestitionen zu fördern, gab 
es dem Staat die Befugnis, ohne 
größere Anforderungen neue Ers-
chließungs- und Förderkonzessionen 
zu vergeben und schafte Steuern auf 
Erdölexporte und Fördergebühren 
ab (Lossio 2014:34). Auf diese Wei-
se schuf das Gesetz Nr. 11780 von 
1952 einen Anreiz für einheimische 
und ausländische Unternehmer, die 
an einer Erschließung von Ölvorkom-
men in der Region interessiert waren. 
Beispielweise wurde das peruanische 
Erdölunternehmen Petrolera Peruana 
gegründet, geleitet vom Zuckermag-

naten Augusto Gildemeister. Wenige 
Jahre später wurde es von der US-
Firma Belco Petroleum Corporation 
aufgekauft und wurde zum drittwi-
chtigsten Unternehmen auf diesem 
Gebiet nach der IPC (die praktisch 
ein Monopol auf die Produktion be-
saß) und die Compañía Petrolera Lo-
bitos S.A.

En 1993 wurde dieses Gesetz durch 
das Gesetz Nr. 26221 aufgehoben. 
Letzteres regelt die Aktivitäten im 
Bereich Kohlenwasserstofe auf pe-
ruanischem Staatsgebiet. Mit dieser 
Norm wurde Perupetro S.A. gegrün-
det, ein privatrechtlich organisiertes 
staatliches Unternehmen, dessen 
Aufgabe die Investitionsförderung 
in der Erschließung und dem Abbau 
von Kohlenwasserstofen sowie die 
Aushandlung und Unterzeichnung 
von Verträgen im Namen des Staa-
tes ist. 
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1952:
Agrarreform in Guatemala

LAND: Guatemala
BESCHREIBUNG:

Propagandaplakat für die Bodenreform in Guatemala

Die Agrarreform in Guatemala be-
gann am 17. Juni 1952 per Dekret 
900 während der kommunistischen 
Regierung von Präsident Jacobo  
Árbenz Guzmán (1951-1954). Ziel 
der Reform war die Entwicklung einer 
„kapitalistischen Agrarwirtschaft” 
durch Enteignung großer Flächen 
von Agrarland, das angeblich nicht 
eizient genutzt wurde. Infolgedes-
sen erschienen Bauern- und Arbei-
tergewerkschaften, deren Vertreter 
versuchten, strategische Posten in 
den Agrar- und Nationalkomitees zu 
ergattern.

Nach dem Sturz von Árbenz 1954 
per Staatsstreich der Nationalen 
Befreiungsbewegung begann eine 
Gegenreform, und die Mehrzahl der 
während der Agrarreform enteigne-
ten Ländereien wurde an ihre Besit-
zer zurückgegeben. Diese Gegenre-
form lief jedoch nicht ohne Gewalt 
ab. Seit Beginn der Amtszeit von 
Castillo Armas 1954 kam es zu Re-
pressionen gegen die Anführer von 
Gemeinschaften, Gewerkschaften, 
Bauern, Studenten, Intellektuellen 
und anderen, die die Revolution un-
terstützt hatten. Vor diesem Hinter-
grund machte erstmals Rigoberta 
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WEITERE AKTEURE
United Fruit Company (1899-1970). Multinationales US-amerikanisches Handelsunternehmen, das Tropenfrüchte, hauptsächlich 
Bananen, in Lateinamerika anbaute und vermarktete. Es wurde in vielen Ländern der Region zu einer bedeutenden politischen 
und wirtschaftlichen Kraft. Während der Agrarreform in Guatemala wurden 156 000 Hektar der United Fruit Company, die im Land 
Bananen anbaute und 85% ihrer 220 000 Hektar brach liegen ließ, enteignet. Dies entsprach 64% ihrer Gesamtläche. 
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Menchú (Friedensnobelpreis 1992) 
von sich reden. 

Als der Druck der Bevölkerung in 
Agrarfragen anhielt, wurde 1962 
das Gesetz Nr. 1551, das Gesetz zur 
Transformation der Landwirtschaft, 
erlassen und das Institut zur Trans-
formation der Landwirtschaft (INTA) 

gegründet. Damit wurde die Besied-
lung von Staatsland und die Privati-
sierung brach liegender Grundstücke 
angestoßen. In dieser Zeit entstan-
den Besiedlungsprogramme für die 
Region Petén, einem von Wäldern 
bedeckten Gebiet im Norden des 
Landes – mit schwerwiegenden öko-
logischen Auswirkungen.  
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1952: 
Verstaatlichung der bolivianischen Minen und Gründung 

der Corporación Minera de Bolivia (COMIBOL) 
LAND: Bolivien

BESCHREIBUNG:

Victor Paz Estenssoro - bolivianischer Präsident 1952-1956

Die Corporación Minera de Boli-
via (COMIBOL) wurde per Dekret 
Nr. 3196 am 2. Oktober 1952 im 
Rahmen der bolivianischen Revo-
lution gegründet. Als staatliches 
Bergbauunternehmen war COMIBOL 
für die Verwaltung der Produktions-
kette im bolivianischen Bergbau zus-
tändig: Prospektion, Erschließung, 
Raination und Vermarktung. Im 
Zuge dieser Maßnahme wurden die 
Zinnminen verstaatlicht, über die 
drei große Unternehmer ein Monopol 
hielten: Simón Patiño, Carlos Víctor 
Aramayo und Mauricio Hoschild.

Nach der Verstaatlichung wurde CO-
MIBOL mit der Verwaltung und dem 
Betrieb der enteigneten Minen be-
traut. Durch diese Reform erhielt 
der Staat 80% der Exporteinkünfte 
und das Eigentum über unterirdis-
che Rohstofvorkommen. Die Vers-
taatlichung der Minen war die erste 
Amtshandlung des Präsidenten der 
Nationalistischen Revolutionären 
Bewegung MNR unter Führung von 
Víctor Paz Estenssoro. Das Dekret 
zur Verstaatlichung wurde als bisher 
auf dem Kontinent beispiellose po-
litische Maßnahme  betrachtet, die 
die enorme Bedeutung und Macht 
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Zur Person

Simón Patiño (Cochabamba, 1. Juni 1860 – Buenos Aires, 20. April 1947). Bolivianischer 
Unternehmer und Bergbaumagnat. Sein Vermögen entstand mit der Entdeckung der Mine La 
Salvadora am Berg Lllallagua, Departamento Potosí, Bolivien, im Jahr 1900. Bis 1910 hatte 
er bereits einen mächtigen Bergbaukomplex mit den Minen des Llallagua, Catavi, Siglo XX, 
Unicía, Huanuni und anderen gegründet. Um die Minerale von seinen Minen abzutransportieren, 
baute er außerdem 1911 die Eisenbahnlinie Machacamarca-Uncía. Er besaß Verbindungen 
zu US-amerikanischen, britischen und deutschen Firmen. Im Juli 1924 konsolidierte er 
seine Interessen in der Patiño Mines and Enterprises Consolidated, Inc., die er in den USA 
registrierte. In den 40er Jahren war er einer der reichsten Männer der Welt. Während der 
Großen Depression 1929 spielte er eine wichtige Rolle, als er das Internationale Zinn-Komitee 
gründete, um das Zinnangebot auf dem Weltmarkt zu regulieren und den Zinnpreis zu schützen. 
Patiño, Mauricio Hoschild und Carlos Víctor Aramayo waren als die Zinnbarone bekannt und 
besaßen großen politischen Einluss in Bolivien bis zur Nationalen Revolution von 1952, die die 
Bergbauunternehmen verstaatlichte.

der Gewerkschaften zeigte. Bereits 
1944 hatte sich der Bergarbeiter-
bund Federación de Mineros unter 
Führung von Juan Lechín gegründet, 
und 1945 hatte die Regierung den 
ersten Indigenenkongress organi-
siert, auf dem das Pongaje abges-
chaft wurde (System zur Ausbeu-
tung der Bauern, die auf Haciendas 
lebten und ohne Bezahlung von den 
Haciendabesitzern und anderen Un-
ternehmern ausgenutzt wurden).

Andererseits stellte COMIBOL Mittel 
für diverse Projekte zur Verfügung, 
die das Wachstum von Santa Cruz 
de la Sierra förderten, wie unter an-

derem der Bau der Straße Cocha-
bamba-Santa Cruz, der Bau einer 
Zuckermühle oder der Export von 
Erdöl über eine Pipeline nach Arica. 
Leider führten diese Geldtransfers zu 
einer Unterkapitalisierung des boli-
vianischen Bergbauunternehmens. 

1952 wurde außerdem per Dekret 
3037 das Ministerium für Bergbau 
und Erdöl gegründet, dessen Man-
dat darin bestand, die Führung von 
COMIBOL, des staatlichen Unter-
nehmens Yacimientos Petrolíferos 
Fiscales (YPFB), der Bolivianischen 
Bergbaubank und des Bolivianischen 
Instituts für Hüttenwesen zu kontro-
llieren.  
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1952:
Gründung der Nationalen Bank für Wirtschaftliche und 

Soziale Entwicklung in Brasilien - BNDES 
LAND: Brasilien
BESCHREIBUNG:

Logo der Brasilianischen Entwicklungsbank (BNDES)

Die Nationale Bank für Wirtschaft-
liche und Soziale Entwicklung (BN-
DES) wurde am 20. Juni 1952 per Ge-
setz Nr. 1682 gegründet. Zweck der 
BNDES war die Förderung inanzie-
ller Investitionen in Energieprojekte 
in Brasilien und der Region. Die Bank 
hatte auch zur Aufgabe, langfristig 
den Industrialisierungsprozess und 
den Ausbau der Infrastruktur zu un-
terstützen, um den Außenhandel von 
Brasilien und später von ganz Latei-
namerika anzukurbeln. Die Grün-
dung der BNDES hing eng mit der 
Blütezeit der ersten großen nationa-
len Strategie Brasiliens während der 

demokratischen Regierungen zwis-
chen 1945 und 1964 zusammen. Die 
BNDES wurde zur staatlichen Behör-
de mit den weitreichendsten Kapa-
zitäten zur Koordinierung und Dur-
chführung der Wirtschaftsplanung. 
Während der Amtszeit von Getulio 
Vargas (1950-1954), während derer 
die BNDES gegründet wurde, ents-
tanden außerdem Petrobras (1953) 
und Electrobras (1954, genehmigt 
1961). 

In den letzten Jahren riefen die 
von der BNDES angestoßenen Was-
serkraft-Projekte wie der Komplex 
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von Río Madeira oder das Wasserkra-
ftwerk Belo Monte wegen ihrer gra-
vierenden ökologischen Auswirkun-
gen die Kritik von Umweltschützern 
und Indigenen hervor. Daraufhin 
begann die BNDES, Umweltregelun-
gen zu formulieren, die jedoch noch 
immer umstritten sind. 2008 richtete 
sie den Fondo Amazonía (Fonds für 
Amazonien) für Spendengelder ein, 
die für nicht rückzahlungsplichtige 
Projekte zur Bekämpfung der Abhol-
zung bestimmt sind. 2009 schuf sie 

den Klimafonds zur Förderung te-
chnologischer Unternehmungen zur 
Reduzierung der Treibhausgasemis-
sionen. Bis 2012 setzte die BNDES 
bei ihrer Förderung einen Schwer-
punkt auf Projekte des Programms 
zur Wachstumsbeschleunigung PAC. 
Für jenes Jahr war der Bau von 82 
Straßen und Binnenwasserwegen 
(37 davon im Staat Amazonas, 14 in 
Rondonia und 10 in Pará) vorgese-
hen. Mindestens 43 dieser Projekte 
betrafen jeweils zumindest ein indi-
genes Gebiet.
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1953:
Agrarreform in Bolivien

LAND: Bolivien
BESCHREIBUNG:

Logo des Movimiento Nacionalista Revolucionario (MNR)

Am 2. August 1953 begann, ange-
führt von der Nationalistischen Re-
volutionären Bewegung MNR, die 
Agrarreform in Bolivien. Diese Re-
form konzentrierte sich auf die Um-
setzung populistischer wirtschaftli-
cher Anpassungsmaßnahmen in den 
Bereichen Mineralien, Kohlenwas-
serstofe und Landwirtschaft sowie 
auf die Aufnahme bäuerlicher so-
zialer Bewegungen in die nationale 
politische Agenda durch Einführung 
des allgemeinen Wahlrechts. Diese 
Revolution kam im Zusammenhang 
mit dem Kalten Krieg zustande und 
war die einzige der sozialen Revo-

lutionen Lateinamerikas, die von 
den Vereinigten Staaten unterstützt 
wurde. Die Agrarreform förderte die 
Enteignung von Großgrundbesitzern 
zugunsten der Bauernschaft. Damals 
besaßen 4,5% der Grundeigentümer 
im ländlichen Raum 70% des gesa-
mten landwirtschaftlich nutzbaren 
Bodens in Bolivien. Die Reform en-
teignete rund 80% des Agrarlandes 
(Jemio 1973: 22). Andererseits för-
derte die Reform die Anwendung ka-
pitalistischer Produktionstechniken 
zugunsten der Landbevölkerung. 
Auf diese Weise versuchte sie, die 
Bauern in ihrer Eigenschaft sowohl 
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als Produzenten als auch als Ver-
braucher in den Binnenmarkt auf-
zunehmen. Die Agrarreform wurde 
durch Siedlungsprogramme des Na-
tionalen Siedlungsinstituts vervolls-
tändigt, um Migrationsbewegungen 
zu fördern. Diese Programme sind 
besser unter der Bezeichnung „Mar-
cha al Oriente“ (Marsch in den Os-
ten) bekannt und beziehen sich auf 
die Besiedlung von Gebieten sowo-
hl im Hochland als auch im Tieland 
zur Umsetzung einer diversiizierten 
Agrarpolitik zur Substitution impor-
tierter Lebensmittel. 

Gemäß den Plänen der Regierung der 
Nationalen Revolution war die erste 
Phase der Agrarreform hauptsächlich 

rechtlicher und landrechtlicher Natur 
und endete 1968. Später folgte die 
zweite Phase, deren Schwerpunkt 
auf der Organisation der Produktion 
und der technischen und sozialen 
Entwicklung der Bauernschaft lag. 
Diese Vorgänge wurden jedoch am 4. 
November 1964 durch den Militärs-
treich zum Stillstand gebracht. Diese 
Unterbrechung der Agrarreform lös-
te eine Welle illegaler Aneignungen 
von Ländereien im bolivianischen 
Osten aus. 1996 wurde das Gesetz 
1715 über das Nationale Agrarre-
forminstitut INRA erlassen, um die-
se Verzerrungen zu korrigieren, je-
doch ohne bemerkenswerten Erfolg 
mit Ausnahme der Anerkennung von 
Landbesitzansprüchen der indigenen 
Völker des Tielandes.  
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1954:
Einweihung der Straße von Cochabamba nach Santa Cruz 

und Entwicklung des bolivianischen Ostens
LAND: Bolivien

BESCHREIBUNG:

Luftbild der Stadt Santa Cruz de la Sierra

Die Straße von Cochabamba nach 
Santa Cruz war die erste asphaltier-
te Landstraße Boliviens und wurde 
im Zusammenhang mit der Nationa-
len Revolution am 25. August 1954 
eingeweiht. Der Bau dieser Straße 
bedeutete die Integration der re-
gionalen Wirtschaft von Santa Cruz 
in die gesamtbolivianische Wirts-
chaft, denn die Straße ermöglichte 
deren Anbindung an die dynamis-
che Wirtschaftsachse Cochabamba 
– Oruro - Potosí - La Paz – Gebiete, 
die sich in jener Zeit der Landwirts-
chaft und dem Abbau und Export 
von Zinn, Silber, Zink und Antimon 

widmeten. Mit der Aktivierung der 
Wirtschaft in Santa Cruz wurde die 
Landbesitzer-Oligarchie der Gegend 
zur Landwirtschafts-Bourgoisie, da 
ihre Agrarbetriebe von der Agrarre-
form anerkannt wurden und sie Ka-
pital der COMIBOL nutzen konnten. 
Weiterhin führte diese Straße zu 
einer Bevölkerungsexplosion in der 
Stadt Santa Cruz, deren Einwohner-
zahl von 42.746 im Jahr 1959 auf 
254.682 im Jahr 1976 anstieg. Die 
Anbindung des Ostens an den Wes-
ten Boliviens über die Achse Santa 
Cruz führte zu einer allmählichen 
Verschiebung der Wirtschaftsmacht. 
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Parallel dazu führte der Interame-
rikanische Agrardienst Abholzung-
soperationen im Gebiet von Santa 
Cruz durch und investierte 7 Millio-
nen Dollar in die Sanierung neuer 
Ländereien und landwirtschaftliche 
Maschinen. Mit der Besiedlung die-
ser Gegend Boliviens und dem Au-

fbau einer Verkehrsinfrastruktur 
wurde Santa Cruz zu einem bedeu-
tenden Reis- und Zuckeranbaugebiet 
und zum wirtschaftlichen Zentrum 
des Landes. Die Reisproduktion stieg 
vom 14.500 Metertonnen im Jahr 
1956 auf 24.500 im Jahr 1961 an 
(USAID 2013:10).
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1955:
Beginn der bolivianischen Erdölförderung im großen Stil 

LAND: Bolivien
BESCHREIBUNG:

Eine der ersten Ölquellen der YPF in Lateinamerika

Der Kohlenwasserstof-Kodex wurde 
am 26. Oktober 1955 als Dekret an-
genommen und 1956 als Gesetz Nr. 
4210 ratiiziert. Dieser Kodex und 
das darauf folgende Gesetz schrie-
ben fest, dass sich alle Vorkommen 
an Erdöl, Asphalt, Erdgas und ande-
ren Kohlenwasserstofen auf bolivia-
nischem Staatsgebiet im Untergrund 
und an der Oberläche in direktem, 
unveräußerlichem und unverjährba-
rem Besitz der Nation beinden und 
erklärten außerdem die Exploration, 
Erschließung, Raination, Verarbei-
tung oder Aufbereitung von Kohlen-
wasserstofen sowie deren Lagerung 

und Transport per Pipeline und über 
andere spezielle Transportwege zur 
gemeinwirtschaftlichen Angelegen-
heit.

Dieser Kodex wurde geschafen, um 
die inanziellen Schwierigkeiten des 
Landes durch die sofortige und groß 
angelegte Förderung von Erdöl zu 
lösen. Zuvor waren die 30er Jahre 
von fundamentaler Bedeutung für 
die bolivianische Erdölindustrie. In 
jenem Jahrzehnt kam es zum Krieg 
des Chaco und zur Gründung des 
staatlichen Erdöl- und Erdgasunter-
nehmens Yacimientos Petrolíferos 



60

Historische Momente

QUELLEN:
CEDLA (2006). Yacimientos Petrolíferos Fiscales Bolivianos (YPFB). 22. September 2006. Verfügbar unter: http://plataformaenergetica.
org/obie/content/2154 – Abgerufen am: [21.06.2015].
Fernández Terán, Roberto (2010). Poder, petróleo y nacionalizaciones en Bolivia (Macht, Öl und Verstaatlichungen in Bolivien). 
Verfügbar unter: http://promex.iese.umss.edu.bo/uploads/docs/articulo_1331851361.pdf – Abgerufen am: [21.06.2015].
Hines, Sarah T. (2013) A review of The Nature of Oil in Bolivia, 1896-1952 (Das Wesen des Erdöls in Bolivien, 1896-1952) von Stephen 
Conrad Cote. Dissertationsrelevante Informationen. Veröfentlicht am 9. Mai 2013. Verfügbar unter: http://dissertationreviews.org/
archives/3797 - Abgerufen am: [21.06.2015].

ABBILDUNG:
https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Pozo_de_Campo_Dur%C3%A1n.JPG

Fiscales Bolivianos (YPFB). Die erste 
Hälfte der 50er Jahre war dann als 
„Goldenes Zeitalter der YPFB” be-
kannt. Mit wirtschaftlicher Unters-
tützung von Seiten der Nationalistis-
chen Revolutionären Bewegung MNR  
konnte YPFB seine Ölproduktion stei-
gern, entdeckte neue Gebiete zur 
Erschließung und Förderung, und 
nahm 1955 die Ölpipeline Camiri-Ya-
cuiba in Santa Cruz in Betrieb. 

Die Standard Oil Company of Boli-
via war ein nordamerikanisches Pri-
vatunternehmen, das sich der Ver-
marktung von Erdöl widmete. Sie 
kaufte zwischen 1920 und 1922 drei 
Millionen Hektar Erdölkonzessionen 
auf und hielt damit das Erdölmono-
pol in Bolivien. Ende der 20er Jahre 
begannen die Spannungen zwischen 
dem bolivianischen Staat und dem 

Unternehmen, die zeitlich mit den 
Grenzspannungen zwischen Bolivien 
und Paraguay, dem Krieg des Chaco 
(1932-1935), zusammen ielen. In 
diesem Konlikt schadete die Stan-
dard Oil Company den bolivianischen 
Interessen, indem sie Maschinen 
und Werkzeuge auf argentinisches 
Staatsgebiet verfrachtete und sich 
weigerte, Flugzeugkraftstof zu rai-
nieren und die Kraftstofproduktion 
für die Armee und deren Kampag-
ne zu steigern (Fernández 2010: 
13). Angesichts dessen grif der bo-
livianische Staat in den Betrieb der 
Ölquelle von Camiri ein, und 1937 
wurde die Standard Oil verstaatlicht. 
Ihr Eigentum ging an die YPFB über, 
und Standard Oil wurde damit zum 
ersten Kohlenwasserstof-Unterneh-
men, das in Lateinamerika verstaat-
licht wurde.  
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1956:
Gründung der Nationalen Atomenergiekommission (CNEN) 

in Mexiko  
LAND: Mexiko

BESCHREIBUNG:

Das Atomkraftwerk “Laguna Verde” gehört der Comisión Federal de Electricidad de México (CEF) und ging 1987 
ans Netz

Nach der argentinischen Initiative 
gründete Mexiko am 1. Januar 1956 
die Nationale Atomenergiekommis-
sion (seit 1972 Nationales Institut für 
Nuklearforschung) für Forschungen 
im Bereich Nuklearwissenschaft und 
–technologie und für spezialisierte 
Dienstleistungen für die Industrie 
im Allgemeinen und insbesondere 
für die Medizin. In den 60er Jahren 
war das wichtigste wissenschaft-
liche Projekt Mexikos der Bau des 
Nuklearzentrums Salazar im Bun-
desstaat Mexiko (Baubeginn 1964). 
Mexiko, Argentinien und Brasilien 
sind die einzigen drei Länder in La-

teinamerika, die über Kernkraftwer-
ke verfügen. 2011 gab es in Mexiko 
ein Kernkraftwerk in Alto Lucero de 
Gutiérrez Barrios im Bundesstaat 
Veracruz und ein Kraftwerk namens 
Laguna Verde, beide Eigentum der 
Bundeskommission für Elektrizität 
(CEF). Gemäß der 2010 verabschie-
deten Nationalen Energiestrategie 
zählt die Kernenergie als „saubere“ 
Energieform, und zur Steigerung 
ihres Anteils an der mexikanischen 
Energiematrix sind die entsprechen-
den Studien obligatorisch. Die Ker-
nenergie trägt nur rund 2,4% zur im 
Land erzeugten Energie bei (Honty 
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2011: 36-37).

Heute setzt die mexikanische Re-
gierung weiterhin auf einen Ausbau 
der Kernenergie, um die Abhängi-
gkeit des Landes vom Erdgas zu 
verringern  und die Kohlendioxi-
demissionen zu reduzieren. Laut 
mexikanischer Gesetzgebung sind 
alle nuklearen Brennstofe Eigen-
tum des Staates. Der mexikanis-
che Staat ist auch für Lagerung und 
Entsorgung der radioaktiven Abfälle 
zuständig, unabhängig von deren 
Herkunft, aber der Großteil dieser 
Abfälle stammt von verbrannten 
nuklearen Brennstofen. In Piedre-
ra befand sich zwischen 1985 und 
1987 ein oberlächennahes Lager für 
schwachradioaktive Nuklearabfälle. 
Derzeit werden 20.858 m3 nuklearer 
Abfälle gelagert. Seit 1972 gibt es 
eine Anlage zur Lagerung und Aufbe-
reitung nuklearer Abfälle in Maquix-

co. 1995 wurde eine Kooperations-
vereinbarung zwischen Mexiko und 
Kanada zum Austausch von Infor-
mationen in den Bereichen Gesund-
heit, Sicherheit, Notfallplanung und 
Umweltschutz im Zusammenhang 
mit Atomenergie unterzeichnet. Die 
mexikanische Verfassung legt fest, 
dass Kernenergie nur zu friedli-
chen Zwecken genutzt werden darf, 
und dies wird auch im Gesetz über 
nukleare Aktivitäten aus dem Jahr 
1984 bekräftigt. Mexiko ratiizierte 
1969 den Atomwafensperrvertrag, 
das Zusatzprotokoll im Jahr 2004. 
Das Land ist auch Teil des Übere-
inkommens über den physischen 
Schutz von Kernmaterial aus dem 
Jahr 1979, der 1988 ratiiziert wur-
de. Weiterhin ist Mexiko Verwahrer 
des Vertrages von 1967 zum Verbot 
von Kernwafen in Lateinamerika 
(Vertrag von Tlatelolco) und ist Ver-
tragsstaat seit 1967.
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1957:
Übereinkommen 107 der ILO über Indigene und in 

Stämmen lebende Völker 
LAND: Mexiko

BESCHREIBUNG:

Traditionelle Spiele der indigenen Bevölkerung in Pará, Brasilien

Das Übereinkommen 107 der In-
ternationalen Arbeitsorganisation 
(ILO), einer auf Arbeitsangelegen-
heiten spezialisierte Organisation 
der Vereinten Nationen, wurde 1957 
in Mexiko formuliert. Dies war der 
erste Versuch, die internationa-
len Verplichtungen der Staaten im 
Hinblick auf indigene und in Stäm-
men lebende Völker und ihr Bezug 
zu Landrecht, Beschäftigung und 
Arbeitsbedingungen, Berufsausbil-
dung, ländliche Industrien, soziale 
Sicherheit, Gesundheit, Bildung und 
Kommunikationsmedien. Das Übe-
reinkommen 107 verfolgte einen in-

tegrationistischen Ansatz, der den 
Entwicklungsdiskurs zum Zeitpunkt 
seiner Verabschiedung widerspie-
gelt. Zu jener Zeit betrachtete man 
die indigenen und in Stämmen leben-
den Gesellschaften als „rückständig“ 
oder als „Übergangsgesellschaften“. 
Deshalb glaubte man, sie müssten 
sich in die Mehrheitsgesellschaft ein-
fügen. In diesem Sinne schätzte das 
Übereinkomme die eigenen Bräu-
che, Lebensformen und Traditionen 
dieser Völker nicht positiv ein. Trotz 
späterer Kritikpunkte war das Übe-
reinkommen 107 ein Schlüsselfaktor 
für die Gestaltung des Übereinkom-
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Das Übereinkommen 169 der ILO (1989) wurde 2005 verabschiedet, um die Rechte der 
indigenen und in Stämmen lebenden Völker der Welt zu schützen. Es zeigt die Anfälligkeit und 
Diskriminierung auf, der diese Völker ausgesetzt sind, und versucht, besondere Maßnahmen 
zum Schutz ihrer Institutionen, Besitztümer, Kulturen, Umwelt usw. festzulegen. Das 
Übereinkommen 169 erkennt die kulturellen Unterschiede und Identitäten von indigenen und in 
Stämmen lebenden Völkern an und versucht, deren Achtung und Beachtung zu gewährleisten, 
wenn Maßnahmen beschlossen werden, die sich mit Sicherheit auf sie auswirken werden. 
In diesem Sinne sind die Eckpfeiler des Übereinkommens die Konsultation und Beteiligung 
indigener und in Stämmen lebender Völker, welche fordern, dass diese angehört werden 
und sich informiert, vorab und frei an Gestaltungs- und Formulierungsprozessen der sie 
betrefenden Politik beteiligen können

Interessante Fakten:

mens 169 der ILO (1989), das die 
Landrechte der indigenen Völker 
festschreibt. Dies war der Ausgangs-
punkt für viele politische Maßnahmen 
im Indigenen- und Umweltbereich 
und in jüngster Zeit auch im Bereich 
Klimawandel. Die ersten Vorläufer 
des Übereinkommens 107 der ILO 
stammen aus den 20er Jahren. Bei 
der Untersuchung der Situation der 
Arbeiter auf der Welt stellte die ILO 
fest, dass die indigenen Völker be-
sonders anfällig sind für gravierende 
Formen der Ausbeutung am Arbeits-
platz. Es wurde immer ofensichtli-
cher, dass diese Völker einen beson-
deren Schutz benötigten in Fällen, 
in denen sie von den Gebieten ihrer 
Vorfahren vertrieben wurden und so 
zu Zeitarbeitern, Wanderarbeitern, 

Haushaltspersonal oder rechtlosen 
Arbeitern wurden, die unter sehr 
schlechten Bedingungen schufteten. 

Das Übereinkommen der OIT wurde 
von 27 Ländern ratiiziert. Derzeit ist 
es in 18 Ländern in Kraft. Die lateina-
merikanischen Länder, die das Übe-
reinkommen ratiizierten, sind: Seit 
1958: Kuba, Dominikanische Repu-
blik, El Salvador, Haiti. Seit 1959: 
Costa Rica (bis 1994, Übereinkom-
men 169), Mexiko (bis 1991, Ü169). 
Seit 1960: Argentinien (bis 2001, 
Ü169), Peru (bis 1995, Ü169). Seit 
1965: Bolivien (bis 1992, Ü169), 
Brasilien (bis 2003, Ü169). Seit 
1969: Kolumbien (bis 1992, 169), 
Ecuador (bis 1999, Ü169), Panama, 
Paraguay (bis 1994, Ü169).
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1957: 
Einweihung des Endhó-Staudamms in Mexiko 

LAND: Mexiko
BESCHREIBUNG:

Der Río Tula im mexikanischen Bundesstaat “Hidalgo”

1957 wurde der Endhó-Studamm in 
der Gemeinde Tula im Bundesstaat 
Hidalgo, 85km von Mexiko-Stadt ent-
fernt, eingeweiht. Dieser Staudamm 
war 1947 bis 1957 erbaut worden und 
staute anfangs Süßwasser vom Tula-
Fluss. Auf dem See wurden Wassers-
portarten ausgeübt und geischt, bis 
er 1975, während der sechsjährigen 
Amtszeit von Luis Echeverría Álvarez 
(1970-1976), zum Abwasserspei-
cher für das Tal von Mexiko und die 
Hauptstadt des Landes wurde. Mit 
einer Fläche von 1260 Hektar und 
einer Speicherkapazität von 182 Mi-
llionen Kubikmetern ist er der größte 

Freiluft-Abwasserspeicher Mexikos. 
Derzeit empfängt der Endhó-Stausee 
täglich 1456 Millionen Liter Schwar-
zwasser. Die Nutzung von Abwasser 
zur Bewässerung der Felder ist der 
Eckpfeiler des Programms für einen 
Nachhaltigen Wasserhaushalt im Tal 
von Mexiko, aber hier gibt es ein 
großes Paradoxon: Ein Teil der Betei-
ligten fordert das Recht auf Nutzung 
von Abwässern, denn diese war die 
Ursache für den landwirtschaftlichen 
Wohlstand im Tal (das Wasser wird 
für den Anbau von Bohnen, Kürbis, 
Weizen, Gemüse, Mais usw. genutzt), 
während andere sich gegen die Ein-
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leitung von Abwässern wehren, die 
ihre Umgebung verschmutzen und 
zu gesundheitlichen Problemen, vor 
allem durch Schwermetalle im Was-
ser, verursachen können. 

In dieser Region gründete sich der 
Unabhängige Bund der Landarbeiter 
und Bauern des Bundesstaats Hidal-
go (FLOAC), der seine Interessen im 

Zusammenhang mit der Landwirts-
chaft in der Gegend zu verteidigen 
sucht. Auf der anderen Seite steht 
die Asamblea Nacional de Afectados 
Ambientales de México (ANAA, Na-
tionalversammlung der von Umwelt-
problemen Betrofenen Mexikos), die 
auf die gesundheitliche und ökolo-
gische Situation aufmerksam macht 
und sich den Flussgemeinden entge-
genstellen.
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1958:
Entstehung des Seerechts und der 200-Meilen-Zone 

LAND: Schweiz
BESCHREIBUNG:

Die Seegebiete nach Internationalem Recht

1956 beriefen die Vereinten Natio-
nen die erste Seerechtskonferenz in 
Genf in der Schweiz ein. Diese en-
dete 1958 mit der Formulierung von 
vier Übereinkommen zur Regulierung 
von seerechtlichen Angelegenhei-
ten: Das Übereinkommen über das 
Küstenmeer und die Anschlusszone, 
die am 10. September 1964 in Kraft 
trat; das Übereinkommen über die 
Hohe See, in Kraft getreten am 30. 
Juni 1962; das Übereinkommen über 
den Festlandsockel, in Kraft getreten 
am 10. Juni 1964, und das Übere-
inkommen über die Fischerei und die 
Erhaltung der biologischen Reichtü-

mer der hohen See, in Kraft getre-
ten am 20. März 1966. Obwohl die 
Konferenz als Erfolg betrachtet wur-
de, wurden die Übereinkommen nur 
bedingt umgesetzt. 1960 wurde die 
zweite Seerechtskonferenz der Vere-
inten Nationen abgehalten, die kein 
völkerrechtliches Übereinkommen 
hervorbrachte, denn keiner der Vors-
chläge zur Breite des Küstenmeeres 
erreichte das nötige Quorum. 1967 
gründete die Generalversammlung 
der Vereinten Nationen den 
Ausschuss für die friedliche Nutzung 
der Meeresböden jenseits der natio-
nalen Hoheitsgrenzen. Im Dezember 
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1970 berief die Generalversammlung 
die 3. Seerechtskonferenz ein, die 
von Dezember 1973 bis 1982 dauer-
te. Nach neun Jahren Arbeit wurde 
auf dieser Konferenz in New York das 
Seerechtsabkommen der Vereinten 
Nationen unterzeichnet. Dieses Übe-
reinkommen zeichnete sich dadurch 
aus, dass es das geltende internatio-
nale Seerecht durch Aufnahme vieler 
Aspekte der Genfer Übereinkommen 
von 1958 bestätigte und allmählich 
das internationale Seerecht entwic-
kelte, indem es neue Aspekte wie die 
exklusive Wirtschaftszone in diesem 
Bereich einführte. 

Von lateinamerikanischer Seite trug 
das interamerikanische Rechtssys-
tem die These der 200-Meilen-Zone 
zum Übereinkommen bei. Deren 
Vorläufer waren unter anderem die 
Erklärung von Panama mit der Fest-
legung eines Küstenmeeres von 300 
Seemeilen; die Resolution Nr. 8 über 
die Ausdehnung des Küstenmeeres 

auf dem zweiten Konsultationstre-
fen der Außenminister in Havanna 
1940; und die Empfehlung des Inte-
ramerikanischen Rechtsausschusses 
aus dem Jahr 1941, das Küstenmeer 
bis auf 12 Seemeilen zu erweitern. 
Im Juli 1952 legte der Interame-
rikanische Rechtsausschuss einen 
Entwurf für ein Übereinkommen 
über das Küstenmeer und damit zu-
sammenhängende Fragen vor, der 
auf der These der 200-Meilen-Zone 
gründete. Im selben Jahr hielten 
Chile, Ecuador und Peru in Santiago 
de Chile eine Konferenz über die Nut-
zung und Bewahrung der Reichtümer 
des südlichen Paziik ab und unter-
zeichneten dort die Erklärung über 
die Seezone (Erklärung von Santia-
go de Chile), welche die „jedem von 
ihnen zustehende Souveränität und 
ausschließliche Rechtsprechung über 
das Meer an den Küsten der jewei-
ligen Länder bis zu einer Mindestd-
istanz von 200 Seemeilen gemessen 
von der jeweiligen Küste aus“ zusi-
cherte.
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1959:
Agrarreform in Kuba (17. Mai)

LAND: Kuba
BESCHREIBUNG:

Fidel Castro

Am 17. Mai 1959 wurde in Kuba die 
Agrarreform eingeleitet, eine der 
wichtigsten nach dem Triumph der 
Revolution ergrifenen Maßnahmen. 
Die Kubanische Revolution (1953-
1959) stellt einen wichtigen Mei-
lenstein in der Geschichte Amerikas 
dar, denn sie war die erste und er-
folgreichste einer ganzen Reihe von 
linksgerichteten Revolutionen in di-
versen Ländern. Ausgehend von der 
Kubanischen Revolution verschärfte 
sich die internationale politische De-
batte über die die Notwendigkeit ei-
ner Reform des Großgrundbesitzes. 
Dies wurde deutlich in der Erklärung 

von Punta del Este (1961) und dem 
Bündnis für den Fortschritt, das sich 
in der ersten Hälfte der 60er Jahre 
für eine Untersuchung der Agrars-
truktur in Lateinamerika einsetzte.

In diesem Rahmen hatte die kuba-
nische Agrarreform zum Ziel, die 
Ausbeutung der Bauernschaft und 
die Landkonzentration abzuschafen. 
Mit diesen Idealen wurde ein Prozess 
der Enteignungen, Verstaatlichun-
gen und Beschlagnahmungen von 
Eigentum eingeleitet, der vor allem 
die Oberschicht und ausländische 
Unternehmen, vor allem aus den 
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Zur Person

Fidel Castro (1926 - ). Präsident Kubas von 1976 bis 2008. Außerdem der wichtigste militärische 
Revolutionär Kubas und Schlüsselperson der Kubanischen Revolution. Er studierte Jura an der 
Universität von Havanna, wo er sich am bewegten politischen Leben der Studentenschaft beteiligte. 
Fidel Castro zeigte Präsident Fulgencio Batista öfentlich wegen Störung der verfassungsrechtlichen 
Ordnung an, weshalb er in den Untergrund abtauchen musste. Seitdem setzte er sich für die 
Bildung einer Oppositionsgruppe ein, die sich das damals utopische Ziel setzen sollte, Batista 
mit Wafengewalt zu stürzen. So führte Fidel Castro die Kubanische Revolution an, die Fulgencio 
Batistas Diktatur nach einigen gescheiterten Versuchen und einer Reihe von Siegen der MR-26-
7 (Revolutionäre Bewegung 26. Juli) sowie dank des stetigen Beitrags von Freiwilligen und der 
Mithilfe der Bauern zu Fall brachte. Seit 1959 konzentrierte sich die Außenpolitik unter Castro 
darauf, die kubanische Erfahrung der Revolution in anderen Teilen des Kontinents zu verbreiten. So 
entsandte er kleine Guerillagruppen in andere Länder Zentralamerikas und der Karibik, wo korrupte 
Personendiktaturen am augenfälligsten waren (der Somosa-Clan in Nicaragua, die Duvalier in Haiti, 
die Diktatur Trujillos in der Dominikanischen Republik). Dies und weitere Aktionen seiner Regierung 
führten letztendlich zum US-amerikanischen Wirtschaftsembargo gegen Kuba. Fidel Castro wurde 
1959 zum Vorsitzenden des Nationalen Agrarreforminstituts INRA und zum Premierminister. Von 
1976 bis 2008 war er Präsident von Kuba und 1965-2011 Erster Sekretär der Kommunistischen 
Partei Kubas. Er ist einer der umstrittensten Politiker der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts.

USA, traf. Vor der Agrarreform be-
saßen 1,5% der Grundbesitzer über 
46% des Agrarlandes in Kuba. Auf 
49% des Bodens wurde Zucker an-
gebaut. 75% der Exporte stammten 
vom Zucker  (Arias 2009: 10). Die 
Regierung unter Führung von Fidel 
Castro erweiterte den Grundbesitz 
der Bauern und sprach rund 160.000 
Personen Landrechte zu. 1963 wurde 
ein Gesetz zur Ergänzung der Agra-
rreform erlassen, um den fortschre-
itenden Latifundismus noch efekti-
ver zu bekämpfen. 

Das Nationale Agrarreforminstitut 
(INRA) war das ausführende Organ 

der Agrarpolitik. Es war zuständig 
für die Erarbeitung einer Zuckerpo-
litik, denn Zucker war praktisch das 
einzige Exportprodukt der kubanis-
chen Wirtschaft, legte Verkaufsprei-
se fest, kümmerte sich um die En-
teignung der Großgrundbesitzer, die 
Zahlung von Entschädigungen, Vers-
taatlichungen usw. So wurde es zum 
mächtigsten Regierungsorgan Ku-
bas. Das INRA gründete eine Reihe 
lokaler Organe, Landwirtschaftliche 
Entwicklungszonen (ZDA) genannt, 
die die Gründung von Kooperativen 
förderten und die landwirtschaftliche 
Produktion organisierten. Das INRA 
wurde 1976 durch das Landwirts-
chaftsministerium ersetzt.
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1959:
Gründung der Interamerikanischen Entwicklungsbank

LAND: USA
BESCHREIBUNG:

Trefen des Präsidenten der Inter-Amerikanischen Entwicklungsbank (IDB), Luis Alberto Moreno, mit den  
Wissenschaftlern Eduardo Fernández-Arias und Eernesto Stein sowie dem Chefökonom der IDB, José Juan Ruiz, 

in Madrid, Spanien

Die Interamerikanische Entwic-
klungsbank (IDB) entstand 1959 als 
wichtigste Finanzierungsquelle für 
Entwicklungsprojekte in Lateiname-
rika und der Karibik durch Kredite, 
Spenden und technische Hilfe. Der 
Schwerpunkt lag auf Gesundheits-, 
Bildungs- und Infrastrukturpro-
grammen. Ihre Gründung war dank 
der Ratiizierung von 18 Ländern 
möglich: Argentinien, Bolivien, Bra-
silien, Chile, Kolumbien, Costa Rica, 
Ecuador, El Salvador, USA, Guate-
mala, Haiti, Honduras, Mexiko, Nica-
ragua, Panama, Paraguay, Peru und 
die Dominikanische Republik.

1961 vergab die IDB ihren ersten 
Kredit (3,9 Millionen Dollar) für die 
Wasser- und Abwasserversorgung 
in Arequipa, Peru. Die erste Finan-
zierung des Sonderfonds (FSO) von 
10 Millionen Dollar wurde für ein 
umfassendes Programm für Land-
wirtschaft, Stromerzeugung und In-
dustriekredite in Bolivien vergeben. 

Im selben Jahr, 1961, vergab die 
Bank außerdem die ersten Kredi-
te für Landwirtschaft (einschließlich 
Agrarreformen), Energie, Verkehr 
und Wohnungswesen. 1964 vergab 
sie einen Kredit für ein Stromproje-
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kt in Kolumbien, zu dem auch eine 
Leitung nach Venezuela gehörte. 
1965 ging der erste Kredit zur Mil-
derung der Auswirkungen einer Na-
turkatastrophe nach Costa Rica: Es 
handelte sich um 5,2 Millionen Dollar 
nach Ausbruch des Vulkans Irazú. 
Ebenfalls 1965 zahlte die IDB den 
ersten Kredit für ein binationales 
Integrationsprojekt aus, die Straße 
von Paranaguá in Brasilien, zur para-
guayischen Grenze, und die Moder-
nisierung des Hafens von Paranaguá, 
der für Exporte nach Paraguay ge-
nutzt wurde. 1966 richtete die IDB 
den Vorinvestitions-Fonds für Latei-
namerika ein. Gemeinsam mit dem 
Interamerikanischen Institut für 
Agrarwissenschaften koordinierte sie 
im gleichen Jahr Agrarkredite und 
Agrarreformprojekte. Ab den 70er 
Jahren stieg die Zahl der Kredite 
für Infrastrukturprojekte (Verkehr, 
Kommunikation und Strom), die bald 
die Landwirtschaft als Hauptempfän-
ger ablösten. 1974 wurde der ers-
te Kredit von 1,5 Millionen Dollar 
für die Wiederauforstung und den 
Schutz von 320.000 Hektar Wald 
in Nicaragua zugeteilt. In den 90er 
Jahren zeigte die IDB großes Inte-
resse an der Förderung von fossilen 

Brennstofen. Zwischen 1995 und 
1998 gingen 83% der Finanzierung 
der IDB im Bereich Elektriizierung 
an Projekte auf der Grundlage fossi-
ler Brennstofe wie Kohle, Erdöl oder 
Erdgas. Die restlichen 17% erhielten 
Projekte mit erneuerbaren Energien, 
viele davon Wasserkraftprojekte, 
die zur Umsiedlung der lokalen Be-
völkerung führten, wie der Itá-Stau-
damm in Brasilien, ein privates Vor-
haben. Die Investitionen der IDB, die 
für die Förderung eizienter Ener-
gien eingesetzt wurden, beliefen sich 
lediglich auf 1,5% des Portfolios der 
Jahre 1995 bis 1998 (Amazon
Watch 2000).

2014 genehmigte die Bank ein Pro-
gramm von 168 Projekten für eine 
Finanzierung von 13,843 Milliarden 
Dollar: 148 Investitionsprojekte, 
19 Projekte zur Unterstützung poli-
tischer Reformen, und ein Bereits-
chaftskredit für nachhaltige Entwic-
klung. 42% der Finanzierung ging an 
die Unterstützung von Institutionen 
zur Förderung der Entwicklung, 38% 
an die Sektoren Infrastruktur und 
Umwelt, 16% an den sozialen Sektor 
und 5% an Programme für Integra-
tion und Binnenhandel. 
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1960:
Venezuela konsolidiert seine Energiepolitik 

LAND: Venezuela
BESCHREIBUNG:

Mitgliedsstaaten der OPEC

Die Organisation Erdöl Exportieren-
der Länder (OPEC) wurde im Sep-
tember 1960 gegrdündet, um die 
Erdölpolitik ihrer Mitgliedstaaten zu 
koordinieren und zu vereinheitli-
chen, und um gerechte und stabile 
Preise für die Erdölproduzenten zu 
gewährleisten. Venezuela war das 
erste lateinamerikanische Land, 
das Mitglied der OPEC wurde, und 
eines der fünf Gründerstaaten, ge-
meinsam mit Iran, Irak, Kuwait und 
Saudi-Arabien. Das einzige andere 
Mitgliedsland aus Lateinamerika ist 
Ecuador, das 1973 beitrat, aber sei-
ne Mitgliedschaft zwischen 1992 und 

2007 aussetzte. Die OPEC entstand 
im Rahmen von wirtschaftlichen und 
politischen Transformationsprozes-
sen in Ländern der Dritten Welt. Auf 
politischer Ebene wechselten sich 
in Lateinamerika Demokratien und 
Diktaturen ab, was zu einer Rei-
he von Reformen (Agrarreformen, 
Strukturreformen, Reformen zur 
Förderung der Industrie usw.) und 
populistischen Maßnahmen führte, 
die mit einer rapiden Verstädterung 
aufgrund der Bevölkerungsexplosion 
und der Migration vom Land in die 
Städte einhergingen. Auch wenn sich 
im  Großen und Ganzen größere Ex-
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portchancen für die Region ergaben, 
war diese Zeit durch schwache Rohs-
tofpreise, besonders im Falle des Er-
döls, geprägt (Ruiz-Caro 2001: 15).

1968 wurde die Erklärung der Er-
dölpolitik der Mitgliedstaaten vor-
gestellt, welche das unveräußerliche 
Recht der Länder auf die ständige 
Ausübung ihrer Hoheitsrechte über 
ihre Rohstofe im Interesse ihrer na-
tionalen Entwicklung betonte. Diese 

Aussagen schlugen sich vor allem in 
verschiedenen Formen der Verstaat-
lichung (allmählich, teilweise und 
vollständig) nieder, die besonders 
zu Beginn der 70er Jahre in den Mit-
gliedstaaten umgesetzt wurden. Die 
OPEC machte den Weg frei für die 
Entstehung diverser Vereinigungen 
Rohstofe exportierender Länder in 
dieser Zeit, die für Grundprodukte 
wie Kafee, Kakao, Naturkautschuk, 
Eisen, Kupfer und andere gegründet 
wurden (Ruiz-Caro 2001: 15).
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1961: 
Der WWF in Lateinamerika

LAND: USA
BESCHREIBUNG:

Demonstration des WWF

Der World Wide Fund for Nature 
(WWF) wurde 1961 als internationa-
le, zivilgesellschaftliche Organisation 
zur Stärkung einer Umweltschutz-
politik in den einzelnen Ländern ge-
gründet. Seit seiner Gründung war 
er sehr aktiv in Lateinamerika, vor 
allem in Naturschutzgebieten und 
in speziischen Gegenden wie dem 
mesoamerikanischen Rif, den Gala-
pagos-Inseln, dem Amazonasgebiet 
und dem Süden Chiles. Der WWF 
erschien als internationale Organi-
sation auf der Bildläche, die Gel-
der für eine Zusammenarbeit mit 
bereits bestehenden Gruppen von 

Umweltschützern sammelte. Heute 
bildet er gemeinsam mit Conser-
vancy International (1989) und TNC 
(1950) die Gruppe der „multinatio-
nalen Umweltschutzorganisationen“, 
die einerseits Regierungen bei der 
Steuerung ihrer Umweltpolitik und 
andererseits zivilgesellschaftliche 
Gruppierungen in Umweltschutzpro-
jekten unterstützen (Dumoilin Ke-
vran, in Guillame 2007: 60).

In den ersten drei Jahren seines 
Bestehens sammelte und spendete 
der WWF fast 1,9 Millionen Dollar an 
Umweltschutzprojekte. Unter ande-



76

Historische Momente

QUELLEN:
Dumoilin Kevran, David (2007). Fallstudie: „Las políticas de las áreas naturales protegidas como laboratorio para los esquemas 
público-privado. Una interpretación a partir del Fondo mexicano para la conservación de la naturaleza” (Die Politik im Hinblick 
auf Naturschutzgebiete als Labor für öfentlich-private Strukturen. Eine Interpretation des Mexikanischen Naturschutzfonds). In 
Fontaine, Guillaume; Geert van Vliet und Richard Pasquis (Koordinatoren). Políticas ambientales y gobernabilidad en América Latina 
(Umweltpolitik und Regierungsfähigkeit in Lateinamerika). FLACSO, IDDRI, CIRAD,
2007. Verfügbar unter: http://www.lacsoandes.edu.ec/libros/digital/40373.pdf - Abgerufen am: [23.06.2015]. 
WWF. Geschichte. Verfügbar unter: http://www.worldwildlife.org/about/history.cfm - Abgerufen am: [21.06.2015].

ABBILDUNG :
https://www.lickr.com/photos/bennohansen/4180501856

rem wurde damit ein Programm der 
Charles Darwin-Stiftung auf den Ga-
lapagos-Inseln inanziert. Der WWF 
unterstützt noch immer Projekte auf 
den Galapagos und half der ecuado-
rianischen Regierung bei der Grün-
dung des Nationalparks Galapagos, 
bei der Kontrolle eingeführter Arten, 
die die einzigarten einheimischen 
Planzen und Tiere bedrohen, und 
bei der Erarbeitung von Program-
men zum Capacity Development in 

Forschung und Bildung. Eine weite-
re Finanzierung war die einer Studie 
über Weißbartklammerafen in Costa 
Rica. 1975 startete der WWF seine 
erste weltweite Kampagne für den 
tropischen Regenwald. In ihrem Rah-
men wurden Gelder gesammelt und 
Initiativen unterstützt, deren Ziel es 
war, dass eine Reihe repräsentativer 
tropischer Regenwälder in Lateina-
merika, Mittel- und Westafrika und 
wie Naturparks oder Naturreservate 
geführt würden.
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1961: 
Gründung der Allianz für den Fortschritt 

LAND: USA und Lateinamerika 
BESCHREIBUNG:

John F. Kennedy spricht auf einem Empfang anlässlich des ersten Jahrestages der “Allianz für den Fortschritt”

1961 wurde die Allianz für den Forts-
chritt gegründet, ein Kooperations-
programm für wirtschaftliche, po-
litische und soziale Hilfe zwischen 
den Vereinigten Staaten und Latei-
namerika. Die Allianz leitete unter 
anderem Agrarreformen ein, um 
die Produktivität der Landwirtschaft 
zu steigern, förderte die Moderni-
sierung der Kommunikationsinfras-
truktur, Reformen der Steuersys-
teme und den Freihandel. Ab 1961 
wurde die Agrargesetzgebung in den 
verschiedenen Ländern Lateiname-
rikas auf der Grundlage der Verpli-
chtungen erlassen, die diese Länder 

auf der Interamerikanischen Konfe-
renz von Punta del Este (Uruguay) 
eingingen. Hierbei erhielten sie po-
litische und wirtschaftliche Unters-
tützung der Vereinigten Staaten im 
Rahmen des Programms „Allianz für 
den Fortschritt“. Die Unterzeichners-
taaten der Charta von Punta del Este 
verplichteten sich unter anderem, 
umfassende Agrarreformen durchzu-
führen, die auf eine efektive Trans-
formation der Landbesitz- und Land-
nutzungsstrukturen und –systeme 
abzielten. Zweck dieser Reformen 
war es, den Großgrundbesitz und die 
Kleinstparzellen abzuschafen und 
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durch ein gerechtes Eigentumssys-
tem zu ersetzen, so dass der Boden 
durch angemessene Kredite, tech-
nische Hilfe und die Vermarktung 
der Agrarprodukte die Grundlage 
für eine wirtschaftliche Stabilität 
bilde. Die Allianz für den Fortschritt 
führte über das Interamerikanis-
che Komitee für Landwirtschaftliche 
Entwicklung CIDA Studien über die 
Situation der Landwirtschaft in me-
hreren Ländern durch, welche dann 

als Grundlage für die Gestaltung 
der Agrarreformen dienten. Diese 
Studien wurden durchgeführt in Ar-
gentinien (1965), Brasilien (1966), 
Kolumbien (1966), Chile (1966), 
Ecuador (1965), Guatemala (1965) 
und Peru (1966). Die US-Initiative 
Allianz für den Fortschritt war eine 
Reaktion auf die Angst, dass Revolu-
tion und Sozialismus nach kubanis-
chem Vorbild auch auf andere Län-
der der Region übergreifen würden 
(Morgenfeld 2011: 4).
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1961:
Agrarreform in Kolumbien

LAND: Kolumbien
BESCHREIBUNG:

Abgeordnete der Liberalen Partei Chiles zusammen mit dem kolumbianischen Präsidenten, Carlos Lleras 
Restrepo

Das Agrarreformprogramm in Ko-
lumbien (Gesetz Nr. 135) wurde 
1961 während der Amtszeit von Al-
berto Lleras Camargo (1958-1962) 
eingeleitet und während der Re-
gierung von Carlos Lleras Restrepo 
(1966-1970) weitergeführt. Diese 
Reform war eine Reaktion auf die 
Auswirkungen der Konzentration des 
Landbesitzes und die politische Ins-
tabilität sowie die bewafneten Kon-
likte, die in Kolumbien seit den 50er 
Jahren immer wieder aulammten. 
Das Agrarreformpaket enthielt die 
Schafung des Kolumbianischen Ins-
tituts für die Agrarreform INCORA, 

des Sozialen Landwirtschaftsrates 
(als beratendes Organ für die Re-
gierung und das INCORA), und des 
Nationalen Bauernverbandes ANUC. 
Die Agrarreform wurde sowohl von 
einem Sektor der kolumbianischen 
Führung als auch von der US-Re-
gierung angestoßen. Diese trieb in 
jener Zeit das Programm „Allianz für 
den Fortschritt“ voran, auf dessen 
Grundlage sie für die kolumbianis-
che Agrarreform Hilfe und Beratung 
anbot, da sie an der Neutralisierung 
des Einlusses von linksgerichtetem 
Gedankengut interessiert war (Fa-
jardo 2013: 148).
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In den ersten Jahren der Reform 
wurde vor allem die Organisation 
der Bauern gefördert, besonders 
durch die Gründung und Entwicklung 
des Nationalen Bauernverbandes 
ANUC. Innerhalb  kurzer Zeit konnte 
der Verein rund eine Million Mitglie-
der anwerben. Dies wiederum führ-
te zu einer Stärkung der Koalition 
der wichtigsten Großgrundbesitzer 
und Agrarunternehmer mit den tra-
ditionellen Parteien, auch bekannt 
unter dem Namen Pacto Chicoral, 
die die Umsetzung der Agrarreform 
bremste. Die Aktivität dieser Anti-
Reform-Koalition iel zusammen mit 
der Verschärfung staatlicher Repres-
sionen gegen Bauernorganisationen. 
In der Folge wurde die Agrarreform 
durch Siedlungsprogramme ersetzt, 
durch welche den Landforderungen 
der Bauern, die bisher keinen Zu-
gang zu Grund und Boden hatten, 
in entlegenen Gegenden stattgege-
ben wurde. In jenen Jahren förderte 
außerdem die Weltbank in mehreren 
Ländern, darunter Kolumbien, Pro-
gramme zur „ganzheitlichen länd-
lichen Entwicklung“. Dies geschah 
zeitgleich mit dem Aufkommen des 
internationalen Drogenhandels, der 
in Kolumbien optimale Bedingungen 
für die Glieder der Produktionsket-
te seiner Rohmaterialien Marihuana 
und Coca, deren Anbau und Primär-
verarbeitung, vorfand. 

Angesichts der politischen Schwie-
rigkeiten bei der Durchführung der 
Agrarreformprogramme und ange-

sichts des Erfolgs von Pilotproje-
kten in Cáqueza (Cundimarca) und 
Rionegro (Antioquía), beschloss die 
kolumbianische Regierung, die Stra-
tegie der Ganzheitlichen Ländlichen 
Entwicklung (DRI) als wesentlichen 
Aspekt in ihren Entwicklungsplan 
aufzunehmen. Es handelte sich um 
eine Strategie zur Modernisierung 
der Lebensmittelproduktion und zur 
Steigerung ihrer Eizienz in bäuer-
lichen Gegenden, besonders unter 
Kleinbauern in den Anden. Die Stra-
tegie deckte die Bereiche Produktion 
(technische Hilfe und Kredite), Markt 
(Vermarktung), Basis-Infrastruktur 
(Landstraßen, Elektriizierung, Was-
serleitungen) sowie soziale Dienst-
leistungen (Bildung und Gesundheit) 
ab. Die erste Phase dieser Strategie 
lag zwischen 1976 und 1982 und 
wurde durch Kredite von der Welt-
bank, der Interamerikanischen Ent-
wicklungsbank und der Kanadischen 
Entwicklungsagentur ACDI inan-
ziert. In dieser ersten Phase wurden 
rund 50% der Investitionen im Be-
reich Infrastruktur getätigt (Straßen, 
Elektriizierung, Wasserleitungen, 
Gesundheit und Bildung) und 12% 
in den Komponenten Vermarktung, 
Gemeindeentwicklung und Verwal-
tung. Zum Ende der Phase II (1983-
1990) hatte das DRI-Programm rund 
330 Millionen Dollar investiert (222 
Millionen Dollar von der Regierung 
und 118 Millionen von Banken) und 
350 Gemeinden in 21 Departamen-
tos des Landes erreicht (Vargas del 
Valle 1999).
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1962:
Agrarreform in Chile

LAND: Chile
BESCHREIBUNG:

Salvador Allende zusammen mit Carlos Prats, dem Admiral Raúl Montero C. sowie dem General César Ruiz D.

Die Agrarreform in Chile (Gesetz Nr.  
15.020) wurde zwischen 1962 
und 1974 durchgeführt. Sie soll-
te die Landbesitzstrukturen durch 
Neugruppierung der bäuerlichen 
Kleinbetriebe und Aufkaufen schle-
cht bewirtschafteter Großgüter än-
dern, um eine Selbstversorgung 
mit Lebensmitteln zu ermöglichen. 
Hierfür wurden der Hohe Rat der 
Landwirtschaftsförderung und der 
Gerichtshof für Enteignungen in der 
Landwirtschaft gegründet. Außer-
dem wurden bestehende Behörden 
umstrukturiert. So wurde aus der 
Landwirtschaftlichen Siedlungskasse 

die Agrarreformbehörde CORA, und 
der Rat für Agrarförderung und Fors-
chung wurde zum Institut für Land-
wirtschaftliche Entwicklung INDAP. 
Die chilenische Agrarreform wurde 
auch von der Allianz für den Forts-
chritt unterstützt.  

Unter der Regierung Salvador Allen-
des (1970-1973) wurde eine zweite 
Agrarreform eingeleitet, die eher auf 
Forderungen von außen als auf die 
der chilenischen Bauern einging. An-
fangs hatte sie positive Auswirkun-
gen auf die landwirtschaftliche Pro-
duktion. Zwischen 1965 und 1968 
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stieg diese um 4,6% an (drei Mal 
schneller als in den zwei vorherigen 
Jahrzehnten). 1971 lag das Wachs-
tum des Sektors bei 6% (Romualdo 

2006: 2). Als Ergebnis behielten vie-
le der Großgrundbesitzer den besten 
Boden und die beste Agrartechnolo-
gie, was ihnen eine Intensivierung 
der Produktion ermöglichte.
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1963:
Bau der Carretera Marginal de la Selva

LAND: Kolumbien, Peru, Ecuador, Bolivien und Venezuela
BESCHREIBUNG:

Die Carretera Marginal de la Selva, eine Verbindungsstraβe zwischen Venezuela, Kolumbien, Ecuador, Peru  und 
Bolivien, in Caquetá, Kolumbien

Die Carretera Marginal de la Selva 
ist ein Staßenbauprojekt, das auf 
einem internationalen Integration-
sabkommen basiert. Dessen Absi-
cht war es, auf dem Landweg die im 
Amazonasgebiet gelegenen Regio-
nen von Kolumbien (Nationalstraße 
65), Ecuador (Nationalstraße E45), 
Peru (Nationalstraße PE-5) und Bo-
livien (Hauptstraße 16, 8, 3 und 9) 
und später auch das Flachland von 
Venezuela (Zentralstraße 5) mitei-
nander zu verbinden. Im Zuge dieser 
Integration wollte man außerdem 
die Region besiedeln und erobern 
(Dourojeanni 2006), um dem Be-

völkerungsdruck in den verschiede-
nen Ländern des Kontinents entge-
gen zu treten. Der Bau dieser Straße 
verlief zeitgleich mit den Agrarrefor-
men in Kolumbien und Venezuela. Er 
erforderte die Abholzung großer Wal-
dlächen und ein Eindringen in indi-
gene Gebiete, die in einigen Fällen 
von Völkern bewohnt waren, welche 
noch völlig isoliert lebten (wie die 
Matsés in Peru).

Diese Straße entsprach der interna-
tionalen politischen Agenda der 70er 
Jahre, die einen Schwerpunkt auf die 
interne Vernetzung der südamerika-
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nischen Länder legte. 

Die sozialen und wirtschaftlichen 
Auswirkungen der Carretera Margi-
nal de la Selva hingen jeweils von 
der ihr begleitenden nationalen Be-
siedlungspolitik ab, ebenso wie die 
landwirtschaftliche Produktion und 
der Handel zum Großteil von den 

geographischen und klimatischen 
Bedingungen der Subregionen im 
Amazonasgebiet abhängen, die die 
Straße durchquert. Auch ökologis-
che Folgen wurden nach dem Bau 
der Straße sichtbar. Diese führte in 
vielerlei Hinsicht zu einer Belastung 
der Wälder durch Abholzung, illegale 
Planzungen, Wanderfeldbau, illega-
len Bergbau usw. 
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1964:
Die Rote Liste Gefährdeter Arten der IUCN 

LAND: Schweiz
BESCHREIBUNG:

Der Brillenbär kommt nur in Lateinamerika vor und steht auf der Roten Liste bedrohter Tierarten

Die Rote Liste Gefährdeter Arten 
der Weltnaturschutzunion (IUCN) 
wurde oiziell 1964 vorgestellt. Es 
handelt sich um das vollständigste 
Inventar des Erhaltungszustandes 
von Tier- und Planzenarten auf der 
ganzen Welt. Für jede Art enthält 
die Rote Liste Informationen über 
Verbreitung, Populationsgröße und 
Anforderungen an den Lebensraum. 
Ziel ist es, die Öfentlichkeit auf die 
Dringlichkeit des Umweltschutzes 
aufmerksam zu machen, das Enga-
gement der Zivilgesellschaft und der 
Regierungen zu steigern und der in-
ternationalen Gemeinschaft zu hel-

fen, das Aussterben von Arten zu 
verlangsamen. Bereits in den 50er 
Jahren hatte die IUCN begonnen, 
Informationen über bedrohte Säu-
getiere und Vögel zu dokumentie-
ren, aber erst 1964 wurde die erste 
Liste veröfentlicht. Diese wird jähr-
lich aktualisiert, und alle vier oder 
fünf Jahre erfolgt eine gründliche 
Überprüfung ihrer Einschätzungen. 
Die Überprüfung und die Aufnahme 
neuer Arten auf die Liste erfolgt über 
eine Peer-Evaluierung von Seiten der 
Behörden, die an der Erstellung der 
Liste mitarbeiten.
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2001 übernahm der Rat der IUCN die 
Version 3.1 der Kategorien und Kri-
terien, die bis heute verwendet wird. 
Zu den wichtigsten Organisationen, 
die die IUCN bei der Erstellung der 
Roten Liste beraten, gehören Bird 
Life International (1922), Conser-
vation International (1987), Nature-
Serve (1994), die Zoological Society 
of London (1826) und die Kommis-
sion für das Überleben von Arten der 
IUCN.

Seit der ersten Roten Liste haben 
viele Regierungen und Organisation 
ihre eigenen regionalen Listen ers-
tellt, die zumeist auf den Kriterien 
der IUCN beruhen. In diesen Listen 
werden die vom Aussterben bedro-
hten Arten ihrer Region klassiiziert. 
Die IUCN Süd hat Kolumbien, Peru, 
Ecuador, Brasilien, Argentinien, Uru-

guay, Bolivien und andere Länder zu 
diesem Zweck in Workshops beglei-
tet. Ebenfalls hat sie die Erstellung 
der Roten Bücher in Ecuador (Säu-
getiere und Vögel), Uruguay (Vögel) 
und in Brasilien unterstützt. In Ar-
gentinien besteht Interesse an der 
Klassiizierung von Arten von kom-
merziellem Wert wie zum Beispiel 
der Fischarten im Gebiet des Río de 
la Plata. Die IUCN Süd fördert para-
llel auch ein weiteres Werkzeug, die 
Rote Liste gefährdeter Ökosysteme. 

In Südamerika wurden 14.060 Arten 
nach den Kriterien der Liste klassii-
ziert. 4.445 sind vom Aussterben be-
droht. Die am meisten gefährdeten 
Arten sind die Froschart Aromobates 
leopardalis, die Klammerafenarten 
Ateles fusciceps und hybridus sowie 
das Magnoliengewächs Magnolia 
mahechae.
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1964:
Bau des Iniernillo-Staudamms in Mexiko 

LAND: Mexiko
BESCHREIBUNG:

Karte des Stausees, welcher durch den “Iniernillo”-Damm gebildet wird

1964 wurde in Mexiko der Inierni-
llo-Staudamm am Río Balsas an der 
Grenze zwischen den Bundesstaaten 
Guerrero und Michoacán gebaut. Zu 
Iniernillo gehört inzwischen ein Was-
serkraftwerk mit einer Stromkapazi-
tät von 1120 Megawatt. Es ist hiermit 
das zweitwichtigste Stromkraftwerk 
des Landes nach dem Staudamm 
von Chicoasén. Iniernillo besitzt 
eine Speicherkapazität von 9.340 
Kubikhektometer Wasser. Der da-
durch entstandene Stausee erstreckt 
sich über eine Fläche von rund 755 
Quadratkilometern, die zum Bios-
phärenreservat Zicuirán-Iniernillo 

gehören. Der Iniernillo-Staudamm 
war von enormer Bedeutung für 
Mexiko, da das Land vor seinem Bau 
keine Erfahrung mit Bauwerken die-
ser Größenordnung besaß. 

Während der Regierung Lázaro Cár-
denas (1934-1940) erlebte Mexiko 
eine Phase des wirtschaftlichen Au-
fschwungs. Dies führte zur Grün-
dung von staatlichen Behörden, die 
für die Nachhaltigkeit dieses Wachs-
tums sorgen sollten. So wurde 1937 
die Bundeskommission für Elektrizi-
tät CFE geschafen. Angesichts des 
Wirtschaftswachstums ging man 



88

Historische Momente

QUELLEN:
Dourojeanni, Axel y Andrei Jouravlev (2002). Evolución de políticas hídricas en América Latina y el Caribe (Entwicklung der 
Wasserpolitik in Lateinamerika und der Karibik). CEPAL, Abteilung für Natürliche Rohstofe und Infrastruktur. Santiago de Chile, 
Dezember 2002. Verfügbar unter: http://repositorio.cepal.org/bitstream/
handle/11362/6410/S0212999_es.pdf?sequence=1 – Abgerufen am: [21.06.2015].
INE. Segunda parte. Un diagnóstico socioeconómico y ambiental. Las grandes obras de aprovechamiento de agua (INE. Zweiter Teil. 
Eine sozioökonomische und ökologische Untersuchung. Die großen Projekte zur Wassernutzung). Verfügbar unter: http://www2.
inecc.gob.mx/publicaciones/libros/376/diagnostico.html - Abgerufen am: [21.06.2015].
Ingeniería y computación. Central Hidroeléctrica El Iniernillo, histórico documental sobre su épica construcción (Ingenieurswesen 
und Informatik. Wasserkraftwerk El Iniernillo. Dokumentarilm über seinen epischen Bau). Verfügbar unter:
http://ingenieriaycomputacion.blogspot.com/2010/03/central-hidroelectrica-el-iniernillo.html - Abgerufen am: [21.06.2015].
Sánchez Mora, Ana María (2011). De Azaldúas a el iniernillo (1950-1964). Breves apuntes sobre la contribución de José Luis 
Sánchez Bribiesca a la ingeniería de grandes presas (Von Azaldúas bis Iniernillo (1950-1964). Kurze Notizen über den Beitrag von 
José Luis Sánchez Bribiesca zur Ingenieurstechnik beim Bau großer Staudämme). Revista Digital Universitaria. Vol. 12, Nr. 2, 1. 
Februar 2011. Verfügbar unter: http://www.revista.unam.mx/vol.12/num2/art12/art12.pdf - Abgerufen am: [21.06.2015].

ABBILDUNG:
https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Croquis_general_RBZI_2.jpg

von der Konstruktion von Bewäs-
serungsanlagen und Systemen zur 
Steuerung der Bewässerung zum 
Bau von Staudämmen über, die nicht 
mehr nur der Bewässerung dienten, 
sondern auch der Stromerzeugung. 
So begann sich der Staat ausdrüc-
klich um eine ganzheitliche Entwic-
klung des Wasserwesens zu bemühen 
und versuchte, den größtmöglichen 
Nutzen aus jedem Flusslauf und je-
dem Wasserspeicher zu ziehen.

1960 wurde die Verstaatlichung des 
Stromsektors im Land angekündigt, 
und vor diesem Hintergrund wurde 
der Iniernillo-Staudamm am Río 
Balsas erbaut. Dieser und weitere 
Staudämme wie La Villita (1968), El
Caracol (1987) und Miguel Alemán 
bildeten das zweitgrößte Wasserkra-
ftsystem Mexikos. 

Der Bau von Iniernillo und den an-
deren Staudämmen bedeuteten 
drastische Veränderungen der betro-
fenen Umwelt. Im Falle von Inier-
nillo verlor das Wasser des Balsas-
Flusses aufgrund seiner geringen 
Wasserdurchlässigkeit seine Produk-
tivität. Des Weiteren verhinderte die 
ständige Erneuerung des Wassers 

neun Mal pro Jahr eine genügende 
Anhäufung von Nährstofen und or-
ganischem Material. Die Fragmen-
tierung des Flusssystems durch die 
Wasserkraftwerke störte das ökolo-
gische Gleichgewicht des Deltas. Die 
Störung der Fließeigenschaften von 
Wasser und Sedimenten veränder-
te viele ökologische Funktionen. So 
änderte sich der Zyklus von Troc-
kenzeiten und Überschwemmungen 
des Deltas aufgrund der künstlichen 
Variationen der Durchlussmenge, 
die vom Mindest- und Höchststand 
der Stauseen und deren Entwäs-
serung abhingen. Die Veränderun-
gen des Flussbetts führten auch zu 
Veränderungen der natürlichen 
Fließeigenschaften und begünstigten 
Überschwemmungen während der 
Regenzeiten, wo es früher keine gab. 
Dies hatte seinerseits Auswirkungen 
auf die Fortplanzungszeiten vieler 
Arten, die von den durch die Abfol-
ge von Regen- und Trockenzeiten 
verursachten Nährstofschüben des 
Flusses bestimmt wurden. Letztere 
dienten ihnen als Signal für den Be-
ginn ihrer Fortplanzung, Brut, Wan-
derung und andere wichtige Lebens-
funktionen (CIBNOR 1995, en INE 
sf).



89

Geschichte der Umwelt-, Klima- und Energiepolitik in Lateinamerika 1940 – 2015 

1965: 
Gründung der Chilenischen Atomenergiekommission 

LAND: Chile
BESCHREIBUNG:

Zentrum für nukleare Studien “Lo Aguirre” 

Die Chilenische Atomenergiekom-
mission (CCHEN) wurde 1965 ge-
gründet, um die Kontinuität der 
nuklearen Entwicklung Chiles zu 
gewährleisten. Diese Entwicklung 
begann Anfang der 50er Jahre mit 
der Gründung der Arbeitsgruppe für 
Nuklearphysik in der Abteilung für 
Physik an der Universität von Chi-
le. Diese sollte neue Energieformen 
testen, welche Chile in der näheren 
Zukunft nutzen könnte. So wurde 
die CCHEN geschafen, um nukleare 
und radioaktive Aktivitäten in Chile 
zu regulieren, autorisieren und kon-
trollieren und sich um Probleme im 

Zusammenhang mit der Erzeugung, 
dem Kauf, der Übertragung, dem 
Transport und der friedlichen Nut-
zung von Atomkraft und spaltbarem 
und radioaktivem Material zu küm-
mern. Die CCHEN war auch Sponsor 
für Projekte der chilenischen Uni-
versitäten in Bereichen wie Medizin, 
Landwirtschaft, Chemie und ande-
ren. 

1966 nahm die Abteilung für Physik 
an der Fakultät für Physische Wis-
senschaften und Mathematik der 
Universität von Chile erste Messun-
gen der Radioaktivität der Luft auf 
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den Osterinseln und den Juan Fer-
nández-Inseln vor. Später richtete 
die CCHEN mit Hilfe des nationalen 
Gesundheitsdienstes, der chilenis-
chen Luftwafe und der Technischen 
Universität Federico Santa María ein 
landesweites Programm zur Messung 
der Radioaktivität der Umgebung ein. 
Ebenfalls 1966 unterzeichnete Chi-
le gemeinsam mit anderen Ländern 
und internationalen Organisationen 
ein Abkommen über die friedliche 
Nutzung der Atomkraft. 1980 gab 
die CCHEN neue Richtlinien heraus 
für eine Verbesserung der Sicherheit 

und des Schutzes gegen Radioaktivi-
tät. 1983 wurde der Plan für Nuklea-
re Entwicklung erstellt, zu dessen 
Aufgaben die Erarbeitung technis-
cher Normen für nukleare Sicherheit 
und den Schutz gegen Radioaktivität 
und die Regulierung dieser Bereiche 
gehört. Weitere Aufgaben des Plans 
sind die Erarbeitung einer aktiven 
Politik internationaler Beziehungen 
sowie die Einrichtung von Pilotanla-
gen für ein zukünftiges Atomkraft-
programm. 1984 wurde das Gesetz 
für nukleare Sicherheit verabschie-
det. 1995 trat Chile dem Atomwa-
fensperrvertrag bei.
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1966:
Akte von Foz de Iguazú

LAND: Paraguay und Brasilien
BESCHREIBUNG:

Saltos de Guairá (in den 1970ern), umstrittenes Territorium zwischen Brasilien und Uruguay vor der 
Unterzeichnung des Abkommens von Foz de Iguazú

Die Akte von Foz de Iguazú wurde 
von Brasilien und Paraguay am 22. 
Juni 1966 unterzeichnet. Beide Sei-
ten bekräftigten damit ihr Interes-
se daran, die mögliche Nutzung der 
Wasserressourcen des Río Paraná 
zu prüfen. In der Akte wurde vere-
inbart, dass der vom Río Paraná er-
zeugte Strom in gleichen Teilen zwis-
chen beiden Ländern aufgeteilt wird. 
Sollte eines der Länder Stromübers-
chüsse des anderen benötigen, so 
hat es das Vorkaufsrecht zu einem 
fairen Preis. Dieses Abkommen sollte 
Jahre später Brasilien begünstigen. 
Diese Akte erwähnt mit keinem Wort 

die vagen Grenzkonlikte um die Sal-
tos del Guairá oder der sieben Was-
serfälle des Río Paraná, die damals 
von grundlegendem Interesse waren
(Aníbal 1976). Im Februar 1967 wur-
de die Gemischte Kommission Brasi-
lien-Paraguay für die Umsetzung des 
Abschnitts der „Akte von Iguazú“ 
eingesetzt, der sich auf die Nutzung 
des Río Paraná bezog. Der Bau des 
Staudamms für das Wasserkraftwerk 
Itaipú begann 1971, 1974 nahm das 
Kraftwerk seinen Betrieb auf. Weite-
re Bemühungen zur regionalen In-
tegration sind die erste Konferenz 
des Río de la Plata 1968, die später 
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die Einrichtung des Zwischenstaatli-
chen Koordinierungsausschusses der 
Anrainerstaaten des Río de la Plata 
ermöglichen sollte. Unter den Bes-
chlüssen dieses Ausschusses sind 
diejenigen besonders interessant, 
die die Nutzung des Wassers zum 
Thema haben, wie die in Santa Cruz 
de la Sierra (Mai 1968) und Asun-
ción (1969) formulierten Beschlüsse, 
welche das Ziel einer allmählichen 

Integration der Mitgliedstaaten (Ar-
gentinien, Brasilien, Uruguay, Boli-
vien und Paraguay) betonten. 

Sowohl die Akte von Foz de Igua-
zú (1966) als auch der Vertrag des 
Río de la Plata (1969) sind Vorläu-
fer des Vertrags von Itaipú (1973) 
und des Vertrags von Foz de Iguazú 
(1985), die zwei Jahrzehnte später 
den Grundstein für die Gründung des 
MERCOSUR legen würden.  
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1966:
Geburt des venezolanischen Umweltschützers Danilo 

Anderson
LAND: Venezuela
BESCHREIBUNG:

Danilo Anderson, venezolanischer Umweltschützer

Danilo Anderson war der erste 
Staatsanwalt der venezolanischen 
Generalstaatsanwaltschaft, der einen 
Umweltdeliktsfall in Caracas eröfne-
te. In diesem Fall wurde Douglas Ra-
fael Fonseca im Mai 2001 wegen ille-
galer Besetzung eines Grundstücks 
innerhalb des Nationalparks Maca-
rao im Bundesstaat Miranda zu zwei 
Jahren und fünf Monaten Haft verur-
teilt. Douglas Fonseca hatte Un-
terkünfte für touristische Zwecke im 
Nationalpark gebaut. Damit war er 
nicht nur in die Sperrzone des Parks 
eingedrungen, sondern hatte auch 
Fluss- und Bodenverschmutzungen 

verursacht (ParksWatch 2001). „Die 
Anklagepunkte gegen Fonseca waren 
die Veränderung der Fließeigenschaf-
ten und Sedimentierung der Flüsse, 
Bodendegradation, Beeinträchtigung 
von Topograie und Landschaft, Au-
fnahme kommerzieller Tätigkeiten 
und illegale Besetzung eines sich 
unter spezieller Verwaltung beindli-
chen Gebietes” (ParksWatch 2001). 
Außer der Gefängnisstrafe wurde der 
Angeklagte zur Zahlung von 2474 Ta-
gen Mindestlohn und über 10 Millio-
nen Bolívares (1.400.000 US-Dollar) 
verurteilt. Dieser erste Fall war von 
enormer Bedeutung für den Kam-
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pf gegen Umweltdelikte, bei denen 
es im Allgemeinen nicht zu Verur-
teilungen kam, obwohl bereits seit 
1992 ein strafrechtliches Umweltge-
setz bestand. 2012 wurde ein neues 
Umweltgesetz veröfentlicht, das die 
Strafen änderte und verschärfte. 
Dieses Gesetz enthält eine beträcht-
liche Zahl an Umweltdelikten, die in 
acht Gruppen aufgeteilt sind: De-
likte gegen die Umweltverwaltung; 
Delikte gegen die Raumordnung; 
Delikte durch Nichtvorlage von 
Umweltverträglichkeitsstudien; De-
likte gegen die biologische Vielfalt; 
Delikte der Beeinträchtigung, Minde-
rung der Qualität oder Schädigung 

von Wasservorkommen; Delikte der 
Beeinträchtigung, Minderung der 
Qualität und Schädigung von Böden, 
Topograie und natürlichen Lands-
chaften; Delikte der Beeinträchti-
gung, Minderung der Qualität oder 
Schädigung der Vegetation, Fauna 
oder deren Lebensraum; und Delikte 
gegen die Qualität der Umwelt (Ber-
nardo 2012).

Anderson wurde 2005 ermordet. Da-
mals war er mit wichtigen Fällen be-
fasst, die mit dem Staatsstreich im 
April 2003 sowie mit der Erdölsabo-
tage der Jahre 2002 und 2003 zu tun 
hatten.



95

Geschichte der Umwelt-, Klima- und Energiepolitik in Lateinamerika 1940 – 2015 

1967:
Vertrag von Tlatelolco über Atomwafen in Lateinamerika

LAND: Mexiko
BESCHREIBUNG:

Gustavo Diaz Ordaz, mexikanischer Präsident (1964-1970)

Der Vertrag von Tlatelolco zum Ver-
bot von Atomwafen in Lateinamerika 
und der Karibik legte die Entnuklea-
risierung des Staatsgebiets der Un-
terzeichnerstaaten von 1967 in La-
teinamerika und der Karibik fest. Mit 
dem Vertrag bekräftigten diese ihre 
friedliche Absicht bei der Nutzung 
von Kernenergie und betonten un-
ter anderem die Notwendigkeit eines 
Verbots von Kernwafen aufgrund 
der Bedrohung für die Umwelt, die 
diese durch ihre Radioaktivität dars-
tellten. 

Der Vertrag entstand als Folge des 

nuklearen Wettrüstens nach dem 
Zweiten Weltkrieg und als Antwort 
auf die Angst, die die Raketenkri-
se in Kuba, das heißt, der Konlikt 
zwischen den Vereinigten Staa-
ten, der Sowjetunion und Kuba im 
Oktober 1962 hervorgerufen hatte. 
Damals hatten die USA Stellungen 
von sowjetischen Atomraketen auf 
kubanischem Staatsgebiet entdec-
kt. Diese Situation veranlasste die 
lateinamerikanischen Regierungen 
dazu, einen Prozess einzuleiten, der 
gewährleisten sollte, dass die Region 
sich nicht in einen Schauplatz stän-
diger nuklearer Bedrohung verwand-
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le. Dies war nur möglich, wenn sich 
auch die Länder zu diesem Ziel ver-
plichteten, die solche Wafen be-
saßen. Der Vertrag von Tlatelolco 
wurde vom mexikanischen Präsiden-
ten Gustavo Días Ordaz vorgeschla-
gen und vom mexikanischen Diplo-
maten Alfonso García Robles, dem 
Friedensnobelpreisträger von 1982, 
vorangetrieben. Nach vier Jahren 
Verhandlungen wurde der Vertrag 
am 14. Februar 1967 unterzeichnet.

Mit diesem Vertrag wurde auch die 
Organisation für das Verbot von Ker-
nwafen in Lateinamerika und der 

Karibik (OPANAL) gegründet, eine 
zwischenstaatliche Behörde, die für 
die Einhaltung aller aus dem Vertrag 
erwachsenden Verplichtungen zus-
tändig ist, zum Beispiel die Gewähr-
leistung, dass das Vertragsgebiet 
atomwafenfreie Zone bleibt, der 
Einsatz für eine Nicht-Weiterverbrei-
tung von Atomwafen, die Förderung 
der Entwafnung, die Nutzung von 
nuklearem Material und Atomanla-
gen zu friedlichen Zwecken sowie 
das Verbot der Herstellung, Pro-
duktion oder des Erwerbs jeglicher 
Nuklearwafen. Der Vertrag schuf 
die erste atomwafenfreie Zone der 
Welt, zu der heutzutage 33 Staaten 
der Region gehören.
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1968:
Gründung der Entwicklungsbank Comunidad

Andina de Fomento
LAND: Venezuela
BESCHREIBUNG:

Mitgliedsstaaten der Lateinamerikanischen Entwicklungsbank (CAF)

Die Entwicklungsbank Comunidad 
Andina de Fomento (CAF, Andine 
Fördergemeinschaft) wurde 1968 
gegründet, um nachhaltige Entwic-
klung und regionale Integration in 
Lateinamerika durch Mobilisierung 
von Mitteln zur Finanzierung von Pro-
jekten des öfentlichen und privaten 
Sektors, die Bereitstellung technis-
cher Hilfe und andere spezialisierte 
Dienstleistungen zu fördern. Er erste 
Schritt zu ihrer Entstehung war die 
Unterzeichnung der Erklärung von 
Bogotá (1996), die Maßnahmen zur 
wirtschaftlichen Integration und die 
Koordinierung der Politik der betei-

ligten Länder in den Bereichen Han-
del, Industrie, Finanzen und technis-
che Zusammenarbeit vorsah. 1967 
wurde eine gemischte Kommission 
eingesetzt, die für die Umsetzung 
dieser Vorhaben zuständig war, und 
es wurde die Gründung einer Förder-
bank vorgeschlagen. Am 7. Februar 
1968 unterzeichneten die Mitglieds-
regierungen – die Regierungen der 
Länder Kolumbien, Chile, Venezue-
la, Ecuador, Peru und Bolivien - das 
Gründungsabkommen, in welchem 
sie die zu gründende Körperschaft 
als Bank mit einer breiten Palette an 
Bankdienstleistungen und als Agen-
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tur zur Entwicklungsförderung und 
zur Integration der Andenstaaten 
deinierten. Derzeit fördert die CAF 
eine großlächige Trink- und Abwas-
serversorgung, das Management 
und den Schutz von Wassereinzugs-
gebieten, Bewässerung und Ent-
wicklung der Landwirtschaft sowie 
Entwässerung und Kontrolle von 
Überschwemmungen durch Studien 
und Finanzierung von Projekten und 
Investitionsprogrammen. Sie fördert 
weiterhin den Biohandel auf lokaler, 
nationaler und regionaler Ebene als 
Strategie für Umweltschutz und na-
chhaltige Nutzung der biologischen 
Vielfalt. Märkte und Branchen, die im 
Programm zum Biohandel berücksi-
chtigt werden, sind die Forstwirts-
chaft, die Lebensmittelbranche, die 
Pharmabranche, nachhaltiger Tou-
rismus und andere.  

Das Waldprogramm der CAF (PCB) 
entstand als Teil der Waldinitiative 
der Bank aus dem Jahr 2010. Ziel 
ist die Stärkung der Entwicklung des 
Forstsektors und die Erhaltung der 
Wälder durch Umsetzung des Kon-
zepts einer grünen Wirtschaft, um 
eine kohlestofarme und klimare-
sistente Wirtschaft zu fördern. Um 
dieses Ziel zu erreichen, versucht 
die Bank, die regionale Initiative der 
Verringerung von Emissionen aus 
Entwaldung und Waldschädigung 
(REDD+) zu konsolidieren und un-
terstützt grüne Geschäftstätigkeiten 
wie die Waldnutzung mit Nichtholz-
produkten, die Sanierung degradier-
ter Böden in ländlichen Regionen, 
die Sanierung und Wiederherstellung 
städtischer Wälder und Grünlächen 
und die Verbesserung der Ökoei-
zienz der Forstindustrie (CAF 2014: 
54-55).

Im Energiesektor treibt die CAF Ini-
tiativen zur Steigerung der Energiee-
izienz, zur Entwicklung erneuerba-
rer Energien und zur technologischen 
Innovation voran. In Lateinamerika 
und der Karibik spielen Wasserkra-
ft und Biokraftstof eine wichtige 
Rolle in der Energiematrix (25%). 
Dennoch stammen 41% der Energie 
noch immer aus Erdöl und Erdölpro-
dukten, 28% aus Erdgas. Die Region 
besitzt ein bedeutendes Potenzial für 
erneuerbare Energiequellen (Was-
serkraft, Solarenergie, Windenergie, 
Biomasse und andere) (CAF 2013).
Laut dem Bank Information Cen-
ter besteht mehr als 50% des Fi-
nanzierungsportfolios der CAF aus 
Projekten zur Entwicklung der In-
frastruktur, und sie ist eine der 
Hauptaktionäre des Dialogforums 
IIRSA (Initiative für die Integration 
der Regionalen Südamerikanischen 
Infrastruktur). In Südamerika, be-
sonders im Amazonasgebiet, führen 
die von der CAF inanzierten Projekte 
zu Migration und Bodenspekulation 
und beschleunigen so die Extraktion 
nicht nachhaltiger Ressourcen und 
die Abholzung und können die Ge-
biete indigener Volksgruppen bedro-
hen. All dies kann den Verlust der 
Biodiversität und die Schädigung der 
Umwelt beschleunigen (Hamerschlag
2008: 50). 

Derzeit gehören 17 Länder Lateina-
merikas und der Karibik der CAF an. 
Ihre Hauptaktionäre sind die fünf 
Länder der Andengemeinschaft CAN: 
Bolivien, Kolumbien, Ecuador, Peru 
und Venezuela, die 11 Partnerländer 
sind Argentinien, Brasilien, Barba-
dos, Chile, Costa Rica, Spanien, Ja-
maica, Mexiko, Panama, Paraguay, 
Portugal, Trinidad und Tobago und 
Uruguay. Weitere Aktionäre sind 18 
Privatbanken der Andenregion. 



99

Geschichte der Umwelt-, Klima- und Energiepolitik in Lateinamerika 1940 – 2015 

QUELLEN:
Kolumbianisches Präsidenzialamt für Internationale Zusammenarbeit (2013). Análisis de fuente multilateral (Untersuchung einer 
multilateralen Quelle. Lateinamerikanische Entwicklungsbank). Verfügbar unter: https://www.apccolombia.gov.co/recursos_user/
Documentos/Demanda/Analisis-Pais/CAF-Ok.pdf - Abgerufen am: [18.06.2015].
Bank Information Center. Comunidad Andina de Fomento (CAF). Verfügbar unter: http://www.bicusa.org/es/caf/ - Abgerufen am: 
[18.06.2015].
CAF Lateinamerikanische Entwicklungsbank. Verfügbar unter: www.caf.com – Abgerufen am: [18.06.2015].
CAF Lateinamerikanische Entwicklungsbank (2014). Programa de bosques. Caracas (Waldprogramm. Caracas). Verfügbar unter: 
http://scioteca.caf.com/
handle/123456789/533 – Abgerufen am: [23.06.2015].
CAF (2013). Energía: Una visión sobre los retos y oportunidades en América Latina y el Caribe (Energie: Eine Vision der 
Herausforderungen und Chancen in Lateinamerika und der Karibik). Verfügbar unter: http://www.caf.
com/_custom/static/agenda_energia/assets/caf_agenda_energiavision.pdf – Abgerufen am: [23.06.2015].  
Hamerschlag, Kari (2008) Comunidad Andina de Fomento (CAF). Guión Básico para la Sociedad Civil (Lateinamerikanische 
Entwicklungsbank CAF. Skript für die Zivilgesellschaft). Verfügbar unter: http://www.
bicusa.org/wp-content/uploads/2013/01/Guion-Basico-para-la-Corporacion-Andina-de-Fomento-2008.pdf – Abgerufen am: 
[18.06.2015].

ABBILDUNG:
https://commons.wikimedia.org/wiki/File:CAF_members.png

Die technische Zusammenarbeit im Bereich Wasser im ersten Halbjahr 2014 lief über folgende 
Projekte ab: Projekt zur Erweiterung und Verbesserung der Trink- und Abwassersysteme des 
Sektors Nueva Rinconada in den Stadtbezirken San Juan de Miralores und Villa María del 
Triunfo in Lima, Peru (250.000 US-Dollar); Masterplan für Regenwasserdrainage im Westen 
des Beckens von Barranquilla 
(309.000 US-Dollar); Formulierung politischer Leitlinien für die umfassende Stärkung kleiner 
Wasser- und Abwasserunternehmen in Kolumbien. Zu den neuen, bereits genehmigten 
Krediten und unterzeichneten Verträgen gehört das Programm für Nationale Wasserleitungen 
und Abwasserentsorgung in Panama (100 Millionen US-Dollar); das Projekt Chavimochic in 
La Libertad, Peru (150 Millionen USD); die Sanierung des Valencia-Sees in Venezuela (100 
Millionen USD) und das Programm für ein Makrodrainagesystem für den Fluss Baquirivu-
Guaçu, Sao Paulo, Brasilien (204 Millionen USD). Ende 2013 beliefen sich die genehmigten 
Finanzierungen der CAF im Energiesektor auf 5,14 Milliarden US-Dollar, was rund 31% des 
Gesamtportfolios der Bank entspricht. 80% der Investitionen zielen auf eine Stärkung der 
nationalen Systeme zur Stromerzeugung ab.

Interessante Fakten
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Historische Momente

1968: 
Einluss der Befreiungstheologie auf die sozio-ökologische 

Konfrontation 
LAND: Kolumbien
BESCHREIBUNG:

Gustavo Gutierrez

Die Befreiungstheologie ist eine 
theologische Strömung, die nach 
dem 2. Vatikanischen Konzil und der 
2. Generalkonferenz des Lateiname-
rikanischen Bischofsrates (Konfe-
renz von Medellín, Kolumbien, 1968) 
aufkam. Ihre herausragenden Ver-
treter sind Leonardo Bof (Brasilien) 
und Gustavo Gutiérrez Merino (Peru). 
Auf der Konferenz von Medellín 1968 
bekräftigte die Kirche ihre Option für 
Menschen in Armut. Lateinamerika 
befand sich in einem Zustand der 
Verarmung und der Zerstörung der 
Umwelt aufgrund des Modells der 
„Industrialisierung zum Ersatz von 

Importen“, die, angetrieben von ei-
ner desarrollistischen Ideologie, zu 
Auslandsschulden, Umsiedlungen 
von Teilen der Bevölkerung und ei-
ner intensiven Nutzung von Rohsto-
fen geführt hatte. Diese Situation 
wurde von der Kirche als Krise der 
modernen Zivilisation interpretiert, 
die von Umweltzerstörung und einer 
Verschlechterung der Lebensqualität 
geprägt sei (Cárdenas 2008). Allge-
mein sprach die Befreiungstheologie 
von der „Option für die Armen”, von 
der Arbeit, die mit der Masse der Be-
völkerung und den Gemeinden zu 
verrichten sei und vom notwendigen 
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politischen Kampf.  

Um die Militärdiktaturen und ihre re-
pressive Politik zu bekämpfen, un-
terstützte die Befreiungstheologie 
soziale Bewegungen und zivilgesells-
chaftliche Organisationen, besonders 
im Bereich Menschenrechte. Die po-
litische Aktivität dieser ideologischen 
Strömung war sehr uneinheitlich und 
hing von den kirchlichen und politis-
chen Bedingungen in jedem Land 
ab. Zu den radikalsten Formen ihres 

Kampfes gehört die Landbesetzung 
(Malik 2007:449).

Die Befreiungstheologie begleitete 
in den 70er Jahren einige der sozia-
len Konfrontationen in Lateiname-
rika, beispielsweise den Kampf der 
Shiringueros (Kautschukzapfer) in 
Brasilien. Hier ist Chico Mendes her-
vorzuheben, der Persönlichkeiten wir 
Camilo Torres beeinlusste, welcher 
vom Kleriker zum Guerillakämpfer 
der Nationalen Befreiungsarmee Ko-
lumbiens wurde.
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Historische Momente

1969:
Agrarreform in Peru

LAND: Peru
BESCHREIBUNG:

Salvador Allende, Präsident Chiles zusammen mit dem peruanischen Staatspräsident Juan Velasco Alvarado und 
Auβenminister Clodomiro Almeyda

Die Agrarreform in Peru begann 
am 24. Juni 1969 per Gesetz Nr. 
17716. Diese Reform war eine der 
bedeutendsten von der Revolu-
tionsregierung der Streitkräfte un-
ter General Juan Velasco Alvarado 
(1968-1979) umgesetzten Verände-
rungen im Land. Das Gesetz über die 
Agrarreform war Teil eines breiteren 
politischen Plans, der das traditio-
nelle Machtsystem stürzen wollte. 
Bis vor der Agrarreform zeichnete 
sich die peruanische Agrarstruktur 
durch ein Nebeneinander von drei 
Produktionssystemen aus: Kapitalis-
mus, die Tätigkeit rechtloser Arbeiter 

unter schlechten Bedingungen, und 
der Anbau auf kleinen Parzellen. In 
diesem Landbesitzsystem waren die 
Hacienda und die Gemeinschaft die 
wichtigsten Säulen (Matos 1980:3). 
Das oberste Ziel der Agrarreform 
war die Abschafung des Hacienda-
Systems, um dieses durch eine koo-
perative und unternehmerische Ord-
nung zu ersetzen. So versuchte die 
Reform vor allem, das Einkommen 
der Bauernschaft zu erhöhen und 
durch Regulierung des Eigentumsre-
chts und Steigerung der Produktion 
und Produktivität der Bauern und 
Gewährleistung der Vermarktung 
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ihrer erwirtschafteten Produkte so-
ziale Gerechtigkeit für die am stärk-
sten Benachteiligten des Sektors zu 
garantieren. 

Im Zuge der Reform wurden zwis-
chen Juni 1969 und Juni 1979 über 
9,5 Millionen Hektar Land enteignet. 
Der Großteil dieses Gebiets wur-
de 370.000 Begünstigten zugeteilt 
(Eguren 2007: 12). Mit der Agrarre-
form wurden zwei Arten von Koope-
rativen gegründet: Landwirtschaftli-
che Produktionskooperativen (CAP) 
und Landwirtschaftliche Gesellschaf-
ten von Sozialem Interesse (SAIS). 
Ebenfalls 1969 wurde das Allgemei-

ne Wassergesetz erlassen (per Ge-
setzesdekret Nr. 17752), das bis zum 
Erlass des Gesetzes über Wasserres-
sourcen (Gesetz Nr. 29338 vom 30. 
März 2009) in Kraft war. Vor diesem 
Gesetz gab es den Wasserkodex, der 
1902 erlassen worden war und den 
neuen Bedürfnissen der Zeit nicht 
mehr genügte. Das Allgemeine Was-
sergesetz legte fest, dass der Staat 
Eigentümer aller Wasserressour-
cen sei, und ab diesem Zeitpunkt 
mussten die Bauern die Nutzung von 
Wasser beim Landwirtschaftsminis-
terium beantragen. So wurden neue 
soziale Organisationsformen geför-
dert, wie z.B. die Wassernutzergre-
mien.
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Historische Momente

1969:
Gründung der Andengemeinschaft

LAND: Kolumbien
BESCHREIBUNG: 

Flagge der “Comunidad Andina”

Die Andengemeinschaft (CAN) wur-
de am 26. Mai 1969 durch Unterzei-
chnung des Abkommens von Car-
tagena als regionale Organisation 
gegründet. Mitgliedstaaten sind Bo-
livien, Kolumbien, Ecuador und Peru. 
Ziel der CAN ist die Förderung der 
Entwicklung und der Integration im 
Andenraum, in Südamerika und in 
Hispanoamerika. Assoziierte Län-
der sind Argentinien, Brasilien, Chile 
(war bis 1976 Mitgliedstaat, trat aber 
wegen politischer Diferenzen aus), 
Paraguay, Uruguay und Venezuela 
(war zwischen 1973 und 2006 Mit-
gliedstaat, trat aber aus Protest ge-

gen die zukünftigen Freihandelsver-
träge aus, die Kolumbien und Peru 
mit den USA schlossen). Bis 1996 
war die Andengemeinschaft als An-
denpakt oder Andengruppe bekannt. 

Die Umweltagenda der Andenge-
meinschaft teilt sich in die Achsen 
Biodiversität, Klimawandel und Was-
serressourcen auf. Querschnittsan-
liegen sind Forschung und Infor-
mation für Umweltmanagement, 
Kommunikation und Umwelterzie-
hung, Stärkung institutioneller Ma-
nagementkapazitäten, sowie Pro-
duktionsformen und nachhaltiger 
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Verbrauch im Einklang mit der Na-
tur. In der Achse Biodiversität ist das 
Ziel der CAN die Umsetzung der Re-
gionalen Strategie zur Biologischen 
Vielfalt (ERB aus dem Jahre 2002) 
durch Kanalisierung der Bemühun-
gen für eine umfassende Steuerung 
und Finanzierung von Umweltschutz 
und nachhaltigen Umgang mit der 
biologischen Vielfalt. In der Achse 
Klimawandel verfügt die CAN über 
einen Andinen Aktionsplan für den 
Klimawandel im Kontext der Klima-
rahmenkonvention der Vereinten 
Nationen. Im Bereich Wasserressou-
rcen ist das Ziel der CAN die Förde-
rung gemeinsamer Aktionen für die 
Entwicklung, Stärkung und Nachhal-

tigkeit des Umfassenden Wasserma-
nagement (GIRH) und der Beitrag 
zur Aufnahme dieser Strategie in die 
Produktions- und Entwicklungspro-
zesse der Mitgliedstaaten.  

Die CAN verfügt außerdem über 
das Projekt zur Anpassung an die 
Auswirkungen des Beschleunigten 
Gletscherschwundes in den Tropis-
chen Anden (PRAA), das vom Wel-
tumweltfonds, der japanischen Re-
gierung und der Weltbank inanziert 
wird, sowie über das Regionale Bio-
diversitätsprogramm im Amazonas-
gebiet der Mitgliedstaaten (BIOCAN, 
2007), inanziert von der innischen 
Regierung. 
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Historische Momente

1970:
Der Prebisch-Bericht: Transformation und Entwicklung: 

Die große Aufgabe Lateinamerikas 
LAND: Argentinien
BESCHREIBUNG: 

 Der Generalsekretär der UNCTAD über das Thema “Ecuador: Entwicklung als Prozesspolitik”

Das Buch „Transformation und Ent-
wicklung: Die große Aufgabe Lateina-
merikas”, auch als Prebisch-Bericht 
bekannt, wurde vom argentinischen 
Wirtschaftswissenschaftler Raúl Pre-
bisch verfasst und 1970 veröfentli-
cht. Es handelte sich dabei um einen 
Auftrag der Wirtschaftskommission 
für Lateinamerika (CEPAL). Prebisch 
sollte die Besonderheiten der Ent-
wicklung „peripherer“ Länder sicht-
bar machen, die auf die Förderung 
von Rohstofen und die Lebensmit-
telproduktion spezialisiert sind. In 
seiner Arbeit nahm Prebisch eine 
gründliche Untersuchung der damals 

aktuellen Fragen über Lateinamerika 
sowie der in den vorherigen Jahr-
zehnten in der Region umgesetzten 
Entwicklungsstrategien, deren Er-
folge, Grenzen und Misserfolge vor. 
Mit diesem Text stellte Prebisch ei-
nige der in jener Zeit dominierenden 
wirtschaftlichen Ideen in Frage, be-
sonders was die Rolle des internatio-
nalen Handels in der Entwicklung der 
Länder Lateinamerikas betraf sowie 
die Routen und Strategien die diese 
wählen sollten, um sich zu entwic-
keln. Seine Hauptbotschaft war, dass 
die lateinamerikanischen Länder sich 
stärken sollten durch eine Transfor-
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Raúl Federico Prebisch Linares (1901-1986). Argentinischer Buchprüfer und 
Wirtschaftswissenschaftler. Arbeitete bei der CEPAL kurz nach deren Gründung und 
verfasste 1949 ihr Manifest, ein Text, der Maßstäbe setzte für die theoretische Relexion 
über Lateinamerika in den darauf folgenden Jahrzehnten. 1962 übernahm er den Vorsitz der 
Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung (UNCTAD), wo er Informationen 
für seinen später verfassten Prebisch-Bericht sammeln konnte. Außerdem war er Direktor des 
Lateinamerikanischen Instituts für Wirtschafts- und Sozialplanung (ILPES). 

Zur Person

mation ihrer Produktion, durch re-
gionale Integration und die geme-
insame Überwindung struktureller 
Wachstumsbarrieren.  

Die Themen Umwelt und nachhalti-
ge Entwicklung wurden in Prebischs 
Veröfentlichung ebenfalls in be-
grenztem Maße berücksichtigt. So 
ermöglichte Prebisch deren Aufnah-
me in die Agenda der CEPAL, als die 
Einheit für Entwicklung und Umwelt 
im Lateinamerikanischen Institut für 
Wirtschafts- und Sozialplanung (IL-
PES) geschafen wurde. 1980 verö-
fentlichte Prebisch „Biosphäre und 
Entwicklung”, wo eine frühzeitige 

Sorge um den Umweltschutz und 
den Umgang mit Rohstofen deutlich 
wird. Prebischs Text, verfasst vor 
dem Hintergrund der zweiten Ölkri-
se (1979), behandelt die Gründe für 
den „irrationalen“ Abbau von Ener-
gierohstofen. Seiner Meinung nach 
werden die Umweltprobleme von der 
Dynamik der Anhäufung von Kapital 
und der Verteilung des Einkommens 
hervorgerufen. Ebenfalls wichtig ist 
seine Kritik an der Konsumgesells-
chaft, wo die „Souveränität des Ver-
brauchers“ Werte wie soziale Glei-
chheit, kollektives Leben, die Sorge 
um die Biosphäre usw. in den Hinter-
grund drängt. 
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Historische Momente

1971:
Beginn der Ölförderung in der Parzelle 1AB in Peru 

LAND: Peru
BESCHREIBUNG:

Logo von PetroPerú

1971 begann die Ölförderung in der 
Parzelle 1AB in Peru, in den Dis-
trikten Tigre und Trompeteros in der 
Provinz Loreto, Departamento Lore-
to, im Nordosten Perus. Im Juni des 
selben Jahres wurde per Dekret Nr. 
003-71-ED/DS der Vertrag zwischen 
der peruanischen Regierung und Oc-
cidental Petroleum Corporation of 
Peru genehmigt, welcher es dem Un-
ternehmen erlaubte, in der Parzelle 
1A auf einer Fläche von ca. 500.000 
Hektar tätig zu werden. Erst 1978 
wurde der Förderbeginn in der Parze-
lle 1B auf einer Fläche von 480.000 
Hektar abgesegnet, und 1986 wur-

den beide Parzellen zusammen-
gelegt (PUINAMUDT 2013). Damit 
entstand die Parzelle 1AB. Zwischen 
1970 und 1992 arbeiteten in diesen 
Wassereinzugsgebieten außer Petro-
Perú verschiedene ausländische Öl-
irmen. Sie legten rund 50.000 km 
seismische Linien und nahmen über 
80 Sondierungsbohrungen vor. Die 
Ölförderung in der Parzelle 1AB ents-
prach dem kapitalistischen Modell, 
das dem Land während der Militärre-
gierung (1969-1975) auferlegt wer-
den sollte: direkte Operationen des 
peruanischen Staates, unterstützt 
durch ausländisches Kapital. Damals 
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Petroperú S.A. Staatliches Unternehmen für den Transport, die Raination und die 
Vermarktung von Kohlenwasserstofen. Gegründet im Juli 1969 während der Amtszeit von 
Präsident Juan Velasco Alvarado (www.petroperu.com.pe).
Occidental Petroleum Corporation (OXY). Eines der größten Erdöl- und Gasunternehmen der 
Vereinigten Staaten. Hat über 40 Jahre lang im Mittleren Osten investiert (besonders in 
Katar, Oman und den Vereinigten Arabischen Emiraten). Operiert auch in Lateinamerika, 
hauptsächlich in Kolumbien (www.oxy.com).
Pluspetrol S.A. Privatunternehmen für Förderung und Vermarktung von Kohlenwasserstofen. 
Kam 1986 nach Peru und operiert derzeit auf sieben Parzellen: 8, 115, 1AB (Loreto), 88 und 
56 (Camisea Gas, Cusco), 155 (Puno) und 108 (Cerro de Pasco und Junín). Investiert auch 
in anderen südamerikanischen und afrikanischen Ländern. Transnationale Firmengruppe, die 
1976 in Argentinien gegründet wurde, deren Leitung sich aber inzwischen in Europa beindet 
(www.pluspetrol.net) 

Weitere Akteure 

wurde das Interesse an der Ölförde-
rung noch nicht von Besorgnis um 
die Umwelt getrübt.

Heute, vier Jahrzehnte später, wur-
den 92 Stellen identiiziert, wo es 
durch die Ölförderung in der Parzelle 
1AB zu Umweltschäden kam (38 im 
Río Pastaza, 17 im Río Corrientes und 
35 im Río Tigre) (La República, 2015). 
In den letzten drei Jahren nahm die 
Umweltprüfungs- und Kontrollbehör-
de OEFA 23 Kontrollen in der Parze-
lle 1AB vor und strafte das Unterne-
hmen Pluspetrol 12 Mal ab. Zu den 
dort aufgedeckten Umweltvergehen 
gehörten: Übersteigung des erlaub-
ten Kohlenwasserstofniveaus in den 
Böden, Bohrung von Ölquellen ohne 

genehmigte Umweltmanagement-
instrumente, Entsorgung gefährli-
cher Festabfälle im Freien, Nutzung 
einer größeren Fläche als der vertra-
glich genehmigten zur Bohrung der 
Quellen, Unterlassung der Sanierung 
der genutzten Flächen, Fehlen von 
strategisch eingebauten Sperrven-
tilen zur Minimierung von Ölvers-
chmutzungen, Verschmutzung und 
anschließende Trockenlegung des 
Shanshococha-Sees, mit Kohlenwas-
serstofen verschmutzte Böden und 
fehlende Genehmigung für Wasse-
rentnahmen, usw. (La República, 
2015). Derzeit ist das Wasser der 
Einzugsgebiete der Flüsse Pastaza, 
Corrientes, Tigre und Marañón durch 
Schwermetalle und Erdölkohlenwas-
serstofe (TPH) verseucht. 
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Historische Momente

1972:
Erklärung der Konferenz der Vereinten Nationen über die 

Umwelt des Menschen (Stockholmer Erklärung – Gipfel der Erde)

LAND: Schweden

BESCHREIBUNG:

Gedenkplakette für Olof Palme, Präsident des Weltgipfels von Stockholm (1972)

Die Erklärung der Konferenz der Ve-
reinten Nationen über die Umwelt 
des Menschen wurde am 16. Juni 
1972 in Stockholm, Schweden, zum 
Ende der Konferenz unterzeichnet. 
Schweden war Gastgeberland dieser 
Konferenz vor dem Hintergrund der 
gravierenden Schäden, die der sau-
re Regen in Westeuropa in den 60er 
und 70er Jahren vor allem in Schwe-
den und Norwegen angerichtet hat-
te. Der saure Regen verseuchte Tau-
sende Seen als Folge der starken 
Luftverschmutzung mit Schwefel, 
der von der industriellen Revolution 
stammte. Dies war weltweit die ers-

te große Konferenz der UNO über 
Umweltthemen und stellte einen 
Wendepunkt in der internationalen 
Umweltpolitik dar (Baylis y Smith 
2005). An dieser Konferenz nahmen 
über tausend Delegierte teil, die 110 
Länder vertraten, außerdem Vertre-
ter von fast 500 zivilgesellschaftli-
chen Organisationen. 

Die Erklärung enthält 26 Grundsätze 
über Umwelt und Entwicklung und 
einen Aktionsplan mit 109 Empfe-
hlungen. Dies stellt den Anfang des 
Umweltrechts als speziisches und 
autonomes Rechtsgebiet mit ver-
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fassungsrechtlicher Quelle dar. Nun 
hatte die entsprechende Gesetzge-
bung nicht mehr nur zum Ziel, die 
Umwelt im Allgemeinen u schützen, 
sondern beinhaltete das Recht des 
Einzelnen und der Gemeinschaft, 
eine  heile Umwelt zu genießen und 
die Plicht, diese Umwelt zu schüt-
zen, und diese Grundsätze wurden in 
immer mehr Ländern in die Verfas-
sung aufgenommen. Dabei wurden 
die jeweiligen staatlichen und indi-
viduellen Verplichtungen deiniert 
(Cousillas 2006: 146). 1982 hielt 
das Umweltprogramm der Vereinten 
Nationen (UNEP) das erste Trefen 
über Umweltrecht ab. 

In Lateinamerika prägte die 
Erklärung von Stockholm die umwel-
tpolitische Agenda, denn deren Un-
terzeichnung war der Startschuss 
für die rechtliche Institutionalität 

des Umweltschutzes. So wurde das 
Recht auf eine gesunde Umwelt 
oder den Naturschutz in einigen po-
litischen Verfassungen aufgenom-
men, so z B. in den Ländern Pana-
ma 1972, Kuba 1976; Peru 1979; 
Chile 1980; Honduras 1982; Haiti 
1983; El Salvador 1985; Guatema-
la 1987; Nicaragua 1988; Brasilien 
1991; Kolumbien 1992; Paraguay 
1994; Argentinien und Costa Rica 
1996; und Ecuador 1999. Anderer-
seits wurden auch einige allgemeine 
Gesetze zum Schutz der Umwelt er-
lassen, wie in Mexiko 1971: Bundes-
gesetz zur Prävention und Kontrolle 
der Umweltverschmutzung; Kolum-
bien 1974, Nationalkodex über er-
neuerbare natürliche Rohstofe und 
Umweltschutz; Venezuela, 1976,
Umweltgesetz; und Ecuador 1976, 
Gesetz zur Prävention und Kontrolle 
der Umweltverschmutzung (Cabrera 
2003: 315-316).
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Historische Momente

1972:
Gründung des Umweltprogramms der                                                        

Vereinten Nationen (UNEP) 
LAND: Mexiko

BESCHREIBUNG:

Logo des Umweltprogramms der Vereinten Nationen (UNEP)

Das Umweltprogramm der Vereinten 
Nationen (UNEP) wurde 1972 mit Sitz 
in Nairobi als institutionelle Umwelt-
behörde im System der Vereinten Na-
tionen aus der Taufe gehoben. Sein 
Ursprung ist das Ergebnis der Ver-
plichtungen aus der Erklärung von 
Stockholm. Seit seiner Gründung ist 
das UNEP für die Förderung der na-
chhaltigen Entwicklung der Umwelt 
auf der ganzen Welt zuständig. Seine 
sieben Interventionsschwerpunkte 
sind Klimawandel, Katastrophen 
und Konlikte, Ökosystemmanage-
ment, Umweltgovernance, Chemika-
lien und Abfall, Ressourceneizienz 

sowie Beobachtung und Bewertung 
der Umwelt. Das UNEP war zustän-
dig für verschiedene Aktivitäten wie 
das Programm zum Schutz der re-
gionalen Meere und die Verwaltung 
von über 30 regionalen Verträgen 
und wichtigen weltweiten Abkom-
men, zum Beispiel Verträge über 
Ozon und den Handel mit gefährli-
chen Abfällen. 

1974 wurde das Regionalbüro des 
UNEP für Lateinamerika und die Kari-
bik  (ORPALC) mit Sitz in Mexiko-City 
eingerichtet. Heutiger Sitz ist Pana-
ma-City, und das Büro arbeitet sehr 
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eng mit den 33 Ländern der Region 
zusammen. In den ersten Jahren 
seiner Arbeit konzentrierte sich OR-
PALC auf die Stärkung der institu-
tionellen Mechanismen des Umwel-
tmanagement in diesen Ländern. 
Dieses Ziel wurde durch technische 
Beratungstätigkeit für die Staaten 
in Lateinamerika erreicht. Das Jahr 
1982 verzeichnete mit der Schafung 
eines regionalen Kooperationsme-
chanismus einen Meilenstein in der 
Geschichte des UNEP in Lateiname-
rika. So wurden in Lateinamerika 
und der Karibik zwischenstaatliche 
Umwelttrefen abgehalten. Die Prä-
senz des UNEP in Lateinamerika und 
der Karibik begünstigte in den letz-
ten zwanzig Jahren die Entstehung 
eines Kooperationsrahmens zwis-
chen den Ländern zur Bestimmung 
und Lösung gemeinsamer Umwel-

tprobleme. Das UNEP arbeitete mit 
diesen Ländern insbesondere an der 
institutionellen Entwicklung, der For-
mulierung einer Umweltpolitik und 
der nachhaltigen Entwicklung zu-
sammen. Beispiele hierfür sind: Das 
Programm zur Ordnung der Küsten- 
und Seeressourcen in der erweiter-
ten Karibikregion (Aktionsplan für 
die Karibik); das Übereinkommen 
zum Schutz und der Entwicklung der 
Meeresumwelt der erweiterten Ka-
ribikregion (1983) und dessen Zu-
satzprotokolle; das Übereinkommen 
zum Schutz der Meeres- und Küs-
tenumwelt des südöstlichen Paziik, 
Lima, Peru,1981 und seine Zusatz-
protokolle und ergänzende Abkom-
men; sowie ein Umweltrechtspro-
gramm, das technische Hilfe für die 
Entwicklung einer Umweltgesetzge-
bung und deren Anwendung in den 
Ländern der Region anbietet. 
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Historische Momente

1972:
Einweihung der Transamazonas-Straße in Brasilien 

LAND: Brasilien
BESCHREIBUNG: 

Karte der Carretera Transamazónica im Vergleich mit weiteren Verbindungsstraβen

Die Transamazonas-Straße (BR-230) 
wurde in Brasilien am 27. August 
1972 während der Amtszeit von Emí-
lio Garrastazu Médici (1969 bis 1974) 
eingeweiht. Sie verband die Hafens-
tand Cabedel (in Paraíba) mit Lábrea 
(in Amazonas) und durchquerte da-
bei von Ost nach West sieben bra-
silianische Bundesstaaten: Paraíba, 
Ceará, Piauí, Maranhão, Tocantins, 
Pará und Amazonas. Sie ist mit 4233 
Kilometern die drittgrößte Straße 
Brasiliens und eines der ehrgeizigs-
ten Social Engineering-Projekte. Der 
Bau der Transamazónica war Teil des 
politischen Schwerpunktprogramms 

„Nationaler Integrationsplan“ (PIN), 
dessen Fokus die Besiedlung des 
brasilianischen Amazonasgebiets 
und die Ausdehnung der Agrar-
grenze war. Die Idee hinter dem 
Straßenprojekt war die Integration 
von Gegenden von bisher geringer 
wirtschaftlicher Bedeutung, die Ve-
rringerung des Bevölkerungsdrucks 
in anderen Gebieten, der Zugang zu 
enormen Rohstofvorkommen und 
die Vermarktung von Produkten der 
betrofenen Regionen. 

Aufgrund der schwierigen Geogra-
phie konnte dieses Programm je-
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doch nie auf diese Weise umgesetzt 
werden. Tausende Siedler aus dem 
ganzen Land, die zur Transmazo-
nas-Straße gebracht worden waren, 
blieben dort und verdingten sich als 
Bauern, Viehzüchter, Holzfäller oder 
Boden- und Mineralienspekulanten. 
Dies führte zu hohen Abholzungs-

quoten, begünstigte die Umwand-
lung großer Waldgebiete in Weide-
land und ermöglichte den illegalen 
Holzhandel. Außerdem führte die 
Transamazónica zu Konlikten zwis-
chen Siedlern und indigenen Be-
völkerungsgruppen, deren Gebiete 
vom Verlauf der Straße betrofen 
war (Castilho 2014). 
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Historische Momente

1972:
Siebter Weltforstkongress in Lateinamerika 

LAND: Argentinien
BESCHREIBUNG:

Baumschulen zur Gewährleistung einer nachhaltigen Auforstung im nördlichen Bergland Mexikos

Der siebte Weltforstkongress, orga-
nisiert von der FAO, wurde in Argen-
tinien abgehalten und war der erste 
Kongress seiner Art, der in Lateina-
merika stattfand. Der erste Weltfors-
tkongress fand 1926 in Rom statt. 
Seither wurde er alle sechs Jahre 
abgehalten und bringt Vertreter von 
Regierungen, Universitäten, der Zi-
vilgesellschaft und dem Privatsektor  
zusammen für einen Erfahrungsaus-
tausch und die Formulierung von 
Empfehlungen für ein weltweites 
Forstmanagement, die jeweils auf 
nationaler, regionaler und globaler 
Ebene umgesetzt werden können. 

Das für den siebten Kongress gewähl-
te Thema war „Wald und sozioökono-
mische Entwicklung“. Bei dieser Ve-
ranstaltung wurde die Dringlichkeit 
anerkannt, mit der die Regierungen 
ihre Forstpolitik stärken müssen. 
Außerdem kündigte die argentinis-
che Regierung auf diesem Kongress 
ihre Entscheidung an, einen Natio-
nalen Forstfonds einzurichten, zu 
dem sowohl der öfentliche als auch 
der Privatsektor gehören solle, um 
den Fortschritt im Forstbereich zu 
fördern. Es wurde gefordert, dass 
über die politischen Ziele, die wirts-
chaftliche Organisation und das gel-
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tende System für das Management 
von Forstparzellen hinausgehend 
die Regierungen dafür verantwort-
lich seien, den Fluss an produktiven, 
schützenden und sozialen Gütern 

und Dienstleistungen der Wälder zu 
planen. Weitere Weltforstkongresse 
nach der Veranstaltung in Argenti-
nien wurden in Mexiko (1985) und 
erneut in Argentinien (2009) abge-
halten. 
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Historische Momente

1972:
Unterzeichnung des Übereinkommens der UNESCO zum 

Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt  
LAND: Frankreich
BESCHREIBUNG:

Tempel von Abu Simbel (Ägypten), welcher durch den Aswan-Staudamm überlutet würde, was zu Empörung in 
der Bevölkerung führt

Das Übereinkommen zum Schutz des 
Kultur- und Naturerbes der Welt wur-
de von der Generalkonferenz der Ve-
reinten Nationen für Erziehung, Wis-
senschaft und Kultur (UNESCO) bei 
deren 17. Trefen in Paris am 16. No-
vember 1972 angenommen. Seither 
haben 191 Staaten das Übereinkom-
men ratiiziert. Die Notwendigkeit 
für dieses Übereinkommen ergab 
sich aus der öfentlichen Empörung 
über die Entscheidung zum Bau des 
Assuan-Staudamms in Ägypten, 
durch den die Tempel von Abu Sim-
bel gelutet würden. Ausgehend von 
dieser Situation begann die UNESCO 

in Zusammenarbeit mit dem Inter-
nationalen Rat für Denkmalplege 
(ICOMOS) mit der Vorbereitung ei-
nes Entwurfs für ein Abkommen 
zum Schutz des Kulturerbes. 1965 
kam die Idee auf, die Bewahrung 
kultureller Stätten mit der des Na-
turerbes zu kombinieren, wofür die 
Weltnaturschutzunion IUCN Vors-
chläge zur Vorlage bei der Konferenz 
in Stockholm erarbeitete.  Auf diese 
Weise sollte das Übereinkommen ein 
wirksames System für den Schutz 
von Stätten von außergewöhnlichem 
Wert, welche zum Natur- oder Kul-
turerbe gehören, einzurichten und 
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letztere so aktiv wie möglich perma-
nent und mit wissenschaftlichen und 
modernen Methoden aufzuwerten 
(Caijao et al 2006: 11). Seit Inkra-
fttreten des Übereinkommens hat 
das Welterbekomitee die Arbeit zu 
speziischen, mit dem Welterbe zu-
sammenhängenden Themen voran-
getrieben: Tourismus, Investitionen 
in das Welterbe, marine Biodiversität 
als Welterbe, Identiizierung und Do-
kumentation des modernen Welter-
bes, Kulturlandschaften als Welterbe 
usw.

1978 war Ecuador das erste Land, 
das zwei Teile seines Territoriums 
zum Welterbe erklären ließ: die 
Stadt Quito als Kulturerbe und die 
Galapagos-Inseln als Naturerbe. 
Mexiko ist das Land mit den meisten 
Kultur- und Naturerbestätten in der 
Region (32). Weltweit liegt Mexiko 
diesbezüglich auf Rang 6. In der 

Region gibt es insgesamt 131 Stät-
ten, die zum Welterbe gehören. Die 
Tatsache, dass historische Städte 
über Einzelmonumente dominieren 
ist eine besondere Eigenschaft der 
Region. Zu den lateinamerikanischen 
Ländern, die dem Übereinkommen 
beigetreten sind, gehören: Ecuador 
(1975), Bolivien (1976), Guyana, 
Costa Rica, Brasilien (1977), Pana-
ma, Argentinien (1978), Guatemala, 
Honduras, Nicaragua (1979), Haiti, 
Chile, Portugal (1980), Kuba (1981), 
Peru (1982), Kolumbien, Jamaica, 
Antigua und Barbuda (1983), Mexiko 
(1984), Dominikanische Republik 
(1985), St. Kitts und Nevis (1986), 
Paraguay (1988), Uruguay (1989), 
Venezuela, Belize (1990), El Salva-
dor, Santa Lucía (1991), Dominica 
(1995), Grenada (1998), Barbados 
(2002), San Vicente und die Grana-
dinen (2003), Trinidad und Tobago 
(2005), Bahamas (2014).
 



120

Historische Momente

1973:

Unterzeichnung des Übereinkommens über den internationalen 

Handel mit gefährdeten Arten freilebender Tiere und Planzen - CITES 

LAND: USA 

BESCHREIBUNG:

Pandabären, eine der besonders bedrohten Arten

Das Übereinkommen über den inter-
nationalen Handel mit gefährdeten 
Arten freilebender Tiere und Plan-
zen (CITES) ist ein internationales 
Abkommen zwischen den Staaten, 
dessen Ziel es ist, zu gewährleisten, 
dass der internationale Handel mit 
freilebenden Tier- und Planzenarten 
keine Bedrohung für deren Über-
leben darstellt. Heutzutage enthält 
CITES diverse Schutzgrade für über 
35.000 Tier- und Planzenarten, die 
als lebende Exemplare, in Form von 
Pelzmänteln oder als getrocknete 
Kräuter gehandelt werden. CITES 
wurde als Ergebnis eines auf einer 

Mitgliederversammlung der IUCN 
im Jahr 1963 verabschiedeten Bes-
chlusses formuliert.
  
Jahrelang war CITES weltweit ei-
nes der Umweltabkommen mit der 
größten Zahl an Mitgliedern. Diese 
beträgt heute 181 Parteien. Es wird 
erwartet, dass die Parteien die Bedin-
gungen des Übereinkommens durch 
die Gesetzgebung in ihren Ländern 
umsetzen und anwenden. Das Übe-
reinkommen versucht, eine Grenze 
zwischen dem illegalen Handel und 
dem legalen Handel mit nachwach-
senden Ressourcen zu ziehen (Sand 
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1979). In Lateinamerika wurden in 
Ländern, wo es eine angemessene 
Gesetzgebung und Umsetzung die-
ser Gesetze gibt, interessante Pro-
jekte im Zusammenhang mit dem 
Handel mit Arten gestartet, welche 
einen positiven Einluss auf die loka-
len Gemeinschaften besitzen. Ein 
Beispiel ist der Handel mit feiner 
Vicuña-Wolle (Vicugna vicugna) in 
den Hochanden Perus. In diesem Fa-
lle stieg die Vicuña-Population in Lu-
canas, Ayacucho, in den letzten 50 
Jahren von 6.000 auf 350.000 Stück 
an, und die Bauern vermarkten auch 
die entsprechend größeren Mengen 
an Wolle. Der Handel mit der Wolle 

wirkt sich direkt oder indirekt auf 
die rund 900 Einwohner von Lucanas 
aus. Trotz aller Best Practices gibt es 
in der Region aber auch durch ille-
galen Handel gefährdete Arten wie 
Hai, Jaguar oder schwarzer Seehecht 
(BBC 2014).

Zu den lateinamerikanischen Län-
dern, die das Übereinkommen unter-
zeichnet haben, gehören: Seit 1975: 
Ecuador, Chile, Uruguay, Peru, Costa 
Rica, Brasilien, Guyana, Nicaragua, 
Venezuela. Seit 1978 Panama. Seit 
1979 Bahamas, Bolivien, Guatema-
la. Seit 1980 Surinam. Seit 1981 Ar-
gentinien, Kolumbien.  
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Historische Momente

1973:
Gründung der Lateinamerikanischen Energieorganisation

(OLADE)
LAND: Ecuador

BESCHREIBUNG:

Internationales Forum von UNASUR und OLADE über den Fortschritt und die Wichtigkeit erneuerbarer 
Energieressourcen in verschiedenen Staaten Lateinamerikas: Pedro Marizalde Pavón und Ernesto Samper vom 
Ministerium für Erneuerbare Energien in Ecuador sowie Fernando César Fereira, Generalsekretär von OLADE

Die Lateinamerikanische Energieor-
ganisation (OLADE) wurde am 2. No-
vember 1973 vor dem Hintergrund 
der internationalen Energiekrise ge-
gründet, welche der Entscheidung 
der wichtigsten Erdölexportländer 
geschuldet war, die Ausfuhr dieses 
Produkts in mehrere Industrielän-
der, hauptsächlich in Europa und die 
Vereinigten Staaten, zu blockieren. 
Diese Situation führte zu einer Ölk-
nappheit, Preisanstiegen und Inla-
tionsprozessen in mehreren Teilen 
der Welt. Angesichts dieser Situation 
wurde die OLADE als Kooperations-
mechanismus gegründet, damit die 

Länder ihre Energieressourcen ent-
wickeln und eizient und rational 
nutzen und so zur wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung Lateiname-
rikas beitragen könnten. Im August 
1972 fand die erste informelle Kon-
sultationssitzung der Energie- und 
Erdölminister Lateinamerikas in Ca-
racas, Venezuela, statt. Dort wurde 
vorgeschlagen, die Schafung einer 
lateinamerikanischen Energieorgani-
sation zu planen. Die OLADE wurde 
im folgenden Jahr mit der Unterzei-
chnung des Übereinkommens von 
Lima geschafen. Letzteres ist das 
Gründungsinstrument der Organisa-
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tion. 

Derzeit führt die OLADE Projekte 
in den Bereichen Kohlenwassers-
tofe, Energieintegration, Zugang 
zu Energie, erneuerbare Energien, 
Klimawandel und Energieeizienz 
durch. Die Komponenten, die in die-
sen Achsen bearbeitet werden, sind 
Produktion und Informationsdienste 
für die Entscheidungsindung; Ca-
pacity Building im Energiesektor der 
Mitgliedsländer; nachhaltige Ener-
gieentwicklung und Unterstützung 
für Projekte zur regionalen Ener-
gieintegration.

Trotz dieser Initiativen sind einige 
Experten der Meinung, in Lateina-
merika bestünden zwei unterschied-
liche, ja fast widersprüchliche Stile 
der Energieintegration. Einerseits 
wird ein liberaler Ansatz verfolgt, 
der Prozesse der Deregulierung und 
eine aktive Beteiligung des Privatse-
ktors an der Integration bevorzugt. 
Andererseits gibt es das etatistische 
Paradigma, dessen Fokus die unter-
nehmerische Rolle des Staates und 
dessen Kontrolle über die Handlun-
gen anderer Akteure und Körpers-
chaften ist (Arelovich 2012: 16; Kurt 
und Carucci, 2008:8).

In den letzten Jahren wurde im Zu-
sammenhang mit der Energieei-
zienz das Lateinamerikanische und 

Karibische Netzwerk für Energieei-
zienz (Red-LAC-EE) gegründet, eine 
gemeinnützige, öfentlich-private 
Initiative, die aus zwei regionalen 
Trefen heraus entstand: Das erste 
fand am 22. und 23. November 2007 
in Rio de Janeiro statt, das zweite am 
28. und 29. Oktober 2010 in Mexiko. 

Die erste Generalversammlung des 
Red-LAC-EE wurde am 3. und 4. Au-
gust 2011 im Rahmen des 4. Latei-
namerikanischen und Karibischen 
Seminars über Energieeizienz der 
OLADE in Santo Domingo einberu-
fen.

Die OLADE verfügt über 27 Mitglieds-
taaten aus Lateinamerika und der 
Karibik und ein Teilnehmerland (Al-
gerien, 2001). Mitgliedstaaten aus 
Südamerika: Argentinien (1985), 
Bolivien (1974), Brasilien (1974), 
Chile (1974), Kolumbien (1976), 
Ecuador (1974), Paraguay (1975), 
Peru (1974), Uruguay (1974) und 
Venezuela (1976). Aus der Karibik: 
Barbados (1975), Kuba (1974), Gre-
nada (1980), Guyana (1974), Haiti 
(1976), Jamaica (1974), Dominika-
nische Republik (1974), Surinam 
und Trinidad & Tobago (1974), Aus 
Mittelamerika und Mexiko: Belize 
(2010), Costa Rica (1975), El Salva-
dor (1979), Guatemala (1979), Hon-
duras (1974), Mexiko (1975), Nica-
ragua (1980) und Panama (1974).
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Energía e integración (Energie und Integration). Revista Energía y Equidad. Relexión y acción para la sustentabilidad en 
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OLADE. Lateinamerikanische Energieorganisation (oizielle Webseite: http://www.olade.org/es) – Abgerufen am: [18.06.2015].
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Laut OLADE, besaßen im Jahr 2010 Lateinamerika und die Karibik 23% der weltweiten 
Kohlenwasserstof-Vorkommen und sind damit die Region mit den zweitgrößten Reserven nach 
dem Mittleren Osten. Bis 2011 schätzt man, dass nur 22% des Wasserkraftpotenzials und 4,2% 
des Potenzials an anderen erneuerbaren Energien genutzt werden. Der Gesamtstromverbrauch 
der Region stieg von 489 TWh jährlich im Jahr 1990 auf 1073 TWh jährlich im Jahr 2010 
(OLADE).

2012 lag die durchschnittliche Stromversorgungsquote der Region bei 88,6%. Etwa 66 Millionen 
Menschen hatten keinen Zugang zu Strom. Brasilien, Chile und Costa Rica verzeichnen eine 
Stromversorgungsquote von über 99%, während Länder wie Haiti und Nicaragua jeweils Anteile 
von 34% und 65% verzeichnen (OLADE 2012).

In Lateinamerika gibt es in 14 Ländern staatliche Erdölunternehmen. Die größten Produzenten 
und Exporteure der Region sind Petróleos de Venezuela S.A. (PDVSA)
aus Venezuela und Petróleos Mexicanos (PEMEX) aus Mexiko, außerdem Petróleo Brasileiro S.A. 
(PETROBRAS) in Brasilien (32% auf nationaler Ebene), Yacimientos Petrolíferos Fiscales (YPF) 
in Argentinien (und Energía Argentina S.A. - ENARSA). Weitere staatliche Unternehmen sind: 
Empresa Colombiana de Petróleos S.A. (ECOPETROL) aus Kolumbien, Unión Cuba-Petróleo 
(CUPET) aus Kuba, Empresa Nacional de Petróleo (ENAP) aus Chile, Empresa Estatal Petróleos 
del Ecuador
(PETROECUADOR) aus Ecuador, PETROJAM aus Jamaica, Petróleos Paraguayos (PETROPAR) 
aus Paraguay, PERUPETRO S.A. aus Perú, State Oil Company of Suriname (STAATSOLIE) aus 
Surinam, Petroleum Company of Trinidad and Tobago (PETROTRIN) aus Trinidad und Tobago y 
Administración Nacional de Combustibles, Alcoholes y Portland (ANCAP) aus Uruguay.

Interessante Fakten
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1973: 
Vertrag von Itaipú über die Nutzung von Wasserkraft 

LAND: Paraguay und Brasilien
BESCHREIBUNG:

Staudamm von Itaipú, Paraná, Brasilien

Der Vertrag von Itaipú zwischen Brasi-
lien und Paraguay wurde am 26. April 
1973 unterzeichnet. Er ist ein Recht-
sinstrument, welcher die Grundlage 
bildet für die Nutzung der Wasserkraft 
des Río Paraná durch beide Länder vor 
dem Hintergrund der Ölkrise und der 
Suche nach neuen Energiequellen. Die 
Unterzeichnung trug zwar zur Lösung 
eines politischen Dilemmas zwischen 
Brasilien und Paraguay über den Be-
sitz des Landes in der Region Saltos 
de Guairá bei, verursachte aber an-
dererseits Konlikte mit Argentinien, 
da letzteres Land befürchtete, seine 
Rechte und Interessen am Wasser 
des Río Paraná könnten durch Vertrag 
beeinträchtigt werden. Vorläufer des 
Vertrags von Itaipú war die Akte von 

Foz de Iguazú (1966), die auch der 
Erklärung von Foz de Iguazú (1985) 
vorausging, welche ihrerseits den 
Grundstein für den MERCOSUR legte.

In den 70er Jahren wurde das Was-
serkraftpotenzial des Río Paraná en-
tdeckt. Seit der Akte von Iguazú 
(1966) bekräftigten Brasilien und Pa-
raguay ihre Bereitschaft, eine Nutzung 
der Wasserressourcen zu prüfen, wel-
che beiden Ländern gemeinsam ge-
hörten. Mit der Unterzeichnung des 
Vertrages von Itaipú begannen vers-
tärkte hydrograische und geologische 
Studien zur Bestimmung des günstigs-
ten Ortes für den Bau eines binationa-
len Staudammes. Der Bau des Dam-
mes begann 1975, und um ihn herum 
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pdf - Abgerufen am: [18.06.2015].
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[18.06.2015].
Kopas, Jacob und Astrid Puentes Riaño (2009) Grandes Represas en América, ¿Peor el remedio que la enfermedad? Principales 
consecuencias ambientales y en los derechos humanos y posibles alternativas (Große Staudämme in Amerika: Ist das 
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InformeAIDA_GrandesRepreseas_BajaRes.pdf. – Abgerufen am: [18.06.2015].
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„In Brasilien fordert das Gesetz Nr. 7990 vom 28. Dezember 1989 die Zahlung von Nutzungsgebühren an 
die Bundesregierung für das Recht zur Nutzung von Wasser zur Stromerzeugung. Die Nutzungsgebühren, 
die jedes Kraftwerk bezahlt, das über 10MW Leistung erzeugt, liegen bei 6% der generierten Energie. 
Die Gebühren wurden folgendermaßen verteilt: 10% gingen an die Bundesregierung, 45% an den 
Bundesstaat oder die Bundesstaaten, wo das Kraftwerk steht, und 45% an die betrofenen Kommunen. 
Für den Staudamm Itaipú im Süden Brasiliens werden jährlich 13 Millionen Dollar an Gebühren bezahlt. 
Diese sind eine der Haupteinnahmequellen einiger der betrofenen Kommunen.” (WCD 1999, cf. CMR 
2000: 129)

Interessante Fakten

entstanden rund 9000 Unterkünfte für 
die Arbeiter. Die Nachfrage nach Ar-
beitskräften war groß, und das Mega-
projekt war selbst in den Jahren der 
Wirtschaftskrise Priorität der brasilia-
nischen Regierung. Heutzutage gilt 
Itaipú Binacional als größtes Was-
serkraftwerk der Welt gemessen an 
seiner Stromerzeugung.

Auf der Grundlage der auf der Wel-
tkonferenz über Nachhaltige Entwic-
klung in Johannesburg (2002) und 
dem dritten Weltwasserforum in Kyo-
to (2003) erreichten Einigungen de-
iniert Itaipú Binacional zehn Gründe 
für die Förderung der Wasserkraft: 1) 
Sie ist eine erneuerbare Energieque-
lle, 2) Sie ermöglicht die Nutzung an-
derer erneuerbaren Energien, 3) Sie 
fördert Energiesicherheit und stabile 
Preise, 4) Sie trägt zur Speicherung 
von Trinkwasser bei, 5) Sie erhöht die 
Sicherheit und Rentabilität des Strom-
systems, 6) Sie hilft bei der Bekäm-
pfung klimatischer Veränderungen, 7) 
Sie verbessert die Luftqualität, 8) Sie 
leistet einen bedeutenden Beitrag zur 
Entwicklung, 9) Es handelt sich um 
saubere und billige Energie, 10) Sie ist 

von fundamentaler Bedeutung für die 
nachhaltige Entwicklung (Itaipú Bina-
cional, Brasilien). 

Andererseits weisen zahlreiche 
Umweltorganisationen und die Welts-
taudammkommission (CMR) auf die 
negativen Auswirkungen des Baus 
großer Staudämme in Lateinamerika 
hin. Neben anderen potenziellen öko-
logischen Folgen erwähnen sie fol-
gende: Verschlechterung der Qualität 
und Unbedenklichkeit des Wassers 
durch künstliche Veränderungen in 
den Wassereinzugsgebieten; Degra-
dierung der Wasserökosysteme sowie 
höhere Treibhausgasemissionen durch 
die Zersetzung organischen Materials, 
welches beim Bau des Damms über-
lutet wurde. Sie verweisen weiterhin 
auf Verletzungen des Umweltrechts 
und der Menschenrechte durch den 
Bau solcher Staudämme. So wurden 
beispielsweise Zwangsumsiedlun-
gen, fehlende Umwelt- und Sozial-
verträglichkeitsstudien und vorherige 
Anhörungen der Bevölkerung, eine 
Kriminalisierung der Proteste und 
Umweltschäden in Indigenengebie-
ten beobachtet (Kopas und Puentes 
2009). 
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1973:
Die Auswirkungen der Ölkrise auf Lateinamerika 

LAND: Lateinamerika
BESCHREIBUNG:

Ölpreisentwicklung zwischen 1861 und 2007, wobei die blaue Linie die die Nominal-, die orange Linie die 
inlationsbereinigten Realpreise anzeigt

Am 23. August 1973 einigte sich die 
Organisation Arabischer Erdöl Expor-
tierender Länder mit Mitgliedern der 
Organisation Erdöl Exportierender 
Länder (OPEC) aus dem Persischen 
Golf darauf, kein Erdöl an Länder zu 
liefern, die Israel im Jom-Kippur-
Krieg zwischen Israel, Syrien und 
Ägypten unterstützt hatten. Am 16. 
Oktober desselben Jahres stoppte die 
OPEC als Teil der politischen Strate-
gie nach dem Jom-Kippur-Krieg die 
Produktion von Rohöl und verhängte 
ein Embargo auf Erdöllieferungen in 
den Westen, besonders in die USA, 
die Niederlande, Japan, Großbritan-

nien und Kanada. 

Diese Entscheidung führte zu ei-
nem Anstieg der Ölpreise. Aufgrund 
der großen Abhängigkeit der In-
dustrieländer vom Erdöl hatte dies 
eine starke Inlation und eine Re-
duzierung der Wirtschaftstätigkeit in 
den betrofenen Ländern zur Folge. 
Diese Krise führte zu einem größe-
ren Interesse an erneuerbaren Ener-
gien, und so begann man mit vers-
tärkten Forschungen über Solar- und 
Windenergie. In Lateinamerika iel 
diese Krise mit der Gründung der 
OLADE (Lateinamerikanische Ener-
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gieorganisation) zusammen, hatte 
aber auch negative Auswirkungen 
auf Länder, die kein Erdöl exportier-
ten. Auch wenn einige dieser Länder 
der Region über Vorkommen von 
Primärenergieressourcen verfügten, 
wurden diese nicht abgebaut, wes-
halb die Länder in hohem Maße von 
importiertem Öl abhingen. Die Vo-
lkswirtschaften verzeichneten 1973 
ein Handelsdeizit von 1,02 Milliarden 
US-Dollar, 1974 von 9,02 Milliarden. 
Zu 42% wurde dieses Deizit von 
den höheren Kosten importierten 
Treibstofs verursacht. Dies zeigte 

die Anfälligkeit der Länder Lateina-
merikas im Energiebereich (Malavé 
1982: 873), und diese begannen, 
ihre Energiepolitik umzustrukturie-
ren. Beispielsweise begann Brasilien, 
Benzin durch Biokraftstofe zu erset-
zen, um weniger vom Import von 
Erdöl und seinen Derivaten abhängig 
zu sein. Die peruanische Regierung 
sah sich gezwungen, Treibstofs-
parprogramme zu entwickeln, be-
sonders im Verkehrsbereich, die in 
einem eingeschränkten Betrieb der 
Fahrzeuge an bestimmten Tagen der 
Woche bestanden.
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1974: 
Erstes Kernkraftwerk in Lateinamerika – Atucha I 

LAND: Argentinien
BESCHREIBUNG:

Das Atomkraftwerk “Atucha II”, Argentinien

Das Kraftwerk Atucha I (CNEA) in 
Argentinien war das erste Kernkraft-
werk in Lateinamerika. Sein Bau be-
gann 1968, die Inbetriebnahme war 
1974. Der Bau dieser Anlage wurde 
von der Nationalen Atomenergie-
kommission CNEA gefördert, welche 
am 31. Mai 1950 von Präsident Juan 
Domingo Perón gegründet worden 
war. Ziel war es, auf Kernenergie 
spezialisierte Wissenschaftler zu ver-
sammeln, die nötige Ausrüstung für 
Studienlabors zu erwerben und das 
argentinische Staatsgebiet im Hin-
blick auf mögliche Vorkommen von 
für die Kernkraft nutzbaren Materia-

lien zu untersuchen. Bis in die 60er 
Jahre beschränkte sich die CNEA auf 
Forschung und die Ausbildung von 
Personal, danach begann sie nach 
praktischen Vorhaben Ausschau 
zu halten, in denen Kernenergie 
angewandt werden könnte, zum 
Beispiel in der Medizin oder in der 
Agroindustrie. Bereits in den 70er 
Jahren wurde Argentinien als das 
Entwicklungsland nach China und 
Indien betrachtet, das die größten 
Fortschritte bei der Entwicklung der 
Atomkraft gemacht hatte.

1987 gab es einen Unfall mit schwe-
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rem Wasser in Atucha I (Wasser, das 
hauptsächlich Deuteriumoxid D20 
enthält). In der Folge mobilisierten 
sich die Einwohner der Region ge-
meinsam mit regionalen Behörden 
und Nichtregierungsorganisationen 
und allen Sektoren der Gemeinschaft 
und bildeten eine gemeinsame Front 
mit Stadträten und Abgeordneten 
aus dem Provinz- und Nationalparla-
ment. Die CNEA gab öfentlich Fehler 
bei der Steuerung des Kraftwerks 
zu und beschloss die Implemen-
tierung von Notfallrichtlinien. Die 
Funktionäre der CNEA beschlossen, 
150 Tage lang den Betrieb des Kra-
ftwerks zu stoppen, um die Ursache 
des Fehlers zu inden und zu ents-
cheiden, wer die Kosten übernehmen 
würde. Seit 1990 wird jährlich eine 
internationale Inspektion der CNEA 
durchgeführt, um die Betriebsbedin-
gungen zu evaluieren. Hierfür zus-
tändig ist der technische Ausschuss 

der Internationalen Atomenergieor-
ganisation (IAEO). 

Heutzutage beindet sich der Atom-
sektor in Argentinien in den Hän-
den des staatlichen, am 30. August 
1994 gegründeten Unternehmens 
Nucleoeléctrica Argentina S.A. Das 
erste Atomkraftwerk des Landes – 
und ganz Lateinamerikas – Atucha I 
(357MW) liegt in der Provinz Buenos 
Aires, 100km von der argentinischen 
Hauptstadt entfernt. Am selben Ort 
wird auch das Kernkraftwerk Atucha 
II für 745MW gebaut. Das Kernkra-
ftwerk Embalse (648MW) seinerseits 
ist das zweite in Argentinien gebaute 
Kraftwerk seiner Art. Es liegt in Em-
balse de Río Tercero in der Provinz 
Córdoba, in 700km Entfernung von 
Buenos Aires. Im Jahr 2009 betrug 
die in diesen Kernkraftwerken er-
zeugte Strommenge 7% des Stro-
mangebots des Landes (Honty 2011: 
34).
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1975:
Entdeckung von Lithium in Bolivien 

LAND: Bolivien
BESCHREIBUNG:

Die Salzwüste von Uyuni enthält  etwa 50-70 % der weltweiten Lithiumvorkommen, auβerdem bedeutende 
Vorkommen an Kalium, Bor und Magnesium

Carl Edward Brockmann Hinojo-
sa, Doktor für Geowissenschaften, 
entdeckte 1975 gemeinsam mit 
einem nordamerikanischen NASA-
Team Lithium in Bolivien. Damals 
war er Direktor des Programms für 
Erdforschung per Satellit (ERST) in 
Bolivien. 1977 bot ein Vertreter der 
Lithium Corporation der Regierung 
Hugo Banzer Suárez eine große In-
vestition im Lithiumabbau an. Im 
bolivianischen Gesetz jener Zeit war 
der Salzabbau jedoch nicht vorgese-
hen, und das Unternehmen war ni-
cht bereit, ohne den entsprechenden 
rechtlichen Rahmen zu arbeiten. Das 

Projekt musste während der Diktatur 
von García Meza (1980-1981) abge-
brochen werden (Los Tiempo 2012). 

Lithium ist ein strategisches Mine-
ral von großer Energiespeicher- und 
Leitungskapazität und wird in den 
„grünen Technologien“ eingesetzt 
(z.B. in Batterien von Solarpanels). 
In Südamerika beinden sich rund 
80% der bisher weltweit bekannten 
und zertiizierten Lithiumvorkom-
men im Dreieck, das aus den Salz-
seen von Uyuni in Bolivien, Atacama 
in Chile und Hombre Muerto in Ar-
gentinien gebildet wird. Im Salzsee 
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von Uyuni im Südwesten Boliviens 
beinden sich mehr als 50% dieser 
Vorkommen. Lithium wird als künfti-

ger Ersatz des Erdöls gehandelt und 
ist seit Beginn dieses Jahrtausends 
zum strategischen Rohstof gewor-
den (Sangronis 2011).
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1975:
Brasilien startet das Nationale Energieprogramm 

PROÁLCOOL 
LAND: Brasilien
BESCHREIBUNG

Zuckerrohrernte. Durch die Nutzung von Ethanol hat Brasilien seine Abhängigkeit von auβländischen 
Ölreserven deutlich reduzieren können

Das Nationale Energieprogramm 
PROÁLCOOL wurde gestartet, um in 
großem Maßstab aus Erdöl gewon-
nene Fahrzeugkraftstofe durch 
Alkohol aus Zuckerrohr zu ersetzen. 
Dieses Programm wurde per Dekret 
Nr. 76593 geschafen, von der bra-
silianischen Regierung inanziert und 
ab 1975 vom Ministerium für Indus-
trie und Handel verwaltet. Gemäß 
dem Gesetz soll die Produktion von 
Zuckerrohr, Maniok oder anderen 
für den Alkoholgewinn geeigneten 
Rohstofen gefördert werden. Maß-
nahmen in diesem Kontext sind die 
Steigerung des Angebots an Rohsto-

fen mit besonderem Augenmerk auf 
der landwirtschaftlichen Produktion 
sowie die Modernisierung und den 
Ausbau der bestehenden Destille-
rien. 

Zu den Faktoren, die zur Schafung 
von PROÁLCOOL führten, ist die erste 
Ölkrise 1973 hervorzuheben, deren 
Ursache ein hauptsächlich politischer 
Konlikt zwischen den arabischen Län-
dern und den Industrieländern (USA 
und europäische Staaten) war. Wei-
tere Faktoren sind die auf die Ölkri-
se folgende Erhöhung des Ölpreises 
und der Auslandsschulden Brasiliens 
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sowie der instabile Zuckerpreis auf 
dem Weltmarkt. Das Programm lief 
in drei Phasen ab. Die erste Phase 
(1975-1979) war durch die Nutzung 
bereits existierender Infrastruktur 
geprägt, z.B. indem bestehenden 
Zuckermühlen eine Brennerei hinzu-
gefügt wurde. In der zweiten Phase 
(1979-1986) wurde das Programm 
erweitert um die Verwendung von 
hydriertem Alkohol als Kraftstof für 
Fahrzeuge, die ab 1980 hergestellt 
wurden. In der dritten Phase akzep-
tierte der brasilianische Staat, dass 
eine weitere Subventionierung der 
Zuckerrohrindustrie unmöglich war. 
Aus ökologischer Sicht gilt Biokra-
ftstof als saubere Energie, denn sie 
reduziert Emissionen, die die Atmos-
phäre schädigen. Andererseits führte 
sein Anbau zu tiefgreifenden Verän-
derungen in der Landnutzung vom 
Primärwald zur Zuckerrohr-Monokul-
tur. Dies ging einher mit einem brei-
ten Einsatz von Agrochemikalien, die 
wiederum zur Degradation der Bö-
den beitrugen (Pereira de Carvalho 
und Oliveira Carrijo 2007). Zwischen 
1975 und 2000 wurden in Brasilien 
rund 5,6 Millionen Alkoholfahrzeuge 
hergestellt. 

Mit Ausnahme der Erfahrung in Bra-
silien und einigen punktuellen Fällen 

wie Costa Rica, Guatemala, El Salva-
dor und Trinidad und Tobago ist die 
Entwicklung von Biokraftstofen in 
Lateinamerika noch sehr jung. Erst 
seit diesem Jahrzehnt hat die Region 
begonnen, die lokale Entwicklung 
der Biokraftstoindustrie zu fördern 
mit dem Ziel, die Energieversorgung 
zu sichern, Importe fossiler Brenns-
tofe zu reduzieren und die ländliche 
Entwicklung zu fördern. Dies schlug 
sich in der Festlegung von Zielen für 
die Mischung fossiler Kraftstofe für 
den Verkehr und anderen Anreizen 
und Instrumenten nieder (Dufey und 
Stange 2011: 38). In diesem Zusam-
menhang wurden mehrere Gesetze 
erlassen und zahlreiche Projekte in 
verschiedenen Ländern der Region 
durchgeführt. Beispiele sind das Ge-
setz Nr. 26.093 zur Regulierung und 
Förderung der Herstellung und na-
chhaltigen Nutzung von Biokraftstof 
in Argentinien; das Gesetz Nr. 3.207 
über Anreize für Biodiesel-Hersteller 
in Bolivien; das Projekt Biogasolina 
(2001) in Kolumbien, dessen Ziel die 
Nutzung von Benzinmischungen mit 
10% Bioethanol war. Derzeit liegen 
Brasilien, Argentinien und Kolumbien 
bei der Herstellung von Biokraftstof 
in Lateinamerika und weltweit in 
Führung (Dufey y Stange 2011).



135

Geschichte der Umwelt-, Klima- und Energiepolitik in Lateinamerika 1940 – 2015 

QUELLEN:
Dufey, Annie und Daniela, Stange (2011). Estudio regional sobre la economía de los biocombustibles en 2010: Temas clave para 
los países de América Latina y el Caribe (Regionale Studie über die Biokraftstofwirtschaft 2010: Schlüsselthemen für die Länder 
Lateinamerikas und der Karibik). CEPAL. Verfügbar unter: http://www10.iadb.org/intal/intalcdi/PE/2011/08950.pdf - Abgerufen 
am: [13.07.2015].
Pereira de Carvalho, Simone und Ed Licys de Oliveira Carrijo (2007). A Produção de álcool: do Proálcool ao contexto atual (Die 
Alkohoproduktion: Von Proálcool zur heutigen Situation). Rede beim 45. Kongress der Brasilianischen Gesellschaft für Ländliche 
Wirtschaft, Verwaltung und Soziologie (SOBER). Verfügbar unter: http://www.sober.org.br/palestra/6/685.pdf – Abgerufen am: 
[18.06.2015].
Pitta, Fábio T, Carlos Vinicius Xavier, Cristiano Navarro und Maria Luisa Mendoça (2014). Empresas Transnacionais e produção de
agrocombustíveis no Brasil (Transnationale Unternehmen und die Herstellung von Agrokraftstofen in Brasilien). Soziales Netz für 
Gerechtigkeit und Menschenrechte: São Paulo, 2014. Verfügbar unter: http://www.social.org.br
Empresas_transnacionais_e_producao_de_agrocombustiveis_no_Brasil.pdf – Abgerufen am: [18.06.2015].

ABBILDUNG:
https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Saccharum-oicinarum-harvest.JPG

Die Bundesstaaten in Brasilien mit den größten Zuckerrohr-Monokulturen sind São
Paulo, wo die Monokulturen 52,07% der Gesamtläche ausmachen (das entspricht  
4,419 Millionen Hektar), gefolgt von Goiás mit 8,55% (725.910 Hektar), Minas Gerais mit 
8,51% (721.880 Hektar), Paraná mit 7,20% (610,830 Hektar), Mato Grosso do Sul mit 6,34% 
(542.700 Hektar), Alagoas mit 5,25% (445.710 Hektar und Pernambuco mit 3,68% (312.090 
Hektar) (Pitta 2014:9).

Interessante Fakten
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1976:
Ausweitung der Agrargrenze in den Wäldern von Acre und 

erste Demonstrationen von Shiringueros 
LAND: Brasilien

BESCHREIBUNG:

Latexgewinnung aus einem Gummibaum

Die ersten Proteste der Shirin-
guero- Bewegung (Bewegung der 
Kautschukzapfer, Kautschuk: hevea 
brasiliensis) im Bundesstaat Acre be-
gannen Mitte der 70er Jahre, als die 
Shiringueros sich organisierten, um 
die Degradation der Kautschukwäl-
der des brasilianischen Amazonas-
gebiets zu verhindern. Ihre Demons-
trationen waren eine Reaktion auf 
eine politische Initiative der Militä-
rregierung von Humberto de Alencar 
de Castelo Branco zwischen 1966 
und 1967 zurück: Gebiete, welche 
sich im Besitz von Shiringueros und 
indigenen Völkern befanden, wurden 

Großgrundbesitzern zuzusprechen, 
die sich so mit Hilfe der Regierung 
sechs Millionen Hektar in Acre aneig-
neten. Ziel war die Ansiedlung von 
100.000 Familien in der Amazonas-
region. Diese Initiative wird Opera-
tion Amazonas genannt, ihr Motto 
war „Integrieren statt abgeben“. Als 
Teil der Operation Amazonas wurde 
die Entwaldung als notwendig be-
trachtet, denn der Urwald in seinem 
natürlichen Zustand galt als nutzlos 
(Vega 2014). Die Besiedlung schei-
terte jedoch aufgrund der geringen 
Qualität des Bodens im Amazonas-
gebiet, der die Landwirtschaft ers-
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chwerte, fehlende Leistungen und 
Infrastruktur, welche von der Re-
gierung versprochen worden waren, 
sowie Tropenkrankheiten. So sank 
das verfügbare Einkommen in Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts 
zwischen 1960 und 1970 um weni-
ger als einen Prozentpunkt, von 73% 
im Jahr 1960 auf 72% im Jahr 1970 
(CEPAL 1978: 4).

1976 organisierten die Shiringueros 
die erste gewaltfreie Demonstra-
tion in Acre, um die Abholzung ei-
nes Kautschukwaldes zu verhindern, 
denn diese war ein direkter Angrif 
auf ihre Lebensgrundlage. Bis 1975 
waren große Landstriche abgeholzt 
worden (188.000 Kautschukbäume 
und 80.000 Paranussbäume wur-
den verbrannt und/oder gefällt). Bis 
1978 waren bereits 152.000 Qua-
dratkilometer des brasilianischen 
Amazonasgebietes entwaldet wor-
den (3,8% der Gesamtläche des 
Gebiets), und 1988 betrug diese 
Zahl bereits 377.000 Quadratkilo-
meter (9,4%). Im Jahr 2000 betrug 
die abgeholzte Fläche 587.000 km2 
(15%) (Vega 2014).

Zwischen 1976 und 1988 organisier-

ten die Shiringuero-Führer Wilson 
Pinheiro (ermordert am 21. Juli 1980) 
und Chico Mendes (ermordet am 22. 
Dezember 1988) rund 50 soziale De-
monstrationen gegen die Regierung, 
bei denen 400 Menschen verhaftet 
und 40 gefoltert wurden. Mehrere 
Menschen starben, hauptsächlich in 
der Gewalt der Großgrundbesitzer, 
aber diese Demonstrationen konn-
ten die Abholzung von 1,2 Millionen 
Hektar Regenwald verhindern (Vega 
2014).

Diese Demonstrationen förderten die 
Organisation sozialer Gruppierun-
gen in Brasilien. So entstand die 
Bewegung der Landlosen Arbeiter 
(MTS), die die langjährige Tradition 
des Kampfes um das Land in Brasi-
lien hauptsächlich von drei zwischen 
1950 und 1964 gegründeten Bauer-
norganisationen übernahm: Die 
Bauernliga, die Ultabs (Vereinigung 
der Landarbeiter Brasiliens) und 
die Master (Bewegung der Landlo-
sen Bauern). Nach fast zehn Jahren 
gewaltlosen Kampfes gründete Chico 
Mendes 1985 dank der Unterstüt-
zung internationaler Entwicklungsa-
genturen bei einem landesweiten 
Shiringuero-Trefen den Nationalen 
Rat der Shiringueros in Brasilien.
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1977:
Erstes Umweltministerium Lateinamerikas 

LAND: Venezuela
BESCHREIBUNG:

Carlos Andrés Pérez, venezolanischer Präsident 1989-1993

1977 begann in Venezuela ein ökolo-
gischer Transformationsprozess der 
Institutionen, der auf das weltweite 
Interesse an der Umweltproblematik 
nach dem Übereinkommen von Stoc-
kholm 1972 und auf den politischen 
Willen im Land unter der Regierung 
von Carlos Andrés Pérez (1974-1979) 
zurückging. Hinzu kam das wach-
sende Interesse der Zivilgesellschaft 
daran, die potenziellen Gefahren für 
die öfentliche Gesundheit aufzuzei-
gen, die die von der Erdölförderung 
verursachte Umweltverschmutzung 
und die mit der Entwaldung zusam-
menhängenden Tropenkrankheiten 

mit sich brachten (Morillo 2007). Das 
Umweltministerium entstand aus der 
Notwendigkeit heraus, der von der 
Exekutive vorgeschlagenen Umwelt-
politik Kohärenz zu verleihen. Hierzu 
war ein ausführender Arm notwen-
dig, eine Organisation auf Minis-
terialebene, die die fortschrittliche 
Gesetzgebung in diesem Bereich 
zentralisieren und umsetzen könne.

Dieser nationale Institutionali-
sierungsprozess der Umweltpolitik 
spiegelt sich im Umweltgesetz und 
der Gründung des Ministeriums für 
Umwelt und Nachwachsende Natür-
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liche Rohstofe wider. Letzteres war 
das erste Umweltministerium in La-
teinamerika. Bereits Anfang der 70er 
Jahre  hatten Forstingenieure und 
Agrarwissenschaftler des Ministe-
riums für Landwirtschaft und Vieh-
zucht sowie eine Gruppe von an der 
Umwelt interessierten Abgeordneten 
Bewegungen ins Leben gerufen, wel-
che die Gründung eines Umweltmi-
nisteriums forderten, jedoch zunä-
chst ohne Erfolg.

Gegen Ende der 60er und zu Beginn 
der 70er Jahre gab es in Venezue-
la zwei Typen von Umweltorganisa-
tionen: wissenschaftliche Umwelts-
chutzgruppen und gemeinschaftliche 
Gruppierungen. Es waren letztend-
lich wissenschaftlich orientierte Or-
ganisationen wie die aus den Verei-
nigten Staaten stammende Sociedad 
Conservacionista Audubon, die So-
ciedad Conservacionista de Aragua, 
die Sociedad Conservacionista de 
Sucre, der World Wide Fund for Na-
ture (WWF), die Grupo Ecológico 
des Instituts für Tropische Zoologie 
der Universidad Central de Vene-

zuela und andere, die innerhalb des 
Staates unter Carlos Andrés Pérez 
Einluss besaßen und die Gründung 
des Ministeriums vorantrieben (Cisco 
2003).

Mit dem Umweltgesetz von 1976 
wurden außerdem zivilgesellschaft-
liche Gremien und Gruppen für die 
Erhaltung, Verteidigung und Verbes-
serung der Umwelt geschafen. 1978 
versammelten sich diese Gremien 
auf dem ersten Nationalkongress 
für Umweltschutz und beschlossen 
die Gründung des Verbandes der 
Umweltorganisationen und Gremien 
(FORJA), dem sich in den 80er Jahren 
weitere Umweltgruppen unters-
chiedlichen Ursprungs anschlossen: 
Nachbarschaftsgremien, ökologische 
Gruppierungen und Umweltschut-
zorganisationen. Unter den letzten 
Amtshandlungen von Carlos Andrés 
Pérez zugunsten der Umwelt war die 
Gründung von sieben neuen Natio-
nalparks im Jahr 1978: Jaua-Sari-
sariñama, Serranía de la Neblina, 
Yapacana, Duida-Marahuaca, Penín-
sula de Paria, Sierra de Perijá und El 
Tamá.
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1978:
Unterzeichnung des Amazonaspaktes 

LAND: Brasilien
BESCHREIBUNG:

Mitgliedsstaaten desAmazonaspaktes

Der Amazonaspakt (TCA) wurde im 
Juli 1978 von Bolivien, Brasilien, Ko-
lumbien, Ecuador, Guyana, Peru, Su-
rinam und Venezuela unterzeichnet, 
um angesichts des grenzüberschrei-
tenden Charakters des Amazonasge-
biets dessen wirtschaftliche und po-
litische Möglichkeiten auszubauen. 
Dieser Staatsvertrag war einer von 
mehreren subregionalen Abkommen 
zum Zweck der Integration in La-
teinamerika und suchte diese ohne 
Eingreifen von außen, unabhän-
gig von ausländischen Mächten und 
konkret ohne die Vereinigten Staa-
ten zu erreichen. Die entsprechende 

Idee entstand bei einem Trefen der 
Präsidenten Brasiliens und Perus im 
November 1976.     

Der Amazonaspakt bekräftigt die 
Souveränität der Amazonasstaaten, 
fördert und institutionalisiert den 
Kooperationsprozess zwischen den 
Ländern und verleiht diesem eine 
einheitliche Richtung. 1998 wurde 
der TCA formell mit der Annahme 
des Zusatzprotokolls im Rahmen der 
Organisation des Amazonaspaktes  
(OTCA) geschlossen. 

Derzeit verfügt jedes Mitgliedsland 
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über einen Ständigen Nationalen 
Ausschuss für den Amazonaspakt. 
Die wichtigsten Diskussionsthemen 
innerhalb des Paktes sind Integra-
tionspolitik und neue Bedrohungen 
der Region wie z.B. extreme Armut, 
Terrorismus, Drogenhandel, Be-
völkerungsexplosion. Der Pakt setzt 
Umweltprogramme wie ein Pro-
gramm zur Überwachung der Entwal-
dung, forstwirtschaftlichen Nutzung 
und Änderungen der Landnutzung 
im Regenwald und zur Überwachung 
der Umweltgesundheit in der Ama-
zonasregion um. Für geplante Aktivi-
täten im Zeitraum 2013-2017 steht 
Finanzierung des BNDES-Fonds von 
rund 7.487.921 US-Dollar zur Verfü-
gung (OTCA 2015).

Ende der 90er Jahre begann Brasi-
lien mit der Umsetzung des Systems 
zum Schutz Amazoniens (SIPAM), 
dessen operativer Arm das Sys-
tem zur Überwachung Amazoniens 
(SIVAM) ist. Diese Systeme wur-
den hauptsächlich von der brasilia-
nischen Luftwafe umgesetzt und 

umfassen Luftradar, Erdsensoren, 
Telekommunikationsnetzwerke und 
riesige Datenbanken über das Ama-
zonasgebiet. 2003 leiteten Peru und 
Brasilien einen Prozess zur Integra-
tion des Überwachungssystems an 
ihren Grenzen ein und unterzeich-
neten dazu eine gemeinsame Absi-
chtserklärung. So entstand das SI-
PAN-SIVAM Peru (De Resende 2012).

Vor diesem Hintergrund wurde 2014 
ein öfentliches Investitionsproje-
kt zur Steigerung der operativen 
Fähigkeiten der peruanischen Luft-
wafe für die Überwachung des pe-
ruanischen Amazonasgebietes aus 
dem Luftraum genehmigt und vom 
Nationalen Zentrum für Strategis-
che Planung (CEPLAN) zur Priorität 
erklärt (Sivan Perú 2014). Andere 
Länder der Region haben ebenfalls 
Überwachungsinitiativen ergrifen, 
bevorzugen jedoch eine autonomere 
Entwicklung derselben, wie im Falle 
des Überwachungssystems für den 
Orinoco und das Amazonasgebiet 
(SIVORAM, 2004).
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1979:
Agrarreform in Nicaragua

LAND: Nicaragua
BESCHREIBUNG:

Die Statur Augusto César Sandinos, Managua, Nicaragua

Die Agrarreform in Nicaragua begann 
1979 im Zuge der von der Nationa-
len Sandinistischen Befreiungsfront 
(FSLN) angeführten Sandinistischen 
Volksrevolution (1979-1990). Diese 
setzte der Ära der Somoza-Dynastie 
ein Ende, die das Land mit einigen 
Unterbrechungen von 1934 bis 1979 
regiert hatte. Die „Somoza-Diktatur“ 
war ein Regime, das von Repressio-
nen gegen die Bevölkerung geprägt 
war, und so wuchs die Unzufrieden-
heit im Volk und die Oppositions-
bewegungen wurden immer stärker 
(Ortega 1986).

Die ersten Maßnahmen der Agra-
rreform begannen während des Be-
freiungskrieges mit der Besetzung 
großer Landgüter durch Bauern. 
Nachdem die Sandinisten einmal an 
der Macht waren, beschränkten sich 
die Beschlagnahmungen jedoch auf 
die Besitztümer des Somoza-Clans, 
der Militärangehörigen und der 
Funktionäre, die das Land vor 1977 
verlassen hatten. Die koniszier-
ten Ländereien wurden in staatliche 
Landwirtschaftsbetriebe umgewan-
delt. Die Fläche im Besitz des Somo-
za-Clans betrug weniger als 20% des 
gesamten Agrarlandes in Nicaragua, 
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und seine Koniszierung genügte ni-
cht als Reaktion auf den Druck der 
Bauern, noch konnte man so die For-
derungen der Bauern nach Land be-
friedigen (Ortega 1986).

Ab 1981 begann eine neue Phase 
der Revolution durch den Erlass des 
Agrarreformgesetzes, anhand des-
sen auch Landrechte vergeben wur-
den. Bei der Anwendung des Geset-
zes in der Praxis wurde jedoch der 
Großteil des Landes staatlichen Un-
ternehmen und Produktionskoope-
rativen zugeteilt. Nur ein sehr gerin-
ger Anteil ging an einzelne Bauern. 
1985 wurden abermals Ländereien 
besetzt, und überall im Staat kam es 
zu einer Mobilisierung von Bauern, 
die Land forderten.

Rund 50% des Agrarlandes wurde 
während der Agrarreform in Nicara-
gua enteignet, aber aufgrund eines 
unglücklichen Zusammenspiels di-
verser Faktoren hatte diese nicht den 
erhoften wirtschaftlichen Erfolg. Der 
bewafnete Konlikt zwischen Oppo-
sition und Regierung beeinträchtigte 
die landwirtschaftliche Produktion. 
Die Unsicherheit in Bezug auf den 
Landbesitz verringerte die Bereits-
chaft privater Bauern, in ihre Be-
triebe zu investieren. Außerdem gab 
es einen Mangel an Arbeitskräften, 
ein schlecht funktionierendes Ver-
marktungssystem und eine schle-
chte Führung der reformierten Be-
triebe (Enríquez, 1991, cf. Kay).
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Historische Momente

1979:
Erste Weltklimakonferenz 

LAND: Schweiz
BESCHREIBUNG:

Logo der Klimarahmenkonventionen der Vereinten Nationen (UNFCCC)

Die erste Weltklimakonferenz wurde 
1979 von der Weltorganisation für 
Meteorologie (WMO) in Genf organi-
siert. Zum ersten Mal wurde der Kli-
mawechsel als reale Bedrohung für 
den Planeten betrachtet. Auf dieser 
Konferenz wurde ein Weltklimapro-
gramm erarbeitet, für das die WMO, 
das Umweltprogramm der Vereinten 
Nationen (UNEP) und der Internatio-
nale Wissenschaftsrat (CSU) geme-
insam die Verantwortung übernah-
men. 

Diese erste Weltkonferenz war der 
Ausgangpunkt für alle späteren Ver-

handlungen im Zusammenhang mit 
Klima und Klimawandel wie z.B. die 
Klimarahmenkonvention der Vere-
inten Nationen (UNFCCC), auch als 
Weltgipfel bekannt, der 1992 in Rio 
de Janeiro (Brasilien) abgehalten 
wurde. Seit jenem Jahr indet jedes 
Jahr die Vertragsstaatenkonferenz 
(COP) statt, die höchste Autorität mit 
Entscheidungsmacht der UNFCCC. 
Lateinamerikanische Länder, in de-
nen eine COP stattgefunden hat, sind 
Argentinien 1998, 2004), Mexiko 
(2010) und Peru (2014). 

In den folgenden Jahrzehnten 
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schlossen sich einige Länder Lateina-
merikas internationalen Netzwerken 
zum Umgang mit der Problematik 
des Klimawandels an wie beispiel-
sweise der Verhandlungsgruppe 
Gleichgesinnter Entwicklungsländer 
(Like-Minded Group of Developing 
Countries, LMDC, 2012) dem Forum 
der Führenden Wirtschaftsmächte 
über Energie und Klima (Major Eco-
nomies Forum – MEF, 2009) oder der 
Koalition für Klima und Saubere Luft 
(CCAC, 2012). 

Die Länder der LMCDs wiesen da-
rauf hin, dass die Industrieländer 
aufgrund der historischen Verant-
wortung für den Klimawandel mehr 
Verantwortung übernehmen und 
efektivere Maßnahmen ergreifen 
müssen als die bereits umgesetzten. 
Die lateinamerikanischen Länder, die 
sich an diesem Netzwerk beteiligen, 
sind Bolivien, Kuba, die Dominikanis-
che Republik, Ecuador, El Salvador, 
Nicaragua und Venezuela

(Tudela 2014:19).

Das MEF versteht sich als Dialo-
graum für die wichtigsten Volkswirts-
chaften, die folglich auch die größten 
Emissionen verzeichnen. Zu diesem 
Forum gehören 17 Länder, darunter 
nur zwei aus Lateinamerika: Mexiko 
und Brasilien. 

Die Koalition für Klima und Saubere 
Luft ihrerseits entstand zur Förde-
rung von Initiativen, die die Emis-
sionen der sogenannten „kurzlebi-
gen klimawirksamen Substanzen“ 
reduzieren, das heißt, den Ausstoß 
chemischer Verbindungen, die zur 
Erderwärmung beitragen, aber nur 
kurzzeitig in der Atmosphäre verblei-
ben. Diese Koalition erhält institutio-
nelle Hilfe vom UNEP und besteht aus 
43 Ländern und 53 Organisationen. 
Beteiligte Länder aus Lateinamerika 
sind Chile, Kolumbien, Mexiko, Para-
guay und Peru (Tudela 2014: 28).
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Historische Momente

1980:
Gründung der Indigenen Vereinigung für Entwicklung im 

Peruanischen Regenwald - AIDESEP
LAND: Peru

BESCHREIBUNG:

Guaraní, eine indianische Ethnie im Amazonasgebiet Perus

Die ersten Versuche einer autono-
men Organisation der indigenen 
Völker des peruanischen Amazonas-
gebietes waren Mechanismen zur 
Verteidigung ihrer Kollektivrechte, 
besonders ihrer Territorialrechte, ge-
gen die ständige Bedrohung, die von 
Siedlern und extraktiven Unterneh-
men ausging (Chirif 2014). Der so-
ziopolitische Kontext zu Beginn der 
70er Jahre war günstig für die Ent-
wicklung der Organisation indigener 
Völker in Peru, denn in jenem Jahr-
zehnt wurde das Gesetz über Indi-
gene Gemeinschaften verabschiedet 
(1974) und ein Prozess der Vergabe 

von Landrechten an diese Gemeins-
chaften eingeleitet. 1979 bildete sich 
die Vereinigung Indigener Gemeins-
chaften des Peruanischen Regenwal-
des (COCONASEP) die sich im darauf 
folgenden Jahr, 1980, in Indigene 
Vereinigung für Entwicklung im Pe-
ruanischen Regenwald (AIDESEP) 
umbenannte. 

Auch in anderen Ländern der Re-
gion waren die 80er Jahre wichtig 
für die Gründung nationaler Indige-
nen-Organisationen. So bildete sich 
1982 die Konföderation der Indige-
nen Völker Boliviens (CIDOB) und 
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die Nationale Indigene Organisation 
Kolumbiens (ONIC), 1986 entstand 
die Konföderation der Indigenen Na-
tionalitäten des Ecuadorianischen 
Amazonasgebiets (CONFENIAE). 
Derzeit vereinigt AIDESEP 48 Föde-
rationen und territoriale Organisa-
tionen zweiter Ordnung, die wiede-
rum 1300 indigene Gemeinschaften 
aus den Gebieten dieser Föderatio-
nen vertreten. Heute sind die Haup-
tachsen des indigenen Kampfes in 
Peru in Bereichen wie Sozial- und 
Umweltpolitik sowie Mitigation und 
Anpassung an den Klimawandel zu 
verorten. Der Verband verfügt über 
nationale Forstaufsichtsprogramme 
(VFN), das Nationale Programm über 
die Klimakrise sowie ein „Indigenes 
REDD+“-Programm (RIA) (Espinosa, 
2014).

Letzteres ist eine Initiative, die den 
Wert der Dienstleistungen einer 
unversehrten Umwelt der Wälder 

und indigenen Gebiete anerkennt, 
aber versucht, über die Kohlens-
tofsequestrierung hinauszugehen 
und einen ganzheitlichen Ansatz zu 
verfolgen, der andere Güter und 
Dienstleistungen mit einschließt. So 
sind laut dem „Indigenen REDD+“ 
strukturelle Veränderungen der 
REDD+-Mechanismen notwendig. 

AIDESEP unterstützte diverse indige-
ne Gruppen im Kampf um ihre Territo-
rien, besonders in Gebieten, die von 
den extraktiven Industrien bedroht 
waren. Beispiele sind der Kampf der 
Achuar, Kichwa und Urarinas am Río 
Corrientes, deren Gebiete aufgrund 
unterirdischer Ölvorkommen seit 
den 70er Jahren ausgebeutet wer-
den. Formen des Widerstandes sind 
Landbesitzansprüche, die Besetzung 
von Ölquellen aufgrund der von ih-
nen ausgehenden gesundheitlichen 
Bedrohungen, partizipative Überwa-
chung und Gerichtsverfahren(Orta-
Martínez y Finer 2010:213-215).
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Historische Momente

1980:

Entstehung der Bewegung für die Entwicklung der 

Transamazónica und des Xingú 

LAND: Brasilien

BESCHREIBUNG:

Die Bewegung “por el Desarrollo de la Transamazónica y de Xingú” wirkte an der Schafung des 
Naturschutzgebietes “Reserva Extrativista Gurupá-Melgaço” mit, in welchem weiterhin - unter strengen 

Vorschriften - Rohstofe abbgebaut werden dürfen

Das Aufkommen sozialer Bewegun-
gen im brasilianischen Amazonasge-
biet war eine allmähliche Reaktion 
auf die von der Militärregierung 1960 
auferlegte Besetzung von Gebieten 
und die territoriale Entwicklung in 
der Amazonasregien. Während des 
Militärregimes wurden der Bau der 
Transamazonasstraße sowie das Pro-
jekt der geleiteten Besiedlung Ama-
zoniens vorangetrieben. Letzteres 
wurde 1974 ausgesetzt, ohne seine 
ursprünglichen Ziele erreicht zu ha-
ben (Toni 2007: 361).

Ende der 60er und zu Beginn der 70er 

Jahre hatten es die Siedler, die im 
Zuge des Besiedlungsprogrammes 
ins Amazonasgebiet migriert waren, 
geschaft, sich an die Schwierigkei-
ten einer Landwirtschaft im tropis-
chen Regenwald anzupassen. An-
fang der 80er Jahre begann jedoch 
eine Krise im Agrarsektor. Gründe 
waren fallende Preise für landwirts-
chaftliche Exportprodukte, geringe-
re Agrarkredite und institutionelle 
Hürden, da sich das Nationale Ins-
titut für Besiedlung und Agrarreform 
(INCRA) und die Aufsichtsbehörde 
für die Entwicklung des Amazonas-
gebiets (SUDAM) einander übersch-
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neidende Ziele gesteckt hatten, die 
die Kosten ihrer Projekte erhöhten, 
worunter wiederum die Kleinbauern 
zu leiden hatten (Pont Vidal 2010).

Vor diesem Hintergrund ents-
tand die Bewegung für das Überle-
ben der Transamazónica, das sich 
später in Bewegung für die Entwic-
klung der Transamazónica und des 
Xingú (MDTX) umbenannte. Deren 
Hauptziel war es, den organisierten 
Sektoren der Gesellschaft bei der 
Formulierung eines breiteren Vorha-
bens für wirtschaftliche, soziale und 
ökologische Nachhaltigkeit der Fa-
milienproduktion zu helfen und den 
staatlichen Behörden  Investitionsal-
ternativen vorzustellen, die der länd-
lichen Bevölkerung bessere Chancen 
bieten und die Infrastruktur der Re-
gion stärken (FVPP 2006: 14).

In den 90er Jahren wurde die MDTX 
dank der internationalen Zusamme-

narbeit gestärkt. Im August 1990 
organisierte die Bewegung ihre ers-
te öfentliche regionale Debatte zum 
Thema „Die Zukunft des Projekts zur 
Besiedlung des Amazonasgebiets, 20 
Jahre später“. An diesem Seminar 
nahmen 1500 Personen aus Gemein-
den, staatlichen Behörden sowie an-
dere nationale Führer der CUT und 
der Bewegung der landlosen Landar-
beiter (MST) teil (Toni 2007:365).

Die Bewegung für die Entwicklung 
der Transamazónica und des Xingú 
spielte eine wichtige Rolle in der Ent-
wicklung einer Umweltgovernance 
im brasilianischen Amazonasgebiet. 
Sie trug zur Schafung der Extrakti-
vreservate „Verde para Sempre“ und 
„Riozinho de Anfrísio” bei - Schutz-
zonen, die auf das Bedürfnis des 
Zugangs zu Land, Wald- und Was-
serressourcen eines Teils der lokalen 
Bevölkerung eingehen (Toni 2007: 
357).
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Historische Momente

1981:

Chile, das erste Land Lateinamerikas, das dem Übereinkommen 

über Feuchtgebiete (Ramsar-Konvention) beitritt 

LAND: Chile

BESCHREIBUNG:

Feuchtgebiet in Spanien

Das Übereinkommen über Feuchtge-
biete (Ramsar-Konvention nach dem 
Ort der Unterzeichnung Ramsar im 
Iran) ist ein völkerrechtlicher Ver-
trag, dessen Ziel die Erhaltung und 
angemessene Nutzung von Feucht-
gebieten als Beitrag zur nachhalti-
gen Entwicklung auf der ganzen Welt 
ist. Die Sorge um die Feuchtgebiete 
kam schon 1962 zum Ausdruck, als 
angesichts ihrer rapiden Zerstörung 
zum ersten Mal eine internationale 
Konferenz über Feuchtgebiete in Eu-
ropa stattfand. 

Die Unkenntnis über die ökosyste-

mische Bedeutung von Feuchtge-
bieten hatte häuig zum Bau von 
Infrastrukturobjekten über solchen 
Gebieten oder deren Nutzung für die 
Landwirtschaft oder als Abwassers-
peicher geführt (Fernández 2006, 
Cajiao et al 2006).

Das Übereinkommen trat im Dezem-
ber 1975 ohne Beteiligung lateina-
merikanischer Länder in Kraft. Chi-
le war das erste Land der Region, 
das die Konvention 1981 ratiizierte. 
Damals befand sich Chile in einem 
Prozess zur Klärung der Wasserre-
chte, was sich in zwei gesetzlichen 
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Regelungen niederschlug: Im Gesetz 
Nr.2603 (Gesetz über die Wieder-
herstellung eines Marktes für Was-
serrechte 1979), das zum ersten Mal 
die Wasserrechte vom Landbesitz 
trennte, und Nr. 1122 (Wasserkodex, 
der die Rolle der Regierung beim Ma-
nagement, der Regulierung und der 
Entwicklung des Wasserwesens eins-
chränkte) (Bauer 2004, en Valdés-
Pineda et al 2014: 2551).

Heute stehen 1610 Feuchtgebiete mit 
einer Gesamtläche von 146.241.652 
Hektar auf der Liste der internatio-
nal bedeutsamen Feuchtgebiete der 
Ramsar-Konvention. 310 davon lie-
gen in Lateinamerika, wobei Mexiko 
das Land in der Region mit den meis-
ten Feuchtgebieten ist (142, 38% 
davon mit Managementplänen). Der 
Fall Mexiko macht deutlich, wie die  
Beteiligung der lokalen NGOs, des 
Staates und der Fachleute die Be-
mühungen in diesem Bereich beträ-
chtlich verstärkt haben. Die für die 
Umsetzung der Ramsar-Konvention 
zuständige Behörde in Mexiko ist das 
Sekretariat für Umwelt und Natürli-
che Rohstofe (SEMARNAT). Vor des-
sen Bestehen wurden Schutzgebiete 

per Präsidentialdekret ausgewiesen.

Heutzutage arbeitet die Ramsar-
Konvention eng mit anderen Abkom-
men zusammen: Mit der Klima-
rahmenkonvention der Vereinten 
Nationen, dem Übereinkommen 
über die Biologische Vielfalt, dem 
Übereinkommen zur Bekämpfung 
der Wüstenbildung, dem Übere-
inkommen zur Erhaltung wander-
nder wild lebender Tierarten, dem 
Übereinkommen über das Welterbe 
und dem UNESCO-Programm „Der 
Mensch und die Biosphäre“.

Die Länder, die das Übereinkommen 
von Ramsar unterzeichnet haben, 
sind Chile (1981), Uruguay (1984), 
Mexiko (1986), Venezuela (1988), 
Guatemala, Bolivien, Panama 
(1990), Ecuador (1991), Peru, Costa
Rica, Argentinien (1992), Trinidad 
und Tobago, Brasilien, Honduras 
(1993), Paraguay (1995), Bahamas, 
Nicaragua (1997), Jamaica, Beli-
ze, Kolumbien (1998), El Salvador 
(1999), Kuba (2001), Santa Lucía, 
Dominikanische Republik (2002), 
Antigua und Barbuda (2005), Barba-
dos, (2006), Grenada (2012).
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Historische Momente

1981:
Übereinkommen zum Schutz der Meeres- und 

Küstenumwelt des südöstlichen Paziik 
LAND: Peru

BESCHREIBUNG:

Die Kanzler der Permanenten Südpaziikkomission (CPPS) unterzeichneten den Abkommen von Galapagos

Das Übereinkommen zum Schutz 
der Meeres- und Küstenumwelt des 
südöstlichen Paziik oder Abkommen 
von Lima wurde am 12. November 
1981 in Lima, Peru, unterzeichnet. 
Teil dieses Übereinkommens sind 
Chile, Kolumbien, Ecuador, Panama 
und Peru. Es entstand zum Schutz 
des Meeres- und Küstenbereichs des 
südöstlichen Paziik und in Folge ei-
niger großer Ölverschmutzungen 
an der chilenischen Küste zwischen 
1973 und 1978, bei denen insgesamt 
fast 100.000 Tonnen Erdöl ausliefen
(Pizarro und Vergara 1981, cf. Ra-
morino 1989: 5). Zwischen diesen 

Jahren gab es mehrere Unfälle an 
den chilenischen Küsten, bei denen 
Erdöl ins Meer gelangte. Der größte 
Unfall geschah 1979 mit dem Tanker 
Metula, der sich in Besitz der
Curaçaosche Sheepvaart Maats, ei-
ner Tochterirma von Shell, befand. 
Er reiste im Auftrag des staatlichen 
chilenischen Erdölunternehmens 
ENAP. Man schätzt, dass damals ein 
Ölteppich entstand, der eine Fläche 
von rund 2560 km2 zwischen der 
Bahía Felipe und der Boca del Es-
trecho bedeckte, was verheerende 
Auswirkungen auf die Meeresfauna 
hatte (D’Elía).
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Das Abkommen von Lima von 1981 
und der Aktionsplan für den Schutz 
der Meeres- und Küstenumwelt 
des Paziik sind Zuständigkeitsbe-
reich des Exekutivsekretariats des 
Ständigen Ausschusses des Süd-
lichen Paziik (CPPS), gegründet 
1952 per Erklärung von Santiago. 
Der CPPS ist ein zwischenstaatli-
ches Organ, das von Chile, Ecuador 
und Peru geschafen wurde (und 
dem 1979 auch Kolumbien beitrat). 
Zu seinen Haupttätigkeiten gehört 
die Durchführung wissenschaftli-
cher Studien im Hinblick auf das El 
Niño-Phänomen und die Warnung 
der Bevölkerung vor Klimarisiken in 
diesem Zusammenhang. Dies ges-
chieht in Zusammenarbeit mit der 

FAO, denn die landwirtschaftliche 
Produktion in Lateinamerika ist be-
sonders anfällig für dieses Klima-
phänomen. Der CPPS hat außerdem 
Programme zur Unterstützung der 
handwerklichen Fischerei eingeri-
chtet und fördert die Schulung der 
Fischer, um eine nachhaltige Fische-
rei zu gewährleisten und Überis-
chung zu vermeiden. Seine Hauptar-
beitsbereiche sind Programme zum 
Schutz der Meeresschildkröten und 
Meeressäugetiere, das Programm 
zum Schutz regionaler Meere, das 
Observatorium für geschützte Man-
groven, Meeres- und Küstengebiete 
sowie das Koordinierte Programm für 
Forschung, Überwachung und Kon-
trolle der Umweltverschmutzung im 
Südöstlichen Paziik (COMPACSE).
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Historische Momente

1981:
Tod der Umweltaktivistin Barbara Ward 

LAND: Großbritannien
BESCHREIBUNG:

Bárbara Ward, Umweltaktivistin

Barbara Ward (1914-1981) war eine 
britische Wirtschaftswissenschaft-
lerin, Journalistin und Schriftstelle-
rin, die für ihr Engagement für den 
Umweltschutz bekannt war. In den 
60er Jahren wurde sie zu einer der 
ersten, die sich für eine nachhal-
tige Entwicklung einsetzten. Ende 
der 60er Jahre war sie noch vor der 
Konferenz der Vereinten Nationen 
über die Umwelt des Menschen 1972 
in Stockholm gemeinsam mit René 
Dubos an der Erstellung des Beri-
chts „Nur eine Erde: Der Schutz und 
die Erhaltung eines kleinen Planeten 
(Only one Earth: The Care and Main-

tenance of a Small Planet)“ beteiligt. 
In diesem Text wird die Umweltkrise 
als Folge der Beschleunigung des Be-
völkerungswachstums, des steigen-
den Energieverbrauchs, der Vers-
tädterung und anderen Ursachen 
erklärt. 1971 gründete Ward das 
Internationale Institut für Umwelt 
und Entwicklung IIED, derzeit eine 
der einlussreichsten Organisationen 
im Bereich Forschung über Entwic-
klungs- und Umweltpolitik. 

1974 übernahm Ward den Vorsitz ei-
nes Expertensymposiums in Coyoc, 
Mexiko, das vom Umweltprogramm 
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der Vereinten Nationen (UNEP) und 
der UN-Konferenz für Handel und 
Entwicklung (UNCTAD) organisiert 
wurde. Auf dieser Veranstaltung 
wurden die wirtschaftlichen und so-
zialen Faktoren identiiziert, die zur 
Zerstörung der Umwelt führen. Aus 
dem Symposium ging die Erklärung 
von Coyoc (1974) hervor, die als 
Hintergrund für den ersten Absatz 
der globalen Umweltstrategie diente, 
welche 1980 von der IUCN (Weltna-
turschutzunion), dem UNEP (Umwel-
tprogramm der Vereinten Nationen) 
und dem World Wide Fund for Nature 
(WWF) veröfentlicht wurde. Der be-
sagte Absatz weist darauf hin, dass 

„die zerstörerischen Auswirkungen 
der Handlungen jener Mehrheit von 
Menschen, die um ihr Überleben käm-
pfen, und jener reichen Minderheit, 
die den größten Teil der Ressourcen 
der Erde verbraucht, die Maßnahmen 
untergraben, die es allen Völkern er-
lauben würden zu überleben und zu 
gedeihen” (UNEP/UNCTAD 1974, in 
UNEP 2002:7). Sowohl Barbara Ward 
als auch Rachen Carson (Verfasserin 
von Schweigender Frühling, 1962) 
waren bedeutende Referentinnen zu 
Umweltthemen, und ihre Veröfentli-
chungen hatten großen Einluss auf 
die Denkweise vieler Menschen über 
Umwelt und Gesellschaft.
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Historische Momente

1982:
Die Grundsätze der nachhaltigen Entwicklung in der 

Weltcharta für die Natur
LAND: Vereinte Nationen

BESCHREIBUNG:

Unberührte Natur am Lago Leones, Patagonien, Chile

Die Weltcharta für die Natur wurde 
am 28. November 1982 in der Ge-
neralversammlung der Vereinten Na-
tionen, 10 Jahre nach der Erklärung 
von Stockholm, angenommen. In 
dieser Charta werden die ersten 
Prinzipien der nachhaltigen Entwic-
klung und der Achtung für die Natur 
von Seiten der Staaten skizziert. Sie 
war eine der wichtigsten Vorläufer 
der Erdcharta aus dem Jahr 2000. 
Die Weltcharta für die Natur hat ihre 
Ursprünge in der von der IUCN mit 
Unterstützung des UN-Umweltpro-
gramms UNEP und dem World Wide 
Fund for Nature (WWF) erarbeiteten 

globalen Naturschutzstrategie. Auch 
wenn sie kein verbindliches Doku-
ment darstellt, enthält sie doch 24 
Artikel, die das Bewusstsein über die 
Notwendigkeit wecken sollen, die 
Umwelt zu schützen und pleglich 
mit ihr umzugehen. Zu den genann-
ten Prinzipien gehören: Die Achtung 
aller wildlebenden und domestizier-
ten Arten und die dafür benötigten 
Lebensräume; die Erhaltung der 
Ökosysteme und ihrer Organismen 
sowie der Ressourcen auf der Erde, 
im Meer und in der Luft, und der 
Schutz der Natur vor der von Krie-
gen verursachten Zerstörung. 
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Im Unterschied zur Erklärung von 
Rio de Janeiro von 1992, die die 
Menschen ins Zentrum des Umwelt-
bewusstseins rückt, stellt die Char-
ta für die Natur fest, dass „jede 
Form des Lebens einzigartig ist und 
Achtung verdient, ungeachtet ihres 
Nutzens für die Menschheit, und um 
den intrinsischen Wert der anderen 
Lebewesen anzuerkennen, muss 
der Mensch nach einem moralischen 
Aktionsplan handeln”.

Im selben Jahr, 1982, auf einen An-
trag der lateinamerikanischen Re-
gierungen an das Umweltprogramm 
der Vereinten Nationen (UNEP) 
hin, wurde das Programm eines 
Netzwerkes für Umwelterziehung in 
Lateinamerika und der Karibik ges-

tartet. Zweck des Programms war 
die Bildung eines Netzwerkes von 
Institutionen für die Umwelterzie-
hung hochrangiger Fachleute und 
die Förderung politischer Strategien 
für eine nachhaltige Entwicklung. 
Nach Unterzeichnung der Weltcharta 
für die Natur nahmen einige Länder 
Mittelamerikas wie El Salvador und 
Guatemala Verfassungsänderun-
gen vor und fügten Artikel über die 
Umwelt hinzu. Die guatemaltekische 
Verfassung (1983) erklärt beispiel-
sweise die Erhaltung, den Schutz 
und die Verbesserung des Naturer-
bes zum Nationalinteresse (Art. 64) 
und verweist auf den Abbau nicht 
nachwachsender natürlicher Rohsto-
fe (Art. 125) und Wiederauforstung 
(Art. 126).  
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Historische Momente

1982 - 1983:
El Niño-Phänomen in Südamerika 

LAND: Ecuador und Peru
BESCHREIBUNG:

Überschwämmungen hervorgerufen durch das Wetterphänomen “El niño”

Das El Niño-Phänomen (oder El Niño) 
ist eine warme Meeresströmung, die 
in bestimmten Zeitabständen an den 
Küsten Perus und Ecuadors entsteht. 
Sie wird mit dem Luftdruckverhal-
ten an der Meeresoberläche in der 
intertropischen Zone und mit Zirku-
lationsbewegungen des Wassers im 
Paziischen und Indischen Ozean in 
Verbindung gebracht. Wind, Tem-
peratur der Meeresoberläche und 
Niederschläge im tropischen Paziik 
werden stark von El Niño beeinlusst  
(IPCC 2001, in Samaniego 2009: 
26). Seine Auswirkungen sind un-
terschiedlich je nach Subregion des 

Kontinents. In einigen Gegenden 
fällt mehr Regen und führt zu Übers-
chwemmungen, in anderen Fällen 
bleibt der Regen aus, und es kommt 
zu Dürren und Waldbränden. Die-
se Wetterveränderungen sind eine 
große Bedrohung für Landwirts-
chaft und Viehzucht, Ernährungs-
sicherung, Straßennetze, die Ver-
fügbarkeit von Trinkwasser und die 
Stromerzeugung, verursacht einen 
Anstieg an Krankheiten wie Malaria 
und bedroht durch Naturkatastro-
phen das Leben von Menschen und 
Tieren.  
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Zwischen 1982 und 1983 kam es 
zu einem als extrem eingestuften El 
Niño. Es hatte schwerwiegende Fol-
gen für die Wirtschaft in mehreren 
Ländern der Region. So beliefen sich 
die sozialen Verluste in Peru auf 397 
Millionen US-Dollar, die Verluste in 
der Landwirtschaft auf 215 Millio-
nen, im Bereich der Kohlenwassers-
tofe auf 172 Millionen, in Verkehr 
und Kommunikation auf 189 Millio-
nen US-Dollar sowie auf 44 Millionen 
Dollar im Wohnungswesen (INDECI 
2002: 6). Dieses Naturphänomen 
weckte die Aufmerksamkeit der Wis-
senschaft auf der ganzen Welt. So 
wurden ozeanograische und meteo-
rologische Untersuchungen intensi-
viert, und die Regierungen wurden 
durch das Phänomen dazu veran-
lasst, Strategien zur Abschwächung 

seiner widrigen Folgen in der Zukun-
ft zu entwickeln. 

Auf regionaler Ebene unterstützte 
die Comunidad Andina de Fomento 
(CAF) die Gründung des Andenko-
mitees für Katastrophenvorbeugung 
und –bewältigung (CAPRADE, 2002), 
die Formulierung des Programms 
zur Katastrophenvorbeugung in den 
Ländern der Andengemeinschaft 
(PREDECAN, ausgeführt zwischen 
2005 und 2009) und verfügt der-
zeit über Mittel für die Anpassung an 
den Klimawandel und die Prävention 
von Naturkatastrophen, z.B. durch 
das Programm zur Bewältigung von 
Katastrophenrisiken (PREVER), das 
Projekte und Aktivitäten für das Ri-
sikomanagement und die Verrin-
gerung der Anfälligkeit für das El 
Nino-Phänomen unterstützt. 
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Historische Momente

1983:
Die Weltkommission für Umwelt und Entwicklung und der 

Brundtland-Bericht 
LAND: Vereinte Nationen

BESCHREIBUNG:

Gro Harlem Brundtland, Präsident der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen 
(FAO)

Die Weltkommission für Umwelt und 
Entwicklung wurde per Resolution 
38/161 der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen im Jahr 
1983 gegründet. Die Aufgaben die-
ser Kommission sind 1) Untersu-
chung kritischer Entwicklungs- und 
Umweltthemen und Formulierung 
realistischer Vorschläge in diesem 
Zusammenhang, 2) Vorschlag neuer 
Formen internationaler Zusamme-
narbeit, welche auf die Formulierung 
der Entwicklungs- und Umweltpolitik 
in den betrofenen Ländern einwirken 
können, um die nötigen Veränderun-
gen zu erreichen, 3) Förderung von 

Verständnis und Engagement von 
Einzelpersonen, Organisationen, Un-
ternehmen, Instituten und Regierun-
gen. Die Kommission hielt eine Reihe 
öfentlicher Versammlungen auf der 
ganzen Welt ab und bat dabei um 
Beobachtungen und Erklärungen von 
der politischen Führung der jeweili-
gen Länder, von Wissenschaftlern 
und Experten, Nichtregierungsorga-
nisationen und von der Öfentlichkeit 
im Allgemeinen.   

Im April 1987 veröfentlichte die 
Kommission ihren Bericht „Unsere 
gemeinsame Zukunft“ (bekannter 
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als Brundtland-Bericht), der sich 
auf sechs Schwerpunktthemen kon-
zentriert: Bevölkerung, Ernährungs-
sicherung, Verlust von Arten und 
genetischen Ressourcen, Energie, 
Industrie und menschliche Siedlun-
gen. Die Hauptbotschaft des Berichts 
ist, dass es kein nachhaltiges Wirts-
chaftswachstum ohne eine nachhal-
tige Umwelt geben könne, weshalb 
die nachhaltige Entwicklung Teil einer 
„globalen Ethik“ werden müsse. Der 
Umweltschutz müsse als Fundament 
anerkannt werden, auf dem die lan-
gfristige wirtschaftliche und soziale 

Entwicklung ruht. Diese Kommission 
zeigte auf, dass einer der großen ins-
titutionellen Mängel im Umgang mit 
Umweltproblemen und Entwicklung 
war, dass die Regierungen nicht die-
jenigen Organe zur Verantwortung 
ziehen konnten, deren politische 
Maßnahmen die Umwelt belasteten. 
In diesem Sinne legt der Brundtland-
Bericht nahe, die Wirtschaftsminis-
terien und mit Umweltangelegenhei-
ten befassten Sektorministerien zu 
stärken und wenn nötig solide Minis-
terien zu schafen, die diese Verant-
wortung übernehmen können.
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Historische Momente

1984:
Gründung des Dachverbands der Indigenenorganisationen 

des Amazonasbeckens (COICA)
LAND: Ecuador

BESCHREIBUNG:

Unterzeichnung des Kooperationsabkommens zwischen AIDESEP, COICA und MINAM

Der Dachverband der Indigenenor-
ganisationen des Amazonasbeckens 
(COICA) wurde am 14. März 1984 auf 
dem 1. Kongress der Indigenenorga-
nisationen des Amazonasbeckens ge-
gründet. Auch wenn dieser Dachver-
band erst in den 80er Jahren ins Leben 
gerufen wurde, hatten die indigenen 
Völker bereits in den 60er Jahren be-
gonnen, sich politisch zu organisieren, 
um ihre Rechte, vor allem Landrechte, 
einzufordern und gegen die Zers-
törung ihres Lebensraums zu protes-
tieren. In den 80er Jahren begannen 
die Indigenenbewegungen Lateiname-
rikas, landesweite Organisationen zu 
bilden, besonders in Peru, Kolumbien, 

Bolivien und Ecuador. Das Aufkommen 
der Indigenenbewegung in jener Zeit 
fand vor dem Hintergrund der immer 
stärker werdenden Bauernorganisatio-
nen und einer Staatspolitik statt, die 
Agrarreformen auf dem ganzen Konti-
nent anstieß (Betancur 2011: 7).

Derzeit sind die Ziele von COICA un-
ter anderem die Förderung der nötigen 
Mechanismen für eine Interaktion der 
Völker und der Indigenenorganisatio-
nen, die COICA angehören, sowie die 
Verteidigung der Landbesitzansprüche 
und der Selbstbestimmung der indige-
nen Völker. COICA verfügt über einen 
Kongress, der sich alle vier Jahre trift, 
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Zur Person:

um politische Maßnahmen zu entwer-
fen und eine neue Führung zu wählen. 
Die Indigene Agenda des Amazonasge-
biets (AIA), ein Dokument, das die Plä-
ne und Projekte von COICA bestimmt, 
sieht folgende Themen vor: Territorien 
und natürliche Ressourcen; eigene Re-
chtssysteme; Stärkung des Wissens 
der Vorfahren; akademische und wis-
senschaftliche Ausbildung; Wirtschaft 
und Entwicklung; sowie Systeme, Te-
chnologie und Kommunikation.

Die indigenen Völker des Amazonas-
gebiets, die in COICA vertreten sind, 
sowie andere indigene Gruppen ver-
folgen das Ziel, Ansätze für ein „gutes 
Leben“ zu inden, das in diesem Zu-
sammenhang als eine ganzheitliche 
Beziehung zur Umwelt und allumfas-
sende Vision der Natur deiniert wird. 
Zu den Vorschlägen zu den Themen 
Umwelt und Klima, die COICA in den 
letzten Jahren verstärkt erarbeitet 
hat, gehört das Indigene REDD+-Pro-
gramm für das Amazonasbecken (RIA). 
Die Idee für REDD+ entstand 2009 auf 
der COP 16 in Kopenhagen, wo COI-
CA seine Vorschläge zum Klimawan-
del unterbreitete. 2011, während des 
erstens Regionalen Amazonasgipfels in 

Manaos, formulierte COICA die ersten 
Abkommen über das „Indigene REDD+ 
für das Amazonasbecken“, darunter 
das ganzheitliche Konzept und die zen-
trale Bedeutung des Territoriums. 

Mitglieder von COICA sind die Indi-
gene Vereinigung für Entwicklung im 
Peruanischen Regenwald – AIDESEP 
(gegründet 1980, Peru), die Konföde-
ration der Indigenen Nationalitäten des 
Ecuadorianischen Amazonasgebiets – 
CONFENIAE (Ecuador), die Konföde-
ration der Indigenen Völker Boliviens 
– CIDOB (gegründet 1982, Bolivien), 
ONIC (Kolumbien) und UNI (Brasilien). 
1992 traten neue Organisationen dem 
Verband bei: die Regionale Organisa-
tion der Indigenen Völker des Ama-
zonasgebiets – ORPIA (Venezuela), 
die Organisation der Indigenen Völker 
Surinams – OIS (Surinam), APA (Gu-
yana),  Föderation der Amerindischen 
Organisationen Französisch-Guyanas 
– FOAG (Französisch Guyana) und 
COIAB (Brasilien, ersetzte die UNI). 
Später kam die Organisation der In-
digenen Völker des Kolumbianischen 
Amazonasbeckens hinzu – OPIAC (ge-
gründet 1995, Kolumbien, ersetzt die 
ONIC). 
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1985:
Erklärung von Foz de Iguazú

LAND: Brasilien
BESCHREIBUNG:

Iguazú-Wasserfälle, Argentinien

Die Erklärung von Foz de Iguazú 
wurde am 30. November 1985 in der 
gleichnamigen brasilianischen Stadt 
unterzeichnet. Es handelt sich hier-
bei um ein Integrationsabkommen 
zwischen Argentinien und Brasi-
lien, welches den Grundstein für die 
Entstehung des MERCOSUR sechs 
Jahre später legte. Am gleichen Tag 
wurde außerdem die Gemeinsame 
Erklärung über Nuklearpolitik un-
terzeichnet. Einen Tag zuvor war 
die internationale Brücke eingeweiht 
worden, die die Stadt Puerto Meira 
(Brasilien) mit Puerto Iguazú (Ar-
gentinien) verbindet und die nach 

Präsident Tancredo Neves benannt 
wurde. Die Einweihung dieser Brücke 
war ein bedeutender Meilenstein im 
Prozess der physischen Integration 
der beiden Länder, vor allem angesi-
chts ihres gegenseitigen Misstrauens 
und ihrer Rivalitäten in den vorher-
gehenden Jahrzehnten. 

Mit der Erklärung von Foz de Igua-
zú formalisierten die Regierungen 
von Raúl Alfonsín (Argentinien) 
und José Sarney (Brasilien) die Bil-
dung einer Gemischten Hochran-
gigen Integrationskommission, die 
Ende des ersten Halbjahres 1986 
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einen Bericht mit Vorschlägen zu 
Schwerpunkten für eine beschle-
unigte wirtschaftliche Kooperation 
und Integration vorlegen sollte, be-
sonders in den Bereichen gegensei-
tige industrielle Ergänzung, Energie, 
Verkehr und Kommunikation, tech-
nische und wissenschaftliche Ent-
wicklung, und bilateraler Handel. 
In Bezug auf die physische Integra-
tion und die Integration der Verke-
hrs- und Kommunikationssysteme 
beider Länder wurde die Bildung ei-
nes Unterausschusses beschlossen, 
der Straßen- und Eisenbahnverbin-
dungen, Brücken, Häfen und Schi-
ffahrtswege sowie Probleme des 
Transports auf dem Land-, See-, 
Fluss- und Luftweg prüfen und sich 
auch mit weiteren Themen befassen 
sollte, die je nach Einzelfall von den 
Subsekretariaten für Verkehrspla-
nung und für Kommunikation auf ar-
gentinischer Seite und den General-
sekretariaten des Verkehrs- und des 
Kommunikationsministeriums dei-
niert würden. Für die Koordinierung 
der gemeinsamen Untersuchungen 
im Energiebereich wurde ein weite-
rer Unterausschuss unter dem Vor-
sitz des Subsekretariats für Ener-
gieplanung auf argentinischer Seite 
und des Ministeriums für Bergbau 
und Energie auf brasilianischer Seite 
eingerichtet. Dieser Unterausschuss 
sollte die Machbarkeit der Versor-
gung Brasiliens mit argentinischem 
Erdgas und die Möglichkeiten der 
gegenseitigen Ergänzung in den Be-

reichen Erdölerschließung und –för-
derung und bilateraler Handel mit 
lüssigen und gasförmigen Brennsto-
fen evaluieren. 

Für den Bereich der Wasserkra-
ft brachten die Präsidenten beider 
Länder ihre Entschlossenheit zum 
Ausdruck, die binationale Nutzung 
der Wasserkraft in Garabí voranzu-
treiben. Beide billigten außerdem die 
feste politische Entschlossenheit Ar-
gentiniens, in Zusammenarbeit mit 
Brasilien den Bau eines Wasserkra-
ftwerkes in Pichi Picún Leufú durch-
zuführen. 

Die Erklärung von Foz de Iguazú 
führte zu einem Klima wachsenden 
Vertrauens zwischen beiden Län-
dern, das dann auch die Zahl der 
Themen auf der bilateralen Agenda 
ansteigen ließ. Die Voraussetzungen 
für die Integration waren hierbei: a) 
Schafung der nötigen Bedingungen 
für den zukünftigen Aufbau eines 
gemeinsamen Marktes, b) Stärkung 
der politischen Macht und der Ver-
handlungsfähigkeit beider Länder, c) 
Streben nach subregionaler Selbs-
tversorgung mit Betriebsmitteln, Ro-
hstofen und bestimmten Industrie-
gütern, die für die Modernisierung 
der Industrie von essenzieller Be-
deutung sind, d) Intensivierung der 
wissenschaftlich-technischen Zu-
sammenarbeit in Spitzensektoren 
wie Biotechnologie, Informatik oder 
Kernenergie. 
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1986:

Die Erklärung der Vereinten Nationen über das Recht auf 

Entwicklung und der Beginn einer Betonung des Umweltaspektes  

LAND: Vereinte Nationen

BESCHREIBUNG:

Die drei Säulen der nachhaltigen Entwicklung

Die Erklärung über das Recht auf 
Entwicklung wurde am 4. Dezember 
1986 von der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen gebilligt, um 
das Recht auf Entwicklung als un-
veräußerliches Menschrecht zu ga-
rantieren, wozu auch „die Ausübung 
ihres unveräußerlichen Rechts auf 
uneingeschränkte Souveränität über 
alle ihre natürlichen Reichtümer und 
Ressourcen gehört“ (Art. 1). In die-
ser Erklärung erscheint die Person 
als zentrales Subjekt dieses Rechts. 
Sie soll „aktiver Träger und Nutz-
nießer des Rechts auf Entwicklung 
sein” (Art. 2.1) (Jongitud: 2001: 

216, Nota 9).

Mit dem Ziel, dieses Recht zu fördern 
und anzuwenden, veröfentlichte das 
Entwicklungsprogramm der 
Vereinten Nationen (UNDP) 1990 
den ersten Bericht über die Menschli-
che Entwicklung mit dem Index der 
Menschlichen Entwicklung (Human 
Development Index, HDI). Dieser 
dient dazu, die Situation der einze-
lnen Länder anhand von Parametern 
zu messen und zu analysieren, die 
über das reine Wirtschaftswachstum 
hinausgehen. Seit der Veröfentli-
chung des ersten Berichts hat die 
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Mehrheit der Länder die Liste der 
Indikatoren für menschliche Entwic-
klung übernommen. Mit dem Index 
für menschliche Entwicklung werden 
die Länder mit einer Punktzahl von 
0 bis 1 gemessen, wobei dem Land 
mit den besten Indikatoren eine 1 
zugewiesen wird. Der HDI von Latei-
namerika und der Karibik stieg von 
0,627 im Jahr 1990 auf 0,740 im 
Jahr 2013. 

Mehrere der Berichte über die mens-
chliche Entwicklung, die seit 1990 
veröfentlicht wurden, haben die öko-
logische Dimension der Entwicklung 
betont. So schlug beispielsweise der 
Bericht von 1994 vor, dass der Welt-
gipfel für Soziale Entwicklung das Pa-
radigma der nachhaltigen menschli-
chen Entwicklung übernehme. Der 
Bericht von 1998 hob hervor, dass 
der Anstieg der Konsumfähigkeit der 
Bevölkerung zwar bedeutend für die 
Wirtschaft eines Landes sei, unters-
trich aber zugleich den Druck, den 
dieser Konsum auf die Umwelt ausü-
be, deren schlimmste, durch Versch-
mutzung verursachte Schäden stets 
die Ärmsten träfen. Weitere The-
men, die in späteren Berichten ver-
tieft wurden, sind die weltweite Was-
serkrise (2006), der Kampf gegen 
den Klimawandel (2007/2008), die 
Nachhaltigkeit (2011) und die Anfä-
lligkeit und Resistenz gegenüber Na-
turkatastrophen und Krisen (2014).

Laut dem Bericht über die  menschli-
che Entwicklung des UNDP aus dem 
Jahr 2014 beinden sich nur drei la-
teinamerikanische Länder unter den 
Ländern mit einem sehr hohen Ent-
wicklungsniveau. Diese sind Chile 
mit einem HDI von 0,822, Kuba mit 
einem HDI von 0,815 und Argenti-
nien mit einem HDI von 0,808. 22 
Länder Lateinamerikas erreichen 
einen hohen HDI, 7 einen mittle-

ren HDI, und nur der HDI von Haiti 
wird mit 0,471 als gering eingestuft 
(UNDP 2014:176-179).

Zu den Umweltindikatoren gehört der 
Anteil der Arbeitsplätze, deren Pri-
märenergiequelle fossile Brennsto-
fe oder erneuerbare Energien sind. 
In Lateinamerika liegt der Anteil der 
auf fossilen Energien basierenden 
Arbeitsplätze bei 74%, der der Ar-
beitsplätze, deren Primärenergie aus 
einer erneuerbaren Quelle stammt, 
bei 26%. 2010 lag der Pro-Kopf-
Ausstoß an Kohlendioxid in Lateina-
merika bei rund 2,9 Tonnen. Diese 
Zahl ist geringer als die der Regionen 
Europa und Zentralasien (5,4), Osta-
sien und Paziik (4,9) und arabische 
Staaten (4,6). Bei 6,9% liegt der An-
teil der Erschöpfung von natürlichen 
Ressourcen, und zwischen 1990 und 
2011 wurde die bewaldete Fläche 
der Region um 9% reduziert.

Andererseits werden Indikatoren ge-
messen, die Gesundheit und Umwelt 
miteinander verbinden. Laut diesen 
Indikatoren stirbt eines von 100.000 
Kindern unter 5 Jahren aufgrund der 
Verschmutzung der Außenluft; 22 
von 100.000 Kindern unter 5 Jahren 
sterben aufgrund der Verschmut-
zung der Innenluft, und 2004 star-
ben 80 von 100.000 Kinder unter 5 
Jahren an verunreinigtem Wasser, 
einer unangemessenen Abwasser-
versorgung oder fehlender Hygiene. 
2010 lebten 5% der Bevölkerung auf 
degradierten Böden. Dieser prozen-
tuale Anteil ist der geringste regio-
nale Wert in diesem Bereich. Des 
Weiteren starben zwischen 2005 und 
2012 durchschnittlich 44 von einer 
Million Menschen aufgrund von Na-
turkatastrophen. 12.252 von einer 
Million Menschen waren in der Re-
gion von Naturkatastrophen betro-
fen. Diese Zahl war sehr viel gerin-
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ger als die in Regionen wie Ostasien 
und dem Paziischen Raum, wo sie 

bei 54.689 pro Million Personen lag 
(UNDP 2014:228-231, Tabelle 14).
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1986:
Umweltverschmutzung in Kolumbien aufgrund der 

Bekämpfung des Drogenhandels 
LAND: Kolumbien
BESCHREIBUNG:

Ein Agrarlugzeug versprüht Planzenschutzmittel

Gegen Ende der 70er Jahre führte 
die weltweit steigende Nachfrage 
nach Marihuana zu einer weiten Ver-
breitung des Anbaus dieser Planze 
in Kolumbien. Besonders im Naturs-
chutzgebiet Sierra Nevada de Santa 
Marta, dessen klimatische Bedin-
gungen und Lage in der Nähe der 
Karibik ideal für die Produktion und 
den Transport von Marihuana waren. 
Durch den Anstieg der Nachfrage 
wurde der Anbau illegaler Planzen 
auch auf andere Teile des Landes 
und die Andenregion ausgeweitet. 
Seither setzten die verschiedenen 
kolumbianischen Regierungen eine 

Reihe politischer Maßnahmen im 
Kampf gegen die Drogen um. Zwis-
chen 1978 und 1982, unter der Re-
gierung von Turbaya Ayala, wur-
de der Plan Fulminante umgesetzt, 
1990 der Plan zur Stärkung des 
Staates, der Demokratie, der Mens-
chenrechte und des Friedens in Ko-
lumbien, besser bekannt unter der 
Bezeichnung „Plan Colombia“. 

1986 wurde das Gesetz Nr. 30, das 
Nationale Betäubungsmittelstatut, 
erlassen, das den Anbau von mehr 
als 20 Marihuana-, Coca- oder Mo-
hnplanzen zur Straftat erklärte 
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und Begasungen ganzer Plantagen 
aus der Luft mit Glyphosat erlaubte 
(Navarrete-Frías und Thoume 2005: 
22). Allmählich wurde diese Politik 
repressiver. War zu Beginn nur die 
Begasung von Plantagen industrie-
llen Ausmaßes erlaubt, durfte man 
bald auch kleine Planzungen bes-
prühen, wo außer Coca oder Mohn 
auch Grundnahrungsmittel angebaut 
wurden. Die Strategie der Begasung 
aus der Luft mit Glyphosat in Kolum-
bien, in Verbindung mit dem durch 
bewafnete Gruppen ausgeübten 
Gewalt, hat zu Zwangsumsiedlungen 
und einer unsicheren Ernährungsla-
ge für viele Familien geführt. 

Die Debatte über die Begasungen 
in Kolumbien konzentrierte sich auf 
deren Auswirkungen auf die Gesund-
heit und die Umweltverschmutzung. 
Laut der kolumbianischen Ombuds-
behörde „beeinträchtigten die Bega-
sungen willkürlich einen Teil der Wäl-
der und die Lebewesen, die sich in 
der Nähe von Coca-Anbaugebieten 
befanden“ (Ombudsbehörde 2001; 
cf. Navarrete-Frías Thoumi 2005: 
24). Einige Studien wiesen auf die 
Möglichkeit hin, dass Glyphosat ein 
hormoneller Störer sein könnte, der 
sich auf die Produktion von Hormo-
nen wie Progesteron auswirkt (dies 
wurde hauptsächlich bei Amphibien 
beobachtet).   

Ökologisch gesehen hat Glyphosat 
direkte Auswirkungen auf die Was-
serfauna und die Wasserverschmut-
zung. Viele Wassertiere – mikrosko-
pische Algen, Fische und Weichtiere 
– wurden von Glyphosat und/oder 
Roundup geschädigt. Unter den beo-
bachteten Auswirkungen sind die Ve-
rringerung der Lebenserwartung und 
geringere Vermehrungsquoten bei 
Rädertierchen (wirbelloses Süßwas-
sertier), Veränderungen in der Po-
pulationsstruktur von Phytoplankton 
oder planzlichem Plankton, ein Ans-

tieg der Sterblichkeit der Wasserwür-
mer und andere (Riley et al. 2011: 
5). Die Substanz wirkt sich auch auf 
die Schlüsselfunktionen der Risos-
phäre aus wie beispielsweise die Ab-
sorption von für die Nutzplanzen le-
benswichtigen Mikronährstofen, die 
Verringerung der Stickstofbindung, 
was zu einer geringeren Leistung 
führt sowie zu einer größeren Anfä-
lligkeit der Planzen für Krankheiten 
(Riley et al. 2011: 6). Studien haben 
außerdem festgestellt, dass Glypho-
sat und verwandte Produkte typische 
Eigenschaften von Stofen besitzen, 
die für Menschen und Tiere krebse-
rregend sind (wie Genotoxizität oder 
Mutagenität) (Riley et al. 2011: 4).

Im Mai 2015 setzte der Nationale 
Betäubungsmittelrat die Verwen-
dung von Glyphosat für die Besei-
tigung illegaler Anplanzungen aus. 
Einer der Gründe dafür war der Re-
chtsstreit mit Ecuador, das Kolum-
bien 2008 vor dem Internationalen 
Gerichtshof in Den Haar anzeigte 
aufgrund der Umwelt- und Gesun-
dheitsschäden für die ecuadorianis-
che Bevölkerung, die von dem durch 
den Wind über die Grenze gewehten 
Unkrautvernichtungsmittel herrühr-
ten. 2013 akzeptierte Ecuador gegen 
den Erhalt von 15 Millionen US-Do-
llar Wiedergutmachung vom kolum-
bianischen Staat einen Widerruf der 
Klage.

Eine Woche bevor die Aussetzung 
der Verwendung dieses Herbizids 
beschlossen wurde, hatten Umwelts-
chützer dem kolumbianischen Jus-
tizministeriums Listen mit 20.000 
Unterschriften überreicht, die die 
sofortige Aussetzung der Begasung 
aus der Luft der illegalen Planzun-
gen mit Glyphosat forderten. Teil 
dieser Initiative war der Interame-
rikanische Verein zum Schutz der 
Umwelt (AIDA, 1998), das Institut 
für Entwicklungs- und Friedensstu-
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Glyphosat ist ein wasserlösliches, nicht selektives Unkrautvernichtungsmittel, das von den Blättern 
der Planzen aufgenommen und von dort aus in alle Teile der Planze transportiert wird (einschließlich 
der Wurzeln). So ist es in der Lage, selbst Planzen mit tiefen Wurzeln abzutöten. Es wurde 1974 
vom Unternehmen Monsanto entdeckt, einer Firma für Biotechnologie für die Landwirtschaft, das 
diese Entdeckung patentieren ließ und das erste kommerzielle Produkt mit Glyphosat auf den Markt 
brachte (Roundup). Seither wird Glyphosat als Wirkstof vieler auf der ganzen Welt vermarkteten 
Herbizide verwendet und als Teil von Produktformeln verkauft, die noch andere Inhaltsstofe 
besitzen, welche ihre Wirksamkeit verbessern und dem Produkt das Anhaften an die Blätter der 
Planze ermöglichen. Die Verwendung von Glyphosat stieg Mitter der 90er Jahre nach der Einführung 
gentechnisch veränderter Planzen vom Typ RR (Roundup Ready, tolerant gegenüber Glyphosat) 
drastisch an. 

Glyphosat wirkt auf das Enzym EPSPS (5-Enolpyruvil-Shikimato-3-Phosphat-Synthase), das in allen 
Planzen, Pilzen und Bakterien vorkommt. Da Tiere kein EPSPS besitzen, geht man davon aus, 
dass Glyphosat relativ unbedenklich für Säugetiere, Insekten, Fische und Vögel ist. So ordnet die 
Weltgesundheitsorganisation das Glyphosat in die Gefahrenklasse IV ein („Geringe Wahrscheinlichkeit 
einer Gefahr unter normalen Nutzungsbedingungen“), während die Umweltschutzagentur der 
Vereinigten Staaten USEPA es als Verbindung der Klasse III („Leichte Reizstofe“) klassiiziert (IPC 
2005; CONICET 2009: 14). Jüngere Forschungsarbeiten haben jedoch gezeigt, dass Glyphosat sich in 
der natürlichen Umwelt zersetzt und dabei Aminomethylphosphonsäure (AMPA) bildet, welche sehr 
wohl negative Auswirkungen auf die Gesundheit von Tieren, Menschen und auf die Umwelt besitzen 
kann. Derzeit wird Glyphosat in 130 Ländern und für 100 verschiedene Nutzplanzen angewandt 
(Monsanto 2005, cf. Riley et al. 2011: 9). Die Verwendung von Glyphosat für genveränderte Planzen 
wie Soja, Mais und Baumwolle stieg in ganz Amerika drastisch an, wo deren Anbau vorherrschend ist 
(Riley et al. 2011: 3).
Laut der Nichtregierungsorganisation „Beratung über Menschenrechte und Umsiedlung“ schätzt 
man, dass sich zwischen 1985 und 2000 die Zahl der umgesiedelten Menschen auf 2.060.000 belief, 
ein Phänomen, das sich in den letzten vier Jahren noch verschärfte. Die Umsiedlungen betrafen in 
62% der Fälle Einzelpersonen oder Familien und in 35% der Fälle das gesamte Kollektiv (Exodus)     
(CODHES 2001 in Navarrete-Frías und Thoumi 2005: 14),
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dien (INDEPAZ, 1984) und das Ob-
servatorium für Nutzplanzen und 

für illegal erklärte Planzen (OCDI, 
2009) (El Heraldo 2015).
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Historische Momente

1987:
Bolivien, das erste Land, das Schulden durch

Naturschutz ausgleicht
LAND: Bolivien
BESCHREIBUNG

Durch den Nationalpark “Noel Kempf Mercado” in Bolivien sollen die CO2-Emissionen um 5,8 Millionen Tonnen 
reduziert werden

Bolivien war das erste Land der 
Welt und Lateinamerikas, das Gel-
der für den Naturschutz über die 
Organisation Conservation Interna-
tional (CI) erhielt. 1987 unterzei-
chneten die Regierung von Bolivien 
und Conservation International (CI) 
das erste Abkommen der Welt und 
Lateinamerikas zum Schuldener-
lass gegen Naturschutzmaßnahmen 
(Debt for Nature Swap). CI über-
nahm 650.000 USD an kommer-
ziellen Auslandsschulden Boliviens 
von der Bank Citicorp International 
und spendete der Regierung die Re-
chte. Im Gegenzug verplichtete sich 

die bolivianische Regierung dazu, 
dem Biosphärenreservat Estación 
Ecológica del Beni Rechtsschutz zu 
gewähren, drei daran angrenzende 
Schutzgebiete zu schafen und einen 
Treuhandfonds über 250.000 USD 
für die Verwaltung des Reservats ein-
zurichten. Zunächst rief dieser Me-
chanismus zum Schuldenerlass Kon-
troversen hervor, hatte aber einen 
positiven Efekt, denn er lenkte Au-
fmerksamkeit auf den Umweltschutz 
und den Zugang zu Finanzierung zu 
diesem Zweck. Diese Erfahrung wur-
de in anderen Ländern der Welt wie 
den Philippinen und Ecuador repli-
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1992, in Folge der UN-Konferenz über Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro, wurde 
in Mexiko der Mexikanische Naturschutzfonds FMCN geschafen. Beispiele für andere 
Finanzierungsmechanismen zum Naturschutz in Lateinamerika sind in Costa Rica der Fonds 
für Ökokredite und der Nationale Fonds für Forstinanzierung (FONAFIFO) und in Ecuador der 
Wasserschutzfonds (FONAG). 

Der FONAFIFO wurde 1996 in Costa Rica auf der Grundlage des Forstgesetzes eingerichtet, 
um den Erhalt und die Wiederauforstung von Ländereien außerhalb der Nationalparks und 
Schutzgebiete zu fördern. Dazu gehört inanzielle Unterstützung für kleine und mittelständische 
Agrarbetriebe durch Kreditmechanismen, um Waldplanzungen, Wiederauforstungsprozesse, 
die Einrichtung von Baumschulen und land- und forstwirtschaftlichen Systemen sowie die 
Sanierung degradierter Gebiete zu fördern. Das Programm deckt eine Fläche von 500.000 
Hektar ab und arbeitet mit durchschnittlich 9000 Empfangsberechtigten (Dorado et al 2011: 
67).

In Ecuador besteht seit 2000 der Wasserschutzfonds FONAG als privater Treuhandfonds. Der 
FONAG nutzt die Rendite seiner Investitionen zur Koinanzierung von Umweltschutzaktivitäten 
und Projekten, besonders in den Wassereinzugsgebieten, die den Großraum Quito mit Wasser 
versorgen. Der FONAG  verfügt über ein Zahlungssystem für Umweltdienstleistungen, welches 
nicht auf monetärer Basis, sondern mit Projekten für Umweltschutz und zur Verbesserung 
der Produktivität arbeitet. So soll er über die Finanzierung von Aktivitäten zum Schutz der 
Wasserressourcen und die Umsetzung eines partizipativen und kollaborativen integrierten 
Managementsystems für Wasserressourcen Wasser in hinreichender Quantität und Qualität 
sicherstellen (Dorado et al 2011: 45-46).

Interessante Fakten 

ziert (Resor 1997).

Dank der Erfahrung Boliviens wur-
de die Bereitstellung von Geldern 
für den Naturschutz auch auf andere 
Gegenden und andere Länder Latei-
namerikas ausgeweitet. 1996 schuf 
die Organisation The Nature Conser-

vancy das Klimaaktionsprojekt Noel 
Kempf Mercado, um den Ausstoß von 
bis zu 5,8 Millionen Tonnen CO2 zu 
kompensieren und so den Kohlens-
tofausgleich zu fördern. Das Projekt 
schafte es zwischen 1997 und 2005, 
die Freisetzung von 1.034.107 Ton-
nen CO2 zu vermeiden.
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Historische Momente

1987:
Veröfentlichung des Berichts “Unsere gemeinsame 

Zukunft” (oder Brundtland-Bericht)
LAND: Vereinte Nationen

BESCHREIBUNG:

Publikation des Brundtland-Berichtes

Der Bericht „Unsere Gemeinsame 
Zukunft”, besser bekannt als „Brundt-
land-Bericht“, war das Ergebnis 
der Arbeit der Weltkommission für 
Umwelt und Entwicklung (CMMAD, 
1983) und wurde 1987 veröfent-
licht. Dieser Bericht konzentrierte 
sich auf sechs Schwerpunktthemen: 
Bevölkerung, Ernährungssicherung, 
Verlust von Arten und genetischen 
Ressourcen, Energie, Industrie und 
menschliche Siedlungen. Hier wurde 
zum ersten Mal der Begrif nachhal-
tige Entwicklung verwendet und als 
Entwicklung deiniert, die „die Be-
dürfnisse der Gegenwart erfüllt, 

ohne die Bedürfnisse der zukünfti-
gen Generationen zu beeinträchti-
gen“ und betrachtete so die nachhal-
tige Entwicklung als diejenige, die 
wirtschaftliche und soziale Ziele mit 
dem Umweltschutz vereint, der zur 
Zielerreichung und zur Verbesserung 
des Wohlstandes der Bevölkerung 
notwendig ist. Im Hinblick auf die 
Regierungspolitik legt der Bericht 
nahe, die Wirtschaftsministerien und 
die mit der Umwelt befassten Se-
ktorministerien zu stärken. 

In Bezug auf Lateinamerika weist 
der Bericht besonders auf die Abhol-
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Zwischen 1960 und 1990 wurden in Lateinamerika über 200 Millionen Hektar Wälder abgeholzt, 
sowohl als Folge der Ausweitung der Agrargrenze als auch für den heimischen und industriellen 
Brennholzverbrauch (Ocampo 1999: 9).

Interessante Fakten 

zung der tropischen Regenwälder 
und die damit zusammenhängenden 
Überschwemmungen hin. Er bezieht 
sich auf die Region in seinem Ka-
pitel 5 über Ernährungssicherung 
und bringt dort die Entwicklung und 
Modernisierung der Landwirtschaft 
mit der Schädigung der Umwelt im 
ländlichen Raum in Lateinamerika 
in Verbindung. Er zählt eine Reihe 
von Problemen in diesem Zusam-
menhang auf wie die Intensivierung 
der landwirtschaftlichen Produktion 
in Großbetrieben, die Verminde-
rung der Bodenqualität oder die Be-
siedlung der Tropenwälder (Redclift 
1989: 375). Außerdem kritisierte 
der Bericht die Tatsache, dass viele 
Länder Lateinamerikas sich gezwun-
gen sähen, ihre Rohstofe nicht für 
die Entwicklung ihrer eigenen Be-
völkerung zu nutzen: Aufgrund der 
Auslandsschulden, der Inlation und 
der wirtschaftlichen Rezession, die 
sie durchliefen, müssten sie ihre 
Ressourcen darauf verwenden, ihren 
inanziellen Verplichtungen gegenü-
ber ausländischen Gläubigern nach-
zukommen. Damit wurden implizit 

die unbeabsichtigten Folgen der in-
ternationalen Kredite im Zusammen-
hang mit natürlichen Rohstofen kri-
tisiert. 

Der Brundtland-Bericht gab den 
Ausschlag für den Gipfel von Rio de 
Janeiro 1992, ein Meilenstein, der 
das Fundament für die globale Ins-
titutionalisierung der nachhaltigen 
Entwicklung legte. In den letzten 
vierzig Jahren fanden der Begrif der 
nachhaltigen Entwicklung und das 
Umweltbewusstsein allmählich einen 
Weg in die öfentliche Politik und die 
wirtschaftliche Praxis und in geringe-
rem Maße in die öfentliche Meinung 
in Lateinamerika. Dies wird deutlich 
in der Entwicklung von Institutionen, 
Strategien und einer Regierungspoli-
tik zum Schutz der Umwelt (Normen 
zu Energieeizienz, Umweltschutz, 
Umweltverträglichkeit usw.) und in 
der allmählichen Positionierung des 
Begrifs der nachhaltigen Entwic-
klung im Bildungssystem, der Kultur, 
sozialen Forderungen und den un-
ternehmerischen Praktiken  (Ocam-
po1999:7).
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Historische Momente

1987-1988:
Kanu-Expedition vom Amazonas zur Karibik 

LAND: Kuba
BESCHREIBUNG:

Museum über die Amazonas-Expetidion des Geographen Antonio Núñez Jiménez in  Sancti Spiritus, Kuba

Vom 2. März 1987 bis 14. Juni 1988 
fand im Gedenken an den 500. 
Jahrestag der Entdeckung Ame-
rikas durch die Europäer und das 
Aufeinandertrefen zweier Welten, 
das dieses Ereignis darstellte, eine 
wissenschaftliche Expedition statt, 
die 17.400km vom Amazonasbec-
ken über den Orinoco und die Anti-
llen zurücklegte und dabei über 20 
Länder durchquerte. Die Expedition 
wurde organisiert von Antonio Núñez 
Jiménez, einem kubanischen Geo-
grafen, Entdecker und Forscher, und 
Lenin Ortiz, einem ecuadorianischen 
Archäologen. Sie wollten zeigen, 

dass Amerika vor der Ankunft der 
europäischen Siedler bereits durch 
die südamerikanischen präkolonia-
len Gesellschaften „entdeckt“ wor-
den war (Bolaños 2013:18).

Die Expedition hatte zum Ziel, den 
Austausch zwischen indigenen Ge-
sellschaften und die alten Reise- und 
Wanderungsbewegungen zu rekons-
truieren, die die prähispanische Be-
siedlung vom Amazonasgebiet bis zu 
den Antillen ermöglichte. Es handel-
te sich damals besonders um indige-
ne Arahuaca-Gemeinschaften (der 
Sprachfamilie Arawak), die aktuell 



177

Geschichte der Umwelt-, Klima- und Energiepolitik in Lateinamerika 1940 – 2015 

QUELLEN:
Antelo Aguilar, Silvia (2013) Antonio Núñez Jiménez, el erudito de la Revolución Cubana que unió el Caribe con la Amazonia
navegando en canoa (Antonio Núñez Jiménez, der Gelehrte der Kubanischen Revolution, der per Kanu die Karibik mit Amazonien 
verband). Sol de la Pando. Veröfentlicht am 1. März 2013. Verfügbar unter: http://www.soldepando.com/laexpedicion-cientiica-
que-perdura-en-la-memoria-del-mundo/ - Abgerufen am: [05.07.2015].
Bolaños, Aldo (Ed.) (2013) „Introducción. Amazonas: Ruta Milenaria (de la Integración Latinoamericana) en Amazonas. Ruta 
Milenaria (Einführung. Amazonas: Tausendjähriger Weg (der lateinamerikanischen Integration) in Amazonas. Tausendjähriger 
Weg). Ediciones Copé-Petroperú. Stiftung Antonio Núñez de Jiménez und Lupe Velis. Webseite: www.fanj.org – Abgerufen am: 
[05.07.2015].

ABBILDUNG:
https://www.lickr.com/photos/14020964@N02/17277526776

zwischen dem heutigen Florida und 
Venezuela leben, im Westen Perus, 
im Süden Brasiliens und sogar in Bo-
livien und Paraguay. Diese Expedition 
sollte Antwort geben auf die damali-
ge Debatte über die Entwicklung der 
indigenen Völker Amazoniens, von 
dem man immer behauptet hatte, 
sie seien eigenständigen Ursprungs 
und hätten sich unabhängig von an-
deren Völkern entwickelt (i.e. Do-
nald Latharp) oder seien Ableger der 
andinen Gemeinschaften (i.e. Betty 
Meggers) (Bolaños 2013: 20). An 
der Expedition waren 50 lateiname-
rikanische Wissenschaftler beteiligt, 
darunter Geografen, Botaniker, Zoo-
logen, Anthropologen, Archäologen 
und andere. Sie hatte bedeutenden 
Einluss auf intellektuelle Kreise in 
Lateinamerika. Die Forscher zeigten 
der Welt den kulturellen, ethnischen 
und natürlichen Reichtum des Ama-
zonasgebiets und der Karibik und 

wiesen auf die Notwendigkeit hin, 
diesen Reichtum gründlicher zu un-
tersuchen und zu bewahren. 

Heutzutage bilden die Felddaten 
(Tagebücher, Videos usw.) per Bes-
chluss der UN-Organisation für Er-
ziehung, Wissenschaft und Kultur 
(UNESCO) Teil des Weltdokumen-
tenerbes, auch als „Das Gedächtnis 
der Welt“ bekannt. 1998, zehn Jahre 
nach der Expedition, wurde in Kuba 
das Kanu-Museum aufgebaut, in 
dem die Fundstücke, hauptsächlich 
archäologischer Natur, ausgestellt 
sind. Außerdem wurde die Stiftung 
für Natur und Mensch (heute nach 
Antonio Núñez Jiménez und Lupe 
Velis benannt) gegründet, die sich 
der Forschung sowie der Förderung 
von Programmen und Projekten zum 
Schutz der Umwelt in ihrer Bezie-
hung zur Kultur und der Gesellschaft 
widmet.
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Historische Momente

1988:
Mord an Chico Mendes

LAND: Brasilien
BESCHREIBUNG:

Francisco “Chico” Alves Mendes, brasilianischer Umweltschützer

Am 22. Dezember 1988 wurde Fran-
cisco Alves Mendes Filho, eher bekan-
nt als Chico Mendes, bei Protesten 
gegen die Zerstörung der brasilianis-
chen Wälder getötet. Chico Mendes 
wurde 1994 im Shiringal (Gegend mit 
Kautschuk- oder Siringa-Bäumen) 
Porto Rico, Xapurí, Brasilien, gebo-
ren. Als Sohn von Kautschukzapfern 
lernte auch er diese Tätigkeit im Alter 
von neun Jahren. Erst mit 14 lernte 
er lesen. 

Der Kampf des Chico Mendes be-
gann Mitte der 70er Jahre als Form 
des Widerstandes gegen den Bau 

der Transamazonasstraße während 
der Regierung von Emilio Garras-
tazu Médici (1969-1974). Die Tran-
samazónica durchquerte Gebiete, 
die von indigenen Gemeinschaften, 
Bewohnern der Flussufer und Kauts-
chukzapfern besiedelt waren. Diese 
Gebiete waren keineswegs mens-
chenleer, wie es der brasilianische 
Staat damals behauptete. 1976 be-
gann Chico Mendes, die Shiringueros 
zu organisieren, um friedlich für den 
Erhalt ihres Landes zu kämpfen, und 
gründete die Gewerkschaft der Lan-
darbeiter Brasiliens. Die Arbeit und 
der friedliche Kampf des Chico Men-
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des wurden von verschiedenen inter-
nationalen Institutionen anerkannt, 
und er wurde von der Organisation 
der Vereinten Nationen mit dem Glo-
bal 500 Award (1987) sowie von der 
Better World Society mit der Umwel-
tmedaille ausgezeichnet (1988). Am 
22. Dezember 1988 wurde Chico von 
den Großgrundbesitzern Darly Alves 
de Silva und seinem Sohn Darci Alves 
Pereira, Mitgliedern der Demokratis-
chen Ruralistischen Union (gegründet 
1985), ermordet. Sein Tod fand ein 
großes Echo in den Medien, sowohl in 
Brasilien als auch auf internationaler 
Ebene. 

1990, zwei Jahre nach seiner Ermor-
dung, erreichten die Shiringueros 
mehrere politische und soziale Erfolge 
wie der Erlass des Präsidentialdekrets 
zur Regelung der Extraktivreserva-
te als spezielle Schutzgebiete für die 
nachhaltige Nutzung von Ressourcen 
durch traditionelle Bevölkerungsgrup-
pen. Dieses Modell der „Extraktivre-
servate“ erlangte große Anerkennung 
auf dem dritten Weltkongress für 
Nationalparks und geschützte Gebie-
te 1992 in Caracas. 1994, während 
einer Weltversammlung der Weltna-
turschutzunion IUCN in Buenos Aires, 
wurde es als internationale Schutzge-
bietskategorie anerkannt (Kategorie 
VI) als Schutzgebiet mit nachhaltiger 
Nutzung der Ökosysteme durch loka-
le Gemeinschaften.

Ein weiterer Erfolg der Shiringueros 
war die Einrichtung ihrer eigenen 
institutionellen Vertretung im Jahr 
1992, des Nationalen Zentrums für 
nachhaltige Entwicklung für traditio-
nelle Bevölkerungsgruppen, welches 
dem Umweltorgan des Landes, dem 
Brasilianischen Institut für Nachwa-
chsende Natürliche Rohstofe (IBA-
MA, gegründet 1989) angegliedert 
war (Allegretti 1997: 8). Als Hom-
mage an Francisco Mendes bestehen 
inzwischen das Internationale Institut 
für Forschung und sozio-ökologische 
Verantwortung Chico Mendes (IN-
PRA) und das Chico-Mendes-Institut 
für den Erhalt der Biodiversität.

Am 16. Dezember 2013 erkannte 
Brasilien Chico Mendes oiziell als 
Hüter der Umwelt an. Außer ihm gibt 
es in der Region und der Welt eine 
lange Liste an Führern der Umwelt-
bewegung, die ihr Leben für die Ver-
teidigung ihrer Landrechte und der 
Umwelt gelassen haben. So konnte 
laut dem Deadly Environment-Bericht 
von Global Witness zwischen 2002 
und 2013 der Tod von 908 Bürgern 
nachgewiesen werden, die während 
ihres Kampfes um ihre Landrechte 
und den Schutz der Umwelt getötet 
wurden. Dieser Bericht zeichnet 
Brasilien als gefährlichstes Land für 
Umweltschützer mit 448 Fällen, ge-
folgt von Honduras (109) und den 
Philippinen (67) (2014: 6).
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Historische Momente

1988:
Gründung des Intergovernmental Panel on Climate 

Change (IPCC)
LAND: Vereinte Nationen

BESCHREIBUNG:

Rajendra Pachauri, Präsidentin des Weltklimarates (2002-2015)

1988 wurde das Intergovernmen-
tal Panel on Climate Change (IPCC) 
auf eine Initiative des Umweltpro-
gramms der Vereinten Nationen 
(UNEP) und der Weltorganisation für 
Meteorologie (WMO) hin gegründet. 
Dies war ein wichtiger Schritt auf 
dem Weg zur Klimarahmenkonven-
tion der Vereinten Nationen (UN-
FCCC), die 1994 in Kraft trat. Die-
se Expertengruppe wurde mit dem 
Ziel geschafen, umfassende Eva-
luierungen des wissenschaftlichen, 
technischen und sozioökonomischen 
Wissensstandes über die Ursachen, 
möglichen Auswirkungen und mögli-

che Reaktionsstrategien im Zusam-
menhang mit dem Klimawandel 
vorzunehmen und so zum derzeit 
wichtigsten internationalen Organ in 
diesem Bereich zu werden. 

Die wissenschaftlichen Beiträge des 
IPCC haben die internationale Geme-
inschaft dazu veranlasst anzuerken-
nen, dass der Klimawandel anthro-
pogenen Ursprungs ist, das heißt, 
durch Tätigkeiten des Menschen wie 
Abholzung, Ausstoß von Treibhaus-
gasen oder den Verbrauch von Ener-
gieressourcen wie Erdöl verursacht 
wurde. Das Thema des anthropo-
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genen Ursprungs des Klimawan-
dels war Gegenstand einer breiten 
Debatte, aber trotz der bestehen-
den Unsicherheit gibt es doch einen 
Konsens darüber, dass es nötig ist, 
Maßnahmen in den Bereichen Politik, 
Umwelt und Mitigation zu trefen. 
Auch wenn nicht alle Länder in die-
ser Hinsicht in gleicher Weise vorgin-
gen, werden auch in Lateinamerika 
ökosystembasierte Anpassungsmaß-
nahmen wie die Einrichtung und das 
efektive Management von Schutz-
gebieten immer üblicher (Magrin & 
Marengo 2014: 2).

Das IPCC hat fünf globale Berichte 
über den Klimawandel veröfentlicht 
(in den Jahren 1990, 1995, 2001, 
2007 und 2014) sowie Sonderberi-
chte über konkrete Themen wie Flu-
gverkehr, regionale Auswirkungen 
des Klimawandels, Kohlenstofse-
questrierung und Speicherung und 
andere. 1997 veröfentlichte das 
IPCC einen Bericht, der die klima-
tische und ökosystemische Hetero-
genität Lateinamerikas hervorhob. 
Der Kontinent verfügt über regen-
reiche klimatische Bedingungen in 
der Amazonasebene, Wüsten- und 
Trockengebiete wie die Atacama-
Wüste (Chile), ein Polarklima in 
den Anden oder in Patagonien usw. 
Diese zahlreichen Mikroklimas und 
Mikroregionen erfahren diferenzier-
te Auswirkungen des Klimawandels 
je nach ihren lokalen Eigenschaften. 
Außerdem warnte der Bericht vor der 
sozio-ökonomischen Anfälligkeit von 

Mittelamerika, Ecuador, Brasilien, 
Peru, Bolivien, Chile und Argentinien 
im Falle eines El Niño-Phänomens. Er 
erwähnte ebenfalls, dass die immer 
größeren Umweltschäden zu Verän-
derungen in der Verfügbarkeit von 
Wasser führen würden, was wiede-
rum große Klimaschwankungen und 
Änderungen der Bodennutzungs-
praktiken zur Folge hätte. Dieses 
Szenario würde die sozioökonomis-
chen und gesundheitlichen Probleme 
verschlimmern und außerdem eine 
Migration der ländlichen und Küs-
tenbevölkerung fördern (IPCC 1997: 
11-12).

Andererseits unterstreicht der neuste 
Bericht des IPCC aus dem Jahr 2014, 
dass in Lateinamerika das Risiko der 
Wasserknappheit steigen werde auf-
grund geringerer Niederschläge und 
stärkerer Evapotranspiration in den 
semiariden Gegenden, was wiederum 
die Wasserversorgung der Städte, 
die Stromgewinnung aus Wasserkra-
ft sowie die Landwirtschaft beeinträ-
chtigen wird. Die aktuellen Praktiken 
zur Reduzierung des Ungleichgewi-
chts zwischen Angebot und Nachfra-
ge von Wasser könnten genutzt wer-
den, um die zukünftige Anfälligkeit 
in diesem Zusammenhang zu verrin-
gern. Eine weitere Anpassungsstra-
tegie sind derzeit ablaufende Verfas-
sungs- und Rechtsreformen für eine 
größere Eizienz und Wirksamkeit 
von Management und Koordinierung 
der Wasservorräte (Magrin & Maren-
go 2014: 2).
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In Mittel- und Südamerika insgesamt wurde eine Erwärmung der Temperatur festgestellt (rund 
0,7 bis 1°C in den letzten 40 Jahren, seit Mitte der 70er Jahre), mit Ausnahme einer Abkühlung 
an der chilenischen Küste von ungefähr -1°C in den letzten 40 Jahren. Es wurde ein Anstieg der 
Temperaturextreme in Mittelamerika und den meisten tropischen und subtropischen Regionen 
Südamerikas gemessen (mittleres Zuverlässigkeitsniveau), während extreme Regenfälle, die 
im Südosten Südamerikas am häuigsten sind, Erdrutsche und plötzliche Überschwemmungen 
begünstigt haben (mittleres Zuverlässigkeitsniveau) (Magrin & Marengo 2014: 2).
Auch wenn die Abholzungszahlen im Amazonasgebiet seit 2004 zurück gegangen sind bis auf 
4.656km2  im Jahr 2012, sind diese Zahlen in anderen Regionen wie in El Cerrado noch immer 
hoch. Der Durchschnittswert liegt dort bei 
bis zu 14 179 km2 pro Jahr für den Zeitraum 2002-2008 (Magrin & Marengo 2014: 2). Zwischen 
1950 und 2008 variierte der Anstieg des Meeresspiegel zwischen 2 und 7 mm pro Jahr (Magrin 
& Marengo 2014: 3).

Interessante Fakten
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1989:
Erstellung des Umweltaktionsplans für Lateinamerika und 

die Karibik 
LAND: Brasilien und Trinidad und Tobago 

BESCHREIBUNG:

Konferenz der Umweltminister, Mexiko 2014

Auf dem 6. Ministertrefen über 
Umwelt in Lateinamerika und der 
Karibik (Brasilia, 1989) beschlossen 
die Regierungen der Region, einen 
umfassenden Aktionsplan zu erste-
llen und zu verabschieden, für des-
sen Formulierung sie das UNEP um 
Unterstützung baten. Der Formu-
lierungsprozess dieses Planes bein-
haltete Befragungen einer Reihe von 
Experten, die von den Regierungen 
ausgewählt worden waren, sowie 
von Agenturen wie der Wirtschafts-
kommission für Lateinamerika und 
die Karibik (CEPAL), die Interame-
rikanische Entwicklungsbank (BID) 

und das Entwicklungsprogramm der 
Vereinten Nationen (UNDP). Das 
Ergebnis dieses Prozesses war der 
„Umweltaktionsplan für Lateiname-
rika und die Karibik“, verabschie-
det auf dem 7. Ministertrefen über 
Umwelt im Oktober 1990 in Trinidad 
und Tobago.  

Trotz der Bemühungen und der 
Schafung mehrerer institutioneller 
Instanzen für die Umsetzung des 
Plans konnten die vorgesehenen Pro-
jekte und Aktionen aufgrund man-
gelnder rechtzeitiger Finanzierung 
nicht vollständig in Gang gebracht 
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werden. Der Umweltaktionsplan für 
Lateinamerika und die Karibik, ge-
meinsam mit Nuestra Propia Agen-
da (Unsere eigene Agenda, CEPAL, 
BID, UNDP), der Erklärung von Ma-
naos und der Erklärung von Canela, 
spiegelten die kollektive Position der 
Regierungen Lateinamerikas und der 
Karibik gegenüber der Konferenz von 
Rio de Janeiro (1992) wider. 

Außer dieser Initiative bewirkte das 
UNEP weitere positive Handlungen 
in der Region. So wurden nationale 
Umweltmanagementinstanzen ges-
tärkt, das Umweltbewusstsein unter 

Regierungsangehörigen und der Be-
völkerung im Allgemeinen geschärft 
und das regionale Kooperationssys-
tem in Umweltangelegenheiten ver-
bessert. Auf dem 11. Ministertre-
fen in Lima 1998 wurden folgende 
Schwerpunktlinien für Lateinamerika 
vereinbart: 

a) Institutioneller Rahmen,
    Politik und Instrumente für 
    Umweltmanagement
b) Integriertes Management von
    Wassereinzugsgebieten
c) Biologische Vielfalt und 
    Schutzgebiete
d) Klimawandel
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1990:
Deinition von „nachhaltige Entwicklung“ der Kommission 

für Entwicklung und Umwelt in Lateinamerika 
LAND: CEPAL - Vereinte Nationen

BESCHREIBUNG:

Mitgliedsländer der Wirtschaftskommission für Lateinamerika und die Karibik (CEPAL)

Nach der Veröfentlichung des 
Brundtland-Berichts (1987) trafen 
sich alle Regionen der Welt in Kom-
missionen, um ihre Gedanken und 
Schwerpunkte in den Bereichen 
Umwelt und Entwicklung zu deinie-
ren. Vor diesem Hintergrund verö-
fentlichte die Kommission für Entwic-
klung und Umwelt in Lateinamerika 
und der Karibik die Berichte „Unsere 
gemeinsame Agenda“ (1990) und 
„Nachhaltige Entwicklung: Transfor-
mation der Produktion, Gleichheit 
und Umwelt“ (1991).  

Im ersten Dokument wurden die 

Auswirkungen der Umweltschäden 
auf Gesellschaft, Wirtschaft und Kul-
tur erklärt und regionale Strategien 
für nachhaltige Entwicklung vorges-
chlagen. Dieses Dokument forderte 
Solidarität zwischen Nord und Süd, 
legte den Beitrag des Südens zur 
globalen Umweltsicherheit dank sei-
ner Ökosystemdienstleistungen dar 
und kritisierte den maßlosen Kon-
sum des Nordens. Die Vertreter La-
teinamerikas betonten die Notwen-
digkeit, andere Entwicklungsmodelle 
zu inden, die „die Gewinne gere-
chter verteilen, die gravierenden 
Umweltschäden vermeiden und die 
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Lebensqualität – nicht nur das Pro-
Kopf-Einkommen - der gegenwärti-
gen und zukünftigen Generationen 
verbessern“ (Kommission für Ent-
wicklung und Umwelt für Lateiname-
rika und die Karibik 1990: 281).

Das zweite Dokument vertiefte die 
Frage, wie die Umweltvariable in 
den Entwicklungsprozess oder eine 
gerechtere Transformation der Pro-
duktion eingebracht werden könnte. 
Der zentrale Gedanke dieses Ansat-
zes war, dass diese Transformation 
sich auf eine systemische Integra-
tion des  
technischen Prozesses gründen müs-
se, um eine höhere Produktivität in 
einem Kontext höherer Wettbewer-
bsfähigkeit zu erreichen 
(CEPAL 1991: 15). Außerdem be-
kräftigte das Dokument, dass die In-
tegration des Umweltschutzes in die-
sen Prozess Bemühungen erfordere, 
die die Wirtschaftspolitik, das Rohs-

tofmanagement, technologische In-
novationen, die Beteiligung breiter 
Teile der Bevölkerung, Bildung, die 
Konsolidierung der Institutionen, In-
vestitionen und Forschung beträfen. 

Beide Dokumente waren Teil des 
Vorbereitungsprozesses für die Kon-
ferenz der Vereinten Nationen für 
Umwelt und Entwicklung (1992) und 
verfolgten das Ziel, beim regionalen 
Vorbereitungstrefen im März 1991 
in Mexiko als Grundlage und Orien-
tierung für die diesbezügliche Debat-
te zu dienen. Das Ergebnis der De-
batte war ein wichtiger theoretischer 
und thematischer Beitrag auf der 
Konferenz von Rio de Janeiro 1992. 
Einerseits war dabei eine eigene 
Konzeption von Entwicklung und der 
Integration des Umweltaspekts ents-
tanden, andererseits wurden die wi-
chtigsten Anliegen der Region darge-
legt (wie Abholzung, Transformation 
der Produktion und andere).
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1991:
Schafung des Gemeinsamen Marktes des Südens 

(MERCOSUR)
LAND: Paraguay
BESCHREIBUNG:

Logo MERCUSOR

Der Gemeinsame Markt des Südens 
(MERCOSUR) wurde 1991 durch 
den Vertrag von Asunción gegrün-
det. Hiermit wurde ein gemeinsamer 
Wirtschaftsraum geschafen, der Han-
dels- und Investitionschancen durch 
eine konkurrenzfähige Integration 
der nationalen Volkswirtschaften in 
den internationalen Markt bietet. Die 
Gründerstaaten des MERCOSUR sind 
Argentinien, Brasilien, Paraguay
und Uruguay. Später traten auch Ve-
nezuela (2006) und Bolivien (2012) 
bei. Assoziierte Staaten sind Chile, 
Ecuador, Kolumbien und Peru. 
MERCOSUR war anfänglich zwar 
ausschließlich eine Handelsorganisa-

tion, doch werden inzwischen auch 
andere Themenbereiche bearbeitet: 
soziale Themen, Politik, Bildung, Wis-
senschaft und Umwelt. Vor MERCO-
SUR gab es andere Versuche einer re-
gionalen wirtschaftlichen Integration, 
denen jedoch kein Erfolg beschieden 
blieb: die Lateinamerikanische Frei-
handelsvereinigung (ALALC) und die 
Lateinamerikanischen Integrationsve-
reinigungen (ALADI).

Die wichtigsten Umweltprojekte des 
MERCOSUR sind das Umweltinfor-
mationssystem des Mercosur (SIAM) 
und Econormas Mercosur. Das SIAM 
zentralisiert Informationen über 
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Aktionen, Produkte und Ergebnisse 
der Umweltministertrefen und der 
Unterarbeitsgruppe Nr. 6 zum The-
ma Umwelt (SGT N°6). Diese Unte-
rarbeitsgruppe wurde 1995 mit dem 
Ziel gegründet, den Schutz und die 
Unversehrtheit der Umwelt in den Mit-
gliedstaaten zu gewährleisten und de-
ren Zugang zu Umweltinformationen 
zu erleichtern und so zur Transpa-
renz der Verhandlungen beizutragen. 
Die wichtigsten Themen ihrer Agen-
da sind: Produktion und nachhaltiger 
Konsum, Chemikalien, Umweltnotfä-
lle, Abfall, Biodiversität, Böden und 
Klimawandel. 

Diesbezüglich haben die Umweltmi-
nister des MERCOSUR diverse Stra-
tegien umgesetzt. Beispiele sind die 
Biodiversitätsstrategie des MERCO-
SUR (verabschiedet 2006 in Curitiba, 
Brasilien) und die Strategie des MER-
COSUR zur Bekämpfung der Wüsten-
bildung, der Degradation der Böden 
und der Auswirkungen von Dürrepe-
rioden (verabschiedet 2007 in Asun-
ción, Paraguay). Beide sind in den 
Rahmen der Übereinkommen der Ve-
reinten Nationen einzuordnen, zu dem 
das Übereinkommen über Biologische 
Vielfalt und das Übereinkommen zur 
Bekämpfung der Wüstenbildung ge-
hören. 

Andererseits wird das Projekt ECO-
NORMAS zur „Unterstützung der Ver-
tiefung des wirtschaftlichen Integra-
tionsprozesses und der nachhaltigen 
Entwicklung im MERCOSUR“ von der 
Europäischen Union und dem Geme-

insamen Markt des Südens inanziert. 
Seine Aktivitäten sollen die Qualität 
und Sicherheit der Produkte der Re-
gion und das Wachstum von Wirts-
chaft und Handel durch Stärkung 
der Nachhaltigkeit in Produktion und 
Konsum, Umweltschutz und Gesund-
heit verbessern. Die vier Arbeitslinien 
des Projekts sind: Förderung von Na-
chhaltigkeit in Produktion und Handel; 
Bekämpfung der Wüstenbildung und 
der Auswirkungen von Dürreperio-
den; Fortschritte bei der Umsetzung 
des Global Harmonisierten System 
zur Einstufung und Kennzeichnung 
von Chemikalien und Angleichung 
von Gesetzen und anderen Vorschrif-
ten zur Gewährleistung von Qualität 
und Sicherheit; und Entwicklung von 
Kapazitäten zur Konformitätsprüfung. 

Seit dem Jahr 2000 ist in Lateina-
merika ein allgemeiner Anstieg des 
Anteils der Rohstofexporte zu beo-
bachten. Diese Konzentration der 
Wirtschaft der Länder des MERCOSUR 
auf Rohstofe hat zu einem wachsen-
den Druck auf Ökosysteme und ei-
nige Ressourcen wie Boden, Energie 
und Wasser geführt. Ebenfalls wurde 
eine intensivere Nutzung von Agro-
chemikalien verzeichnet, besonders 
in Argentinien, Chile, Paraguay und 
Uruguay, sowie eine Verringerung na-
türlicher Waldlächen, besonders in 
Brasilien und Paraguay
(UNEP 2011: 8-9). Dies wiede-
rum führte zu Wüstenbildung und 
Umweltschäden, verringerte die Fru-
chtbarkeit und Produktivität der Bö-
den und trug zur Ernährungsunsicher-
heit bei.  
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1991:
Evaristo Nugkuag, peruanischer Indigenenführer, gewinnt 

den Goldman-Umweltpreis 
LAND: Peru

BESCHREIBUNG:

Evaristo Nugkuag, Anführerin der indigenen Bevölkerung in Peru, welche den Goldman Umweltpreis in der 
Kategorie “Wälder” verliehen bekommen hat

1991 wurde Evaristo Nugkuag Ika-
nan, peruanischer Indigenenführer 
des Volkes der Arwajún, in Anerken-
nung seiner Bemühungen um die 
politische Organisation der indige-
nen Völker des Amazonasgebietes 
zur Verteidigung ihrer Kollektivre-
chte, mit dem Goldman-Umweltpreis 
ausgezeichnet. Dieser Preis wird an 
Umwelthelden der Graswurzelbewe-
gung jeder Kontinentalregion ver-
geben. So werden Personen geehrt, 
die bedeutende Bemühungen zum 
Schutz der Umwelt unternommen 
haben. Die erste Zeremonie zur Ver-
leihung des Goldman-Preises fand 

1990 statt. 

Evaristo Nugkuag studierte in den 
70er Jahren in Lima Medizin. Nach 
dem Studium widmete er sich der 
Organisation seines Volkes der 
Arwajún für eine bessere Kontrolle 
über ihr Gebiet, das durch Viehzu-
cht, Bergbau und Entwaldung be-
droht war. Bald stellte er fest, dass 
die Situation seines Volkes sich auch 
in anderen Gegenden des peruanis-
chen Amazonasbeckens wiederholte, 
und gründete in Zusammenarbeit 
mit anderen Fachleuten und Indige-
nenführern die Indigene Vereinigung 
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Weitere Personen aus Lateinamerika und der Karibik, die mit dem Goldman-Umweltpreis 
ausgezeichnet wurden: Janet Gibson (Belize, 1990), Carlos Alberto Ricardo (Brasilien, 1992), 
Juan Mayr (Kolumbien, 1993), Luis Macas (Ecuador, 1994), Ricardo Navarro (El Salvador, 
1995), Marina Silva (Brasilien, 1996), Juan Pablo Orrego (Chile, 1997), Berito Kuwaruwa 
(Kolumbien, 1998), Jorge Varela (Honduras, 1999), Elías Díaz Pena und Óscar Rivas (Paraguay, 
2000), Óscar Olivera (Bolivien, 2001), Jean La Rose (Guyana, 2002), María Elena Fornda 
Farro (Peru, 2003), Libia Grueso (Kolumbien, 2004), José Andrés Tamayo (Honduras, 2005), 
Tarcisio Feitosa (Brasilien, 2006), Julio Cusurichi (Peru, 2007), Pablo Fajardo und Luis Yanza 
(Ecuador, 2008), Wanze Eduards und Hugo Jabini (Surinam, 2009), Randall Arauz (Costa 
Rica, 2010), Francisco Pineda (El Salvador, 2011), Sofía Gatica (Argentinien, 2012), Nohra 
Padilla (Kolumbien, 2013), Ruth Buendía (Peru, 2014) und Berta Cáceres (Honduras, 2015). 
Die Kategorien des Preises sind: Flüsse und Staudämme (4), Nachhaltige Entwicklung (5), 
Verschmutzung durch nukleare Stofe und Gifte (1), Bergbau und Erdöl (5), Meeresschutz (3), 
Wälder (5), Schutz des Territoriums (2), Umweltpolitik (1).

Interessante Fakten: 

für Entwicklung im Peruanischen 
Regenwald (AIDESEP, 1980) und 
den Dachverband der Indigenenor-
ganisationen des Amazonasbeckens 
(COICA, 1984). Letzterer vereinte 
Indigenenorganisationen aus Peru, 
Bolivien, Ecuador, Brasilien und Ko-
lumbien und später auch aus ande-
ren Ländern der Region. 

Evaristo Nugkuag war Vorsitzender 
beider Vereinigungen, und als sei-
ne Amtszeit bei COICA 1992 ende-
te, widmete er sich auch weiterhin 
der Suche nach geeigneten Bündnis-
partnern. So wurde er Vorsitzender 
des Bündnisses Europäischer Städte 
und Indigener Völker des Amazo-
nasbeckens zum Schutz der Tropis-
chen Wälder, des Klimas und des 

menschlichen Lebens. In Peru hatte 
er Posten inne wie den des Beraters 
für Angelegenheiten des Amazonas-
beckens des Nationalen Instituts für 
die Entwicklung der Andinen, Ama-
zonischen und Afroperuanischen 
Völker (INDEPA), des Vorsitzenden 
des Provinzkomitees für Kastastro-
phenschutz in Condorcanqui, und 
war zwischen 1999 und 2002 Bür-
germeister der Provinzgemeinde 
Condorcanqui, Amazonas. Außer 
dem Goldman-Umweltpreis wurde 
Nugkuag 1986 mit dem Alternativen 
Friedensnobelpreis „The Right Liveli-
hood Award” (Schweden) und 1995 
in Lima mit dem Preis „Renace Pe-
rú-Día de la Pachamama” (Wieder-
geburt Perus – Tag der Mutter Erde) 
ausgezeichnet. 
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1992:
Rigoberta Menchú, Indigene aus Guatemala, wird mit dem 

Friedensnobelpreis ausgezeichnet 
LAND: Guatemala
BESCHREIBUNG:

Rigoberta Menchu, ein Aktivistin für die Rechte der indigenen Bevölkerung in Guatemala und Nobelpreisträgerin

Rigoberta Menchú Tum (1959 - ) 
von der Volksgruppe der K’iche’ in 
Guatemala war 1992 die erste in-
digene Frau, die den Friedensno-
belpreis erhielt. Menchú verteidigt 
die Menschenrechte der indigenen 
Völker in Guatemala, die während 
des guatemaltekischen Bürgerkriegs 
(1960-1996) schwerwiegend ver-
letzt wurden. Ihr Vater gehörte der 
Guerilla-Armee der Armen (EGP, 
1972-1996) an und wurde von Mili-
tärs 1980 gefangen genommen und 
gefoltert, nachdem er sich an einem 
Anschlag auf die spanische Botschaft 
beteiligt hatte. Ihre Geschwister 

und ihre Mutter teilten das gleiche 
Schicksal in den Händen der Mili-
tärs. Rigoberta Menchú erhielt eine 
katholische Erziehung und wurde 
von der Befreiungstheologie beein-
lusst. Mit 19 Jahren begann sie, sich 
im Komitee für Bäuerliche Einheit 
(CUC) und der Einheitsvertretung 
der Guatemaltekischen Opposition 
(RUOG) zu engagieren. Beide Or-
ganisationen wurden 1979 während 
der Militärkampagne „Tierra Arrasa-
da“ (Verwüstete Erde) gegründet, 
die darin bestand, alles zu verbren-
nen, was den mutmaßlichen „Sub-
versiven“ von Nutzen sein konnte, 
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wie Unterkünfte, Ernten, Tiere usw. 
(Doyle 2009).

Rigoberta Menchú startete eine 
friedliche Kampagne, in der sie die 
systemische Verletzung der Mens-
chenrechte von Seiten der guate-
maltekischen Regierung zur Anzeige 
brachte, und dies in einer Zeit, in der 
jegliche kulturelle, erzieherische, po-
litische oder soziale Aktivität als sub-
versiv galt. Zwischen 1976 und 1982 
wurden Katecheten, Bürgermeister, 
Mitglieder von Entwicklungskomi-
tees, Lehrer und Studenten getötet, 
sie verschwanden oder wurden ge-
foltert (Bastos 2010). Vor diesem 
Hintergrund sah sich Rigoberta 
Menchú 1981 gezwungen zu liehen 
und nach Mexiko ins Exil zu gehen. 
Dort lebte sie seither und unternahm 
mehrere Versuche, nach Guatemala 
zurückzukehren. 

Im selben Jahr, 1981, schrieb Eli-
zabeth Burgos, eine venezolanische 
Anthropologin, ein Zeitzeugenbuch 
auf der Grundlage von Rigoberta 
Menchús Aussagen. Titel des Buches 
war „Ich heiße Rigoberta Menchú, 
und so entstand mein Gewissen“. Es 
hatte große Wirkung und verwan-
delte sie in eine internationale Ikone 
während des noch immer andauern-
den Konlikts in Guatemala. Rigober-
ta Menchú war an der Formulierung 
der Rede der Vereinten Nationen 
über die Erklärung der Indigenen 
Völker 1991 beteiligt. Im folgenden 
Jahr erhielt sie den Friedensnobel-
preis für Ihre Bemühungen um so-
ziale Gerechtigkeit und ethno-kultu-
relle Versöhnung auf der Grundlage 
der Menschenrechte der indigenen 
Bevölkerung. 
 
Mit dem gewonnenen Geld gründe-
te Menchú eine Stiftung, die ihren 
Namen trägt. Durch die Stiftung för-

dert sie Projekte in den Bereichen 
Bildung, Menschenrechte, Ethno-
Entwicklung und Bürgerbeteiligung. 
Auf dem Gebiet der Ethno-Entwic-
klung unterstützt die Stiftung das 
Programm für nachhaltigen Umgang 
mit natürlichen Ressourcen und das 
Programm zur Unterstützung des 
gerechten und solidarischen Han-
dels. Letzteres konzentriert sich auf 
die Suche nach Marktalternativen für 
verschiedene organisierte Gruppen, 
die sich produktiven Aktivitäten mit 
geringen Umweltauswirkungen wid-
men. Diese Alternativen sollen den 
Mehrwert von Bioprodukten aner-
kennen oder zum Umweltschutz bei-
tragen, wie beispielsweise das Pro-
gramm Café para la Paz (Kafee für 
den Frieden).  

1994 erarbeitete das Volk der Maya 
eine Reihe kultureller Forderungen 
und gründete die Dachorganisation 
der Organisationen des Volkes der 
Maya (COPMAGUA). 1995 unterzei-
chneten die Nationale Guatemalte-
kische Revolutionäre Einheit (UNRG) 
und die Regierung Guatemalas den 
fünften von zwölf Friedensabkom-
men, das Abkommen der Identität 
und der Rechte der Indigenen Völker 
(AIDPI), in dem erstmals Guate-
mala als „multiethnische, plurikul-
turelle und mehrsprachige Nation“ 
anerkannt wird, in der drei indigene 
Völker mit speziischen Rechten le-
ben. Der Bürgerkrieg endete mit der 
Unterzeichnung des Abkommens für 
Festen und Dauerhaften Frieden, un-
terzeichnet am 29. Dezember 1996 
zwischen der guatemaltekischen Re-
gierung und der UNRG. 

Rigoberta Menchú hat weitere Aus-
zeichnungen erhalten, z.B. den
Premio Príncipe Asturias im Jahr 
1998. Sie hat sich in der Pharmain-
dustrie als Vorsitzende der Unter-
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Weitere Gewinner des Friedensnobelpreises aus Lateinamerika waren:
•Adolfo Pérez Esquivel (1980). Kämpfte gewaltlos für die Menschenrechte in Argentinien. 
In den 70er Jahren leitete er den Dienst für Frieden und Gerechtigkeit (SERPAJ), eine 
lateinamerikanische Menschenrechtsorganisation.
•Óscar Arias Sánchez (1987), „für seine Arbeit für den Frieden in Mittelamerika und  seine 
Bemühungen, die zur Unterzeichnung eines Abkommens in Guatemala führten”. Er entwarf 
1987 einen Plan zur Beendigung der Bürgerkriege, der im gleichen Jahr von Costa Rica, 
Guatemala, El Salvador, Honduras und Nicaragua angenommen wurde.

Interessante Fakten

nehmen „Salud para Todos” und 
„Farmacias Similares” betätigt, die 
das Ziel verfolgen, kostengünstige 

Generika zur Verfügung zu stellen, 
und ließ sich auch zwei Mal für die 
Präsidentschaftswahlen aufstellen, 
jedoch ohne größeren Erfolg.
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1992:
Erklärung von Rio über Umwelt und Entwicklung 

LAND: Brasilien
BESCHREIBUNG:

Treibhausgase verursachen die globale Erwärmung

Die Erklärung von Rio über Umwelt 
und Entwicklung, auch Gipfel der 
Erde von Rio de Janeiro genannt, 
wurde auf der ersten Konferenz der 
Vereinten Nationen über Umwelt 
und Entwicklung vom 3. bis 14. Juli 
1992 in Rio de Janeiro, Brasilien, 
unterzeichnet. Diese Erklärung soll-
te internationale Abkommen zum 
Schutz des Umweltsystems und der 
weltweiten Entwicklung fördern. Sie 
zeichnet sich durch einen deutlichen 
anthropozentrischen Ansatz aus 
und erwähnt, dass es die Menschen 
seien, welche im Zentrum der öko-
logischen Anliegen stünden (Cabrera 

2003: 309). Der Grundsatz 6 bringt 
die Notwendigkeit zum Ausdruck, die 
Umweltpolitik in Entwicklungslän-
dern und den ökologisch anfälligsten 
Ländern der Welt zur Priorität zu ma-
chen. Die Erklärung von Rio basiert 
auf der Erklärung von Stockholm 
(1972), der Weltcharta für die Natur 
(1982) und dem Brundtland-Bericht 
(1987). 

Auf der Konferenz in Rio wurden 
Strategien diskutiert, wie man die 
Umwelt schützen und dabei die Be-
teiligung aller Völker an den rational 
möglichen Erträgen aus natürlichen 
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Ressourcen garantieren könne (Es-
trada 1993, in Cabrera 2003:308). 
Außer der Erklärung von Rio gingen 
aus der Konferenz zwei rechtlich 
verbindliche Dokumente hervor: Das 
Übereinkommen über Biologische 
Vielfalt und die Klimarahmenkonven-
tion.  

Diese Veranstaltung wirkte sich auf 
die Institutionalität des Umweltas-
pektes in Lateinamerika aus. Beis-
pielsweise rief Argentinien 1993 den 
Bundesumweltpakt ins Leben und 
schuf den Bundesumweltrat; Boli-
vien gründete 1994 den Nationalen 
Rat für Nachhaltige Entwicklung; 
Brasilien richtete die Interministerie-
lle Kommission für Nachhaltige Ent-
wicklung (1994) und den Nationalen 
Fonds für Biodiversität (1996) ein; El 
Salvador billigte die Gründung des 
Ministeriums für Umwelt und Natürli-
che Ressourcen (1997), und ähnliche 
Ereignisse folgten in diversen Län-
dern des Kontinents. Ab Rio began-
nen die Länder, wichtige Grundsätze 

anzuwenden wie das „Verursacher-
prinzip“ und das „Vorsorgeprinzip“, 
führten Umweltverträglichkeitsstu-
dien durch und nutzten wirtschaft-
liche Instrumente (Cabrera 2003: 
312-313). Ebenfalls begann die 
Umweltvariable in den regionalen 
Integrationsprozessen eine Rolle zu 
spielen. So zum Beispiel 1996 beim 
Amerikanischen Gipfel für Nachhalti-
ge Entwicklung in Santa Cruz, Boli-
vien, auf dem ein Plan von 65 Initia-
tiven in den Bereichen Gesundheit, 
Bildung, Landwirtschaft, Wälder, Bio-
diversität, Wasserressourcen, Küs-
tengebiete, Energie, Bergbau usw. 
angenommen wurde. Zwei Jahre 
später, 1998, verabschiedete die An-
dengemeinschaft CAN per Beschluss 
435 die Gründung des Andinen Ko-
mitees der Umweltbehörden mit dem 
Ziel, in gemeinsamen Handlungen 
die bei der Konferenz der Vereinten 
Nationen für Umwelt und Entwic-
klung und dem Gipfel über Nachhal-
tige Entwicklung in Santa Cruz au-
ferlegten Umweltverplichtungen zu 
erfüllen.
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1992:
Übereinkommen über die Biologische Vielfalt 

LAND: Brasilien
BESCHREIBUNG:

Artenvielfalt (Collage)

Das Übereinkommen über die Bio-
logische Vielfalt ist ein verbindli-
cher völkerrechtlicher Vertrag, der 
im Rahmen der UN-Konferenz über 
Umwelt und Entwicklung 1992 un-
terzeichnet wurde. Bereits 1988 
hatte das Umweltprogramm der Ve-
reinten Nationen (UNEP) eine Son-
dergruppe von Experten im Bereich 
biologische Vielfalt einberufen, um 
die Notwendigkeit eines internatio-
nalen Abkommens zum Thema zu 
prüfen. Das Übereinkommen ver-
folgte drei Hauptziele: Die Erhaltung 
der Biodiversität (ökosystemisch, 
Artenvielfalt und Vielfalt an gene-

tischen Ressourcen), die nachhalti-
ge Nutzung ihrer Komponenten und 
eine gerechte und gleichberechtigte 
Beteiligung an den Erlösen aus der 
Nutzung der genetischen Ressou-
rcen. Sein Lenkungsorgan ist ihre 
Vertragsstaatenkonferenz, die alle 
zwei Jahre zusammentritt, um Forts-
chritte zu überprüfen, Prioritäten zu 
setzen und Arbeitspläne zu verabs-
chieden.   

Die Länder des Übereinkommens 
über die Biologische Vielfalt müssen 
nationale Strategien und Aktions-
pläne zum Thema Biodiversität 
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erarbeiten. Diese sind die Haup-
tinstrumente der Umsetzung des 
Übereinkommens auf nationaler 
Ebene und informieren über natio-
nale Ziele und Verplichtungen und 
über die vorgesehenen Aktionen zur 
Zielerreichung. Das Übereinkommen 
über die Biologische Vielfalt ist wi-
chtig für Lateinamerika, denn diese 
Region ist eine der Zonen mit der 
größten Biodiversität der Welt. Bra-
silien, Kolumbien, Ecuador, Mexiko, 
Venezuela und Peru sind die Länder 
mit der größten biologischen Viel-
falt der Erde. Obwohl sie weniger als 
10% der Erdoberläche ausmachen, 
kommen in diesen Ländern rund 
70% aller Säugetier-, Vogel-, Repti-
lien-, Amphibien-, Planzen- und In-
sektenarten vor (UNDP, 2010: 4).

Außerdem hängen viele Gruppen 
der ländlichen und indigenen Be-
völkerung Lateinamerikas von der 
biologischen Vielfalt ab, um ihr Über-
leben zu sichern. Dieses basiert un-
ter anderem auf Fischfang, Nichthol-
zprodukten aus der Waldnutzung, 
und der Landwirtschaft.  

Im Global Biodiversity Outlook Nr. 3 
des Übereinkommens über die Bio-
logische Vielfalt, veröfentlicht 2010, 
wird die Schädigung großer Flächen 
des Amazonasregenwaldes untersu-
cht sowie der Kollaps der Ökosyste-
me in Korallenrifen aufgrund einer 
Kombination aus Versauerung der 
Ozeane, Korallenbleiche, Überis-
chung und Verschmutzung durch 
Nährstofe. Auf der Grundlage die-
ses Dokuments verabschiedete die 
COP10 in Nagoya (Japan) den Stra-
tegischen Plan für den Erhalt der 
Biologischen Vielfalt 2011-2020. Er 
besteht aus 20 Zielen, auch als Ai-
chi-Ziele bekannt, welche sich wie-
derum fünf strategischen Oberzielen 
zuordnen lassen:

a) Befassung mit den Ursachen, die 
dem Verlust der biologischen Vielfalt 
zugrunde liegen, b) Reduzierung des 
direkten Drucks auf die biologische 
Vielfalt und Förderung ihrer nachhal-
tigen Nutzung, c) Verbesserung der 
Situation der biologischen Vielfalt 
durch Schutz der Ökosysteme, der 
Arten und der genetischen Vielfalt, 
d) Steigerung der Erträge aus den 
Dienstleistungen der biologischen 
Vielfalt und der Ökosysteme für alle 
e) Verbesserung der Umsetzung 
durch partizipative Planung, Wis-
sensmanagement und Entwicklung 
von Kapazitäten.

Zu den Unterzielen gehören unter 
anderem: Verlangsamung des Ver-
lusts von natürlichen Lebensräumen 
auf die Hälfte der derzeitigen Ges-
chwindigkeit oder weniger; Festle-
gung des Ziels einer Erhaltung von 
17% der Landregionen und der kon-
tinentalen Gewässer und 10% der 
Meeres- und Küstenregionen und 
Sanierung von mindestens 15% der 
degradierten Gebiete. Auch wenn 
man bei einigen dieser Ziele, wie z.B. 
bei der Erhaltung von 17% der Land-
gebiete und kontinentalen Gewässer 
auf dem Weg ist, sie zu erreichen, 
sind diese Fortschritte in den meis-
ten Fällen ungenügend, um die für 
2020 gesteckten Ziele zu erfüllen 
(UNEP 2014: 10). 

Die lateinamerikanischen Länder, die 
das Übereinkommen über die Biolo-
gische Vielfalt ratiiziert haben, sind: 
Seit 1993: Antigua und Barbuda, 
Bahamas, Barbados, Belize, Ecua-
dor, Mexiko, Peru, Saint Kitts und 
Nevis und Uruguay; seit 1994: Ar-
gentinien, Bolivien, Brasilien, Chile, 
Kolumbien, Costa Rica, Kuba, El Sal-
vador, Grenada, Guyana, Paraguay 
und Venezuela; Seit 1995: Guate-
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Immer mehr Entwicklungsländer nehmen Naturkapital in ihre Buchhaltungssysteme auf, 
darunter auch acht Mitglieder des Weltbank-Bündnisses WAVES (englisches Akronym, etwa: 
Berechnung des Reichtums und Bewertung der ökosystemischen Dienstleistungen). Dennoch 
wurde die große Mehrheit der Studien, die der biologischen Vielfalt Geldwerte zuweisen (88%) 
in Ländern mit hohem oder gehobenem mittlerem Einkommen durchgeführt (UNEP 2014: 37). 
Die am WAVES-Bündnis beteiligten lateinamerikanischen Länder sind Kolumbien, Costa Rica 
und Guatemala. Zwischen 2002 und 2009 wurde das Netz der Schutzgebiete im brasilianischen 
Amazonasgebiet um 60% erweitert. Ein Großteil der neuen Schutzgebiete wurde in Regionen 
mit starken Landkonlikten eingerichtet, damit sie als grüne Barrieren gegen die Abholzung 
fungierten. So wurde ein neues Paradigma für Schutzgebiete eingeführt (UNEP 2014: 52).

Die Vía Campesina (Bauernstraße) wurde 1993 in Belgien als internationale Bewegung 
gegründet, an der sich Bauern, kleine und mittelständische Landwirtschaftsbetriebe, Landlose, 
Angehörige indigener Völker, Migranten und Landarbeiter der ganzen Welt beteiligen. Die 
Vía Campesina setzt sich für nachhaltige Landwirtschaft in kleinem Maßstab ein, außerdem 
für Ernährungssouveränität, ist gegen das Agrobusiness, multinationale Unternehmen und 
Freihandelsverträge. Sie besteht aus ungefähr 164 lokalen und nationalen Organisationen 
aus 73 Ländern in Afrika, Asien, Europa und Amerika. Von den 164 Mitgliedsorganisationen 
stammen ca. 79 aus Lateinamerika (mehr Informationen unter viamcampesina.org). 

Interessante Fakten:

mala, Honduras, Jamaica, Nicaragua 
und Panama; seit 1996: Haiti, Domi-
nikanische Republik, Surinam, Trini-
dad und Tobago; und seit 1999: Sao 
Tomé und Principe. 

Derzeit gibt es einige Kontroversen 
um das Übereinkommen über die 
Biologische Vielfalt. Beispielsweise 
brachte die internationale Bauer-

nbewegung La Vía Campesina ihre 
Ablehnung bestimmter Aktivitäten 
in der Region zum Ausdruck, wel-
che die Umwelt beeinträchtigen, 
zum Beispiel die Einführung und der 
Anbau genmanipulierten Saatgutes, 
der Einsatz chemischer Pestizide und 
der Ansatz der Green Economy, der 
darin besteht, der Natur und ihren 
Funktionen einen Geldwert zuzuwei-
sen.
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1992:
Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen 

LAND: Vereinte Nationen
BESCHREIBUNG:

Die Vollversammlung der Vereinten Nationen

Die Klimarahmenkonvention der Ve-
reinten Nationen ist ein verbindli-
cher völkerrechtlicher Vertrag, der 
im Rahmen der Konferenz der Ve-
reinten Nationen über Umwelt und 
Entwicklung 1992 in Rio de Janeiro, 
Brasilien, unterzeichnet wurde. Zu 
seinen direktesten Vorläufern ge-
hört die erste Weltklimakonferenz 
(1979) und die Bildung des Intergo-
vernmental Panel on Climate Change 
(IPCC) (1988). Dieses Übereinkom-
men erkennt den Klimawandel als 
reale und gegenwärtige Situation an 
und folgt damit dem Montreal-Pro-
tokoll (1987), das besagt, dass die 

Mitgliedstaaten verplichtet seien, 
im Interesse der menschlichen Si-
cherheit zu handeln, auch wenn es 
keine wissenschaftlichen Beweise für 
ein Risiko gebe. Die Konvention soll-
te eine Reaktion auf die wachsenden 
Probleme mit Dürren, Wirbelstür-
men, dem Anstieg des Meeresspie-
gels, Überschwemmungen, Wald-
bränden usw. sein. 

Die höchste Autorität der Konven-
tion mit Entscheidungsmacht ist 
die Vertragsstaatenkonferenz COP, 
eine Vereinigung aller Mitgliedstaa-
ten (oder Vertragsstaaten). Die ers-
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te Vertragsstaatenkonferenz wur-
de 1995 in Berlin abgehalten, und 
seither indet die COP jährlich statt. 
Durch Ratiizierung des Vertrages 
verplichteten sich die Mitgliedstaa-
ten dazu, den inhärenten Zusam-
menhang zwischen Klimawandel 
und Bereichen wie Landwirtschaft, 
Industrie, Energie, Nutzung der na-
türlichen Ressourcen und die Küs-
tengebiete betrefende Aktivitäten 
zu berücksichtigen. Der erste Zusatz 
zu diesem Vertrag war das Kyoto-
Protokoll (1997). Auch wenn die 
Konvention sich ursprünglich eher 
auf Mitigation als auf die Anpassung 
an den Klimawandel konzentrierte, 
wurde auf der Konferenz von Cancún 
(Mexiko) die Gründung des Komitees 
für Anpassung beschlossen und kla-
re Ziele für die Reduzierung der vom 
Menschen verursachten Treibhaus-
gasemissionen gesteckt. 

Lateinamerika besitzt keine politis-
che Macht im Rahmen der Verhand-
lungen über den Klimawandel (Sa-
maniego
2009: 133). Seine Position geht im 
Allgemeinen in die anderer Gruppen 
ein, mit denen die lateinamerikanis-
chen Mitgliedstaaten Bündnisse ein-
gehen müssen, um die Eizienz ihrer 
Verhandlungen zu steigern. Brasi-
lien und Mexiko zum Beispiel, die 
zur Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung 
OECD gehören, sind Teil der G5 (mit 
China, Indien und Südafrika), die 

versuchen, ihre Treibhausgasemis-
sionen zu verringern. Diese Länder 
besitzen ein gewisses Gewicht bei 
Abstimmungen. Im Gegensatz dazu 
wurden die restlichen Länder Latei-
namerikas regelmäßig von der Grup-
pe der 77 absorbiert.  

Räume für eine regionale Konzer-
tierung entstehen normalerweise ad 
hoc und nur in Bezug auf bestimmte 
Themen wie das Programm zur Ve-
rringerung der Kohlenstofemissio-
nen durch Entwaldung und Walds-
chädigung (REDD+), wo auch die 
indigenen Völker eine Stimme besit-
zen. Diese beteiligten sich seit 2000 
durch das Internationale Forum der 
Indigenen Völker zum Klimawandel 
(FIPICC).

Die Klimarahmenkonvention trat erst 
am 21. März 1994 in Kraft und zählt 
derzeit 195 Vertragsstaaten. Die La-
teinamerikanischen Länder, die Kon-
vention ratiiziert haben, sind: Seit 
1993 Antigua und Barbuda, Ecuador, 
Mexiko, Peru, St. Kitts und Nevis und 
Santa Lucía. Seit 1994 Argentinien, 
Bahamas, Barbados, 
Belize, Bolivien, Brasilien, Chile,
Costa Rica, Kuba, Grenada, Guyana,
Paraguay, Trinidad und Tobago, Uru-
guay und Venezuela. Seit 1995: Ko-
lumbien, El Salvador, Guatemala, 
Honduras, Jamaica, Nicaragua und 
Panama. Seit 1996: Haiti. Seit 1997: 
Surinam. Seit 1998: Dominikanische 
Republik.
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1992:
Gründung der Arbeitsgruppe Amazonien

LAND: Brasilien
BESCHREIBUNG:

Karten von Südamerika und dem Amazonasgebiet

Die Arbeitsgruppe Amazonien (GTA) 
wurde 1992 nach der ersten Kon-
ferenz der Vereinten Nationen über 
Umwelt und Entwicklung in Rio de 
Janeiro ins Leben gerufen. Die Grün-
dung der GTA verfolgte das Ziel, die 
Beteiligung der Gemeinschaften des 
brasilianischen Amazonasgebiets an 
den Verhandlungen zum Pilotpro-
gramm zum Schutz der Tropischen 
Wälder Brasiliens (bekannt als PPG 
7) zu fördern. Anfangs bestand die 
GTA aus 20 regionalen Kollektiven 
des brasilianischen Amazonasbec-
kens, die ihrerseits aus Organisa-
tionen bestanden, welche Bauern, 

Kautschukzapfer, Indigene, Na-
chfahren gelohener schwarzer Skla-
ven, Fischer, Umweltschutzorgani-
sationen, Menschrechtsgruppen und 
andere vertraten.  

Zu Beginn der 90er Jahre erkannten 
multilaterale und bilaterale Organi-
sationen die schwerwiegenden öko-
logischen Folgen der Infrastruktur-
projekte an, die sie in früheren 
Jahrzehnten inanziert hatten, und 
sahen die Notwendigkeit, die tropis-
chen Wälder zu schützen, wie es der 
Brundtland-Bericht empfohlen hat-
te. In diesem Zusammenhang legte 
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Deutschland auf dem Wirtschafts-
gipfel in Houston 1990 der G7 ein 
Kooperationsangebot mit Brasilien 
vor, das in einem Pilotprogramm zur 
Bekämpfung der Bedrohungen der 
tropischen Wälder bestand (Weiss & 
Pinheiro 2010: 138). Durch dieses 
Programm (das PPG7) wurden von 
der brasilianischen Regierung Aktio-
nen zum Schutz der tropischen Ama-
zonasregenwälder als Bedingung für 
den Erhalt und die Umsetzung der im 
Rahmen der Kooperation bereitges-
tellten Mittel gefordert. 

Dieser Vorschlag war für die bra-
silianische Regierung nicht zufrie-
denstellend, weshalb sie eine inter-
ministerielle Arbeitsgruppe für die 
Erarbeitung eines Gegenvorschlags 
einrichtete. An dieser Arbeitsgrup-
pe waren multilaterale und bilate-
rale Geber, Regierungen der drei 
brasilianischen Verwaltungsinstan-
zen (Bund, Bundesstaat, Kommu-
ne), soziale Bewegungen und Nich-
tregierungsorganisationen beteiligt. 
Die NROs wurden durch Netzwerke 
vertreten, besonders durch die Ar-
beitsgruppe Amazonien (GTA), den 
Dachverband der Indigenenorgani-
sationen des Brasilianischen Amazo-
nasbeckens (COIAB), das Netzwerk 
Selva Atlántica (RMA) und den Na-
tionalen Rat der Kautschukzapfer 
(CNS) (Weiss & Pinheiro 2010: 138-
139).

Die GTA umfasst derzeit über 600 
Gruppierungen, die Bauern, Indige-
ne, Flussvölker usw. Ihre Arbeitsbe-
reiche sind: nachhaltige Produktion in 
Familienbetrieben, soziale und ökolo-
gische Vielfalt, Überwachung sozio-
ökologischer Konlikte, Kommunika-

tion in den Gemeinschaften, Bildung 
für Nachhaltigkeit, panamazonis-
che Zusammenarbeit, Gender und 
Staatsbürgerschaft. Der Arbeitsbe-
reich soziale und ökologische Vielfalt 
fördert ökologisch-wirtschaftliche, 
partizipative Landnutzungspläne, 
während die panamazonische Zu-
sammenarbeit eine Reaktion auf die 
Militarisierung der Grenzgebiete und 
die „regionale Integration“ ist , die 
die kulturelle und biologische Vielfalt 
der Region bedrohen.

Die GTA hat verschiedene Kampag-
nen gefördert, darunter die Kontrolle 
des Soja-Anbaus, die Kampagne ge-
gen Biopiraterie, die Kampagne für 
das Leben im Río Xingú, die Kam-
pagne zur Verteidigung des brasi-
lianischen Forstkodex und andere. 
Derzeit laufende Kampagnen sind: 
Nuestra Amazonía (Unser Amazo-
nien), eine Kampagne gegen Priva-
tisierungen; Xingú Vivo (Lebendiger 
Xingú) gegen das Wasserkraftwerk 
Belo Monte; oder die Kampagne für 
Städtefreundschaften mit Amazo-
nien. Letztere besteht darin, dass 
die brasilianischen Kommunen sich 
dazu verplichten, das Amazonasge-
biet zu erhalten und den Ausschrei-
bungsprozess für den Kauf von Holz 
zu kontrollieren. Dieser Prozess bes-
teht aus vier Schritten: 1. Änderung 
der kommunalen Holzeinkäufe für 
Möbel und öfentliche Bauten unter 
Verbot der Nutzung von Mahagoni 
(bedrohte Art); 2. Bevorzugung von 
Lieferanten mit Zertiizierung des 
Rates für Forstmanagement (FSC); 
3. Forderung von Beweisen, die den 
nachhaltigen Ursprung des Holzes 
bestätigen; 4. Reduzierung der Nut-
zung von Einwegteilen aus Holz im 
Bauwesen.
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Zum brasilianischen Amazonasgebiet gehören sieben Bundesstaaten der Region Nord: Acre, 
Amapá, Amazonas, Pará, Rondônia, Roraima und Tocantis, sowie ein Teil von Mato Grosso 
und Maranhão. Sie umfassen eine Fläche von 5.026.552 km2. Laut Bundesgesetz Nr. 5173 
(von 1966) bilden diese Staaten eine Verwaltungseinheit namens Amazonien. 80 Länder 
der Welt besitzen tropische Regenwälder, in Brasilien beindet sich ein Drittel davon. Das 
Amazonasbecken erstreckt sich über 389 Millionen km2 brasilianischen Staatsgebiets und 
beherbergt die größte Biodiversität der Erde. 

Das Pilotprogramm zum Schutz der tropischen Wälder Brasiliens (PPG7, 1994-2009) wurde von 
der Weltbank mit der herausragenden Beteiligung der Europäischen Gemeinschaft, mehrerer 
deutscher Agenturen (Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit GTZ und Kreditanstalt für 
Wiederaufbau KfW), Großbritanniens (Abteilung für Internationale Entwicklung DFID), der 
Vereinigten Staaten (US-Agentur für Internationale Entwicklung USAID), und der Niederlande 
unterhalten. Das PPG7 wurde der Gruppe der 7 (G7) vorgelegt, einem Forum der sieben Länder, 
deren wirtschaftliches Gewicht für das Trefen von Entscheidungen auf globaler Ebene wichtig 
war (Deutschland, Kanada, USA, Frankreich, Italien, Japan und Großbritannien).

Interessante Fakten
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1994:
Amerikanische Freihandelszone (FTAA)

LAND: USA und Lateinamerika
BESCHREIBUNG

Logo der Gesamtamerikanischen Freihandelszone

Das Projekt der Amerikanischen 
Freihandelszone (FTAA) fand seinen 
Ursprung im ersten Amerika-Gipfel 
in Miami, USA, im Jahr 1994, an 
dem 34 Länder des Kontinents teil-
nahmen (mit Ausnahme von Kuba 
und einigen weiteren unabhängigen 
Staaten). Ziel des Gipfels war es, 
allmählich die Barrieren für Handel 
und Investitionen in der Region ab-
zubauen. Die Verhandlungen für die 
Freihandelszone begannen formell 
1998 auf dem zweiten Amerikagipfel 
in Santiago de Chile. 

Bei den Verhandlungen wurde die 

Notwendigkeit anerkannt, Handels-
maßnahmen zu regulieren und dabei 
Umweltaspekte zu berücksichtigen. 
Dennoch wurde das Thema Umwelt 
vom zweiten bis zum fünften Trefen 
der Handelsminister nur oberlä-
chlich im Ausschuss der Regierungs-
vertreter für die Beteiligung der Zi-
vilgesellschaft gestreift (Brañes et 
al. 2000: 18). Im Allgemeinen war 
die Regulierung des Verhältnisses 
zwischen internationalem Handel 
und Umwelt im Rahmen des FTAA 
schwierig. Die Mehrheit der lateina-
merikanischen Staaten zeigte großes 
Misstrauen gegenüber solchen Re-
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gulierungen, da sie befürchteten, 
diese könnten den Zugang zu den 
größten Märkten der Welt durch ni-
cht tarifäre und technische Handels-
hemmnisse einschränken (Brañes et 
al. 2000: 13). Es handelt sich hier 
grundsätzlich um eine Ablehnung 
des Protektionismus der Industrie-
länder, die gelegentlich ökologische 
Gründe vorschoben, um den Zugang 
lateinamerikanischer Produkten zu 
ihren Märkten zu blockieren (Brañes 
et al. 2000: 166).

Seit dem FTAA werden Handelsa-
bkommen als Chance für nationa-
le Umweltinstitutionen betrachtet, 
ihre Kapazitäten zu stärken. Dies-
bezüglich hat Kanada einen dua-
len Ansatz für seine bilateralen 
und regionalen Handelsabkommen 
gewählt, zu dem parallele Abkom-
men für eine ökologische Koopera-
tion gehören, die die Verplichtungen 
und die institutionelle Kapazität der 
Partner in Umweltangelegenheiten 
erweitern mit dem Ziel, weltweit die 
Kohärenz zwischen nationaler Han-
dels- und Umweltpolitik zu verbes-
sern. Dies wird über folgende Ele-
mente gefördert:

1) Umweltverplichtungen auf natio-
naler Ebene zum Schutz der Umwelt 
und zur Förderung der nachhaltigen 
Entwicklung, 2) Institutionelle Me-
chanismen, die die wirksame Ein-
führung von Umweltgesetzen und ei-
ner Umweltpolitik ermöglichen, und 
3) Technische Zusammenarbeit zur 
Stärkung der Kapazität und Integri-
tät der nationalen Umweltmanage-
mentsysteme (FTAA 2003). So war 
beispielsweise im Falle von Peru die 
Unterzeichnung des Freihandelsver-
trages mit den USA (in Kraft seit 
2009) an die Gründung des Umwelt-
ministeriums (2008) gebunden. 

Die FTAA-Initiative rief unterschied-
liche Reaktionen hervor. Die Länder 
des MERCOSUR waren zwar nicht 
vollständig gegen den Vertrag, for-
derten aber eine Abschafung der 
Subventionen der Landwirtschaft in 
den USA (Usi 2005). Das geistige Ei-
gentum und Patente waren ebenfalls 
umstrittene Themen. Als Gegenvors-
chlag zur Amerikanischen Freihan-
delszone trieben Kuba und Venezue-
la die Schafung des Bolivarianischen 
Bündnisses für die Völker Amerikas  
(ALBA, 2004) voran, das sich als Or-
ganisation deinierte, welche die Be-
kämpfung der Armut und die sozia-
le Ausgrenzung betonte. Das ALBA 
bekräftigt, dass in armen Ländern, 
wo die Landwirtschaft von funda-
mentaler Bedeutung ist, sich die Le-
bensbedingungen der Bevölkerung 
durch die Einfuhr großer Mengen an 
landwirtschaftlichen Gütern vers-
chlechtern, ungeachtet möglicher 
Subventionen in ihren Ursprungslän-
dern. Angesichts der Schwierigkeiten 
bei den Verhandlungen begannen die 
Vereinigten Staaten bilaterale Frei-
handelsverträge mit einer Reihe von 
Ländern der Region zu schließen. 
2004 schlossen die USA Freihandels-
verträge mit Panama,   Kolumbien 
und Ecuador. Die lateinamerikanis-
chen Länder, die der Amerikanischen 
Freihandelszone angehören, sind: 
Antigua und Barbuda, Argentinien, 
Bahamas, Barbados, Belize, Bolivien, 
Brasilien, Chile, Kolumbien, Costa 
Rica, Dominica, Ecuador, El Salvador, 
Grenada, Guatemala, Guyana, Haiti, 
Honduras, Jamaica, Mexiko, Nicara-
gua, Panama, Paraguay, Peru, Domi-
nikanische Republik, Saint Kitts und 
Nevis, San Vicente und die Grenadi-
nen, Santa Lucía, Surinam, Trinidad 
und Tobago, Uruguay und Venezue-
la.
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1994:
Erklärung der Zapatistischen Nationalen 

Befreiungsarmee gegen Mexiko 
LAND: Mexiko

BESCHREIBUNG:

Graiti des Ejército Zapatista de Liberación Nacional (EZLN), Chiapas, Mexiko

Die Zapatistische Nationale Be-
freiungsarmee (EZLN) gab am 1. Januar 
1994 eine öfentliche Erklärung gegen 
die mexikanische Regierung ab. Sie 
wählte dieses Datum, weil es mit dem 
Beitritt Mexikos zum Freihandelsvertrag 
mit den Vereinigten Staaten und Kana-
da zusammeniel. Die Zapatistische Na-
tionale Befreiungsarmee wurde 1983 
gegründet. Ihre Mitglieder betrachte-
ten die Kampfstrategien der Nationalen 
Befreiungskräfte (FLN, existierten seit 
1969) als ausgeschöpft. Sie waren von 
Emiliano Zapata (1879-1919) inspiriert, 
einem der wichtigsten Bauernführer 
der mexikanischen Revolution (1910-
1912). Beim ersten öfentlichen Akt der 

EZLN wurde Wafengewalt angewandt 
und mehrere Städte in Chiapas besetzt. 
Die Kämpfer forderten Arbeit, Land, ein 
Dach über dem Kopf, Nahrung, Gesun-
dheit, Bildung, Unabhängigkeit, Frei-
heit, Demokratie, Gerechtigkeit und 
Frieden. Die Mehrheit der Mitglieder der 
Bewegung gehörten indigenen Gruppen 
verschiedener Maya-Ethnien aus Chia-
pas an (Tzotzil, Tzeltal, Tojob’al, Ch’ol). 
Die Konfrontation zwischen der EZLN 
und den Streitkräften dauerte 12 Tage, 
bis der mexikanische Präsident Car-
los Salinas de Gortari (1988-1994) als 
Reaktion auf die nationalen und inter-
nationalen Mobilisierungen einen Wa-
fenstillstand ausrief.
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Das politische Vorhaben der Zapatis-
ten oder der EZLN besaß drei zentrale 
Dimensionen. Diese sind der Bauer-
nkampf und Landbesetzungen, der 
Kampf um die Anerkennung der Rechte 
und Kulturen der Indigenen, besonders 
durch die Vereinbarungen von San An-
drés (1996), und der Aufbau autonomer 
Regierungsstrukturen, die im Rahmen 
einer „guten Regierungsführung“ auf 
lokaler und regionaler Ebene parallel 
zu denen des Staates bestehen sollten 
(Van der Haar 2005).

In den 90er Jahren litten die Bauern 
im gesamten Osten des Bundesstaates 
Chiapas unter Landknappheit aufgrund 
des Bevölkerungswachstums in Verbin-
dung mit der Stagnation des Prozesses 
zur Umverteilung des Bodens. Der Be-
darf der Bauern nach Land und die sa-
linistischen Reformen (Privatisierung, 
Unterdrückung der Agrarreform, Beitritt 
zum Freihandelsvertrag) stellten die 
größte Rechtfertigung für die Landnah-
men der EZLN dar. Die Zapatisten riefen 
das Revolutionäre Agrargesetz aus, das 
die zu besetzenden Ländereien auswies 
und bestimmte, dass diese kollektiv 
und für die Nahrungsmittelproduktion 
zu nutzen seien und landlosen Bauern 
zur Verfügung stehen würden. Der za-
patistische Aufstand löste eine Welle der 
Landbesetzungen in Chiapas aus, an de-
nen unterschiedliche Bauerngruppierun-
gen beteiligt waren.

Während des Verhandlungsprozesses 
1996 unterzeichneten die Kommission 
für Eintracht und Befriedung (COCO-
PA), die Nationale Vermittlungskom-
mission (CONAI) sowie die Vertreter 

der EZLN und der Bundesregierung 
die Vereinbarungen von San Andrés. 
Aufgrund dieser Dialoge begannen die 
Zapatisten verstärkt die ethnische Di-
mension der Landnahmen zu betonen, 
sich auf das Konzept des indigenen Te-
rritoriums zu berufen und die Landna-
hmen als „Wiedergewinnung“ des Lan-
des ihrer Vorfahren zu rechtfertigen. 
Die Vereinbarungen beinhalteten me-
hrere Erklärungen und Verplichtungen 
auf Ebene des Bundes und der betro-
fenen Bundesstaaten und erkannten 
eine Reihe von Rechten der indigenen 
Bevölkerung an wie beispielsweise die 
Bildung von Kommunalregierungen mit 
indigener Mehrheit, plurikulturelle Bil-
dung, Förderung der indigenen Spra-
chen und die Beteiligung Indigener an 
der öfentlichen Politik (Van der Haar 
2005).

Eine weitere Handlungsachse der Zapa-
tisten war die Autonomie. Als die Mittel 
zum Kampf für eine rechtliche Aner-
kennung ihrer Autonomie ausgeschöpft 
waren, konzentrierten sie sich auf den 
Aufbau einer Autonomie in der Praxis 
und suchten alternative Machtformen 
auf lokaler und regionaler Ebene. So 
bildeten sie Autonome Zapatistische 
Gemeinden im Widerstand (MAREZ) 
und nach 2003 Gremien für gute Re-
gierungsführung. Diese autonomen Re-
gierungsstrukturen formalisierten sich 
allmählich als Parallelstrukturen zur 
„oiziellen“ Regierungsform. Derzeit er-
kennen die Zapatisten die „oiziellen“ 
Kommunalregierungen nicht an, son-
dern ernennen ihre eigenen Behörden 
und Beamten und bilden ihre eigenen 
Systeme für Bildungswesen, öfentliche 
Gesundheit und Rechtsverwaltung. 



209

Geschichte der Umwelt-, Klima- und Energiepolitik in Lateinamerika 1940 – 2015 

1994:
Übereinkommen der Vereinten Nationen zur

Bekämpfung der Wüstenbildung 
LAND: Frankreich
BESCHREIBUNG:

Desertiikation

Das Übereinkommen der Vereinten 
Nationen zur Bekämpfung der Wüs-
tenbildung (UNCCD) wurde am 17. 
Juni 1994 in Paris angenommen und 
trat am 26. Dezember 1996 in Kraft. 
Sein erster Vorläufer datiert aus dem 
Jahr 1977, als die Konferenz der Ve-
reinten Nationen über die Wüsten-
bildung (UNCOD) den Aktionsplan 
zur Bekämpfung der Wüstenbildung 
(PACD) verabschiedete. Dennoch 
gab das Umweltprogramm der Ve-
reinten Nationen (UNEP) 1991 zu, 
dass sich das Problem der Degrada-
tion des Bodens in ariden, semiari-
den und subhumiden Gegenden sich 

verschlimmert hatte. So wurde das 
Thema der Wüstenbildung zu einer 
der Hauptsorgen auf der Konferenz 
der Vereinten Nationen über Umwelt 
und Entwicklung (Rio de Janeiro 
1992). 

Das Übereinkommen versteht unter 
Wüstenbildung „die Landverödung 
in ariden, semiariden und subhu-
miden Gegenden infolge verschie-
dener Faktoren, einschließlich Kli-
maschwankungen und menschliche 
Tätigkeiten“ (Art. 1, Abs. a) und 
unter der Bekämpfung der Wüsten-
bildung „Tätigkeiten, die zur inte-
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grierten Erschließung des Landes in 
ariden, semiariden und subhumiden 
Gegenden im Hinblick auf eine na-
chhaltige Entwicklung gehören“ (Art 
1, Abs. b). Das Übereinkommen hat-
te zum Ziel, die Wüstenbildung zu 
bekämpfen und die Auswirkungen 
der Dürre in den betrofenen Ländern 
zu mildern, besonders in Afrika. Die 
Anlage 3 des Übereinkommens kon-
zentriert sich ausschließlich auf Maß-
nahmen zu seiner Anwendung in der 
Region Lateinamerika und Karibik. 
Hier wird zur Kenntnis genommen, 
dass diese Region zwar für ihre tro-
pischen Wälder bekannt ist, aber zu 
fast einem Viertel (20.533.000 km2) 
aus Wüsten und ariden Zonen bes-
teht. Die Wüste an der Paziikküste 
erstreckt sich vom Süden Ecuadors 
bis in den Norden Chiles, die ariden 
Gebiete verlaufen vom nördlichen 
Chaco bis nach Patagonien im Süden 
Argentiniens. 

Bislang hatten 11 Vertragsstaa-
tenkonferenzen (COP) die Wüsten-
bildung zum Thema, drei davon fan-
den in Lateinamerika statt:  
COP3 (Recife, Brasilien, 1999), la 
COP6 (Havanna, Kuba, 2003) und 
COP9 (Buenos Aires, Argentinien, 
2009). Auf der COP8 (Madrid, Spa-
nien, 2007) wurde der Rahmen- und 
Strategieplan für die Anwendung des 
Übereinkommens zwischen 2008 
und 2018 verabschiedet, der über 
den Weltumweltfonds FMAM als ei-
nen seiner wichtigsten Finanzme-
chanismen verfügt. Die operativen 
Ziele dieses Plans in Bezug auf die 
Bekämpfung der Wüstenbildung und 
die Degradation der Böden und die 
Milderung der Folgen von Dürren 

sind: Förderung, Sensibilisierung 
und Erziehung; Unterstützung der 
Schafung eines günstigen Umfeldes 
zur politischen Lösungsindung; För-
derung der Kapazität zur Prävention, 
Umkehrung und Mitigation, sowie Fi-
nanzierung und Technologietransfer.

Die Arbeit der UNCCD wird durch 
nationale Aktionspläne (PAN) in die 
Praxis umgesetzt. Diese Pläne ent-
werfen langfristige Strategien und 
werden unter Beteiligung der loka-
len Gemeinschaften formuliert. Es 
gibt außerdem Subregionale und 
Regionale Aktionsprogramme, die 
zur Harmonisierung und Stärkung 
der nationalen Programme beitra-
gen. In Lateinamerika umfasst die 
Umsetzung des Übereinkommens 
die Subregionalen Aktionspläne für 
den Gran Chaco Americano (Argen-
tinien, Bolivien und Paraguay), die 
Puna Americana (Argentinien, Boli-
vien, Chile, Ecuador und Peru) und 
Hispaniola (Dominikanische Republik 
und Haiti).

Derzeit sind 195 Länder Mitglieder 
des Übereinkommens. Die latei-
namerikanischen Länder, die über 
Aktionspläne zur Bekämpfung der 
Wüstenbildung verfügen, sind: Seit 
1996 Peru; seit 1997 Argentinien 
und Bolivien; seit 2001 Barbados und 
Guatemala; seit 2002 Jamaica; seit 
2003 Kuba, Paraguay und El Salva-
dor; seit 2004 Brasilien, Kolumbien, 
Costa Rica, Ecuador, Dominica, Nica-
ragua, Panamá und Venezuela; seit 
2005 Antigua, Barbuda und Hondu-
ras; seit 2006, Bahamas, Grenada 
y Guyana; seit 2007 Saint Kitts und 
Nevis; seit 2012, Dominikanische 
Republik und seit 2015 Haiti. 
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Schätzungen der Vereinten Nationen zufolge werden im Jahr 2025 1,8 Milliarden Menschen in 
Ländern oder Regionen mit Wasserknappheit leben, und zwei Drittel der Weltbevölkerung (5,3 
Milliarden Menschen) werden unter Wasserstress leiden
(UNCCD 2014: 5). Bis 2030 könnten Biokraftstofe zwischen 20 und 100% des derzeit für 
die Landwirtschaft genutzten Wassers verbrauchen und 2050 wird 50% des Agrarlandes in 
Lateinamerika von der Wüstenbildung betrofen sein (UNCCD 2014: 7). Eine veränderte 
Landnutzung und die Degradation der Böden sind derzeit verantwortlich für ca. 20% der 
weltweiten Kohlenstofemissionen (UNCCD 2014: 6)

Interessante Fakten:
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1995: 
Einführung des Nationalen Plans für Alternative 

Entwicklung in Kolumbien 
LAND: Kolumbien
BESCHREIBUNG:

Die Kafeeplanze stellt für viele Bauern in Kolumbien eine Alternative zum illegalen Drogenanabau dar. 
Kafebohnen  im Valle de Cauca

Der Nationale Plan für Alternative 
Entwicklung (PLANTE) wurde per 
Gesetz Nr. 368 am 5. Mai 1995 ins 
Leben gerufen. Er ist Teil der Po-
litik zur Bekämpfung der Drogen 
während der Amtszeit von Ernesto 
Samper (1994-1998) in Kolumbien. 
Dieses Programm betraf 10 Depar-
tamentos und führte als Ergänzung 
zur Zerstörung von Planzungen ein 
Interventionsmodell der Gemeinde-
verwaltungen ein. PLANTE war die 
erste staatliche Maßnahme, die al-
ternative Entwicklungsprogramme 
umfasste, und dies war auch das ers-
te Mal, dass die Interamerikanische 

Entwicklungsbank (IDB) trotz aller 
sozialer Schwierigkeiten, die sie mit 
sich brachte, eine Maßnahme dieser 
Art inanzierte. PLANTE wurde von 
der IDB mit 90 Millionen US-Dollar 
ausgestatte, 60 Millionen steuerte 
die Regierung bei. 

In den 90er Jahren war Kolumbien 
einer der Hauptproduzenten von 
Coca und wichtigster Produzent von 
Mohn in Lateinamerika. Diese Plan-
ze wurde auf einer Fläche von rund 
20.000 Hektar angebaut. Aufgrund 
der drastischen Änderung der Bo-
dennutzung, der dazu nötigen Abhol-
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Man schätzt, dass für den Anbau von einem Hektar Marihuana 1,5 Hektar Wald abgeholzt 
werden, für einen Hektar Coca 4 Hektar Wald und für einen Hektar Mohn 2,5 Hektar Wald. Es 
wurde errechnet, dass das Abbrennen eines Hektars ausgewachsenen Waldes 140 m3  Holz 
zerstört, 30% davon von potenziell vermarktbaren Arten, und davon wiederum 80% von 
endemischen Arten, das heißt, Arten, die es nur im Ökosystem des Amazonaswaldes gibt. 
(Pinzón & Sotelo 2011: 5)

Interessante Fakten

zung und der daraus resultierenden 
Degradation der Böden bedrohte 
der Anbau dieser illegalen Planzen 
sowohl die Waldlächen in den An-
den als auch im kolumbianischen 
Amazonasregenwald. Die Abholzung 
wiederum verringerte das Angebot 
an bedeutenden Umweltgütern und 
–dienstleistungen wie die Erzeugung 
von Wasser und die Regulierung des 
Klimas (Pinzón y Sotelo 2011: 6).

Andererseits erforderte das Stre-
ben nach einer immer größeren Pro-
duktion gemeinsam mit der geringen 
Produktionskapazität der Böden in 
Regenwaldgebieten den Einsatz von 
Pestiziden, natürlichen und künst-
lichen Düngemitteln und anderen 
Substanzen, die zu Erosion und der 
Zerstörung von Nahrungsketten und 
ökologischen Nischen führten. Im se-
lben Jahrzehnt leitete die Regierung 
eine Anti-Drogen-Politik ein, die auf 
alternative Entwicklung einerseits 
und das Verbot und die Zerstörung 

illegaler Planzungen durch Bega-
sungen mit Chemikalien anderer-
seits baute.

Seit 1997 folgt PLANTE einem neuen 
Interventionsmodell mit drei zen-
tralen Achsen: i) Anerkennung der 
Besonderheiten der regionalen Be-
völkerungsgruppen und ihrer Pro-
duktionssysteme; ii) Institutionelle 
Angebote, die sozioökonomische 
Entwicklungsprojekte fördern und iii) 
Der Aufruf zur Beteiligung der ländli-
chen Institutionen und des Privatse-
ktors für einen partizipativen Aufbau 
von PLANTE. 

Später wurden ähnliche Projekte 
durchgeführt, die legale Beschäfti-
gungsoptionen und den Zugang zu 
den betrofenen Gemeinschaften 
förderten, wie das Programm für Al-
ternative Entwicklung 2003-2006, 
das aus zwei Komponenten bestand: 
Familias Guardabosques (Familien 
als Waldhüter) und Proyectos Pro-
ductivos (Produktionsprojekte).  
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1996:
Unterzeichnung des Rahmenvertrages für den Gemeinsamen 

Strommarkt in Zentralamerika  
LAND: Guatemala
BESCHREIBUNG:

Stromtrassen

1996 unterzeichneten die Regierungen 
von Costa Rica, El Salvador, Guatema-
la, Honduras, Nicaragua und Panama 
den Rahmenvertrag für den gemein-
samen Strommarkt in Zentralamerika 
sowie seine zwei Zusatzprotokolle. 
Diese Dokumente legen den rechtli-
chen Rahmen für die Entwicklung des 
Stromverbundnetzes für Zentralame-
rika (SIEPAC) fest, der die Schafung 
eines gemeinsamen regionalen Strom-
marktes und den Bau einer 1800 Ki-
lometer langen 230 KV-Übertragungs-
leitung über die gesamte Länge des 
Isthmus vorsieht, die einen Austausch 
von bis zu 300 MW zwischen den 
sechs Ländern Zentralamerikas er-

möglichen würde. Die Gesamtkosten 
dieses Stromnetzes beliefen sich auf 
507,7 Millionen US-Dollar, davon wur-
den 253,5 Millionen von der Interame-
rikanischen Entwicklungsbank (IDB) 
inanziert, der Rest von der Zentrala-
merikanischen Bank für Wirtschaftsin-
tegration (englische Abkürzung BCIE), 
der Nationalen Bank für Außenhandel 
in Mexiko (BANCOMEXT) und der la-
teinamerikanischen Entwicklungsbank 
CAF. 

Zu den wichtigsten Vorläufern dieses 
Systems gehört der Generalvertrag für 
Integration (1960), die Unterzeichnung 
des Protokolls von Tegucigalpa (1991), 
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der das System für Zentralamerika-
nische Integration (SICA) schuf, und 
das Protokoll von Guatemala (1993), 
dessen Ziel der Aufbau einer Zentra-
lamerikanischen Wirtschaftsunion war. 
Eines der Ziele dieser Integrationsbe-
mühungen war die Schafung geme-
insamer Energiemärkte in den Berei-
chen Strom und Kohlenwasserstofe. 
Es waren auch bereits internationale 
Stromleitungen zwischen Honduras 
und Nicaragua (1975), Costa Rica und 
Nicaragua (1982), Costa Rica und Pa-
nama (1986) und El Salvador und 
Guatemala (1986) gebaut worden.

Nach der Schafung des SIEPAC und 
seinem regionalen Strommarkt wurden 
drei supranationale Organisationen ge-
gründet: Der regionale Betreiber EOR, 
zuständig für den technischen und 
kommerziellen Betrieb dieses Marktes; 
die Regionale Stromverbundkommis-
sion CRIE, zuständig für regionale Re-
gulierung; und der Netzeigentümer 
EPR. In späteren Jahren wurde die Lei-
tung des SIEPAC durch die Verbindung 
Guatemala-Mexiko auch nach Mexiko 
erweitert sowie nach Kolumbien durch 
die Verbindung Kolumbien-Panama. In 
zwanzig Jahren, zwischen 1990 und 
2010, stieg die regionale Nachfrage 
nach Strom von 2614,9 MW auf
6957,8 MW, während in den gleichen 
Jahren der Verbrauch von 14237 GWH 
auf 40552 GWH anstieg.

Die Fazits der nationalen Umweltver-
träglichkeitsstudien stellten umstritte-

ne Ergebnisse des Projekts fest. Laut 
den Studien hat das Projekt keine kri-
tischen Auswirkungen auf die Umwelt. 
Vielmehr seien diese „gemäßigt“ im 
Vergleich zur sozio-ökonomischen Be-
deutung des Projekts für die Region, 
beispielsweise durch die Verringerung 
der Strompreise. So führe das Projekt 
zu Einsparungen auch bei CO2-Emis-
sionen, da es eine größere Eizienz der 
miteinander verbundenen Stromsys-
teme erreiche. 2007 wurde versucht, 
das Projekt sogar als Clean Develop-
ment Mechanism laut Kyoto-Protokoll 
einzustufen. Dieser Vorschlag wurde 
gemeinsam mit dem spanischen Ener-
gieunternehmen Endesa S.A. einge-
bracht. 

Das Projekt wird aber auch mit sozio-
ökologischen Konlikten in Verbindung 
gebracht, die mit den in der Nähe der 
Stromleitung gebauten Staudämmen 
zu tun haben (Sandá 2014:27-28). 
Einige dieser Staudämme haben zur 
Umsiedlung von Gemeinden und der 
Verschmutzung des Grundwassers 
aufgrund des Austritts von Flüssi-
gkeiten aus Maschinen und schweren 
Fahrzeugen und zu einem Eindringen 
in Lebensräume endemischer Arten 
geführt. Dies war der Fall in Xalalá, 
Xacbal und Palo Viejo in Guatemala; 
bei den Staudämmen von El Chapa-
rral, Sensunapán II und El Cimarrón 
in El Salvador; Patuca II in Honduras; 
Tumarín in Nicaragua, Reventazón und 
el Diquis in Costa Rica sowie Fortuna, 
dem größten Staudamm der Region, in 
Panama (Sandá 2014: 31).
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1996:
Erklärung von Rom zur Welternährung 

LAND: Italien
BESCHREIBUNG:

Kennlinien der Lebensmittelsicherheit

Vom 13. bis 17. November 1996 fand 
der Welternährungsgipfel der Er-
nährungs- und Landwirtschaftsorga-
nisation der Vereinten Nationen (FAO) 
in Italien statt. Der Gipfel wurde als 
Reaktion auf die weit verbreitete Unte-
rernährung und die wachsende Sorge 
um die Fähigkeit der Landwirtschaft 
einberufen, den gegenwärtigen und 
zukünftigen Nahrungsbedarf zu dec-
ken. In der zum Ende des Veranstal-
tung veröfentlichten Erklärung wurde 
die „Ernährungssicherung“ als Zus-
tand deiniert, in dem „jeder zu jedem 
Zeitpunkt physischen und inanziellen 
Zugang zu unbedenklichen und nahr-
haften Lebensmitteln in ausreichender 

Menge hat, um seinen Nahrungsbe-
darf zu decken und seine Ernährungs-
präfenzen zu befriedigen“. Seit der 
Internationalen Konferenz über Er-
nährung (Rom 1992) und dem Wel-
ternährungsgipfel (Rom 1996) begann 
sich die Sorge um die Ernährungssi-
cherung und den Hunger deutlicher in 
der Formulierung nationaler Politiken 
über Ernährungssicherung und Le-
bensmittelsicherheit widerzuspiegeln. 

Auf dem Welternährungsgipfel ver-
plichteten sich die Länder Lateina-
merikas dazu, bis 2015 die Zahl der 
unterernährten Menschen in der Re-
gion auf die Hälfte des damaligen Ni-
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Lateinamerika und die Karibik tragen rund 10% zur weltweiten landwirtschaftlichen Produktion 
bei (Weltbank, cf. FAO 2015: 9). Aus der Region kommen 58% der weltweiten Kafeeproduktion, 
52% der Sojaproduktion, 29% des Zuckers, 26% des Rindleisches, 22% des Gelügels und 
13% der Maisproduktion (FAO 2015: 9).

Interessante Fakten: 

veaus zu reduzieren. Um dieses Ziel 
zu erreichen, wurden unter anderem 
Änderungen des rechtlichen und insti-
tutionellen Rahmens in diesem Bereich 
vorgenommen. So wurde zum Beis-
piel in Ländern wie Bolivien, Brasilien, 
Ecuador, Guyana, Haiti, Nicaragua und 
Mexiko das Recht auf Nahrung oder 
der Schutz vor Hunger für alle Bürger 
anerkannt. In anderen Fällen wurde 
ausdrücklich die Ernährungssicherung 
und der Ernährungszustand der Be-
völkerung genannt, zum Beispiel in Ko-
lumbien, Costa Rica, Kuba, Guatema-
la, Honduras, Panama, Paraguay, der 
Dominikanischen Republik, Surinam 
und Venezuela. Andererseits gibt es 
Länder wie Argentinien, Bolivien, Bra-
silien, Ecuador, Guatemala, Honduras, 
Nicaragua und Venezuela, die ein Rah-
mengesetz über Ernährungssicherung 
und/oder Ernährungssouveränität ve-
rabschiedeten (FAO 2012: 5-6). Letzte 
Schätzungen der FAO, FIDA und PMA 
von 2015 bestätigen, dass Lateina-
merika und die Karibik das Ziel 1C der 
Millenniums-Entwicklungsziele (MDG) 
erreicht hätten, indem sie die Unte-
rernährung von 14% im Dreijahres-
zeitraum 1990-1992 auf 5,5% im Zei-
traum 2014-2016 reduzierten (FAO 
2015: 1). 

Die Region erfüllte auch das Ziel des 

Welternährungsgipfels von 1996: Sie 
verringerte die Gesamtzahl an vom 
Hunger betrofenen Personen auf 34,3 
Millionen (FAO 2015: v). Auch wenn 
sich in den Subregionen allgemein ein 
Trend zur Reduzierung des Hungers 
zeigt, hinkt die Karibik am weitesten 
hinterher. Derzeit leiden dort 7,5 Mi-
llionen Menschen Hunger, und es wur-
den kaum Fortschritte im Vergleich zu 
1990-1992 gemacht, als 8,1 Millio-
nen Menschen vom Hunger betrofen 
waren (FAO 2015:3).

Andererseits gab es auch regiona-
le Initiativen wie die Initiative Latei-
namerika und Karibik ohne Hunger 
(2005). Hier setzte sich die Region das 
Ziel, den Hunger bis 2015 vollständig 
auszumerzen. Eine weitere Initiative 
ist die Lateinamerikanische und Kari-
bische Skala der Ernährungssicherung 
(ELCSA, 2007). Weiterhin gibt die FAO 
jährlich ihren Bericht „Panorama de la 
Seguridad Alimentaria y Nutricional“ 
(Überblick über Ernährungssicherung 
und Lebensmittelsicherheit” heraus, 
der über Hunger, Unterernährung und 
Armut in der Region informiert und 
auch die öfentliche Politik der lateina-
merikanischen und karibischen Länder 
vorstellt, die auf diesem Gebiet umge-
setzt werden. 
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1997:
Das Internationale Waldforum

LAND: USA
BESCHREIBUNG:

Amazonischer Regenwald

Das Zwischenstaatliche Waldforum 
(Intergovernmental Forum on Fo-
rests IFF) wurde 1997 durch den 
Wirtschafts- und Sozialrat der Ve-
reinten Nationen ins Leben gerufen, 
um die Arbeit des Intergovernmental 
Panel on Forests (Zwischenstaatliche 
Expertengruppe zum Thema Wälder, 
IFP, 1995-1997) fortzuführen und 
zwischenstaatliche Abkommen zum 
Schutz der Wälder herbeizuführen.

Diese Expertengruppe war auch für 
die Fortsetzung des Dialogs zum 
Thema Wälder zuständig, der auf 
dem Weltgipfel 1992 angestoßen 

wurde. In den zwei Jahren ihres Bes-
tehens (1995-1997) erarbeitete sie 
mehr als 100 verhandelte Vorschläge 
für Aktionen auf dem Gebiet des 
nachhaltigen Forstmanagements, 
darunter Vorschläge für nationale 
Forstprogramme, die Inwertsetzung 
von Wäldern, traditionelles Wissen 
im Zusammenhang mit Wäldern, Ur-
sachen der Abholzung und andere. 
Allerdings konnte sie bei mehreren 
Angelegenheiten wie Finanzierung, 
Technologietransfer, Handel und re-
chtliche Instrumente keinen Kon-
sens erreichen, und so richteten 
die Vereinten Nationen 1997 das 
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Internationale Waldforum (IFF) ein, 
um den genannten Dialog weiterzu-
führen. Für komplexe und politisch 
heikle Themen begrüßten IFP und 
IFF Initiativen der Länder, die sich 
bereit erklärten, Expertentrefen zu 
organisieren, um diese Themen vor 
den formalen Trefen vertiefend zu 
analysieren und zu diskutieren. 

Einige dieser Expertentrefen oder 
Regierungsinitiativen fanden auch in 
lateinamerikanischen Ländern statt, 
so zum Beispiel vom 9. bis 13. Dez-
ember 1996, als ein internationales 
Trefen indigener Gruppen und an-
derer vom Wald abhängiger Völker 
über ihre Rolle für die Erhaltung der 
Wälder und das nachhaltige Wald-
management abgehalten wurde 
(organisiert von Kolumbien mit Un-
terstützung von Dänemark). Ande-
re Beispiele sind der internationale 
Workshop „Abholzung und Degrada-
tion der Wälder und ihre zugrunde 
liegenden Ursachen“ (organisiert von 
Costa Rica in Zusammenarbeit mit 
dem UN-Umweltprogramm, vom 19. 
bis 22. Januar 1999); das Trefen in-
ternationaler Experten für Erhaltung 
der Wälder und Schutzgebieten (or-
ganisiert von der Regierung der USA 
und Brasilien vom 15. bis 19. März 
1999); das internationale Experten-
trefen zur Rolle von Forstplanzun-
gen (gesponsert von Chile, Dänema-
rk, Neuseeland und Portugal vom 6. 
bis 9. April 1999) und andere.  

Da die aus dem IFP und dem IFF 
abgeleiteten Handlungsvorschläge 
nicht rechtlich verbindlich waren, 
wurde im Oktober 2000 das Waldfo-

rum der Vereinten Nationen (UNFF) 
eingerichtet mit dem Ziel, die Um-
setzung dieser Vorschläge zu erlei-
chtern. Im Dezember 2007 nahm die 
Generalversammlung der Vereinten 
Nationen ein rechtlich nicht binden-
des Instrument für Wälder aller Art 
an (Waldinstrument genannt), das 
25 nationale Politiken und Maßnah-
men für ein nachhaltiges Forstma-
nagement vorsieht und das erste 
breit akzeptierte zwischenstaatliche 
Übereinkommen über den Begrif 
des nachhaltigen Forstmanagements 
darstellt. Dieses Dokument empfahl 
den Mitgliedstaaten, Forstprogram-
me zu formulieren, auszuführen 
und zu veröfentlichen, die folgende 
sieben thematische Elemente einer 
nachhaltigen Forstordnung berück-
sichtigen: Menge der Waldressour-
cen, biologische Vielfalt der Wälder, 
Gesundheit und Vitalität der Wäl-
der, produktive Funktionen der Wal-
dressourcen, Schutzfunktionen der 
Waldressourcen, sozioökonomische 
Funktionen der Wälder und recht-
liche, politische und institutionelle 
Struktur (Cordero 2011: 15-16). 

Seit 2007 haben mehrere Länder in 
Lateinamerika ihre nationalen Fors-
tprogramme korrigiert und einen 
Bezug zum nachhaltigen Forstmana-
gement eingefügt. Diese Länder sind 
Argentinien, Bolivien,
Costa Rica, Guatemala, Guayana,
Honduras, Nicaragua, Panama und 
Peru. Brasilien, Guatemala und 
Mexiko dagegen haben nationale 
Kriterien oder Indikatoren für das 
nachhaltige Forstmanagement ers-
tellt (FAO 2014:55).
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Cordero, Doris (2011). Los bosques en América Latina (Die Wälder in Lateinamerika). Friedrich Ebert Sitftung - Regionalprojekt 
Energie und Klima. Ecuador, Juli 2011. Verfügbar unter: http://library.fes.de/pdf-iles/bueros/quito/08364.pdf - Abgerufen am: 
[13.08.2015].
FAO (2014). El estado de los bosques del mundo. Potenciar los beneicios socioeconómicos de los bosques (Der Zustand der 
Wälder der Erde. Steigerung der sozioökonomischen Erlöse der Wälder) . FAO, Rom, 2014.
Verfügbar unter: http://www.fao.org/3/a-i3710s.pdf. - Abgerufen am: [13.08.2015].
Vereinte Nationen. Bosques – Sobre el Proceso Intergubernamental (Wälder – Über den zwischenstaatlichen Prozess). Verfügbar 
unter: http://www.un.org/spanish/esa/sustdev/forests.htm - Abgerufen am: [13.08.2015].

ABBILDUNG:
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Laut FAO umfasst die weltweite von Wald bedeckte Fläche – einschließlich angeplanzter Wälder 
– rund 4 Milliarden Hektar, die 31% der Oberläche der Erde einnehmen. In Lateinamerika 
und der Karibik beinden sich 22% der Wälder der Erde auf einer Fläche von ca. 860 Millionen 
Hektar. Davon beinden sich 831,5 Millionen Hektar in Südamerika (97%), 22,4 Millionen in 
Zentralamerika und 5,9 Millionen in der Karibik. (Cordero 2011:5). Zwischen 1990 und 2009 
stieg der Beitrag der Forstaktivitäten zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) in Lateinamerika stetig 
von 30 Milliarden auf 40 Milliarden Dollar an (Cordero 2011:7). Im formellen Forstsektor sind 
weltweit rund 13,2 Millionen Menschen beschäftigt, und mindestens 41 Millionen arbeiten im 
informellen Sektor (FAO 2014: 20).

Interessante Fakten
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1998:
Hurrikan Mitch in Honduras

LAND: Honduras
BESCHREIBUNG:

Der Hurrikan “Mitch”war für viele menschliche und materielle Verluste verantwortlich

Hurrikan Mitch traf im Oktober 1998 
auf Honduras, besonders auf die 
Hauptstadt Tegucigalpa, sowie auf 
andere Länder Amerikas. Für Hondu-
ras war Mitch aufgrund des Verlustes 
von Menschenleben, der großen Zahl 
an Geschädigten, und der Schäden 
in Infrastruktur und Landwirtschaft 
eine Katastrophe. Bei dem Hurrikan 
kamen 5657 Menschen um (nicht mit 
eingeschlossen sind hier die 8058 
Verschwundenen) und man schätzt 
eine Zahl von 12.272 Betrofenen. 
Der Wirtschaftsausschuss für Latei-
namerika und die Karibik (CEPAL) 
schätzt die materiellen Schäden auf 

rund 3,8 Milliarden Dollar. Das Sys-
tem der Vereinten Nationen und die 
Panamerikanische Gesundheitsor-
ganisation (PAHO) konzentrierten 
ihre Bemühungen auf Trinkwasser-
programme und die Sanierung von 
Wasserverteilungssystemen. Die 
PAHO erstellte außerdem einen Mi-
tigationsplan einschließlich Maßna-
hmen für ansteckende Krankheiten, 
Ernährungssicherung, mentale Ge-
sundheit und die Überwachung von 
Epidemien. 

Eine der Lernerfahrungen aus Hu-
rrikan Mitch war, wie wichtig Strate-
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QUELLEN:
CEPAL. Honduras: Assessment of the damage caused by hurricane Mitch, 1998. Implications for economic and social development 
and for the environment (Bewertung der Schäden durch Hurrikan Mitch 1998. Auswirkungen auf die wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung und die Umwelt). April 1999. Verfügbar unter: http://www.cepal.org/publicaciones/xml/6/15506/l367-1-en.pdf
Abgerufen am: [03.07.2015].
Orrego, Juan Carlos (2013). Construyendo resiliencia en Honduras. Transformación de las Capacidades en Honduras para Lograr 
Mayor Resiliencia Frente a los Desastres (Aufbau einer Klimaresistenz in Honduras. Transformation der Kapazitäten in Honduras 
für eine größere Widerstandfähigkeit gegen Katastrophen). UNDP. Verfügbar unter: http://tinyurl.com/qj57qvf - Abgerufen am: 
[03.07.2015].
Suárez, Ginés und Walter Sánchez (2012). Desastres, Riesgo y Desarrollo en Honduras. Delineando los Vínculos entre el Desarrollo 
Humano y la Construcción de Riesgos en Honduras (Katastrophen, Risiko und Entwicklung in Honduras. Die Verbindungen zwischen 
menschlicher Entwicklung und Risikoaufbau in Honduras). UNDP. Verfügbar unter: http://tinyurl.com/nzhrc6q - Abgerufen am: 
[03.07.2015].

ABBILDUNG:
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Diverse Studien deuten darauf hin, dass Honduras eines der Länder der Welt mit der größten 
Anfälligkeit für Naturkatastrophen ist. Die Studie Globaler Klima-Risiko-Index, veröfentlicht 
von der ONG Germanwatch im Dezember 2010, nennt Bangladesch, Myanmar und Honduras 
als die drei weltweit am meisten von extremen Klimaereignissen betrofenen Länder zwischen 
1990 und 2009. Laut Daten von Germanwatch wies Honduras 2011 mit 10.83 den höchsten 
Klima-Risiko-Index in Zentralamerika und der Karibik auf (Suárez & Sánchez 2012: 7).

Interessante Fakten

gien zur Wiederherstellung der Le-
bensgrundlage der von Katastrophen 
betrofenen Bevölkerung und beson-
ders der Landwirtschaft für Hondu-
ras und die zentralamerikanischen 
Länder im Allgemeinen sind. In der 
Zeit nach dem Hurrikan analysier-
ten Nichtregierungsorganisationen 
und Fachleute das Thema Katas-
trophenprävention und -mitigation 
und setzten sich für entsprechende 
Maßnahmen ein, so dass 1999 das 
Koordinationszentrum für Katastro-
phenprävention in Zentralamerika 
(CEPREDENAC) das Thema Risiko-
management auf die Tagesordnung 
des zwanzigsten Gipfels der Zentra-
lamerikanischen Länder setzte. Ei-
ner der jüngeren bedeutenden Mei-
lensteine war die Verabschiedung 
der Zentralamerikanischen Politik 
für Ganzheitliches Katastrophenri-
sikomanagement (PCGIL) bei der 
35. ordentlichen Versammlung der 
Staats- und Regierungschefs des 
Zentralamerikanischen Integrations-
systems. Diese Politik gründet sich 

auf fünf Achsen: a) Reduzierung des 
Katastrophenrisikos bei Investitio-
nen in nachhaltige Wirtschaftsent-
wicklung, b) Soziale Entwicklung und 
sozialer Ausgleich zur Verringerung 
der Anfälligkeit, c) Umwelt und Kli-
mawandel, d) Landmanagement, 
Regierbarkeit und Governance, und 
e) Katastrophenmanagement und 
Wiederaufbau (Suárez und Sánchez 
2010).

Außerdem wurde zwischen 2009 
und 2010 das Projekt Umsetzung 
der Frühen Wiederaufbaupolitik (PI-
PRT) durchgeführt, das eine Spende 
von über 3 Millionen Dollar aus dem 
Treuhandfonds für Krisenvorsorge 
und Wiederaufbau erhielt. Zwischen 
1930 und 2008 wurde Zentralame-
rika von 248 extremen, von klima-
tologischen und hydrometeorolo-
gischen Phänomenen verursachten 
Ereignissen heimgesucht. Am meis-
ten betrofen war Honduras mit 54 
Ereignissen, am wenigsten betrofen 
Belize mit 18 (Suárez & Sánchez 
2012: 19).
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1998:
Aarhus - Konvention

LAND: Dänemark
BESCHREIBUNG:

Die Aarhus-Konvention bestärkt die Teilhabe der Bevölkerung an politischen Entscheidungen in 
Umweltangelegenheiten. Campus Party, Mexiko

Das Übereinkommen über Zugang zu 
Informationen, die Öfentlichkeits-
beteiligung an Entscheidungsver-
fahren und den Zugang zu Gerichten 
in Umweltangelegenheiten, auch als 
Aarhus-Konvention bekannt, wur-
de am 25. Juni 1998 im Rahmen der 
Wirtschaftskommission für Europa 
der Vereinten Nationen (UNECE) in 
Aarhus, Dänemark unterzeichnet, 
trat aber erst am 30. Oktober 2001 
in Kraft. Es handelt sich hier um ein 
Instrument zum Schutz des Rechts 
der Bürger, in einem Umfeld zu le-
ben, das ihre Gesundheit und ihr 
Wohlergehen gewährleistet. Ziel ist, 
die Menschen über Umweltproble-
me zu sensibilisieren, den Zugang zu 

Umweltinformationen zu ermöglichen 
und die Beteiligung der Öfentlichkeit 
an Entscheidungsprozessen zu för-
dern. Dies ist das Übereinkommen, 
das den Grundsatz 10 der Erklärung 
von Rio aus dem Jahr 1992 am wei-
testgehenden umsetzt, der besagt, 
dass die beste Art und Weise des Um-
gangs mit Umweltangelegenheiten 
die Beteiligung interessierter Bürger 
im jeweils angemessenen Maße sei. 
Weiterhin weist der Grundsatz darauf 
hin, dass die Staaten efektiven Zu-
gang zu gerichtlichen und administra-
tiven Verfahren zum Thema gewähren 
und die Schäden reparieren müssen, 
die die Bürger durch die Degradation 
ihrer Umwelt erleiden könnten.   
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QUELLEN:
Vereinte Nationen (1999). Übereinkommen über Zugang zu Informationen, die Öfentlichkeitsbeteiligung an 
Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten. Wirtschaftskommission für Europa – Ausschuss 
für Umweltpolitik. Verfügbar unter: http:// www.unece.org/ileadmin/DAM/env/pp/documents/cep43s.pdf - Abgerufen am: 
[14.08.2015].
The Access Initiative (TAI). Verfügbar unter: www.accessinitiative.org – Abgerufen am: [14.08.2015].
UNECE. Aarhus-Konvention, Einleitung. Verfügbar unter: http://www.unece.org/env/pp/introduction.html - Abgerufen am: 
[14.08.2015].
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The Access Initiative (TAI) wurde 1999 gegründet und vereint derzeit über 150 
zivilgesellschaftliche Organisationen aus der ganzen Welt, die sich dafür einsetzen, dass lokale 
Gemeinschaften Zugang zu Informationen erhalten und sich an Entscheidungen beteiligen 
können, die ihr Leben und ihre Umwelt betrefen. Die TAI Initiative für Lateinamerika und die 
Karibik (TAI LAC) zählt über 65 Mitgliedsorganisationen aus 15 Ländern: Bolivien (8), Brasilien 
(2), Chile (5), Kolumbien (4), Costa Rica (3), Dominikanische Republik (2), Ecuador (1), El 
Salvador (4), Guatemala (4), Honduras (5), Mexiko (11), Nicaragua (1), Paraguay (4), Peru 
(5) und Venezuela (6).

Interessante Fakten:

Um den Zugang zur Information zu 
garantieren, fordert die Aarhus-Kon-
vention die Regierungen dazu auf, 
die Umweltinformationen zu verbre-
iten, über die sie verfügen, mindes-
tens alle vier Jahre Berichte über die 
Situation in ihrem Staat zu erstellen 
und den Bürgen, die sie beantragen, 
innerhalb einer Frist von höchstens 
einem Monat Informationen zum The-
ma Umwelt zur Verfügung zu stellen. 
Im Rahmen der Konvention wurde 
am 21. Mai 2003 das Kiew-Protokoll 
über ein  Schadstoffreisetzungs- und 
-verbringungsregister angenommen, 
welches am 8. Oktober 2009 in Kra-
ft trat. Dieses rechtliche Instrument 
verplichtet alle Länder, Register über 
die Freisetzung und Verbringung von 
Schadstofen anzulegen als Inventar 
der Verschmutzung aus industriellen 
und anderen Quellen wie Landwirts-
chaft und Transport.

Der Aarhus-Konvention gehören 47 
Vertragsstaaten an, die meisten da-
von aus Europa. Während der Kon-
ferenz der Vereinten Nationen über 
Nachhaltige Entwicklung (Konferenz 
von Rio+20) verabschiedeten eini-

ge lateinamerikanische Länder eine 
Erklärung, die einen Prozess zur 
Prüfung eines analogen regionalen 
Instruments als Alternative zu einem 
Beitritt zu Aarhus anstößt. Seither 
gab es immer wieder Trefen in Latei-
namerika, auf denen Erfahrungen und 
Gelerntes aus dem europäischen Pro-
zess ausgetauscht wurden.

Beispiele sind der Workshop „Aus-
tausch zwischen Lateinamerika und 
der Karibik (LAC) und Europa“ im Juli 
2013 in Quito, Ecuador. Im Septem-
ber 2014 vereinbarten 18 Regierun-
gen der Region auf dem 7. Trefen 
der Arbeitsgruppen der Erklärung des 
10. Grundsatzes in Lateinamerika und 
der Karibik in San José, Costa Rica die 
Mindestinhalte, die ein wirksames und 
verbindliches regionales Abkommen 
zum P10 benötigen würde. In dieser 
Zeit der Trefen und Verhandlungen 
hat die TAI LAC (The Access Initiati-
ve – Initiative für Zugang zu Infor-
mationen für Lateinamerika und die 
Karibik) diesen Regionalprozess durch 
Zusammenstellung von Informatio-
nen und Schulungsworkshops in den 
Partnerländern und –organisationen 
unterstützt.
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1998:
Rotterdamer Übereinkommen

LAND: Niederlande
BESCHREIBUNG 

Durch das Rotterdamer Übereinkommen soll die Verwendung giftiger Pestizide und Düngermittel unterbunden 
werden.

Das Übereinkommen über das Ver-
fahren der vorherigen Zustimmung 
nach Inkenntnissetzung für bes-
timmte Chemikalien im internationa-
len Handel wurde am 11. September 
1998 verabschiedet und trat am 24. 
Februar 2004 in Kraft. Sein Ziel ist 
der Schutz der menschlichen Gesun-
dheit und der Umwelt durch die Re-
gulierung und Kontrolle von Importen 
und Exporten von als gefährlich gel-
tenden Chemikalien und Pestiziden. 
Das Verfahren zur vorherigen Zus-
timmung, der Hauptmechanismus 
des Übereinkommens, soll die Ents-
cheidungen der Importeure darüber, 

ob sie in der Anlage III des Übere-
inkommens aufgelistete Chemikalien 
empfangen wollen oder nicht, oi-
ziell sammeln und veröfentlichen. 
Für jede Chemikalie der Anlage III 
wird ein Orientierungspapier ers-
tellt, um den Regierungen dabei zu 
helfen, das bei der Handhabung und 
Verwendung des Produktes entste-
hende Risiko einzuschätzen, so dass 
sie fundierte Entscheidungen trefen 
können.
 
Das Übereinkommen entstand vor 
dem Hintergrund der Sorgen um Ri-
siken, die die steigende Produktion 
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und der wachsende Handel mit ge-
fährlichen Chemikalien und Pestizi-
den mit sich bringen. Besonders die 
Entwicklungsländer, denen die nötige 
Infrastruktur zur Überwachung des 
Imports und der Verwendung die-
ser Produkte fehlt, waren hier sehr 
anfällig. Als Antwort auf diese Bes-
orgnis erstellten und förderten das 
Umweltprogramm der Vereinen Na-
tionen (UNEP) und die Ernährungs- 
und Landwirtschaftsorganisation 
FAO Mitte der 80er Jahre freiwillige 
Programme zum Informationsaus-
tausch, die als 

Grundlage für die Aufnahme des Ver-
fahrens der vorherigen Zustimmung 
nach Inkenntnissetzung  dienten, 
welches eines der Hauptwerkzeuge 
des Rotterdamer Übereinkommens 
ist. 

Mehrere Länder Lateinamerikas hat-
ten bereits vor der Unterzeichnung 
des Übereinkommens Managemen-
tpläne für Chemikalien erstellt. Ar-
gentinien unterzeichnete mehrere 
völkerrechtliche Verträge über Che-
mikalien und Abfälle wie das Rot-
terdamer Übereinkommen (ange-
nommen im Jahr 2000 per Gesetz 
25.278), das Basler Übereinkom-
men (angenommen 1991 per Gesetz 
23.922), das Übereinkommen von 
Stockholm (angenommen 2004 per 
Gesetz 26.011) und andere. Auch 
wenn es in Argentinien kein allge-
meines Gesetz zur Handhabung von 
Chemikalien gibt, sind die völkerre-
chtlichen Verträge, denen das Land 
angehört, doch ein wesentlicher Teil 
der nationalen Rechtsordnung und 
besitzen Verfassungsrang. Trotz des 
Fehlens eines allgemeinen Gesetzes 
wird in Argentinien das Bestehen 
speziischer Vorschriften für vers-
chiedene Chemikalien betont wie 
das Gesetz 25.670 (2002) über ein 

Mindestbudget für die Handhabung 
und Entsorgung von PCB, das den 
Import und die Einfuhr von PCB und 
Geräten, die diese Substanz enthal-
ten, ins gesamte Staatsgebiet ver-
bietet.

Die Vertragsstaaten müssen im Rah-
men des Übereinkommens eine für 
das Thema zuständige nationale Be-
hörde ernennen (Autoridad Nacio-
nal Designada – AND). In Chile sind 
die wichtigsten Institutionen, die an 
der Umsetzung und der Erfüllung 
des Übereinkommens beteiligt sind 
und als AND fungieren, das Gesun-
dheitsministerium und der Dienst 
für Landwirtschaft und Viehzucht. Es 
gibt außerdem eine Fachkoordina-
tionsgruppe des Rotterdamer Übere-
inkommens, die von der Nationalen 
Umweltkommission (CONAMA) koor-
diniert wird, den Umsetzungsprozess 
auf nationaler Ebene überwacht und 
die Länderpositionen für die vers-
chiedenen Verhandlungssitzungen 
erstellt. Weiterhin gibt es einen Na-
tionalen Beirat für die Internationale 
Chemikalienagenda, der die vers-
chiedenen Institutionen beraten soll, 
welche mit Chemikalienmanagement 
zu tun haben, und ihnen als Koor-
dinierungsinstanz dient, besonders 
dem Außenministerium.

Derzeit zählt das Übereinkommen 
154 Vertragsstaaten und 72 Unter-
zeichnerländer. Alle Länder Lateina-
merikas mit Ausnahme von Grenada, 
Santa Lucía, Barbados, Haiti und den 
Bahamas sind Teil des Übereinkom-
mens. Einige Länder der Region ra-
tiizierten das Übereinkommen sogar 
schon bevor es 2004 in Kraft trat. 
Diese Länder sind Argentinien, Boli-
vien, Brasilien, Ecuador, El Salvador, 
Jamaica, Panama, Paraguay, Suri-
nam und Uruguay. 
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QUELLEN:
Rotterdamer Übereinkommen. Verfügbar unter: www.pic.int. – Abgerufen am: [14.08.2015].
UNEP, FAO, IPC (2007). Subregionale Konsultation unter den nationalen, für das –Rotterdamer Übereinkommen zuständigen 
Behörden des Südkegels von Amerika über das Rotterdamer Übereinkommen. Santiago de Chile, 29. Oktober – 2. November. 
Verfügbar unter: http://www.pic.int/Portals/5/ Proceedings/Chile/Proceedings_Chile_inal.pdf – Abgerufen am: [14.06.2015].
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Die Anlage 3 beinhaltet Pestizide und industrielle Chemikalien, die von mindestens zwei 
Ländern, die am Verfahren der vorherigen Zustimmung nach Inkenntnissetzung teilnehmen, 
aus gesundheitlichen oder Umweltgründen verboten wurden oder strengen Aulagen 
unterliegen. Diese Liste umfasst insgesamt 47 Chemikalien, 33 Pestizide (einschließlich 
4 extrem gefährliche Formeln) und 14 Industriechemikalien. Zu den extrem gefährlichen 
Pestiziden gehören: Formulierungen in Form von trockenem Pulver, die eine Benomyl-
Kombination in einer Konzentration von mindestens 7%, mindestens 10% Carbofuran oder 
Thiram in einer Konzentration von mindestens 15% enthalten; Phosphamidon (lüssige, 
lösliche Formulierungen der Substanz, die eine Konzentration von 1000 g/l des Wirkstofes 
überschreiten); Methamidophos (lüssige, lösliche Formulierungen, die eine Konzentration 
von 600 g/l des Wirkstofes überschreiten, und Methlyparathion (emulgierbare Konzentrate 
mit einer Konzentration von mindestens 19,5% des Wirkstofs, sowie Pulver mit einer 
Konzentration von mindestens 1,5% des Wirkstofes).

Das Basler Übereinkommen über die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung 
gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung wurde am 22. März 1989 verabschiedet und trat am 
5. Mai 1992 in Kraft. Sein Ziel ist der Schutz der Umwelt und der menschlichen Gesundheit 
vor den Wirkungen der Erzeugung, Handhabung, grenzüberschreitenden Verbringung und 
Entsorg gefährlicher Abfälle (mehr Information unter: www.basel.int).

Das Wiener Übereinkommen zum Schutz der Ozonschicht wurde 1985 verabschiedet und 
trat am 22. September 1988 in Kraft. 2009 wurde es zum ersten Abkommen, das universell 
ratiiziert wurde. Sein Ziel ist es, die Vertragsstaaten zu einer Kooperation durch systemische 
Beobachtungen, Forschung und einen Informationsaustausch über die Auswirkungen der 
menschlichen Aktivitäten auf die Ozonschicht zu bewegen. Es fordert nicht, dass die Länder 
konkrete Maßnahmen zur Kontrolle ozonschädlicher Substanzen ergreifen (mehr Information 
unter: http://ozone.unep.org/pdfs/viennatext-sp.pdf)

Interessante Fakten:
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1999:
CGründung des Netzwerkes der Umweltfonds in 

Lateinamerika und der Karibik (REDLAC)
LAND: KOLUMBIEN
BESCHREIBUNG:

Die Galapagosinseln werden durch die Initiative “Plataforma Pacíico” geschützt, welche ein Teil des Netzwerkes 
von Klimaschutzinitiativen aus Lateinamerika und der Karibik (REDLAC) ist

Das Netzwerk der Umweltfonds für 
Lateinamerika und die Karibik (Red-
LAC) wurde 1999 gegründet. Sei-
ne Mitglieder haben bisher insges-
amt  5800 Umweltschutzprojekte 
verwaltet und Unterstützung bei der 
Schafung oder Implementierung 
von fast 500 Naturschutzgebieten 
geleistet. Seit dem Trefen in Rio 
1992 haben sich die Umweltfonds 
als Finanz- und Unterstützungs-
mechanismen konsolidiert, die die 
Umsetzung politischer Maßnahmen 
und Naturschutzaktionen in der Re-
gion ermöglichen. Es handelt sich 
um lexible Strukturen, die Gelder 

beschafen und in Spendenprogram-
me für verschiedene Partner (Nich-
tregierungsorganisationen und Re-
gierungsstellen) investieren.

Ob die Struktur, der Betrieb und 
die  Steuerungsmechanismen der 
Umweltfonds funktionsfähig sind, 
hängt von der Gesetzgebung und 
nationalen Realität in jedem Einzel-
fall ab. Im Allgemeinen haben die 
Umweltfonds drei Gemeinsamkei-
ten;: 1) Es handelt sich um Orga-
nisationen, die auf lokaler Ebene 
von Einzelpersonen angestoßen und 
verwaltet werden, die die Realität 
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ihres jeweiligen Landes kennen, 2) 
In der Mehrheit handelt es sich nicht 
um Durchführungsorganisationen 
von Projekten, sondern sie kanalisie-
ren Gelder, die andere Akteure dann 
verwenden, und 3) Sie besitzen mul-
tisektorielle Leitungsstrukturen. 

Die Handlungsbereiche der Umwelt-
fonds des RedLAC betrefen unter 
anderem Schutzgebiete, Biodiver-
sität und Umweltsanierung. Ihre 
Leitungsstruktur variiert von Mo-
dalitäten mit staatlicher Mehrheits-
beteiligung bis hin zu völlig privat 
verwalteten Fonds (Oleas & Barra-
gán 2003). Zu den Projekten von 
RedLAC gehört ECOFUNDS, eine 

Datenbank mit Informationen über 
Investitionen in den Umweltschutz, 
die frei im Internet zugänglich ist 
und von den Stiftungen Gordon and 
Betty Moore, Avina und Skoll inan-
ziert und vom Brasilianischen Fonds 
für Biodiversität (FUNBIO) koordi-
niert wird. RedLAC stellt durch sei-
nen „Werkzeugkasten“ Erfahrungen 
zur Verfügung, die den Umweltfonds 
nutzen können (rechtliche Doku-
mente, Handbücher, Management-
pläne, Kommunikationsmaterialien 
usw.), um die Gründung und Inbe-
triebnahme von Umweltfonds zu un-
terstützen und anzuleiten und um 
Verbesserungen in bereits bestehen-
den Fonds herbeizuführen.
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CFA. Conservation Finance Alliance, Environmental Funds Tool Kit (Bündnis zur Finanzierung des Naturschutzes. Werkzeugkasten 
für Umweltfonds). Verfügbar unter: http://toolkit.conservationinance.org/ - Abgerufen am: [14.08.2015].
Oleas, Reyna und Lourdes Barragán (2003). Los fondos ambientales como práctica de conservación y desarrollo sustentable 
en América Latina y el Caribe. Tool Kit, Conservation Finance Alliance (Die Umweltfonds als Naturschutzpraxis und nachhaltige 
Entwicklung in Lateinamerika und der Karibik. Werkzeugkasten der Conservation Finance Alliance). Verfügbar unter: http://tinyurl.
com/pd2gb59 - Abgerufen am: [14.08.2015].
RedLAC. Netzwerk der Umweltfonds in Lateinamerika und der Karibik. Webseite: http://redlac.org/sobre-redlac/ - Abgerufen am: 
[03.07.2015].
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Derzeit gehören RedLAC 23 Mitgliedern aus 16 Ländern der Region an. In Belize der Protected 
Areas Conservation Trust (Treuhandfonds für Schutzgebiete); in Bolivien die Fundación para el 
Desarrollo del Sistema Nacional de Áreas Protegidas (FUNDESNAP – Stiftung für die Entwicklung 
des Nationalen Systems der Schutzgebiete) und die Fundación PUMA Fondo Ambiental 
(Stiftung PUMA Umweltfonds); in Brasilien der Fundo Brasileiro para a Biodiversidades 
(FUNBIO – Brasilianischer Fonds für Biodiversität) und der Fundo Amazônia (Amazonien-
Fonds); in Kolumbien der Fondo Patrimonio Natural (Naturerbe-Fonds) und der Fondo Acción 
(Aktionsfonds); in Costa Rica die Asociación Costa Rica por Siempre (Vereinigung Costa 
Rica für Immer) und der Fondo Nacional de Financiamiento Forestal (FONAFIFO – Nationaler 
Fonds für Forstinanzierung); in Ecuador der Fondo Ambiental Nacional (FAN – Nationaler 
Umweltfonds); in El Salvador der Fondo Iniciativa para las Américas (FIAES – Fonds Initiative 
für Amerika); in Honduras der Fondo para el Manejo de Áreas Protegidas y Vida Silvestre (Fonds 
für das Management von Schutzgebieten und wildlebene Arten); in Jamaica die Environmental 
Foundation of Jamaica (EFJ – Jamaikanische Umweltstiftung); in Mexiko der Fondo Mexicano 
para la Conservación de la Naturaleza (FMCN – Mexikanischer Fonds für die Erhaltung der 
Natürlichen Ressourcen); in Panama die Natura-Fundación para la conservación de los 
Recursos Naturales (Natura-Stiftung für die Erhaltung der Tropischen Wälder Paraguays); in 
Paraguay der Fondo de Conservación de Bosques Tropicales de Paraguay (Fonds zum Erhalt der 
Tropenwälder in Paraguay); in Peru der Fondo de las Américas (FONDAM – Fonds für Amerika) 
und der Fondo de Promoción de las Áreas Naturales Protegidas del Perú (PROFONANPE – 
Fonds zur Förderung der Naturschutzgebiete in Peru); in der Dominikanischen Republik die 
Fundación Sur Futuro (Stiftung Zukunft Süd) und in Surinam die Suriname Conservation 
Foundation (SFC – Naturschutzstiftung Surinam). Außerdem gehören ihm zwei regionale 
Organisation an: Der Fondo para el Sistema Arrecifal Mesoamericano (Fondo SAM – Fonds 
für das Mesoamerikanische Rifsystem) und der Caribbean Biodiversity Fund (Karibischer 
Biodiversitätsfonds).

DATOS DE INTERÉS:
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2000:

Unterzeichnung der Vereinbarung von Brasilia, erster Schritt 

der Initiative für die Integration der regionalen Infrastruktur in 

Südamerika (IIRSA) 

LAND: Brasilien

BESCHREIBUNG:

Das Straβenprojekt “Zugang zum neuen Hafen Yurimaguas” stellt den letzten Straβenabschnitt der Concesión 
IIRSA Norte in Perú dar

Vom 31. August bis 1. September 
2000 unterzeichneten die Präsiden-
ten Südamerikas die Vereinbarung 
von Brasilia, mit der sie sich auf den 
Vollzug gemeinsamer Handlungen für 
den politischen, sozialen und wirts-
chaftlichen Fortschritt in Südame-
rika einigten. Teil dieser Initiative 
sind Argentinien, Bolivien, Brasilien, 
Chile, Kolumbien, Ecuador, Guyana, 
Paraguay, Peru, Surinam, Uruguay 
und Venezuela. Auf dem Gebiet der 
Infrastruktur und Integration vere-
inbarten die Präsidenten die Grün-
dung der Initiative für die Integration 
der regionalen Infrastruktur in Süda-

merika (IIRSA), die ab Dezember des 
gleichen Jahres über einen Aktions-
plan 2000-2010 als Referenzrahmen 
für ihre Handlungen verfügte. 

Das Projektportfolio der IIRSA im 
Jahr 2010 umfasste 524 Projekte im 
Wert von insgesamt 96.119.200.000 
Dollar, die in 47 Gruppen aufgeteilt 
waren, welche wiederum 9 Integra-
tions- und Entwicklungs-Achsen zu-
geteilt sind: Amazonas-Achse, An-
den-Achse, Achse des Wendekreises 
des Steinbocks, Achse des Wappens 
von Guyana, Achse der Wasserstraße 
Paraguay-Paraná, Achse der Intero-
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IIRSA. Initiative zur Integration der regionalen Infrastruktur in Südamerika. Verfügbar unter: http://www.iirsa.org/Page/
Detail?menuItemId=41 – Abgerufen am: [03.07.2015].
IIRSA. IIRSA 10 años después: sus logros y desafíos (IIRSA zehn Jahre später: Ihre Errungenschaften und Herausforderungen). 
BID-CAF-Fonplata. Verfügbar unter: http://tinyurl.com/nsrkyn7 - Abgerufen am: [03.07.2015].
UICN. Umweltobservatorium für die IIRSA. Verfügbar unter: http://www.proteger.org.ar/iirsa/pagina.php?id=4 – Abgerufen am: 
[03.07.2015].
Sierra, Rodrigo; López, Santiago; Rivero, Ramón; Dammert, Juan Luis, Cabaleiro, Patricia und Gilmer, Medina (2011). Escenarios de 
los posibles impactos ambientales futuros asociados a IIRSA en los ecosistemas de tres áreas de Estudio en Bolivia y Perú (Szenarien 
der möglichen zukünftigen Umweltauswirkungen der IIRSA auf die Ökosysteme in drei Studiengebiete in Bolivien und Peru). IUCN.
Verfügbar unter: http://cmsdata.iucn.org/downloads/05_i_escenarios_de_posibles_impactos_futuros.pdf. Abgerufen am: 
[14.08.2015].
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In einer Studie über die möglichen Auswirkungen von Verbesserungen der Verkehrswege, welche 
sich in der Umsetzung oder Planung beinden und zur IIRSA im westlichen Amazonasgebiet 
gehören, schätzte man, dass es zu einer beträchtlichen Abholzung und zu Verlusten bei der 
Kohlenstofsequestrierung kommen würde. Für diese Analyse wurden folgende Gebiete und 
Infrastrukturprojekte ausgewählt: In Peru der Straßenabschnitt Tarapoto-Yurimaguas des 
Corredor Vial Amazonas Norte und Abschnitt III der Interoceánica Sur zwischen Assis-Puerto 
Maldonado-Masuko. In Bolivien der Abschnitt des Corredor Norte Cobija-El Chorro-Riberalta 
der Gruppe 2 der Achse für Integration und Entwicklung in Peru, Brasilien und Bolivien. 
Ein Modell schätzt, dass sich die zusätzliche Abholzung im Zusammenhang mit vorgesehen 
Projekten der IIRSA auf mindestens 15,5% und höchstens 74,6% belaufen werden (Sierra et 
al 2011: 26). Weiterhin geht man davon aus, dass das Studiengebiet in San Martín ein Fünftel 
seines Kohlenstofreservoirs verlieren würde. Die anderen Regionen würden ähnliche Mengen 
an Kohlenstof verlieren, aber dank ihrer größeren Basis verlören sie proportional gemessen 
weniger als ein Fünftel ihres Kohlstofreservoirs (Sierra et al 2011: 28).

Interessante Fakten

ceánica Central, Achse MERCOSUR-
Chile, Achse Peru-Brasilien-Bolivien 
und Süd-Achse. Die Projekte sind auf 
folgende Sektoren verteilt: Luftver-
kehr, Straßen, Schienenverkehr, Bin-
nenschiffahrt, Seeverkehr, multimo-
daler Transport, Grenzübergänge, 
Harmonisierung der Energieregelun-
gen, Energie-Integration und Inte-
gration der Kommunikation (IIRSA 
2011:96-97). Seit 2011 hat sich die 
IIRSA als technisches Forum der Ar-
beit des Südamerikanischen Rates für 
Infrastruktur und Planung der Union 
Südamerikanischer Nationen (UNA-
SUR) angeschlossen. 

Laut der Weltnaturschutzunion IUCN 
durchqueren diese Achsen Gebiete 
von enormem Reichtum und Vielfalt, 

sowohl aus biologischer als auch aus 
kultureller Sicht. Sie könnten beträ-
chtliche Auswirkungen auf die an-
sässigen Gemeinschaften und auf 
die Gesundheit der Ökosysteme und 
deren Kapazität zur Erbringung fun-
damentaler Umweltdienstleistungen 
haben. Außerdem steht die IIRSA au-
fgrund wenig transparenter Praktiken 
in der Kritik. Beispiele sind eine ange-
blich begrenzte Rechenschaftslegung, 
begrenzter Zugang zu Informationen 
über Projekte und vorgeschlagene 
politische Reformen, schwache so-
ziale und ökologische Standards, un-
genügende Programme zur Milderung 
ihrer Auswirkungen, ungenügende 
Monitoringprogramme und das Fe-
hlen einer klaren Verbindung zur Ar-
mutsbekämpfung (IUCN 2006).
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2000:
Proteste in Cochabamba gegen die Privatisierung

 des Wassers 
LAND: Bolivien

BESCHREIBUNG:

Cochabamba, Bolivien

Die Proteste in Cochabamba, auch 
als „Krieg des Wassers” bekannt, 
gehören zu den bedeutendsten so-
zioökologischen Konlikten in La-
teinamerika in den letzten Jahren. 
Verkörpert wurde er von einer Ve-
ranstaltung in Bolivien, für die sich 
die Zivilbevölkerung in Cochabamba 
organisierte, um Bechtel, ein mä-
chtiges internationales Unterneh-
men, zu vertreiben, das das Wasser 
privatisieren wollte. Ursprung des 
Konlikts war ein Abkommen zwis-
chen der Weltbank und der zweiten 
Regierung Hugo Banzer (1997-2001) 
im Jahr 1999, das die Privatisierung 

der Wasserversorgung anstieß. In 
diesem Zusammenhang wurde das 
Gesetz 2029 über Trinkwasser und 
Abwasser erlassen. Im Rahmen die-
ses Gesetzes übergab die Regierung 
das kommunale Wasserversorgung-
sunternehmen und die Durchführung 
des Megaprojektes Miscuni zur viel-
fältigen Nutzung von Wasser, an das 
internationale private Konsortium 
Aguas del Tunari (an dem Bechtel zu 
27,5% beteiligt war). 

Zu den ersten Handlungen von Aguas 
del Tunari gehörte die Erhöhung der 
Wasserkosten. Auch wenn Aguas del 



234

Historische Momente

QUELLEN
Daroca Oller, Santiago (2004). La guerra del Agua. Protesta y acción social en Cochabamba. Cuadernos de trabajo (Der Wasserkriegt. 
Proteste und soziale Aktion in Cochabamba. Arbeitshefte). UNDP. Verfügbar unter: http://www.insumisos.com/lecturasinsumisas/
Guerra%20del%20agua.pdf – Abgerufen am: [07.07.2015].
Kruse, Thomas (2005). La „Guerra del Agua” en Cochabamba, Bolivia: terrenos complejos, convergencias nuevas (Der „Krieg des 
Wassers” in Cochabamba, Bolivien: Komplexe Gebiete, neue Konvergenzen). Enrique de la Garza (Herausgeber): Gewerkschaften 
und neue soziale Bewegungen in Lateinamerika. Sammlung Grupos de Trabajo CLACSO, Buenos Aires. Verfügbar unter: http://
biblioteca.clacso.edu.ar/ar/libros/grupos/sindi/kruse.pdf - Abgerufen am: [07.07.2015]
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Tunari versicherte, dass der Prei-
sanstieg durchschnittlich nicht über 
35% lag, ergaben spätere Untersu-
chungen, dass dieser sehr wohl die 
50%-Marke überstieg, in manchen 
Fällen sogar 250% erreichte (Kru-
se 2005: 144). Dieser Anstieg der 
Wasserpreise entfesselte eine Volk-
sdemonstration ohnegleichen. Die 
Organisationen, die am schnells-
ten reagierten und demonstrierten, 
waren   der Dachverband für Was-
ser und Leben des Departamen-
to und die Vereinigung der Bewäs-
serungsarbeiter des Departamento 
Cochabamba (FEDECOR). Außerdem 
wurde die Koordinierungsstelle zur 
Verteidigung des Wassers gegrün-
det. Die Bevölkerung organisierte 
sich nicht nur aufgrund des Preisans-
tiegs für Wasser, sondern stellte vie-
les in Politik und Wirtschaft im Allge-
meinen in Frage. Nach einigen Tagen 
der Anspannung wurde am 10. April 
2000 ein Abkommen zwischen der 
Regierung und Vertretern der Koor-
dinierungsstelle zur Verteidigung 

des Wassers unterzeichnet. Danach 
kündigte das Konsortium Aguas del 
Tunari an, dass es sich aus dem Pri-
vatisierungsprojekt zurückzöge. Die 
Proteste jedoch dauerten auch nach 
Ergreifung dieser Maßnahmen an, 
und die Demonstranten forderten die 
Freilassung von inhaftierten Gewerk-
schaftsführern und eine Änderung 
des Gesetzes zur Privatisierung des 
Wassers in ländlichen Gebieten (was 
mit dem vorwiegend landwirtschaft-
lichen Charakter der Gegend um Co-
chabamba zusammen hängt). 

Das Gesetz 2029 wurde schließlich 
aufgehoben, und die Regierung an-
nullierte den Vertrag mit Bechtel. 
Die Wasserversorgung in Cochabam-
ba ist jedoch weiterhin mangelhaft. 
2004 entstand der Verband Kom-
munaler Wassersysteme des Südens 
(ASICA-SUR), das versucht, das Pro-
blem durch ein Managementsystem 
zu lösen, welches auf die Kultur der 
Gemeinschaft und ihre Erfahrung im 
Umgang mit Gemeinschaftsgütern  
baut.  
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2000:
Bestimmung der Millenniumsziele, Ziel Nr. 7.

Eine intakte Umwelt 
LAND: Vereinte Nationen

BESCHREIBUNG:

Die acht Milleniums-Entwicklungsziele (MDG)

Im September 2000 wurde die Mi-
llenniumserklärung der Vereinten 
Nationen formuliert, mit der die Län-
der sich verplichteten, die extreme 
Armut in ihren unterschiedlichen 
Dimensionen zu reduzieren und zu 
bekämpfen. Hierfür bestimmten sie 
die Millenniums-Entwicklungsziele 
(MDG). Die Verplichtung umfasste 
das Monitoring einer Liste von 18 
Unterzielen und 48 Indikatoren, die 
zu den acht Millenniumszielen ge-
hörten: 1) Beseitigung der extre-
men Armut und des Hungers, 2) 
Grundschulbildung für alle Kinder, 
3) Förderung der Gleichstellung der 

Geschlechter und der Autonomie der 
Frau, 4) Reduzierung der Kinderster-
blichkeit, 5) Verbesserung der Ges-
undheit von Müttern, 6) Bekämpfung 
von HIV/AIDS, Malaria und anderen 
Krankheiten, 7) Gewährleistung der 
Nachhaltigkeit der Umwelt und 8) 
Förderung einer weltweiten Entwic-
klungspartnerschaft. Das Ziel Nr. 7 
der Gewährleistung einer nachhal-
tigen Umwelt ist in folgende Unter-
ziele aufgeteilt: Die Grundsätze der 
nachhaltigen Entwicklung in der Po-
litik und den Programmen der ein-
zelnen Staaten verankern und die 
Vernichtung von Umweltressourcen 
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UNDP. Objetivos de Desarrollo Post-2015 (Post-2015-Entwicklungsziele). Webseite: http://www.undp.org/content/undp/es/home/
mdgoverview/mdg_goals/Abgerufen am: [09.07.2015].
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eindämmen; den Verlust der Bio-
diversität verringern; den Anteil 
der Menschen ohne dauerhaft gesi-
cherten Zugang zu hygienisch ein-
wandfreiem Trinkwasser halbieren; 
eine deutliche Verbesserung der Le-
bensbedingungen von mindestens 
100 Millionen Slumbewohnern und 
-bewohnerinnen bewirken.

Bis 2015 wurden bereits deutliche 
Fortschritte in Bezug auf diese Zie-
le erreicht. Die Zahl der Menschen, 
die in extremer Armut leben, wurde 
um mehr als die Hälfte reduziert, wie 
auch der Anteil an unterernährten 
Menschen und die weltweite Sterbe-
rate von Kindern unter fünf Jahren. 
Bei Ziel Nr. 7 wurden jedoch nicht 
die gleichen Ergebnisse erzielt. Im 
Gegenteil: die weltweiten Kohlen-
dioxidemissionen sind gestiegen. 
2011 lagen sie um fast 50% höher 
als 1990. Weiterhin gibt es jedes 
Jahr einen Verlust von Millionen He-
ktar Wäldern, viele Arten sind vom 
Aussterben bedroht, und die er-

neuerbaren Wasserquellen werden 
immer weniger. Besonders Südame-
rika und Afrika verzeichneten in den 
ersten Jahrzehnten des neuen Jahr-
tausends die größten Nettoverluste 
an Waldläche. Bei Ziel Nr. 7 wurden 
Fortschritte erzielt im Hinblick auf 
Land- und Meeresschutzgebiete, die 
immer zahlreicher werden. So stieg 
in Lateinamerika und der Karibik 
zwischen 1990 und 2014 der Ante-
il von Schutzgebieten von 8,8% auf 
23,4%.  

Das Millenniumsziel Nr. 7 ist beson-
ders wichtig für Lateinamerika, da 
die in der Region vorherrschenden 
produktiven Tätigkeiten eine inten-
sive Nutzung der natürlichen Res-
sourcen mit sich bringen, die von 
Schädigungen der Ökosysteme und 
der Biodiversität betrofen sind. Die 
steigende Nachfrage nach diesen 
Ressourcen und nach Energie geht 
Hand in Hand mit einer wachsenden 
Unsicherheit über ihre Verfügbarkeit, 
besonders aufgrund der Auswirkun-
gen des Klimawandels.
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2001:
Erstes Weltsozialforum

LAND: Brasilien
BESCHREIBUNG:

Ein Modell der Erde auf dem Weltsozialforum in Puerto Alegre, Brasilien, 2005

Die fossilen Energiequellen, die in der 
Region weithin genutzt werden, tragen 
zum Klimawandel und einer Reihe an-
derer Umweltprobleme bei. In diesem 
Sinne erkennt die Region, dass ein 
Wandel hin zu einer Wirtschaft, die we-
niger Kohlenstofemissionen erzeugt 
und weniger fossile Energiequellen 
nutzt, für eine nachhaltige Entwicklung 
unabdingbar ist (UNDP 2010:15).

Das erste Weltsozialforum (WSF) wurde 
vom 25. bis 30. Januar 2001 in Brasilien 
zum Zeichen des Widerstandes gegen 
den neoliberalen Globalisierungspro-
zess organisiert. Die Weltsozialforen 
gelten als Beispiel für den Kampf und 

die Suche nach Alternativen zum do-
minanten Globalisierungsparadigma. 
Seine Organisatoren akzeptieren die 
Globalisierung, verlangen aber, dass 
sie sich qualitativ ändert, denn sie sind 
der Meinung, dass sie derzeit die so-
ziale Ungleichheit verschärft und ein 
(ökologisch und sozial) nicht nachhal-
tiges Entwicklungsmodell konsolidiert. 
Die WSF gelten auch als Kontrapunkt 
des Weltwirtschaftsforums (Davos, 
Schweiz), das als Trefen der Welteli-
te bekannt ist (Lins 2008). Das erste 
WSF entstand besonders aus der Mo-
bilisierungen 1998 in Europa gegen 
das Multilaterale Investitionsabkom-
men, 1999 in Seattle (USA) gegen die 
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Die brasilianische Regierung unter Führung der Brasilianischen Arbeiterpartei war Gastgeber 
des ersten Weltsozialforums. An der Organisation der Veranstaltung waren außerdem acht 
Organisationen der brasilianischen Zivilgesellschaft beteiligt: Der Brasilianische Verband der 
Nichtregierungsorganisationen (ABONG), der Verein für Besteuerung und Finanztransaktionen 
zur Unterstützung der Bürger (ATTAC), die Brasilianische Kommission für Gerechtigkeit und 
Frieden (CBJS), die Brasilianische Vereinigung Unternehmer für die Bürger (CIVES), die 
Einheitszentrale für Arbeiter (CUT), das Brasilianische Institut für Soziale und Wirtschaftliche 
Analysen (IBASE), das Zentrum für Globale Gerechtigkeit (CJG) und die Bewegung der Landlosen 
Landarbeiter (MST). Beim Forum wurden gleichzeitig vier Diskussionsrunden abgehalten, an 
denen Persönlichkeiten aus diversen Teilen der Welt teilnahmen. Aus Lateinamerika waren 
beispielsweise anwesend: Aníbal Quijano (Peru), Atilio Borón (Argentinien), Lula da Silva, Emir 
Sader, Frei Betto, Michael Lowy und Raúl Ponto (Brasil); Ricardo Alarcón und Alfredo Guevara 
(Kuba).

Interessante Fakten

Welthandelsorganisation und an an-
deren Orten der Welt. Auch wenn es 
beim Weltsozialforum keine Abschlus-
serklärung gab, erreichte man eine 
Reihe von Einigungen über Forderun-
gen wie beispielsweise den Erlass der 
öfentlichen Auslandsschulden und die 
Sanierung historischer, sozialer und 
ökologischer Schulden; die Schließung 
der Steuerparadiese; die Forderung 
nach einem gerechten Handelssystem, 
das Vollbeschäftigung, Ernährungs-
souveränität und gleichberechtigte 
Handelsbedingungen garantiert; ein 
Ende der Einmischung des Internatio-
nalen Währungsfonds (IWF) und der 
Weltbank (WB) in nationale Politik, 
und die Organisation von Protesten 
gegen deren Maßnahmen (Harnecker 
2001: 156).

Das Weltsozialforum fand bisher 
hauptsächlich in Brasilien statt (von 
2001 bis 2003, 2005, 2009, 2010, 
2012 und 2013), außerdem in Indien 

(2004) und in Kenia (2007 und 2011). 
2005 fand es dezentral in Mali, Ve-
nezuela und Pakistan statt. Eines der 
zentralen Themen des WSF im Jahr 
2004 war Umwelt und Wirtschaft, 2005 
Umwelt und Nachhaltigkeit. Im Forum 
von 2010 wurden die Themen Finanz-, 
Umwelt- und Sozialkrise behandelt. 
Im Rahmen der Weltsozialforen wurde 
2002 das Panamazonische Sozialforum 
(PASF) gegründet, das bisher sieben 
Mal zusammengetreten ist. Das PASF 
versucht, die sozialen Bewegungen, 
traditionellen Gemeinschaften und in-
digenen Völker der neun Länder des 
Amazonasbeckens (Brasilien, Ecuador, 
Venezuela, Bolivien,Surinam, Kolum-
bien, Peru, Guyana und Französisch-
Guyana) untereinander zu verbinden, 
um die Isolierung der Widerstands-
kämpfe aufzuheben, die Autonomie 
der Völker zu entwickeln, soziale und 
ökologische Gerechtigkeit zu fördern 
und sich Entwicklungsmodellen zu 
widersetzen, die schädlich für die im 
Amazonasgebiet lebenden Völker sind. 
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2001:
Urteil des Interamerikanischen Gerichtshofs für 

Menschenrechte zum Fall der Mayagna (Sumo)-Gemeinde 
Awas Tingni gegen Nicaragua 

LAND: Nicaragua
BESCHREIBUNG:

Eine Familie der Awas Tingni Mayagna, eine indigene Minderheit in Nicaragua

Das Urteil des Interamerikanischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte 
vom 31. August 2001 im Fall der Ma-
yagna (Sumo)-Gemeinde Awas Ting-
ni gegen den Staat Nicaragua war ein 
wichtiger Meilenstein im Prozess der 
Anerkennung der Umweltrechte der 
indigenen Völker und die erste Ur-
teilsverkündung des institutionellen 
Gerichts zugunsten der Anerken-
nung des Rechts auf Land, natürliche 
Ressourcen und ein Territorium (Gó-
mez 2003: 373). Awas Tingni liegt 
im Bezirk Waspan (Nicaragua), am 
Ufer des Wawa. Die Gemeinde lag 
im Konlikt mit der Holzirma Sol del 

Caribe S.A. (SOLCARSA), die vom 
Ministerium für Umwelt und Natür-
liche Ressourcen eine Konzession in 
einem Teil des Gebiets der Gemein-
de erworben hatte. Im Oktober 1995 
verklagte die Mayagna (Sumo)-Ge-
meinde Awas Tingni den Staat Nica-
ragua vor der Interamerikanischen 
Kommission für Menschenrechte an. 
Die Klage wurde von der Autonomen 
Region Nordatlantik (RAAN) und der 
Indigenenbewegung der Autonomen 
Region Südatlantik (RAAS) unters-
tützt. Die Klage, die dem Staat Ni-
caragua vorwarf, das Gemeindege-
biet nicht demarkiert zu haben, eine 
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Konzession auf dem Gebiet der Ge-
meinde ohne deren Einverständnis 
vergeben und kein wirksames Re-
chtsmittel garantiert zu haben, um 
auf die Beschwerden der Gemeinde 
in Bezug auf ihre Rechte einzugehen. 
Die Konzession war dem Unterneh-
men SOCARSA für den Holzeinschlag 
gewährt worden.

Weiterhin legte der Interamerika-
nische Gerichtshof für Menschenre-
chte dem Staat Nicaragua nahe, in 
seiner Rechtsordnung Verfahren für 
die Demarkierung festzulegen und 
oiziell das Territorium von Awas 
Tingni und anderen Gemeinschafen 
anzuerkennen, die Holzkonzession 
für SOCARSA aufzuheben und ei-
nen Dialog mit der Gemeinde Awas 
Tingni einzuleiten, um zu einer Eini-
gung zu gelangen. Der Prozess war 
von einem ständigen Auf und Ab und 
von großem Druck auf die Gemein-
de geprägt, die Klage zurückzuzie-

hen. Dennoch gab es im November 
2000 eine öfentliche Verhandlung 
zum Thema, bei der Vertreter beider 
Seiten sowie Zeugen und Gutachter 
anwesend waren. Danach ging man 
zur Urteilsverkündung über, wo dem 
Staat Nicaragua unter anderem die 
Bezahlung der Summe von 30.000 
USD für Reise- und andere Kosten 
auferlegt wurde, die den Mitgliedern 
der Mayagna (Sumo)-Gemeinde 
Awas Tingni und ihren Vertretern 
während des Prozesses entstanden 
waren.

Der Erfolg dieses Falles löste einen 
Dominoefekt unter den indigenen 
Völkern Lateinamerikas aus. Vor 
dem Urteil lagen der Interamerika-
nischen Kommission kaum fünf Fä-
lle zu diesem Thema vor, während 
drei Jahre später die Zahl der Klagen 
wegen Verletzung von Territorialre-
chten an verschiedenen Orten des 
Kontinents bei mehr als 50 liegt (Be-
rraondo 2004: 64).
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2002:
Referendum in Tambogrande gegen den Bergbau

LAND: Peru
BESCHREIBUNG:

Der peruanische Präsident Ollanta Humala bei der Einweihung eines neuen Abschnitts der Verbindungsstraβe 
zwischen Piura und Chulucana

Ollanta Humala en la inauguración 
de la carretera Tambogrande Km. 
21 de la vía Piura-Chulucanas 
en el Centro Poblado Locuto

Tambogrande ist ein Distrikt im De-
partamento Piura an der Nordküs-
te Perus. Zwischen 1999 und 2003 
widersetzten sich seine Einwohner 
einem Goldabbauprojekt des kana-
dischen Unternehmens Manhattan 
Minerals Corporation. Das Argu-
ment der Einwohner war, dass die-
ses Bergbauprojekt eine Reihe land-
wirtschaftlicher Tätigkeiten am Ort 
gefährden würde, von denen der 
Großteil der Bewohner des Distrikts 
abhängt, und dass die staatlichen 
Institutionen dieses Risiko nicht ein-
dämmten (Paredes 2014).

Die Bevölkerung organisierte sich 
in der Front zur Verteidigung von 
Tambogrande (FDTG) und erreichte 
die Aussetzung dieses Projekts. Die 
FDTG koordinierte mehrere Organi-
sationen der Gegend wie das Verwal-
tungsgremium der Bewässerungs-
arbeiter  des San Lorenzo-Tals, die 
Siedlervereinigung, der Verein der 
Mango-und Zitronenbauern, die drei 
Bauerngemeinden am linken Flus-
sufer, Organisationen des Stadtge-
bietes und politische Gruppierungen 
Der Mobilisierungsprozess reichte 
von Dialogrunden bis hin zu De-
monstrationen, aber einer der Mei-
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lensteine war die Einwohnerbefra-
gung oder Referendum im Juni 2002. 
Am 8. Januar 2002 hatte die Front 
zur Verteidigung von Tambogran-
de ihre Teilnahme an der von der 
Ombudsbehörde geförderten Dialo-
gkommission ausgesetzt und bes-
chloss, eine Einwohnerbefragung zu 
organisieren. Diese wurde unters-
tützt von Oxfam Amerika und Oxfam 
Großbritannien (die rund 20.000 
USD zur Verfügung stellte). Die Be-
fragung hatte zum Ziel, die Meinung 
der Einwohner zur Bergbautätigkeit 
in städtischen, landwirtschaftlichen 
und für eine spätere Bebauung vor-
gesehenen Gebieten des Distrikts 
einzuholen. Sie fand am 2. Juni 2002 
statt und verzeichnete massiven Zu-
lauf von Seiten der Bevölkerung, die 
sich zu 95% für die Landwirtschaft 
aussprach (Paredes 2014: 153).

Dies war der erste Fall, in dem die di-
rekt betrofene Bevölkerung ein sol-
ches Verfahren organisiert hatte, um 
ihre Meinung zum Ausdruck zu brin-
gen, und sie stellte im Hinblick auf 
Entscheidungsmechanismen über 
Bergbauprojekte die peruanische 
Gesetzgebung in Frage. Obwohl die 
Zentralregierung das Ergebnis der 
Befragung rechtlich nicht anerkan-
nte, erreichte diese ein großes Me-
dienecho (Paredes 2014: 152-153). 
2003 wurde die Entscheidung der 
Regierung, das Projekt zu stoppen, 
weithin gefeiert. Der Grund, den die 
Regierung anführte, war, dass das 
Projekt die inanziellen Anforderun-
gen nicht erfüllte. Trotzdem gibt es 
heute noch Konzessionen in diesem 
Distrikt, und der informelle Bergbau 
ist aufgrund der hohen Goldpreise in 
den letzten Jahren angestiegen (Pa-
redes 2014:146-147). 
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2003:
Die Vereinigte Sojarepublik

LAND: Brasilien, Argentinien, Uruguay, Paraguay und Bolivien
BESCHREIBUNG:

Sojaanbau in Argentinien

2003 taufte der Konzern Syngen-
ta, größtes Agrochemiunternehmen 
und drittgrößter Saatguhersteller 
der Welt, die Sojaanbaugebiete Sü-
damerikas in Brasilien, Argentinien, 
Uruguay, Paraguay und Bolivien „Ve-
reinigte Sojarepublik“. 1978 übertraf 
die Größe der Sojaanbauläche in 
dieser Region erstmals die in Asien, 
und 2003 die in Nordamerika. Der-
zeit verzeichnet Südamerika welt-
weit das schnellste Wachstum in der 
Sojaproduktion. Dieser Anstieg wur-
de durch die Zulassung genverän-
derter, glyphosatresistenter Sorten 
beschleunigt (Catacora-Vargas et al. 

2012:4).

In der Subregion „Vereinigte Sojare-
publik” lief das Zulassungsverfahren 
für Gensoja in zwei Etappen ab: 
Zunächst wurde es 1996 in Argen-
tinien (per Resolution SAGPyA Nr. 
167/96) und in Uruguay (per Reso-
lution der Abteilung für Landwirts-
chaftliche Gesundheit des Ministe-
riums für Viehzucht, Landwirtschaft 
und Fischerei) zugelassen. Die zwei-
te Etappe fällt in die Jahre 2004 und 
2005 mit der Zulassung von Gensoja 
in Paraguay (Resolution Nr. 1691), 
Bolivien (Verwaltungsresolution Nr. 
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Seit 2008 liegt Brasilien an der Spitze der Statistiken über den Verbrauch von Agrargiften 
auf der Welt und ist mit einem jährlichen Pro-Kopf-Verbrauch von 5,2 Litern für 20% des 
weltweiten Einsatzes von Agrargiften verantwortlich. Allein 2011 verwendete Brasilien 853 
Millionen Liter Agrargifte. Der Nettoverlust von Waldlächen in Brasilien zwischen 2000 und 
2010 beträgt 28 Millionen Hektar. 

Interessante Fakten

16/2005) und Brasilien (Gesetz Nr. 
11.105 vom März 2005, Art. 30, 35 
und 36) (Catacora-Vargas 2010: 
28). So ist der Großteil der in der 
Sojarepublik angebauten Soja gen-
verändert, und die Ausweitung der 
Anbaulächen ging einher mit einem 
Anstieg im Einsatz von Pestiziden, 
besonders des Unkrautvernichtungs-
mittels Glyphosat. Diesbezügliche 
Zahlen spiegeln sich in unzähligen 
Beschwerden wegen gesundheitli-
cher Schäden wider (Atemprobleme, 
neurologische Krankheiten, Hau-
tkrankheiten und andere), Schäden 
in Ökosystemen, der Landwirtschaft 
und den in der Umgebung lebenden 
Gemeinschaften (GRAIN 2013).

Weiterhin entstanden in der Region 
neue Gesetze über Saatgut, die aber 
in Argentinien auf besonders starken 
Widerstand stießen. Auch wenn dies 

nie oiziell wurde, rief der Entwurf 
eines Saatgutgesetzes (angekündigt 
2012) vielfältige Kritik hervor. Die 
Nationale Indigene Bauernbewegung 
(MNCI) beschwerte sich, dass dieses 
Gesetz weder Wissen noch Biodi-
versität schütze, sondern die Priva-
tisierung der landwirtschaftlichen 
und wildwachsenden Biodiversität in 
Argentinien fördere. Der Sojaanbau 
wird auch von einer Konzentration 
des Grundeigentums, Abholzung 
und sozialen Konlikten mit betro-
fenen Bauern begleitet. In Santiago 
del Estero (Argentinien) wurden in 
den letzten drei Jahren drei Bauern 
ermordet, die direkt mit dem forts-
chreitenden Sojaanbau in Verbin-
dung standen. In Brasilien wies die 
Bewegung der Landlosen Arbeiter 
(MST) auf Belästigungen der ansäs-
sigen Gemeinschaften hin (GRAIN 
2013).
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2003:
Erste Regionalkonferenz über Erneuerbare Energien 

LAND: Brasilien
BESCHREIBUNG:

Der Windpark “Valle de los Vientos” in Calama, Chile

Am 30. Oktober 2003 fand in Bra-
silia, Brasilien, unter der Koordi-
nierung der Wirtschaftskommission 
für Lateinamerika (CEPAL) die erste 
Regionalkonferenz über Erneuerba-
re Energien statt. Teilnehmer waren 
Funktionäre der Umwelt- und Ener-
gieministerien. Bei dieser ersten 
Begegnung vereinbarten 21 Länder, 
dass die Energieversorgung Lateina-
merikas bis 2010 aufgrund freiwilli-
ger Bemühungen mindestens zu 10% 
aus erneuerbaren Quellen stammen 
würde. Ausgehend davon legte die 
CEPAL auf der Internationalen Kon-
ferenz über Erneuerbare Energien 

2004 in Bonn, Deutschland, ein Zus-
tandsdokument über die Situation 
der erneuerbaren Energien in Latei-
namerika und der Karibik vor. Dies 
war das erste Mal, dass die CEPAL 
auf diesem Gebiet ein Konzept und 
eine Methodologie vorlegte. Laut 
dem Observatorium für Erneuerba-
re Energien der Vereinten Nationen 
erzeugen alle Länder Lateinamerikas 
mit Ausnahme von Mexiko, Argen-
tinien, Bolivien, Ecuador, Kolum-
bien und Venezuela bereits mehr als 
10% ihrer Energie aus erneuerbaren 
Quellen (2004). Das Observatorium 
erwähnt einige besonders erfolgrei-
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che und beispielhafte Erfahrungen 
mit der Nutzung erneuerbarer Ener-
gien, z.B. den Windpark Wigton (Ja-
maica) mit einer Kapazität von 20,7 
MW, der jährlich dabei hilft, 3,5 Mi-
llionen Dollar einzusparen, da weni-
ger Erdöl importiert werden muss; 
den Plan zur Elektriizierung ländli-
cher Gegenden (Peru), der in seiner 
ersten Phase eine Ausweitung der 
Stromversorgung von 57% auf 75% 
der Fläche Perus erreicht hat, sowie 
die kubanische Erfahrung aus dem 
Jahr 2000 mit Stromversorgung von 
1994 Schulen durch Solarpanels, 
was 34.000 Kindern in ländlichen 
Gegenden zugute kam. Außerdem 
wurden die brasilianischen Program-
me für Energieentwicklung in Bun-
desstaaten und Gemeinden (PRO-
DEEM) und das Alkohol-Programm 
(PROALCOHOL) genannt. PRODEEM 
erzeugte zwischen 1966 und 2000 3 
MW Strom mit Solarpanels in 3050 
Dörfern, wovon 604.000 Personen 
proitierten. Daneben ermöglichte 
das in PROALCOHOL eingesetzte 
Ethanol zwischen 1975 und 2000 
eine Reduzierung der Kohlenstofe-
missionen aus Benzin von rund 110 
Millionen Tonnen (CEPAL 2004).

Momentan erzeugt Lateinamerika 

seinen Strom hauptsächlich aus fos-
silen Quellen. Die am weitesten ver-
breitete erneuerbare Energiequelle 
ist die Wasserkraft (besonders in 
Brasilien), während nicht konventio-
nelle Quellen nur von geringer Be-
deutung für die Energiematrix der 
Region sind. Dennoch wuchs der Ein-
satz nicht konventioneller erneuer-
barer Energien in Lateinamerika 
zwischen 2008 und 2012 um 15% 
(Coviello et al 2012: 61). Vor diesem 
Hintergrund entstanden in der Re-
gion Anreizprogramme für erneuer-
bare Energien wie das Nationalge-
setz 26.190 (Argentinien, 2007); 
das Gesetz 10438/02 zur Gründung 
von PROINFA (Brasilien, 2002), das 
Anreize bietet, wenn Wärmekraft-
werke mit Biomasse, Windanlagen 
und kleine Wasserkraftwerke ans 
nationale Stromnetz angeschlossen 
werden; das Gesetz 19.940 (Chi-
le, 2004), das die Durchführbarkeit 
von Kleinprojekten mit nicht kon-
ventionellen erneuerbaren Energien 
erleichtert, indem es jedem una-
bhängigen Erzeuger den Verkauf von 
Energie und Leistung auf dem Strom-
großmarkt ermöglicht und bei nicht 
konventionellen Quellen mit weniger 
als 20 MW teilweise oder vollständig 
auf Gebühren für die Nutzung der 
Hauptleitungen verzichtet.  
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Zu den direkten Vorläufern dieses Trefens gehört der Gipfel über Nachhaltige Entwicklung 
(Johannesburg 2002), wo das Thema der erneuerbaren Energiequellen für die Politik der 
Länder relevant wurde. Daraus entstanden verschiedene Initiativen, an denen sich Vertreter 
aus Lateinamerika und der Karibik beteiligten, wie die Koalition von Johannesburg über 
Erneuerbare Energien (JREC, angestoßen durch die Europäische Union), das Bündnis für 
Erneuerbare Energien und Energieeizienz (REEEP, angestoßen durch Großbritannien) und 
die Weltkonferenz über Erneuerbare Energien (organisiert von Deutschland im Jahr 2004). 
Zu den zwischenstaatlichen Initiativen in der Region Lateinamerika und Karibik gehören: 
Die Lateinamerikanische und Karibische Initiative für Nachhaltige Entwicklung (ILACDS), 
die Plattform von Brasilia über Erneuerbare Energien (2003) und die Erklärung des 
Lateinamerikanischen Parlaments (2004).   

Zwischen 1971 und 2005 stieg der Beitrag Lateinamerikas zur weltweiten Primärenergieerzeugung 
von 4% auf 5%. Im Vergleich dazu stieg der Beitrag von Asien einschließlich China von 13% 
auf 26%. Im gleichen Zeitraum verringerten die OECD-Länder, obwohl sie auch weiterhin 
weltweit die größten Energieerzeuger sind, ihren Anteil von 60% auf 49%. Zwischen 1973 
und 2005 stieg der Anteil von Lateinamerika am weltweiten Endverbrauch von Primärenergie 
von 3,7% auf 5% (CEPAL 2009). Im Jahr 2005 war Erdöl in Lateinamerika mit 45% noch 
immer der wichtigste Brennstof im Angebot der Primärenergie. Der Anteil von Erdgas war von 
9% 1971 auf 20% gestiegen, während sich der Anteil von Kohle – der in den letzten Jahren 
angestiegen ist – auf 4% des Angebots belief. Die Erzeugung von Wasserkraft verdreifachte 
sich von 1971 bis 2005 von 3% auf 11%. Der Anteil erneuerbarer Brennstofe (Brennholz) 
iel im genannten Zeitraum von 31% auf 18% ab, was den Prozess der Verstädterung und der 
Verbesserung der Kaufkraft der Bevölkerung widerspiegelt. Die Kernenergie stagnierte und 
erreichte nur 1% des Angebots an Primärenergie in der Region (CEPAL 2009). 

Interessante Fakten
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2004:
Zehnte Vertragsstaatenkonferenz des UNFCCC

in Buenos Aires 
LAND: Argentinien
BESCHREIBUNG:

COP 10, Buenos Aires

Vom 6. bis 17. Dezember 2004 fand 
die zehnte Sitzung der Vertragsstaa-
tenkonferenz über Klimawandel 
(COP10) in Buenos Aires, Argentinien 
statt. Hier wurden die seit der ersten 
COP erreichten Fortschritte diskutiert 
sowie zukünftige Herausforderungen 
mit besonderem Schwerpunkt auf 
Mitigation und Anpassung an den 
Klimawandel. Es wurden auch eini-
ge Verfahren im Zusammenhang mit 
dem Kyoto-Protokoll festgelegt. 

Die COP10 verabschiedete das Ar-
beitsprogramm von Buenos Aires 
über Anpassungs- und Bewältigungs-

maßnahmen, der unter anderem 
eine Verbesserung der Daten- und 
Informationssammlung über den Kli-
mawandel durch eine Verbesserung 
der systemischen Beobachtungs- 
und Überwachungsnetzwerke in Län-
dern mit Beobachtungsstationen des 
Globalen Klimabeobachtungssys-
tems GCOS vorsieht. Das GCOS zen-
tralisiert Informationen über den Kli-
mawandel insgesamt, einschließlich 
physische, chemische und biologis-
che Eigenschaften der Atmosphäre, 
des Ozeans und der Erde oder der 
Böden.
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Zum Zweck einer besseren Umset-
zung des GCOS in Südamerika er-
höhte sich zwischen 2004 und 2012 
die Zahl der konventionellen Wet-
terstationen und der chemischen 
Stationen zur Messung der Atmos-
phäre und der Treibhausgase um 
rund 18%. Stationen zur Messung 
der UV-Strahlen gab es über 30% 
mehr, und die Anzahl der automa-
tischen Wetterstationen stieg um 
100% (CIIFEN-SMOC 2012: 24) und 
ermöglichte ein höheres Niveau der 
Informationen über die Auswirkun-
gen des Wetters auf die Region. 
Weiterhin wurde auf der COP10 der 
Umweltfonds gebeten, seine Un-
terstützung für die Erstellung von 
Anpassungsstrategien für die Länder, 
die nicht in der Anlage I des Übere-
inkommens inbegrifen sind (die An-

lage betrift Entwicklungsländer und 
Schwellenländer) zu erhöhen. Somit 
könnten diese Länder ihre Kapazi-
täten steigern, Technologien entwic-
keln und ihre Projekte besser dur-
chführen.

In Bezug auf die Entscheidungen der 
COP10 im Zusammenhang mit dem 
Kyoto-Protokoll wurde ein Leitfaden 
zu den Verfahren für umweltver-
trägliche Entwicklung (Clean De-
velopment Mechanisms) erstellt 
einschließlich Verfahren für Abhol-
zung und Wiederauforstung, die 
die Umsetzung des Protokolls erlei-
chtern sollen, und es wurden Em-
pfehlungen über gute Praktiken in 
Bodennutzung, Änderungen der Bo-
dennutzung und der Waldwirtschaft 
ausgesprochen.
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2004:
Hurrikan Katrina trift auf Brasilien

LAND: Brasilien
BESCHREIBUNG

Überschwemmungen hervorgerufen durch den Hurrikan “Catrina”

Am 28. März 2004 steuerte der Hu-
rrikan Katrina die brasilianische Pro-
vinz Santa Catarina an. Laut dem 
National Hurricane Center der Verei-
nigten Staaten erreichte er Windges-
chwindigkeiten von 40m pro Sekun-
de, womit er in die Kategorie I der 
Sair-Simpson-Skala eingeordnet 
wurde (die Kategorie mit der ge-
ringsten Intensität). Die Kraft, die 
seine Winde jedoch erreichten, und 
die Zerstörung, die sie verursachten, 
waren in der Region beispiellos. Ka-
trina forderte mindestens drei Mens-
chenleben, Hunderte von Mens-
chen wurden verletzt und Tausende 

anderweitig betrofen. Über 3000 
Häuser im Süden Brasiliens wurden 
zerstört, und im Amazonasgebiet 
kam es zu Überschwemmungen. Die 
wirtschaftlichen Schäden wurden auf 
350 Millionen US-Dollar geschätzt. 
Hurrikan Katrina war ein außer-
gewöhnliches Ereignis, und obwohl 
viele brasilianische Meteorologen ihn 
Tropenphänomen oder Tropenzyklon 
nannten, wies der Sturm Katrina  die 
gleiche Kraft und Strukturen auf wie 
ein Hurrikan (McTaggart-Cowan & 
Bosart 2006), was ihn zum ersten 
von Meteorologen im Südatlantik do-
kumentierten Hurrikan macht (Pezza 
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& Simmonds 2005, cf. IPCC). Die Ur-
sache war eine Kombination atmos-
phärischer und klimatischer Anoma-
lien. Für Experten gilt Katrina somit 
als anomales Ereignis und könnte mit 
den Auswirkungen des Klimawandels 
zusammenhängen. 

Außer Hurrikan Katrina wurde eine 
höhere Häuigkeit klimatischer Ex-
treme verzeichnet wie Hochwasser, 
Dürren oder Erdrutsche. Konkrete 
Beispiele sind die intensiven Regen-

fälle in Venezuela (1999 und 2005), 
die Überschwemmung der argenti-
nischen Pampa (2000 und 2002), die 
Dürre am Amazonas (2005) und die 
Hagelschläge in Bolivien (2002) und 
Buenos Aires (2006) (IPCC 2007, 
cf. IPCC). Naturkatastrophen sind 
2000-2005 rund 2,4 Mal häuiger als 
im Zeitraum von 1970 bis 1990. Sie 
sind wirtschaftlich quantiiziert und 
führten zu rund 20 Milliarden Do-
llar Verlusten (Nagy et al. 2006ª, cf. 
IPPC).
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2004:
Betriebsbeginn des Camisea Gasprojekts 

LAND: Peru
BESCHREIBUNG

Energie-Produktionsanlagen in La Convención, Peru

Das Camisea Gasprojekt ist das wi-
chtigste Gasprojekt in Peru und ei-
nes der wichtigsten der Region. Es 
wird in Camisea umgesetzt, wo sich 
das größte Gasvorkommen Perus 
beindet. Der Ort liegt in der Pro-
vinz La Convención im Regenwald 
des Departamentos Cusco. Ziel des 
Projekts ist der Zugang zu einer 
saubereren Energiequelle, die zur 
Dynamisierung der regionalen und 
nationalen Wirtschaftsentwicklung 
beiträgt. So wäre es möglich, die 
interne Nachfrage nach Flüssiggas 
teilweise zu befriedigen und Sekun-
därerzeugnisse zu exportieren. 

Die Erdölexploration in dem Gebiet 
begann 1981, als der Staat und das 
Unternehmen Shell einen Vertrag 
abschlossen zur Konzessionierung 
von zwei Millionen Hektar im Bec-
ken des Ucayali-Flusses. Die Gas-
vorkommen, die die Blocks 88 und 
56 umfassen, wurden zwischen 1983 
und 1987 entdeckt. 1994 wurde ein 
Abkommen zwischen Petroperú und 
Shell geschlossen für die Evaluierung 
und Erschließung dieser Vorkommen, 
und nach einer Machbarkeitsstudie 
wurde 1996 ein Vertrag zwischen 
Shell/Mobil und Petroperú unterzei-
chnet. Zwei Jahre später wurde die-
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ser annulliert, da Shell/Mobil darauf 
hinwies, die Förderung des Erdgases 
von Camisea sei nicht rentabel für 
das Unternehmen, da vor dem Ex-
port zunächst die interne Versorgung 
im Land garantiert werden solle und 
Shell nicht alle Phasen des Prozesses 
(Produktion, Transport und Vertrieb) 
übernehmen könne. So zog sich 
Shell (das bereits 500 Millionen US-
Dollar investiert hatte), vom Projekt 
zurück.

Nachdem das Projekt von der Kom-
mission zur Förderung von Privatin-
vestitionen (COPRI) unterstützt wur-
de, konnte 2000 der Vertrag über 
die Förderlizenz für den Block 88 mit 
dem argentinischen Unternehmen 
Pluspetrol Perú Corporation S.A. un-
terzeichnet werden. Die Umweltver-
träglichkeitsstudie für das Projekt 
wurde 2002 von der Direktion für 
Umweltangelegenheiten im Ministe-
rium für Energie und Bergbau abge-
segnet. 2004 wurde der Vertrag für 
die Förderung von Gas aus Block 56 
unterzeichnet. So begann im August 
2004, zwanzig Jahre nach seiner En-
tdeckung, die Förderung des Gases 
aus diesen Vorkommen. Während 
des ganzen Prozesses spielte die In-
teramerikanische Entwicklungsbank 
(IDB) eine wichtige Rolle bei der Dur-
chführung des Projekts und vergab 
mehrere Kredite. 2003 bewilligte sie 
einen Kredit von 75 Millionen US-Do-
llar an das private Konsortium Trans-
portadora de Gas del Perú (TGP). 
Die IDB forderte eine Reihe von Ver-
plichtungen zu Überwachung und 
Kontrolle von Umwelt- und sozialen 
Aspekten des Projekts für die Bewi-
lligung der Finanzierung der ersten 
Etappe des Camisea-Projekts. Für 
den zweiten Teil wiesen die IDB und 
die Exim Bank auf die Gründung des 
Umweltministeriums als Bedingung 
für die Finanzierung hin (Bebbington 

et al 2013: 12). Die Gründung dieses 
Ministeriums war auch Teil der Ver-
plichtungen aus den Verhandlungen 
für die Unterzeichnung des Freihan-
delsabkommens mit den Vereinigten 
Staaten.

In diesem Kontext wurde per Verord-
nung Nr. 030-2002-EM von 25. Sept-
ember 2002 die Ombudsbehörde für 
das Camisea-Projekt gegründet. Ihr 
Zweck ist es, Konlikte oder Kontro-
versen in Verbindung mit sozialen 
und/oder ökologischen Aspekten zu 
vermeiden, die durch das Projekt 
entstehen. 

2005 startete die Pluspetrol Perú 
Corporation ein Programm zur 
Überwachung der Biodiversität im 
Projektgebiet von Camisea, um die 
rund 500.000 Hektar Wald zu beau-
fsichtigen, die an Naturschutzgebie-
te wir den Nationalpark Manu, den 
Nationalpark Otishi, das Gemeinde-
reservat Ashaninka, das Gemeinde-
reservat Machiguenga, Puferzonen 
des Alto Purús, Manú und Apurí-
mac sowie die binationale Initiati-
ve zwischen Peru und Bolivien, den 
Schutzkorridor Vilcabamba Ambo-
ró, angrenzen. Seit Beginn der Erd-
gasförderung gab es jedoch bereits 
mindestens sechs Zwischenfälle, 
bei denen Kohlenwasserstofe aus-
traten. Einer davon geschah im Na-
turschutzgebiet „Gemeindereservat 
Machiguenga“ und kontaminierte 
die Wasser- und wasserbiologischen 
Ressourcen der Bäche Chirumbia und 
Patori und der Flüsse Picha und Uru-
bamba (24. November 2005, 4630 
Barrel Leichtlüssigkeiten) (Fajardo 
2007: 9). Ein weiterer viel kritisier-
ter Aspekt des Projekts ist die Tatsa-
che, dass 74% der Konzession von 
Block 88 im Reservat „Kugapakori, 
Nahua, Nanti und anderen (RTKNN) 
liegt, das von Völkern in freiwilliger 
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Das Camisea-Konsortium besteht aus mehreren Unternehmen mit unterschiedlichen 
Geschäftsanteilen: Hunt Oil Company of Perú L.L.C., Peruanische Tochterirma -SK Energy, 
peruanische Tochterirma – Tecpetrol del Perú, peruanische Tochterirma -Repsol Exploración 
Perú, Peruanische Tochterirma -Sonatrach Perú Corporation SAC. 

Interessante Fakten

Isolation oder in Erstkontakt bewo-
hnt ist.  
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2004:
Gründung der Südamerikanischen Gemeinschaft

der Nationen, später UNASUR 
LAND: Brasilien

BESCHREIBUNG:

Hauptsitz der Union Südamerikanischen Staaten (UNASUR) in Quito, Ecuador

Die Südamerikanische Gemeinschaft 
der Nationen wurde 2004 bei einem 
Trefen der Präsidenten Südame-
rikas in Cusco, Peru gegründet, das 
später zur Gründung der Union Süd-
amerikanischer Nationen (UNASUR) 
führen würde. Die Gemeinschaft 
entstand zur Integration regionaler, 
im Gemeinsamen Markt des Südens 
(MERCOSUR) und der Andengeme-
inschaft ablaufender Prozesse. 

UNASUR besteht aus zwölf Ländern 
der Region Südamerika: Argentinien, 
Bolivien, Brasilien, Kolumbien, Chile, 
Ecuador, Guyana, Paraguay, Peru, 

Surinam, Uruguay und Venezuela. 
Während des Südamerikanischen 
Energiegipfels 2007 in Venezuela 
änderten die Staatschefs den Na-
men der Gemeinschaft in Union der 
Südamerikanischen Nationen (UNA-
SUR). Heute sind die Hauptziele von 
UNASUR die Förderung der mens-
chlichen und sozialen Entwicklung; 
die Energieintegration; der Schutz 
der Biodiversität, der Wasserressou-
rcen und der Ökosysteme, sowie die 
Kooperation bei der Prävention von 
Katastrophen und dem Kampf gegen 
Ursachen und Auswirkungen des Kli-
mawandels. Zu UNASUR gehört der 



256

Historische Momente

QUELLEN:
UNASUR. Verfügbar unter: http://www.unasursg.org/es/historia - Abgerufen am: [06.07.2015].
González Celis, Gisele Lorena (2013). Incompatibilidad de marcos normativos ambientales latinoamericanos para UNASUR: 
políticas energéticas y ambientales en los sistemas de áreas protegidas (Unvereinbarkeit des umweltrechtlichen Rahmens in 
lateinamerikanischen Ländern mit UNASUR: Energie- und Umweltpolitik im Schutzgebietssystem). CLACSO. Verfügbar unter: http://
biblioteca.clacso.edu.ar/clacsobecas/20131110112810/Gonzalez2013.pdf - Abgerufen am: [06.07.2015].

ABBILDUNG:
https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Sede_de_Unasur.jpg

Südamerikanische Rat für Infras-
truktur und Planung (COSIPLAN), 
der sich aus Ministern des Bereichs 
Infrastruktur oder äquivalenten Ge-
bieten zusammensetzt. COSIPLAN 
fördert den Bau von Transport- und 
Kommunikationsnetzwerken sowie 
von Energieprojekten wie Wasserkra-
ftwerken. Derzeit verfügt er über ein 
Portfolio von 583 Projekten mit einer 
geschätzten Investition von 158 Mi-
llionen US-Dollar, 235 davon für den 
Straßenbau. Argentinien ist das Land 
mit den meisten vorgesehenen Pro-
jekten (144), gefolgt von Brasilien 
(81) und Peru (59). COSIPLAN för-
derte zum Beispiel den Bau der Inte-
roceánica-Straße zwischen Peru und 
Brasilien (2005-2010, Kosten 2,8 
Milliarden US-Dollar), die binationale 

Gasleitung zwischen Kolumbien und 
Venezuela und andere. Auch wenn 
COSIPLAN die Integration der Re-
gion durch verschiedene Straßenver-
bindungen priorisiert, gibt es noch 
keine konkrete Initiative für eine Po-
litik mit sozio-ökologischen Schutz-
maßnahmen für dieses und andere 
Projekte (Gonzáles 2013:1). Solche 
Schutzmechanismen sind jedoch 
notwendig, da die von COSIPLAN 
geförderten Projekte Kollateralschä-
den an der Umwelt und den lokalen 
Gemeinschaften hervorrufen können 
wie Landkonlikte, Waldbrände, Ein-
nahme von Schutzgebieten und in-
digenen Territorien, Entwaldung und 
Degradation von Wäldern, illegaler 
Bergbau und Verlust der Biodiversi-
tät.
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2005:
Inkrafttreten des Kyoto-Protokolls 

LAND: Vereinte Nationen
BESCHREIBUNG:

Das Protokoll von Kyoto verplichtet die Staaten zur Reduktion ihrer Treibhausgasemissionen

Das Kyoto-Protokoll wurde am 11. 
Dezember 1997 in Kyoto, Japan, 
unterzeichnet, um die Grundsätze 
der Klimarahmenkonvention der Ve-
reinten Nationen (UNFCCC, 1992) 
in die Praxis umzusetzen. Es trat 
allerdings erst 2005 in Kraft. Das 
Kyoto-Protokoll ist eines der bedeu-
tendsten verbindlichen Völkerrechts-
instrumente zum Klimawandel, und 
sein Ziel ist die Förderung von Maß-
nahmen zur Reduzierung der Emis-
sionen der Industrieländer, die durch 
das Protokoll zu solchen Maßnahmen 
verplichtet werden. Es wird auf die 
Ausstöße von sechs Treibhausgasen 

angewandt, die zu den Hauptverur-
sachern der Erderwärmung gehören: 
Kohlendioxid (CO2), Methan (CH4), 
Distickstofmonoxid (N2O), Hydro-
luorkarbone (HFC), Perluorkarbo-
ne (PFC) und Schwefelhexaluorid 
(SF6).

Das Protokoll hat die Regierungen 
dazu motiviert, Gesetze und politis-
che Maßnahmen zur Erfüllung ihrer 
Verplichtungen, zur Erreichung der 
Zielvorgaben und/oder zur Emis-
sionskontrolle einzuführen und die 
großen Unternehmen aufgefordert, 
sich bei Investitionsentscheidungen 
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auch zu einer Milderung der Umwelt-
belastungen zu verplichten. Dies 
wurde vor allem in Industrieländern 
und einigen Schwellenländern der 
Anlage I umgesetzt, zu denen kei-
ne Länder aus Lateinamerika und 
der Karibik gehören. Zur Erfüllung 
der Mitigationsverplichtungen bietet 
das Protokoll drei Mechanismen an: 
Emissionshandel (Kohlenstofmarkt),  
Mechanismen für umweltverträgliche 
Entwicklung (Clean Development 
Mechanisms, CDM) und gemeinsam 
umgesetzte Maßnahmen (Activities 
Implementedd Jointly – AIJ). Latei-
namerika spielte eine wichtige Rolle 
bei der Entscheidung zur Hinzuna-
hmen der letzten beiden Mechanis-
men. 

Chile und die zentralamerikanischen 
Länder bestanden auf der COP1 in 
Berlin darauf, den AIJ-Mechanismus 
zur Probe aufzunehmen. Ebenso 
setzten sich mehrere lateinamerika-
nische Länder für eine Pilotphase für 
den CDM ein, der schließlich auf der 
COP7 endgültig angenommen wur-
de (Marrakesch 2001). In den da-
rauf folgenden Jahren wurden beide 
Mechanismen von den Ländern der 
Region intensiv für ihre Maßnahmen 
zum Schutz der Wälder angewandt 
(Sanhueza und Antonissen 2014: 
21).

Das Kyoto-Protokoll war das erste 
Dokument seiner Art, das intensiv 
auf die Waldproblematik einging, 
und in diesem Zusammenhang ergab 
sich die Initiative zur Reduzierung 
von Emissionen aus Entwaldung und 
Waldschädigung (REDD+), die in der 
Region sehr gut aufgenommen wur-
de. Direkt nach der Entstehung des 
Kohlenstofmarktes stellte Lateina-
merika die meisten CDM-Projekte. 
Dennoch ging die Beteiligung des 
Kontinents hier in letzter Zeit etwas 

zurück, sowohl in Bezug auf die Zahl 
der Projekte als auch auf die Höhe 
der vermiedenen Emissionen.
 
2008 wurden 20% aller Projekte 
in Lateinamerika und der Karibik 
durchgeführt, und diese Vorhaben 
sollten bis 2012 zu rund 15% aller 
weltweit erwarteten Emissionsre-
duzierungen führen (CEPAL 2009: 
125). Damals hielt Brasilien mit 40% 
den größten Anteil an CDM-Proje-
kten in Lateinamerika und der Ka-
ribik. Diese konzentrierten sich auf 
die Energieerzeugung aus Biomasse, 
die Zerstörung von Methan auf De-
ponien, die Landwirtschaft und er-
neuerbare Energien. Es folgte Mexiko 
mit 26% der lateinamerikanischen 
Projekte, vor allem in den Bereichen 
Landwirtschaft, Biogas und Depo-
nien, und Chile mit 7%, mehrheitlich 
Projekte zu Biomasse und Deponien 
(2009: 126). 

Kritik am Kyoto-Protokoll kam dahin-
gehend auf, dass die energie- und 
kohlenstointensive Industriepro-
duktion in Entwicklungsländer vers-
choben werden könne, die keine 
Grenzwerte für Treibhausgasemis-
sionen einhalten müssten. So wür-
den die Emissionen in einem Teil der 
Welt reduziert, um sie anderswo zu 
erhöhen (Samaniego 2009: 81-82).

Auch wenn Lateinamerika in der 
ersten Phase des Kyoto-Protokolls 
(2008-2012) von Verplichtun-
gen zur Reduzierung der Emissio-
nen noch nicht betrofen war, ist es 
möglich, dass sich dies in der Zukun-
ft ändern wird. So ist vorgesehen, 
dass Brasilien und Mexiko sowie ei-
nige Länder mit mittlerem Entwic-
klungsniveau Verplichtungen irgen-
deiner Art auf sich nehmen müssen 
(Samaniego 2009: 13). Laut einigen 
Autoren könnte die Verplichtung ei-
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Im Jahr 2000 lagen die weltweiten Treibhausgasemissionen bei 53,5 Gigatonnen 
Kohlenstofdioxidäquivalent. Die Treibhausgasemissionen in Lateinamerika lagen bei 12% des 
Gesamtausstoßes. 70% dieser Emissionen kamen aus Mexiko, Brasilien, Argentinien, Venezuela 
und Kolumbien (Samaniego 2009: 130). Laut dem World Resources Institute (WRI) lagen im 
Jahr 2000 die Treibhausgasemissionen in Lateinamerika und der Karibik bei 9,9 Tonnen CO2-
Äquivalent pro Kopf, 1990 bei 12,6 Tonnen. Der weltweite Durchschnitt im Jahr 2000 lag bei 
7,2 Tonnen CO2-Äquivalent (Samaniego 2009: 111).

Interessante Fakten

niger Sektoren zur Reduzierung ihrer 
Emissionen die ausländischen Dire-
ktinvestitionen in Lateinamerika und 
der Karibik stark beeinträchtigen, 

die sich immer mehr auf energiein-
tensive Branchen konzentriert haben 
(Samaniego, 2009: 135).
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2006:
Gründung des Clean Air Institute für Lateinamerika 

LAND: USA und Lateinamerika

BESCHREIBUNG:

Luftverschmutzung (Smog) in Mexico City

Am 13. Juli 2006 verkündete die 
Weltbank die Gründung des Clean 
Air Institute für Lateinamerika, eine 
gemeinnützige Organisation, de-
ren Aufgabe es ist, die Luftqualität 
zu verbessern und gegen den von 
der globalen Erderwärmung verur-
sachten Klimawandel anzukämpfen. 
Die Maßnahmen des Instituts tragen 
dazu bei, die Treibhausgasemissio-
nen in den Städten Lateinamerikas 
zu reduzieren. Das Clean Air Insti-
tute entstand als Folge eines Übe-
reinkommens zwischen der Welt-
bank und den Mitgliedern der Clean 
Air Initiative for Latin American Ci-

ties (CAI-LAC), die 1998 geschafen 
wurde, damit die Städte der Region 
Informationen über ihre Program-
me für eine bessere Luftqualität 
austauschen könnten. Aufgabe des 
Instituts ist es, die Zuständigkeit 
für diese Initiative zu übernehmen, 
und auch die Weltbank wird ihr wei-
terhin durch Investitionen in Pro-
jekte in den Bereichen städtischer 
Verkehr, Energie und Umwelt und 
durch eine Politik zur Verbesserung 
des Luftqualitätsmanagements in 
der Region verplichtet bleiben. In 
Lateinamerika ist die Luftversch-
mutzung ein dringendes Problem, 



261

Geschichte der Umwelt-, Klima- und Energiepolitik in Lateinamerika 1940 – 2015 

wobei der Verkehrssektor derjenige 
ist, der in den lateinamerikanischen 
Städten die größte Verschmutzung 
verursacht (ein Drittel des CO2 der 
Region). Dies hat Auswirkungen auf 
die Gesundheit der Bevölkerung, 
beispielsweise gibt es in Santiago de 
Chile jährlich 4000 vorzeitige Todes-
fälle aufgrund der Luftverschmut-
zung und der Krankheiten, vor allem 
Atemwegserkrankungen, die diese 
mit sich bringt (Weltbank, vgl. Vive-
ros 2006).

Die Motorisierung (Anzahl an Autos 
pro tausend Einwohner) stieg in La-
teinamerika von 133,6 im Jahr 1999 
auf 169,7 im Jahr 2009. In dieser 
Region wird für den Fahrzeugverke-
hr rund 3,5% des BIP ausgegeben. 
Der Verkehrssektor ist weltweit für 
23% der CO2-Emissionen durch die 
Verbrennung fossiler Kraftstofe ve-
rantwortlich, während diese Zahl 
in Lateinamerika durchschnittlich 
bei 40% liegt (CAI 2012: 6). Die 
Luftverschmutzung in den Städten 
kostet Mexiko und Peru jährlich rund 
2% ihres jeweiligen BIP (Weltbank 
2007, cf. CAI 2012: 10). In Sao 
Paulo verursachen die Kosten durch 
Staus einen Verlust von 10% des 
BIP (The Economist 2011, cf. CAI 

2012: 10). Derzeit führt das Clean 
Air Institute ein Programm für na-
chhaltigen Verkehr und Luftqualität 
durch (englische Abkürzung STAQ), 
das darauf abzielt, die Steigerung 
der Treibhausgasemissionen aus 
dem Stadtverkehr in Lateinamerika 
zu reduzieren. Hierzu fördert es die 
Nutzung sauberer und energieei-
zienterer Verkehrsmittel. Außerdem 
setzt es sich für einen Wandel in der 
Politik zugunsten nachhaltiger Ver-
kehrsprojekte ein, zu denen unter 
anderem Fahrradwege und integrier-
te Systeme für den städtischen Ver-
kehr gehören. Das STAQ-Programm 
wird in elf Städten durchgeführt: In 
Argentinien: Córdoba, Posadas, Tu-
cumán, Rosario; in Brasilien: Curiti-
ba, Belo Horizonte, Sao Paulo; und 
in Mexiko Ciudad Juárez, León, Mon-
terrey und Puebla). Des Weiteren 
verfügt es über ein Informationspor-
tal, um Wissen und Lernerfahrungen 
über saubere Luft und nachhaltigen 
Verkehr auszutauschen. Dieses Pro-
jekt wird vom Weltumweltfonds, 
der Weltbank und dem Spanischen 
Fonds für Lateinamerika (SFLAC) i-
nanziert. Die Teilnehmerstädte der 
„Sauberen Luft“ sind Bogotá, Bue-
nos Aires, Lima-Callao, México DF, 
Rio de Janeiro, Santiago de Chile y 
Sao Paulo.
 



262

Historische Momente

QUELLEN:
Clean Air Institute. Verfügbar unter: www.cleanairinstitute.org. – Abgerufen am: [18.08.2015].
CAI (2012). Gestión de la demanda de transporte: oportunidades para mitigar sus externalidades y las de los vehículos 
automotores en América Latina (Management der Verkehrsnachfrage: Chancen zur Milderung der Auswirkungen des Verkehrs und 
der Kraftfahrzeuge in Lateinamerika). Verfügbar unter: http://tinyurl.com/o6dwfup. - Abgerufen am: [18.08.2015].
Viveros, Alejandra (2006). Focus on Global Warming and Air Quality in Latin America New Clean Air Institute Established 
(Fokus auf globale Erwärmung und Luftqualität in Lateinamerika. Einrichtung eines neuen Clean Air Institute). Weltbank News. 
Veröfentlicht am: 13. Juli 2006. Verfügbar unter: http://tinyurl.com/o4ohfaj. - Abgerufen am: [18.08.2015].

ABBILDUNG:
https://www.lickr.com/photos/luisjromero/26843917832/

Über 75% der Bevölkerung Lateinamerikas lebt in städtischen Gebieten, und man erwartet, dass 
dieser Anteil bis 2030 auf 89% steigen wird. In der Region gibt es 133 Städte mit über 500.000 
Einwohnern und 51 Städte, deren Einwohnerzahlen die Million übersteigen. Andere Organisationen, 
die diese Initiative unterstützt haben, sind: Compañía Estatal de Tecnología de Saneamiento 
Ambiental (CETESB - Staatliches Unternehmen für Umweltsanierungstechnologie), Environment 
Canada, die Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GIZ), die Interamerikanische 
Entwicklungsbank (englische Abkürzung IDB), das Niederländische Außenministerium, die 
Panamerikanische Gesundheitsorganisation (PAHO), die US-Umweltschutzbehörde (USEPA), 
die Shell-Stiftung, DaimlerChrysler, die Volvo-Gruppe, die Asociación Regional de Empresas 
de Petróleo Gas Natural en América Latina y el Caribe (ARPEL – Regionalverband der Öl- und 
Gasirmen in Lateinamerika und der Karibik), der Consejo Internacional para las Iniciativas 
Ambientales Locales (ICLEI – Internationaler Rat für Kommunale Umweltinitiativen) und die 
Asociación para la Conservación Ambiental de la Industria Petrolera Internacional (IPIECA – 
Umweltschutzverband der Internationalen Ölindustrie).

Interessante Fakten
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2006:

Unterzeichnung der Akte von Dorissa zwischen der indigenen 

Bevölkerung Perus und einem Erdölunternehmen 

LAND: Peru

BESCHREIBUNG:

Koordinationstrefen von Vertretern der FECONACO, der indigenen Gemeinschaft, MINAM, ANA, DIGESA, 
OSINERGMIN, MINEM und dem Unternehmen PlusPetrol

Im Oktober 2006 unterzeichneten 
die Ombudsbehörde, Pluspetrol Nor-
te S.A. und die Vereinigung Indige-
ner Gemeinden des Río Corrientes 
(FECONACO) im Namen der Völker 
Achuar, Urarina und Kichwa des Co-
rrientes-Beckens die Akte von Do-
rissa, um zu einer Einigung über die 
Umweltschäden im Ölfördergebiet 
der Parzellen 8 und 192 (ehemals 
1AB) in der Region Loreto zu gelan-
gen. Man schätzt, dass fast ein Vier-
tel der gesamten Erdölproduktion in 
Peru von der Parzelle 192 stammt, 
die rund 14.424 Barrel Öl pro Tag 
produziert. Im Vergleich dazu liegt 

die Gesamtproduktion bei 68.664 
Barrel pro Tag. Die Parzelle 192 ver-
fügt über erwiesene Reserven von 
70,8805 Millionen Barrel und lie-
gt strategisch in einem Ölkorridor, 
in dem sich verschiedene Parzellen 
beinden, auf denen Kohlenwassers-
tofe produziert werden (Parzellen 
67, 39, 102 y 64) (Meza & Saavedra 
2014: 49).

Die wirtschaftliche und strategische 
Bedeutung der Erkundung und För-
derung in diesen Parzellen war nicht 
unbedingt vereinbar mit der Umset-
zung ökologisch nachhaltiger Maßna-
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hmen. 1984 erklärte das Nationale 
Amt für Evaluierung der Natürlichen 
Ressourcen (ONERN) die Parzelle 
1AB zur ökologisch am meisten ges-
chädigten Region des Landes. Den-
noch führte diese Einschätzung zu 
keiner relevanten Maßnahme. Seit 
den 90er Jahren reichten Indigene 
aus in der Nähe oder in der Parze-
lle gelegenen Gemeinden wiederholt 
Klagen ein wegen der Verschmut-
zung ihres Lebensraumes und der  
verheerenden Auswirkungen der 
Ölförderung auf die Gesundheit 
der Bevölkerung. 1996 forderte die 
FECONACO eine Umweltprüfung, 
der Staat gab jedoch an, die „Menge 
der ausgetretenen Flüssigkeit“ läge 
„innerhalb der zulässigen Höchst-
werte“. Ebenfalls 1996 übergab das 
staatliche Unternehmen PetroPerú 
S.A. seinen Betrieb in der Parzelle 
8 an ein Konsortium unter Führung 
des argentinischen Unternehmens 
Pluspetrol Norte S.A. ab und hinter-
ließ der Firma seine Umweltlasten 
von über 40 Jahren Ölförderung.

Erst 2006 informierten das Pro-
duktionsministerium und das Ges-
undheitsministerium, dass die Kon-
zentration von Schwermetallen im 
Organismus von Fischen und Mens-
chen über den von der Weltges-
undheitsorganisation festgelegten 
Höchstwerten läge. Deshalb traf 
FECONACO die Entscheidung, die Öl-
quellen und Camps zu besetzen, um 
ihrer Forderung nach Maßnahmen 
seitens des Staates und des Unterne-
hmens zur Verringerung der Umwelt- 
und Gesundheitsschäden Nachdruck 
zu verleihen. Außerdem sollten Staat 
und Unternehmen einen Sanierungs-
plan für beide Bereiche, Umwelt und 
Gesundheit, erstellen. Als Ergebnis 
dieser Aktion entstand die Akte von 
Dorissa, in der sich Pluspetrol Norte 
dazu verplichtete, die Arbeiten zur 

Wiedereinspeisung von Produktion-
swasser und die Sanierung von Bö-
den, die durch vorherige Förderung 
versucht waren, zu beschleunigen, 
und Beiträge zur Umsetzung diver-
ser Projekte in den Bereichen Bil-
dung, Gesundheit und Produktions-
prozesse zu leisten. In der Akte 
machte die FECONACO deutlich, 
dass sie nicht mit der Vergabe neuer 
Ölkonzessionen und dem Beginn 
der Erkundung und Förderung von 
Kohlenwasserstofen auf den Par-
zellen 104 (Konzession an Cocnoco 
Philips) und 106 (Konzession an das 
Unternehmen Petrolífera) einvers-
tanden sei. Aufgrund der strategis-
chen Bedeutung der Parzellen war 
es enorm wichtig, dass die Akte die 
diversen beteiligten Institutionen 
(privat und staatlich) zur Sanierung 
und Milderung der Umweltschäden 
verplichtete und auch die betrofe-
ne Bevölkerung aktiv mit einbezog. 
Der Verhandlungsprozess gilt als 
Meilenstein in der Lösung sozialer 
Konlikte im Land. Dennoch lief auch 
die Umsetzung der Vereinbarungen 
der Akte nicht ohne Probleme ab. 
So informierte 2008 die Ombudsbe-
hörde, die dafür zuständig war, die 
Einhaltung der Akte zu überwachen, 
dass die Regionalregierung von Lo-
reto einige ihrer Verplichtungen ni-
cht erfüllt habe, wie beispielsweise 
die Umsetzung eines umfassenden 
Entwicklungsplans, und dass die Re-
gionale Gesundheitsdirektion bei der 
Durchführung der unterstützenden 
Maßnahmen verspätete sei, obwohl 
Pluspetrol ihr dafür Gelder überwie-
sen habe (Meza & Saavedra 2014: 
50).

Aufgrund der Akte von Dorissa ents-
tanden verschiedene Rechtsvors-
chriften zu dem Fall. Seit 2014 gibt es 
in der Gegend einen vorübergehen-
den multisektoriellen Ausschuss für 
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Erkundung und Ölförderung in den Parzellen 8 und 192 (ehemals 1AB) in der Gegend von 
Trompeteros, wo die Einzugsgebiete der Flüsse Pastaza, Corrientes und Tigre liegen, begannen 
in den 70er Jahren mit Petroperú und der Occidental Petroleum Corporation of Peru (OXY). 
Damals ging das Wachstum der Kohlenwasserstoindustrie im Amazonasgebiet nicht einher 
mit einer entsprechenden Umweltgesetzgebung, aber es gab Mindestgesetze, die grundlegende 
Anforderungen für das Funktionieren der Branche festlegten. Ein Beispiel ist das Wassergesetz 
(Dekret 17752) und seine Durchführungsverordnungen aus dem Jahr 1969, das „das Einleiten 
oder den Ausstoß von Abfallstofen jeglicher Art, die das Wasser verschmutzen und/oder 
die menschliche Gesundheit oder die normale Entwicklung von Fauna und Flora gefährden 
könnten“ verbietet (Art. 22). Kohlenwasserstofunternehmen verstießen mit Billigung des 
Staates gegen diese Gesetze (Chirif 2011: 293). Der peruanische Staat erlaubte es diesen 
Firmen, ihren Betrieb fortzusetzen, obwohl er über die schwerwiegende Auswirkungen für die 
Umwelt Bescheid wusste.
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die Entwicklung der Einzugsgebiete 
der Flüsse Pastaza, Tigre, Corrientes 
und Marañón (RS N°119-2014 vom 
1. April 2014). Zu ihren Zielen gehört 
die Erarbeitung eines Vorschlags für 
eine ganzheitliche Entwicklung unter 

Beteiligung der indigenen Gemeins-
chaften, der kurz- und langfristige 
Pläne zur Verbesserung der ökolo-
gischen und sozialen Bedingungen 
enthält, unter denen die Völker an 
den Flüssen Pastaza, Tigre, Corrien-
tes und Marañón leben.
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2006:
Entstehung des Begrifs „Ökoterrorismus”

LAND: USA
BESCHREIBUNG

Nationale Autonome Universität von Mexiko (UNAM)

Am 26. Januar 2006 beschuldigten 
die US-Bundesbehörden elf Personen 
des „Ökoterrorismus” aufgrund von 
Brandstiftung und Zerstörung von 
Eigentum. Die Erdbefreiungsfront 
(Earth Liberation Front, ELF) und die 
Tierbefreiungsfront (Animal Libera-
tion Front, ALF) bekannten sich zu 
den Anschlägen, die zwischen 1996 
und 2006 gegen einen Hochspan-
nungsmasten, das Büro einer Firma 
für Holzprodukte, einen Skiort und 
einen Fleischverpackungsbetrieb in 
fünf Staaten im Westen des Landes 
begangen wurden und Verluste von 
23 Millionen US-Dollar verursachten. 

Die Mehrzahl der Verhaftungen unter 
EFL-Mitgliedern wurde im Mai 2006 
vorgenommen. Auch wenn radikale 
Umweltgruppen, die sich terroris-
tischer Praktiken bedienen, um ihre 
Anliegen zu unterstützen, hauptsä-
chlich auf der Nordhalbkugel bes-
tanden, verzeichnete man auch Fälle 
von Ökoterrorismus in Lateiname-
rika.

Der Fall mit den schwerwiegendsten 
Folgen wurde in Mexiko verübt von 
einer Gruppe namens Individuali-
dades Tendiendo a lo Salvaje (ITS 
– Individualitäten mit Tendenz zum 
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Es ist wichtig zwischen den Begrifen „Ökoterrorismus” und „Umweltterrorismus” zu 
unterscheiden. Letzterer bezieht sich auf terroristische Anschläge auf die Umwelt durch 
illegale Gewaltanwendung gegen natürliche Ressourcen mit dem Ziel, diese zu zerstören oder 
die Bevölkerung durch erzwungene Umsiedlung der Vorteile dieser Ressourcen zu berauben. 

Interessante Fakten

Wilden), deren Anschläge sich gegen 
das techno-industrielle Umfeld ri-
chteten, besonders gegen die Nano- 
und Biotechnologie. Im Allgemeinen 
sind diese Gruppierungen der Mei-
nung, die Technologie und die Zi-
vilisation führten die Menschheit in 
eine ökologische Katastrophe, und 
dass dies das Ergreifen gewaltsa-
mer Maßnahmen rechtfertige (Blaine 

2006). 2011 bekannte sich die ITS 
zu dem Anschlag auf das Tecnológico 
de Monterrey und bekräftigte auch 
seine Verantwortung für den Mord 
an einem Biotechnologie-Forscher 
der Nationalen Autonomen Univer-
sität von Mexiko (UNAM), Ernesto 
Méndez Salinas. Weiterhin übte die 
Gruppierung einen - allerdings ges-
cheiterten - Anschlag auf das Institut 
für Biotechnologie der UNAM aus.  
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2007:
Gründung der ARA – Regionale Vernetzung Amazoniens 

LAND: Brasilien
BESCHREIBUNG:

Amazonas

Die Regionale Vernetzung Amazo-
niens (ARA) wurde 2007 in Sao Pau-
lo, Brasilien, als panamazonisches 
Netzwerk aus etwa 50 Institutionen 
gegründet. Diese Institutionen bil-
deten bereits nationale Netzwerke 
in Bolivien, Brasilien, Kolumbien, 
Ecuador, Peru, Surinam und Vene-
zuela. Sie schlossen sich zusammen, 
um ihre Kräfte zu bündeln und ge-
meinsam auf das Ziel hinzuarbeiten, 
die Entwaldung im Amazonasgebiet 
zu bekämpfen und so zur Milderung 
der Auswirkungen des Klimawandels 
und dessen Folgen für die biologis-
che Vielfalt beizutragen.

ARA will die Lebensbedingungen der 
Bewohner Amazoniens durch die Er-
haltung und die nachhaltige Nutzung 
der amazonischen Ökosysteme för-
dern. Die drei Schwerpunktthemen 
des Netzwerkes sind:
a) Transparenz im Forstwesen, eins-
chließlich Monitoring und Warnungen 
der Bevölkerung vor den Bedrohun-
gen von Entwaldung, Waldschädi-
gung, Waldbränden und illegalen Ak-
tivitäten im Amazonasbecken,
b) Die neue Waldwirtschaft auf der 
Grundlage von Biodiversität, Umwel-
tdienstleistungen, und wirtschaft-
lichen Aktivitäten, die keinen Hol-
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zeinschlag erfordern, und c) Die 
Wertschätzung der Kultur, vor allem 
des Wissens, der amazonischen 
Völker. Jeder nationale Mitgliedsver-
band von ARA verfügt über einen 
Arbeitsplan. 2011 begleitete ARA 
Bolivien die Entscheidungsprozes-
se über das Amazonasgebiet betre-
fende Gesetze und Vorschriften wie 
das Gesetz über die Mutter Erde, das 
Neue Forstgesetz, das Neue Umwelt-
gesetz, das Gesetz über Gebietsein-
heiten und Gesetze auf Departamen-
to-Ebene. Im selben Jahr verbreitete 
ARA Ecuador Informationen über die 

Yasuní-ITT-Initiative, unterstützte 
diese von der Zivilgesellschaft aus 
und stellte das Dokument La Ama-
zonía und die Millenniumsentwic-
klungsziele vor (ARA 2011), wo zu 
beobachten war, dass die Amazo-
nasregion bei der Mehrzahl der In-
dikatoren unter dem nationalen Dur-
chschnitt lag. ARA führt derzeit die 
Kampagne „Amazonía Corazón del 
Mundo“ (Amazonien, das Herz der 
Welt) durch, die aufzeigen soll, dass 
die Amazonaswälder eine Schlüssel-
rolle für das klimatische Gleichgewi-
cht des gesamten Planeten spielen.  
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Brasilien ist für 72% der jährlichen Abholzung im Amazonasgebiet verantwortlich, gefolgt von 
Venezuela (12,5%), Peru (6,5%) und Kolumbien (4,7%) (ARA 2011: 78). 

Die Partnerorganisationen, die ARA Bolivien bilden sind: Centro de Investigación y Preservación de 
la Amazonía (CIPA – Zentrum für Forschung und Erhaltung des Amazonasgebietes), Fundación para 
el Desarrollo del Sistema Nacional de Áreas Protegidas (FUNDESNAP – Stiftung für die Entwicklung 
des Nationalen Schutzgebietssystems), Instituto Para el Hombre, Agricultura y Ecología (IPAHE 
– Institut für Mensch, Landwirtschaft und Ökologie), Fundación Natura Bolivia (Stiftung Natura 
Bolivia), Herencia Interdisciplinaria para el Desarrollo Sostenible (Herencia – Interdisziplinäre 
Organisation für Nachhaltige Entwicklung), Instituto para la Conservación de Ecosistemas Acuáticos 
(ICEA – Institut für den Schutz von Wasserökosystemen) und Sociedad Boliviana de Derecho 
Ambiental (SBDA – Bolivianische Gesellschaft für Umweltrecht).

Die Partner, die ARA Brasilien bilden, sind: Instituto del Hombre y Medio Ambiente de la Amazonía 
(IMAZON – Institut für Mensch und Umwelt Amazoniens), Instituto para la Conservación y Desarrollo 
Sostenible del Amazonas (IDESAM – Institut für den Schutz und die Nachhaltige Entwicklung des 
Amazonas), Instituto Socioambiental (ISA – Sozioökoloisches Institut), el Instituto Centro de Vida 
(ICV – Institut Zentrum des Lebens) und die Berater Tasso Azevedo und Carlos Miller.

Die Partner von ARA Kolumbien sind: Alianzas para la Sostenibilidad (ALISOS – Bündnisse für 
Nachhaltigkeit), Dirección Territorial Amazonía Orinoquia de la Unidad de Parques Nacionales 
Naturales de Colombia (Territorialdirektion für die Amazonas- und Orinoco-Region der Einheit für 
Naturparks in Kolumbien),
Instituto Amazónico de Investigaciones Cientíicas (SINCHI – Amazonisches Institut für 
Wissenschaftliche Forschung), Fundación Tropenbos Colombia (Stiftung Tropenbos Kolumbien), 
Fundación Etnollano (Stiftung Etnollano) und Patrimonio Natural (Fondo para la Biodiversidad y 
Áreas Protegidas) (Naturerbe – Fonds für Biodiversiät und Schutzgebiete).

Die Partner von ARA Ecuador sind: Centro Ecuatoriano de Derecho Ambiental (CEDA – 
Ecuadorianisches Zentrum für Umweltrecht), EcoCiencia, EcoDecisión, Fundación para el Avance 
de las Reformas y las Oportunidades (Grupo FARO) (Stiftung für den Fortschritt von Reformen und 
Chancen – Grupo FARO), Iniciativa para la Conservación en la Amazonía Andina (ICAA – Initiative 
für die Erhaltung der andinen Amazonasregion), Grupo Randi Randi, Corporación de Manejo Forestal 
Sustentable (COMAFORS – Körperschaft für Nachhaltiges Forstmanagement), Fundación Futuro 
Latinoamericano (FFL – Stiftung Zukunft Lateinamerikas), die Biodiversitätsstation Tiputini, die 
Universidad Técnica Particular de Loja, Fundación Yhana (Yhana-Stiftung), Coordinadora de Radios 
Populares del Ecuador (CORAPE – Dachverband der Volksradiostationen Ecuadors).

Die Partner von ARA in Peru sind: Amazónicos por la Amazonía (Amazonier für Amazonien), Centro 
para la Sostenibilidad Ambiental UPCH (Zentrum für Ökologische Nachhaltigkeit der Universität 
Cayetano Heredia), PRONATURALEZA, Instituto de Investigación de la Amazonía Peruana (IIAP – 
Forschungsinstitut des Peruanischen Amazonasgebietes), Instituto del Bien Común (IBC – Institut 
für das Gemeinwohl), Sociedad Peruana de Derecho Ambiental (SPDA – Peruanische Gesellschaft 
für Umweltrecht) und Derecho Ambiente y Recursos Naturales (DAR – Recht, Umwelt und Natürliche 
Ressourcen).

ARA Surinam wird vertreten von der Organisation ATTUNE, die eine wichtige Rolle bei der Arbeit 
mit REDD+ und der indigenen Bevölkerung spielt, während ARA Venezuela aus der Asociación 
Wataniba (Wataniba-Verein), der Fundación Tierra Viva (Stiftung Lebendige Erde), Provita und 
Acoana besteht.

Interessante Fakten
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2007:
Start der Yasuní-IIT Initiative in Ecuador 

LAND: Ecuador
BESCHREIBUNG

Rafael Correa stellt die Initiative “Yasuní-ITT auf dem Klimagipfel “Rio+20” vor

Die Yasuní-IIT-Initiative unterbreite-
te den Vorschlag, auf die Ölförderung 
im Nationalpark Yasuní zu verzichten 
und dafür eine inanzielle Vergütung 
für die Umweltdienstleistungen des 
Parks zu erhalten, für die der ecua-
dorianische Staat und die internatio-
nale Entwicklungszusammenarbeit 
aufkommen sollten. Die Höhe der 
Vergütung würde sich nach den po-
tenziellen Gewinnen der Ölförderung 
richten. Auf diese Weise würden die 
Biodiversität und der kulturelle Rei-
chtum des Parks anerkannt und die 
846 Millionen Barrel Öl gegen einen 
internationalen Beitrag von rund 3,6 

Milliarden Dollar über einen Zeitraum 
von 13 Jahren (von 2007 bis 2020) 
unter der Erde gelassen. Dies war 
eine innovative Initiative, die sich 
international als Vorzeigeprojekt im 
Kampf für ein post-extraktivistisches 
Entwicklungsmodell für die Zeit nach 
dem Erdölzeitalter positioniert hat 
(AVINA). Zudem kritisiert sie ofen 
die Erdölindustrie.

Der Nationalpark Yasuní liegt in den 
Amazonasprovinzen Pastaza und 
Orellana in Ecuador. Er wurde 1979 
zum Nationalpark erklärt und 1989 
von der UNESCO zum Biosphären-
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reservat. Yasuní ist Lebensraum von 
rund 1130 Baumarten, 630 Voge-
larten und über 100 Säugetier- und 
Amphibienarten (Yasunidos 2015). 
In der Gegend leben außerdem die 
indigenen Völker Waorani, Kichwas 
und Shuar, die Völker in freiwilliger 
Isolierung Tagaeri und Taromenane, 
sowie Siedler und Mestizen. Das Ge-
biet des Nationalparks überschnei-
det sich mit dem mehrerer Erdölkon-
zessionen der Unternehmen Repsol 
(Spanien), Petro Oriental (China) 
und Petroamazonas (Ecuador). Am 
15. August 2013 brach Präsident 
Rafael Correa per Dekret Nr. 74 die 
Kampagne ab, da man es nicht ges-
chaft hatte, den nötigen inanziellen 
Ausgleich von der internationalen 
Gemeinschaft zu erhalten. Damit 
wurde die Möglichkeit eröfnet, auf 

1% der Fläche des Parks zu inter-
venieren. In seinen Ausführungen 
nannte der Präsident die Gründe für 
den Abbruch der Initiative. Der erste 
war die fehlende Mitverantwortung 
der internationalen Gemeinschaft, 
die nach sechs Jahren Kampagne le-
diglich 13,6 Millionen Dollar beiges-
teuert hatte (von den 116, die sie 
zugesagt hatte). Der zweite Grund 
ist die Notwendigkeit, die Gelder aus 
der Ölförderung (ca. 18 Millionen 
Dollar) zur Armutsbekämpfung und 
Deckung der Grundbedürfnisse der 
Bevölkerung in den Bereichen Ges-
undheit, Bildung und Infrastruktur 
zu nutzen. Nur Tage nach dem Ab-
bruch der Initiative gründete sich 
das Kollektiv Yasunidos, das wei-
terhin Kampagnen zur Rettung des 
Yasuní und der Wiederbelebung der 
Initiative durchführte. 
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2007:
Erster Südamerikanischer Energiegipfel in Venezuela  

LAND: VENEZUELA
  BESCHREIBUNG

UNASUR-Gipfel, Santiago de Chile

Der Südamerikanische Energiegip-
fel fand im April 2007 auf der Isla 
Margarita in Venezuela, statt, um 
Möglichkeiten der regionalen Ener-
gieintegration auszuloten. Die Zie-
le dieses Gipfeltrefens waren die 
Festlegung einer Energiematrix, die 
hauptsächlich auf den Erdgas- und 
Erdölvorkommen des Kontinents ba-
sierte, die Gründung der Bank des 
Südens und einer Organisation Er-
döl Exportierender Länder (spanis-
che Abkürzung OPEP). Die Gründung 
der Bank des Südens hatte zum Ziel, 
Argentinien und Venezuela aus der 
Abhängigkeit von multilateralen Or-

ganisationen wie dem Internationa-
len Währungsfonds, der Interame-
rikanischen Entwicklungsbank, der 
Weltbank und der Nationalen Bank 
für Wirtschafts- und Sozialentwic-
klung (BNDES) zu führen. Jedoch 
unterstützte Brasilien dieses Vorha-
ben nicht, da es ein Versuch war, die 
BNDES zu ersetzen, die größte Fi-
nanzkörperschaft Brasiliens und hö-
chst einlussreich in der Region.

Auch das Projekt der Gründung von 
Oppegasur (Organisation Erdgas 
Produzierender und Exportieren-
der Länder) wurde nicht von allen 
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Gemäß dem Bericht über Energiestatistiken der OLADE (Lateinamerikanische 
Energieorganisation) lagen die regionalen Erdölreserven 2005 bei 115 Milliarden Barrel. Davon 
entfallen 80,55 Milliarden auf Venezuela und 11,77 Milliarden auf Brasilien.

Interessante Fakten

Anwesenden getragen, da manche 
der Meinung waren, dass nur eini-
ge wenige Länder davon proitieren 
würden, und es nicht zweckmäßig 
sei, Verbraucher von Produzenten zu 
trennen, wenn man sich doch eigent-
lich für eine regionale Integration 
einsetze. Ebenfalls eine große Debat-
te gab es über Biokraftstof aufgrund 
der gegensätzlichen Positionen von 
Venezuela und Brasilien. Ersteres 
Land stand Biokraftstofen kritisch 
gegenüber, da sie die umweltschäd-
liche Automobilindustrie förderten 
und die Lebensmittelsouveränität 

beeinträchtigten, während Brasilien 
sie als alternative und sauberere 
Energiequelle betrachtete. 

Am Ende des Gipfels wurde eine 
Schlusserklärung mit 17 Punkten 
verfasst, die gemeinsame Investi-
tionen fördern sollten, aber ohne 
dabei ein konkretes Projekt im Blick 
zu haben. Der einzige Punkt, der 
eine konkrete Maßnahme anstieß, 
war der zur Schafung eines Süda-
merikanischen Energierates, der seit 
2008 alle zwei Jahre im Rahmen der 
Union Südamerikanischer Nationen 
(UNASUR) zusammentritt. 
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2008:
Verankerung des Prinzips des „Guten Lebens”

in der ecuadorianischen Verfassung 
LAND: Ecuador

BESCHREIBUNG:

Initiierung des Staatsprogrammes “Buen Vivir” in Quito, Ecuador

Die neue ecuadorianische Verfas-
sung von 2008 beinhaltet als Quers-
chnittsprinzip das Konzept des Su-
mak Kawsay (oder „buen vivir”, 
gutes Leben). Dieses erkennt erst-
mals die Rechte der Natur an und 
ersetzt die Sicht der Natur als Res-
source durch eine Perspektive, in der 
die Natur als „Raum, wo das Leben 
sich vermehrt und verwirklicht“ ge-
sehen wird. Der Diskurs des „guten 
Lebens“ kam Ende der 90er Jahre 
auf als eine Form des Widerstandes 
gegen den Globalisierungstrend der 
Entwicklung. 

Der verfassungsgebende Prozess in 
Ecuador war ein geradezu prädes-
tinierter Raum für eine Infrages-
tellung des modernisierenden Ent-
wicklungsmodells und die Relexion 
über einen Paradigmenwechsel. Die 
Verfassung Ecuadors von 2008 führt 
eine Vision ein, in der der Mensch im 
Zentrum der Entwicklung steht und 
das Ziel das Erreichen eines Zus-
tands des „guten Lebens“ ist, zu dem 
die Verbesserung der Lebensqualität 
der Bevölkerung gehört ebenso wie 
ein harmonisches Zusammenleben 
mit der Natur, ein Wirtschaftssys-
tem, das die Gleichheit durch eine 
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soziale und territoriale Umverteilung 
der Gewinne aus der Entwicklung 
fördert, und die Förderung der Bür-
gerbeteiligung in allen Bereichen von 
öfentlichem Interesse (Larrea 2011: 
61). In diesem Zusammenhang stell-
te man den ersten Nationalen Ent-
wicklungsplan Ecuadors vor, der den 
Titel „Plan Nacional para el Buen vivir 
2009-2013” (Nationaler Plan für das 
gute Leben) trug, ebenso wie dessen 
aktualisierte Version (2013-2017), 
die im Juni 2013 durch das Nationale 
Planungs- und Entwicklungssekreta-
riat verabschiedet wurde. 

Einen ähnlichen Prozess konnte man 
in Bolivien beobachten. Auch wenn 
die bolivianische Verfassung im Un-
terschied zur ecuadorianischen keine 
Rechte der Natur anerkennt, verabs-
chiedete die bolivianische Regierung 
2010 das Gesetz über die Rechte 
der Mutter Erde, die „die Rechte der 
Mutter Erde sowie die Verplichtun-
gen und Aufgaben des plurinationa-
len Staates und der Gesellschaft zur 
Gewährleistung der Achtung dieser 
Rechte“ anerkennt (Art. 1) (Vanhulst 
2014:5).
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2008:
Beginn des UN-REDD-Programms 

LAND: Vereinte Nationen
BESCHREIBUNG:

Vorteile des REDD+

2008 brachten die Vereinten Nationen 
das Programm für die Reduzierung 
von Kohlenstofemissionen durch 
Entwaldung und Waldschädigung 
(REDD) in Entwicklungsländern auf 
den Weg, um die informierte und 
efektive Beteiligung der Stakeholder 
einschließlich indigenen Völkern und 
anderen von den Wäldern abhän-
gigen Gemeinschaften zu fördern. 
REDD verfolgt das Ziel, durch eine 
wirtschaftliche Inwertsetzung der 
nicht geschlagenen Holzressourcen 
die Entwaldung als eine der Haup-
tursachen der Treibhausemissionen 
zu bekämpfen. Das Programm wird 

von der Ernährungs- und Landwirts-
chaftsorganisation (FAO), dem Ent-
wicklungsprogramm (UNDP) und 
dem Umweltprogramm der Verein-
ten Nationen (UNEP) verwaltet.
 
In den 80er und 90er Jahren schlu-
gen Wissenschaftler Entschädi-
gungsleistungen für den Schutz der 
tropischen Regenwälder vor, aber 
erst bei der elften Weltklimakonfe-
renz (COP11, Montreal 2005) tau-
chte das Konzept der „vermiedenen 
Abholzung“ dank der Bildung der 
Koalition der Nationen des Tropis-
chen Regenwaldes, einer Gruppe 
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von Ländern unter Führung von Pa-
pua Neuguinea und Costa Rica wie-
der auf der internationalen Agenda 
auf. Die Koalition hatte sich gebil-
det mit dem Ziel, dass die Erhaltung 
von Wäldern als eine Art der Mitiga-
tion des Klimawandels gelte. Dieser 
Vorschlag war bereits auf vorherigen 
Konferenzen unterbreitet worden, 
aber erst auf der COP11 gewann er 
an Relevanz, vor allem aufgrund der 
Forschung, die über das Thema be-
trieben worden war. Die einlussrei-
chste Forschungsarbeit kam vom 
Amazonas-Umweltforschungsinstitut 
in Brasilien (IPAM), das mit Unters-
tützung des Environmental Defense 
Fund (Umweltverteidigungsfonds) 
(NGO aus den USA) argumentier-
te, dass die durch die Modalitäten 
und Verfahren des Mechanismus 
für umweltverträgliche Entwicklung 
(Clean Development Mechanism, 
CDM) auferlegten Grenzen für Fors-
taktivitäten es der Konvention nicht 
erlaubten, das Thema Abholzung 
angemessen anzugehen (Sanhueza 
und Antonissen 2014:13).

Auf der COP 13 (Bali, 2007) verließ 
REDD die rein technische Ebene und 
wurde zum wesentlichen Bestand-
teil des Aktionsplans von Bali. Auf 
der COP 14 (Poznan, 2008) errei-
chte man einen allgemeinen Kon-
sens darüber, dass die REDD-Akti-
vitäten ausgeweitet werden sollten. 
So entstand REDD+, bei dem zu den 
ursprünglich vom REDD-Programm 
angedachten Bereichen (Abholzung 
und Waldschädigung) drei strate-
gische Bereiche hinzugefügt wor-
den waren (Erhaltungsmaßnahmen, 
Waldmanagement und Ausbau des 
Kohlenstofbestandes aus Wäldern). 
In den darauf folgenden Klimakon-
ferenzen (COP) wurden technische 
Einzelheiten und Details der Finan-
zierung des Programms debattiert 

und entwickelt. 

In Lateinamerika ist das größte Hin-
dernis bei der Entwicklung einer 
REDD+-Politik die Tatsache, dass in 
vielen Fällen die beteiligten Sektoren 
(Forst, Landwirtschaft, Entwicklung 
usw.) nicht mit einander ergänzen-
den Zielen arbeiten, sondern sich 
deren Zuständigkeitsbereiche häuig 
überschneiden (Sanhueza und An-
tonissen 2014: 24). Dennoch wurde 
die Initiative von mehreren Ländern 
in Lateinamerika gut angenommen, 
und es wurden in jedem Land poli-
tische Vorschläge zur Umsetzung 
des Mechanismus erarbeitet. Dabei 
ist das Format dieser Strategien im-
mer gleich (und folgt internationalen 
Leitlinien wie denen von UN-REDD), 
unterscheiden sie sich doch darin, 
wie weit das Design der Strategie 
fortgeschritten ist und inwieweit die 
(politischen oder zivilgesellschaftli-
chen) Akteure die vorgeschlagenen 
Aktionen unterstützen. Beispielswei-
se richten Länder, die einen Großteil 
ihrer Waldlächen verloren haben, 
wie Nicaragua und El Salvador, ihre 
REDD+-Strategien oft auf Anpas-
sung an den Klimawandel und die 
Wiederherstellung von Wäldern. Im 
Gegensatz dazu haben Länder wie 
Chile mit geringen Entwaldungsraten 
einen Schwerpunkt auf Degradation 
gelegt (Sanhueza und Antonissen 
2014: 25).

Der Fortschrittsgrad dieser Strate-
gien in Lateinamerika variiert. In Ar-
gentinien, El Salvador, Guatemala,
Honduras, Panama und Paraguay be-
inden sich diese in der Design- und 
Vorschlagsphase, in Chile und Peru in 
der Konsultierungsphase. In Mexiko, 
Brasilien, Ecuador und Nicaragua 
wurden sie bereits von der Regierung 
abgesegnet. In Mexiko wurden zum 
Beispiel Änderungen am Gesetz über 
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In Lateinamerika funktionieren mehrere Vergütungsprogramme für Ökosystemdienstleistungen. 
Das Programm zur Reduzierung von Kohlenstof aus der vermiedenen Abholzung zum Schutz 
des Nationalparks Cordillera Azul in den Departamentos San Martín, Loreto, Huánuco und 
Ucayali in Peru ist ein Beispiel dafür. Andere repräsentative Programme mit Ausgleichszahlungen 
für Ökosystemdienstleistungen in Lateinamerika sind: Proyecto de Carbono Suruí 
(Kohlenstofprojekt Suruí - Brasilien), Corredor de Conservación Chocó-Darién (Schutzkorridor 
Chocó-Darién - Kolumbien), Restauración y Conservación de los Ecosistemas Forestales en 
Peligro (Restaurierung und Erhaltung gefährdeter Wald-Ökosysteme - Nicaragua), Secuestro de 
Carbono en Comunidades Indígenas y Rurales en el Estado de Oaxaca (Kohlestofsequestrierung 
in indigenen und ländlichen Gemeinden im Staat Oaxaca - Mexiko), en Comunidades de Pobreza 
Extrema en la Sierra Gorda - Kohlenstofsequestrierung in Gebieten extremer Armut in der 
Sierra Gorda (Mexiko), Fondo Ambiental para la Protección de las Cuencas y Agua (Umweltfonds 
für den Schutz von Wasser und seinen Einzugsgebieten - Ecuador), Juntas Administradoras de 
Agua del Sector Sur del Parque Nacional Pico Bonito (Wasserverwaltungsgremien des Sektors 
Süd des Nationalparks Pico Bonito - Honduras) und Acuerdos Recíprocos Ambientales en Bolivia 
(wechselseitige Umweltvereinbarungen in Bolivien). 

Interessante Fakten

nachhaltige Forstentwicklung vor-
genommen, um die Umsetzung von 
REDD+ zu ermöglichen (2012). In 
Nicaragua wurde die Nationale Stra-
tegie zur Vermeidung der Entwal-
dung (ENDE-REDD+) in den Plan 
für Menschliche Entwicklung (2012) 
aufgenommen. In Ecuador wurden 

Vorschriften erlassen, die die Um-
setzung des REDD+-Mechanismus 
per Ministerialvereinbarung Nr.33 
(2013) regeln. Andererseits beindet 
sich Costa Rica bereits in der Umset-
zungsphase und erhält Gelder für Er-
gebnisse (Sanhueza und Antonissen 
2014: 26-28).
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Historische Momente

2009:
Baguazo: Indigene Proteste gegen Regelungen über 

natürliche Ressourcen 
LAND: Peru

BESCHREIBUNG

Auseinandersetzungen zwischen der Polizei und der indigenen Bevölkerung in Bagua, Peru

Am 5. Juni 2009, nach über einen  
Monat andauernden Protesten in Ba-
gua im Departamento Amazonas im 
Norden des peruanischen Amazo-
nasgebiets, kam es zu gewaltsamen 
Auseinandersetzungen zwischen In-
digenen und der Polizei. Die Bilanz 
sind 33 Tote (23 Polizisten und 10 
Indigene) und ein verschwundener 
Polizist. Diese Konfrontationen ents-
tanden vor dem Hintergrund der 
Proteste der indigenen Bevölkerung 
gegen die Verabschiedung eines Ge-
setzespakets 2007, das die Anforde-
rungen für den Erwerb von Land und 
Rohstofen in indigenen Gebieten für 

wirtschaftliche Investitionen verrin-
gerte. Die indigene Bevölkerung war 
der Meinung, dass viele der verabs-
chiedeten Dekrete ihre Kollektivre-
chte und ihre Lebensformen direkt 
bedrohten. 

Diese Dekrete waren ohne vorhe-
rige Konsultation oder Beteiligung 
der Bürger verabschiedet worden. 
Die Dringlichkeit oder Eile der Ve-
rabschiedung wurde von der Zen-
tralregierung mit der Erfüllung der 
Verplichtungen im Rahmen des 
Freihandelsvertrages zwischen Peru 
und den Vereinigten Staaten erklärt, 
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wonach der peruanische Staat sich 
verplichtete, seine institutionelle 
Kapazität zur Umsetzung des Forst-
gesetzes und zum internationalen 
Handel mit Forstprodukten zu stär-
ken. Die Rechtfertigung dieser De-
krete ging einher mit einem Diskurs 
des damaligen Präsidenten Alan 
García, der sich auf die indigenen 
Völker als „Hunde des Gemüsegärt-
ners“ bezog, die das, was sie nicht 
selbst nutzen, auch keinem ande-
ren gönnen. Er warnte auch vor der 
Existenz von Gruppen (er bezog sich 
damit auf die indigenen Völker), die 
„den Fortschritt Perus zur Demokra-
tie, dem freien Markt, den ausländis-
chen Investitionen und der Moder-
nisierung zu blockieren“ versuchten 

(Chirif 2009).

Die Vorfälle von Bagua hatten große 
Auswirkungen, sowohl auf nationaler 
als auch internationaler Ebene. Es 
war das erste Mal, dass Angelegen-
heiten der indigenen Völker des Ama-
zonasbeckens im öfentlichen Leben 
und auf der peruanischen politischen 
Agenda weitreichend debattiert wur-
den. Als direkte Ergebnisse wurden 
die betrefenden Gesetze außer Kraft 
gesetzt und einige Jahre später das 
Gesetz Nr. 29785, das Gesetz über 
das Recht der indigenen Völker auf 
vorherige Konsultation, verabschie-
det, das im Übereinkommen 169 der 
Internationalen Arbeitsorganisation 
(engl. Abkürzung ILO) anerkannt ist.
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Historische Momente

2009:
Amerikanisches Symposium über Energie und Klima 

LAND: Peru
BESCHREIBUNG

Diskussion der Organisation Amerikanischer Staaten (OAE) über die Energie- und Klimapartnerschaft der 
amerikanischen Staaten (ECPA), Washington D.C., USA

Das Amerikanische Symposium über 
Energie und Klima fand am 15. und 
16. Juni 2009 in Lima, Peru statt. 
Es war eine Folgeveranstaltung des 
fünften Amerika-Gipfels im April 
2009 in Trinidad und Tobago, wo die 
Problematik der globalen Erderwär-
mung sowie das Thema Nachhal-
tigkeit und ihre Auswirkungen auf 
den Abbau, die Verteilung und die 
Verfügbarkeit von Energie behandelt 
wurden. In diesem Zusammenhang 
kündigten die Vereinigten Staaten 
ihr Interesse an einer Energie- und 
Klimapartnerschaft für Amerika 
(ECPA) an, für deren Vermittlungs-

mechanismus das Generalsekreta-
riat der Organisation Amerikanischer 
Staaten (OAS) durch seine Abteilung 
für Nachhaltige Entwicklung zustän-
dig wäre. 

Teilnehmer des Symposiums waren 
Vertreter der Regierungen, der In-
dustrie, der Wissenschaft und der 
Zivilbevölkerung. Bei den Vorträgen 
wurde die Notwendigkeit betont, den 
Technologietransfer auszuweiten und 
die Harmonisierung von Standards 
für die Herstellung von elektrischen 
Haushaltsgeräten voranzutreiben. 
Die herausragenden Vorschläge des 
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Symposiums waren das Programm 
der Vereinigten Staaten für Gemein-
den mit geringen Kohlenstofemis-
sionen, das die CO2-Fußabdrücke 
in städtischen Gebieten der Region 
verringern sollte; die Entwicklung ei-
nes Regionalzentrums für Energiee-
izienz in Peru, angekündigt vom 
Energieministerium der Vereinigten 
Staaten und dem Ministerium für 
Energie und Bergbau in Peru; und die 
Gründung eines Regionalzentrums 
für Erneuerbare Energie in Chile, an-
gekündigt von den USA und dem chi-
lenischen Energieministerium. Das 
Regionalzentrum für Erneuerbare 
Energie soll als Informationszentrum 
dienen und analytische Instrumente 
zur Verfügung stellen sowie zur wi-
chtigsten Quelle an Erfahrungen in 

Politik und Technologie im Bereich 
saubere Energien werden.

Derzeit gibt es in Chile ein Zentrum 
für Innovation und die Förderung 
Nachhaltiger Energien (CIFES), das 
die Umsetzung der Politik und des 
Aktionsplans für Energieinnovation 
unterstützt und ein Kataster der 
Instrumente und Initiativen zur In-
vestitionsförderung in nicht konven-
tionelle erneuerbare Energien (So-
lar-, und Windenergie, Geothermie, 
Meeresenergie, Energie aus Biomas-
se und Wasserkraft) und nachhalti-
ge Energieformen führt, die in Chile 
entwickelt oder umgesetzt werden. 
In Chile laufen aktuell 149 Projekte 
mit nicht konventionellen erneuer-
baren Energien.
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Historische Momente

2010:
Ölpest im Golf von Mexiko

LAND: USA und Mexiko
BESCHREIBUNG:

Ein Satellitenbild zeigt den Ölteppich im Golf von Mexiko und wie dieser sich der Küste Louisanas nähert

Am 22. April 2010 wurde eine gra-
vierende Ölpest im Golf von Mexiko 
entdeckt. Ursache war die Explosion 
der von der British Petroleum (BP) 
betriebenen Bohrinsel Deepwater 
Horizon. BP ist der größte Ölförde-
rer im Golf von Mexiko. Zur Explo-
sion kam es aufgrund von Mängeln 
im System, das nicht gründlich ge-
nug geprüft worden war. 11 Arbeiter 
starben, der Ölteppich bedeckte eine 
Fläche von über 4800 km2 und bewe-
gte sich von der Küste von Louisiana 
in Richtung Alabama und Mississippi. 
Diese Ölpest gilt als eine der größten 
der Geschichte und verursachte ein 

ökologisches Desaster. 
 
Laut oiziellen Zahlen traten rund 
3,4 Milliarden Liter Öl aus. 400 Ar-
ten wurden gefährdet, darunter vor 
allem Wasserfauna (Fische, Wei-
chtiere, Schalentiere, Wale, Deline, 
Thunisch, Garnelen usw.) und Zu-
gvögel (Ecosfera 2010, Stroh 2011: 
23). Außerdem waren fünf Schil-
dkrötenarten betrofen, die im Golf 
von Mexiko leben und auf der Liste 
der gefährdeten Arten stehen. Diese 
sind die grüne Schildkröte (Chelo-
nia mydas), die unechte Karettschil-
dkröte (Caretta caretta),
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die echte Karettschildkröte (Eret-
mochelys imbricata), die Lederschil-
dkröte (Dermochelys coriacea) und 
die karibische Bastardschildkröte 
(Lepidochelys kempii) (Stroh 2011: 
23). Die Katastrophe rief massive Re-
aktionen von Seiten der Bürger und 
der verschiedenen Behörden der Re-
gierung hervor (National Oceanic and 
Atmospheric Administration – Natio-
nale Ozean- und Atmosphärenbehör-
de, National Park Service - National-
parkdienst, Environmental Protection 
Agency – Umweltschutzbehörde und 
andere), die noch tödlichere Folgen 
des Unfalls verhinderten. Der da-
malige Gouverneur von Mississippi, 
Ray Mabus, erstellte den Mabus-Be-
richt, der einen Plan zur Sanierung 
der Golfküste empfahl. Dieser Plan 
enthielt folgende Elemente: Erstens 
solle der Kongress der Vereinigten 
Staaten die gemäß dem Clean Wa-
ter Act (Gesetz über sauberes Was-
ser) verhängten Geldstrafen für die 
Sanierung der Golfküste zur Verfü-
gung stellen. Weitere Vorschläge be-
trafen die langfristige Sanierung der 
Ökosysteme; die Wiederherstellung 
der Gesundheitsversorgung; wirts-
chaftliche Sanierung; Wiederherste-
llung des Sektors der gemeinnützi-
gen Organisationen.

Als Überwachungs- und Präven-
tionsmaßnahme für zukünftige Ka-
tastrophen leitete Präsident Obama 
im Oktober 2010 die Einrichtung der 
Arbeitsgruppe für die Sanierung des 
Ökosystems der Golfküste (The Gulf 
Coast Ecosystem Restoration Task 
Force) ein. British Petroleum ver-
plichtete sich, 20 Milliarden USD in 
einen Fonds für Ausgleichzahlungen 
für erlittene Schäden an Privatper-
sonen, Unternehmen und aus Kla-
gen der Regierung zu investieren. 
Außerdem richtete das Vorfallma-
nagementsystem (National Incident 
Command System) das Team für 
Ganzheitliche Lösungen (Integral 
Solutions Team) ein, um die von der 
Ölpest betrofenen Privatpersonen 
und Kleinunternehmen zu koordinie-
ren und unterstützen. 

Diese Katastrophe hatte auch 
Auswirkungen auf den Privatsektor, 
denn im Juli 2010 kündigten die Un-
ternehmen Exxon Mobil, Shell, Cono-
co Phillips und Chevron im Rahmen 
des Clean Water Act die Gründung 
der Marine Well Containment Com-
pany (Unternehmen zur Sicherung 
von Ölquellen im Meer) und eine In-
vestition von 1 Milliarde Dollar zur 
Eindämmung von möglichen Ölunfä-
llen im Golf von Mexiko an.
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Historische Momente

2010:
Übereinkommen von Cancún und Gründung des Green 

Climate Fund 
LAND: Mexiko

BESCHREIBUNG:

Panel bei der COP 16, Mexiko

Auf der COP 16 in Cancún vom 29. 
November bis 10. Dezember 2010 
wurden die Vereinbarungen von Can-
cún geschlossen. Auf der Grundlage 
des Vierten Evaluierungsberichts des 
IPCC über den Klimawandel erkannte 
man die Notwendigkeit an, die welt-
weiten Treibhausgase zu reduzieren 
und dringende Maßnahmen zur Mi-
tigation und Anpassung an den Kli-
mawandel zu trefen. Eine der wi-
chtigsten Entscheidungen des Gipfels 
war die Gründung des Green Climate 
Fund (GCF), der als zuständige Ein-
heit für das Funktionieren des Fi-
nanzmechanismus der Konvention 

gebildet wurde und die nötigen Abs-
timmungen vornimmt, um Projekte, 
Programme, Politiken und andere 
Maßnahmen vor allem in den Entwic-
klungsländern zu unterstützen. 

Der Green Climate Fund ist der wi-
chtigste multilaterale Finanzierungs-
mechanismus zur Unterstützung der 
Klimaaktionen in Entwicklungslän-
dern mit Paketen, die unter anderem 
einen Technologietransfer und den 
Aufbau von Kapazitäten umfasst. Der 
Ansatz des Green Climate Fund ver-
plichtet die Industrieländer zur Mo-
bilisierung von 100 Milliarden Dollar 
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pro Jahr ab 2020, einem Abkommen 
zur Reduzierung von Emissionen aus 
Entwaldung und Waldschädigung 
(REDD) und die Überprüfung der 
Emissionsziele im Rahmen der Kon-
vention anstatt im Rahmen der na-
tionalen Projekte. 

Momentan gibt es in Lateinamerika 
und der Karibik mehrere Optionen 
zur Klimainanzierung über bilate-
rale und multilaterale Kanäle. Zu 
diesen Optionen gehören die Ko-
hlenstofmärkte, wo Kaufverträge 
abgeschlossen werden und eine Par-
tei die andere für eine Reduzierung 
der Treibhausgasemissionen in einer 
bestimmten Höhe bezahlt. Auch auf 
dem Kohlenstofmarkt gibt es vers-
chiedene Möglichkeiten wie der Clean 
Development Mechanism (CDM – 
Mechanismus für eine umweltver-
trägliche Entwicklung), der freiwillige 
Kohlenstofmarkt und die Inlands-
märkte.

In Lateinamerika laufen die wichtigs-
ten Initiativen der Inlandsmärkte in 
Mexiko, Brasilien. Chile, Kolumbien 
und Costa Rica. Im April 2012 verabs-
chiedete der mexikanische Kongress 
das Allgemeine Gesetz über den Kli-
mawandel, um seinem Ziel der Re-
duzierung der Treibhausgasemissio-
nen auf ein Niveau, das 30% unter 
den für 2020 geschätzten Progno-
sen liegt, ein rechtliches Fundament 
zu verleihen. Dieses Gesetz gab der 
mexikanischen Bundesregierung die 
Befugnis, Programme, Politiken und 
Aktionen für eine Verringerung der 

Treibhausgasemissionen zu formulie-
ren. Dazu gehört auch die Schafung 
eines Schemas für den Emissions-
handel. Brasilien verabschiedete im 
Dezember 2009 ein Bundesgesetz, 
das zwar nicht ausdrücklich die Prin-
zipien für die Schafung eines natio-
nalen Kohlenstofmarktes festlegte, 
aber die Integration des nationalen 
Börsenmarktes in ein solches Sche-
ma erlaubte. In Brasilien stecken die 
freiwilligen Kohlenstofmärkte zwar 
noch in den Kinderschuhen, jedoch 
gehören bereits 60% der freiwillig in 
Lateinamerika vergebenen Kredite 
in diese Kategorie. In Chile, Kolum-
bien und Costa Rica wurde ebenfalls 
begonnen, Kapazitäten im Land zu 
entwickeln, um Marktmechanismen 
im Zusammenhang mit Kohlenstof, 
erneuerbaren Energien und Ener-
gieeizienz einzurichten. Schließlich 
sind noch eine Reihe weiterer Mi-
tigationsmechanismen zu nennen: 
Sektoransätze, NAMAs (Nationally 
Appropriate Mitigation Actions – Na-
tional angemessene Minderungs-
maßnahmen), emissionsarme Ent-
wicklungsstrategien (LEDS – Low 
Emission Development Strategies) 
und die Reduzierung der Emissionen 
aus Entwaldung und Waldschädigung 
(REDD+). Letzterer Mechanismus 
wurde in den Ländern des Amazo-
nasbeckens sehr gut angenommen, 
da er auf den Schutz der tropischen 
Wälder abzielt. Der Green Climate 
Fund besteht aus 40 Mitgliedstaaten, 
15 davon Industrieländer und 25 
Entwicklungsländer (7 davon in La-
teinamerika und der Karibik). 
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Historische Momente

2011:
Francisco Pineda aus El Salvador gewinnt den Goldman-

Umweltpreis 
LAND: El Salvador
BESCHREIBUNG:

Ein See in El Salvador

Der Salvadorianer Francisco Pineda 
gewann den Goldman-Umweltpreis 
2011 als Anführer einer Bürger-
bewegung, die es schafte zu verhin-
dern, dass eine Goldmine die Wasse-
rressourcen des Lempa-Flusses in El 
Salvador zerstörte, dessen Einzugs-
bereich fast die Hälfte des Landes 
umfasst. Da es keine landesweite 
Infrastruktur für die Wasserversor-
gung gibt, hängen die Bauern und 
ländlichen Gemeinden in El Salvador 
von nahe gelegenen Gewässern ab, 
um ihre Felder bewässern und ihren 
persönlichen Wasserbedarf decken 
zu können. 

Der Freihandelsvertrag zwischen den 
Vereinigten Staaten, Zentralamerika 
und der Dominikanischen Republik 
(englische Abkürzung CAFTA) hatte 
es ausländischen Unternehmen er-
leichtert, in El Salvador ansässig zu 
werden. Diese erhielten Genehmi-
gungen für eine ganze Reihe von Ent-
wicklungsprojekten, darunter auch 
den Gold- und Silberabbau. 2002 
leitete das kanadische Bergbauun-
ternehmen Paciic Rim die Erkun-
dungsphase eines Projektes zum 
Gold- und Silberabbau in Cabañas 
ein. 2004 stellte Pineda fest, dass 
der Bach, mit dessen Wasser er sei-
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ne Felder bewässerte, aufgehört hat-
te zu ließen und fand heraus, dass 
der Grund dafür die Pumpen waren, 
die Paciic Rim an diesem Bach mon-
tiert hatte. Damit entnahm die Firma 
Wasser für ihre Erkundungstätigkei-
ten weiter lussaufwärts. Aufgrund 
der verheerenden Folgen, die dies 
auf seine alltägliche Erwerbstätigkeit 
hatte, wandte sich Francisco Pineda 
gemeinsam mit seinen Nachbarn an 
die lokalen Behörden, um ihre Be-
sorgnis um die Wasserversorgung 
zum Ausdruck zu bringen. Sie er-
hielten jedoch die Antwort, dass das 
Bergbauprojekt fortgeführt werde. 
Daraufhin begannen Francisco Pi-
neda und seine Nachbarn, die Be-
völkerung von Cabañas aufzuklären. 
Sie gingen von Tür zu Tür, um mit 
den Menschen zu sprechen, und 
hielten Gemeindeversammlungen 
ab. So entstand das Nationale Dis-
kussionsforum über Bergbau. Diese 
Aktivitäten gefährdeten das Leben 
der Umweltaktivisten. Der Beweis 

dafür war der Mord an drei Kolle-
gen Pinedas. Francisco Pineda war 
Vorsitzender des Umweltkomitees 
von Cabañas, eine Vereinigung von 
Freiwilligen der Gemeinde. Zuvor 
hatte er seine Gemeinde bereits 
organisiert, um gegen eine Müllde-
ponie zu protestieren, die die loka-
le Wasserversorgung verschmutzt 
hatte. Seither galt er als führender 
Umweltaktivist seiner Region.

Die salvadorianische Regierung hat 
Paciic Rim noch nicht die nötige 
Abbaugenehmigung erteilt, um ihr 
Projekt voranzutreiben, und das Un-
ternehmen hat den Bereich, wo es 
seine Erkundungsaktivitäten dur-
chführt, um 50% verkleinert. An-
dererseits reichte Paciic Rim unter 
Berufung auf den CAFTA eine Klage 
über 100 Millionen Dollar gegen El 
Salvador ein wegen Verstoßes gegen 
den Vertrag, weil die Regierung das 
Unternehmen an der Umsetzung sei-
ner Pläne hindere.
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Historische Momente

2011:
Verabschiedung des Gesetzes über die

Vorabkonsultation in Peru 
LAND: Peru

BESCHREIBUNG

Die Unterzeichung des Abkommens, welches die indigene Bevölkerung Perus in die Planung von 
Infrastrukturprojekten miteinbezieht

Am 25. August 2011 verabschiedete 
der peruanische Kongress einstim-
mig das Gesetz über das Recht der 
indigenen Völker auf Vorabkonsul-
tation, das im Übereinkommen 169 
der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion ILO festgeschrieben ist (Gesetz 
Nr. 29785). So wurde formell das Re-
cht der indigenen Völker anerkannt, 
über gesetzgeberische oder admi-
nistrative Maßnahmen vorab konsul-
tiert zu werden, die direkt ihre Kolle-
ktivrechte, ihre physische Existenz, 
ihre kulturelle Identität oder ihre Le-
bensqualität betrefen, und über ihre 
Entwicklungsschwerpunkte zu ents-

cheiden. In einem symbolischen Akt 
wurde das Gesetz auch in der Provinz 
Bagua im Norden des peruanischen 
Amazonasgebiets verabschiedet, wo 
sich der „Baguazo“ ereignet hatte. 
Das Recht auf vorherige, freie und 
informierte Konsultation galt bereits, 
seit die peruanische Regierung das 
1995 in Kraft getretene Übereinkom-
men 169 der ILO über indigene und 
in Stämmen lebende Völker ratii-
ziert hatte. Allerdings versäumte es 
die peruanische Regierung bis 2011, 
nach den tragischen Ereignissen in 
Bagua im Jahr 2009, wo eine Kon-
frontation zwischen Indigenen und 
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Polizisten rund 30 Menschenleben 
gefordert hatte, die nationalen Ge-
setze so anzupassen, dass sie die 
Erfüllung dieser Verplichtungen in 
der Praxis gewährleisten konnte. Am 
3. April 2012 wurde das Dekret 001-
2012-MC, die Durchführungsverord-
nung zum Gesetz über die Vorabkon-
sultation, verabschiedet. 

Bisher gab es zwanzig Vorabkon-
sultationen in Peru. Die Fälle, die 
momentan bearbeitet werden, sind 
das Vorhaben einer Wasserstraße 
im Amazonasbecken; die Dur-
chführungsverordnung zum Forstge-

setz; Erdölparzellen und Vorschläge 
zur Schafung von drei regionalen 
Schutzgebieten. 

Die Situation in Bezug auf das Recht 
auf Vorabkonsultation ist in jedem 
Land der Region unterschiedlich. In 
Bolivien beispielsweise gibt es Aspe-
kte, die die Gültigkeit des Rechts auf 
Vorabkonsultation begünstigen wie 
der Querschnittsansatz oder die Au-
fnahme indigener Angelegenheiten 
in die Agenda der öfentlichen Politik 
auf allen Ebenen des Staates. In Ko-
lumbien dagegen ist die Vorabkon-
sultation ein Grundrecht und genießt 
Verfassungsrang (DPLF 2010).
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Historische Momente

2012:
Konferenz der Vereinten Nationen über Nachhaltige 

Entwicklung (Rio +20-Gipfel)  
LAND: Brasilien
BESCHREIBUNG

Dilma Roussef während der Eröfnungszeremonie der Konferenz  “Rio +20”

Vom 20. bis 22. Juni 2012 fand in 
Rio de Janeiro, Brasilien, der Rio 
+20-Gipfel statt, zwanzig Jahre nach 
dem Weltgipfel von Rio im Jahr 1992. 
Bei der Konferenz von Rio+20 waren 
führende Politiker, Vertreter des Pri-
vatsektors und der Zivilgesellschaft 
anwesend. Die Veranstaltung kon-
zentrierte sich auf zwei Hauptthe-
men: Aufbau einer ökologischen 
Wirtschaft für eine nachhaltige Ent-
wicklung und zur Bekämpfung der 
Armut, und die Verbesserung der in-
ternationalen Koordinierung für na-
chhaltige Entwicklung. Auch wenn 
man wichtige Vereinbarungen traf, 

war die Zivilgesellschaft frustriert, 
weil keine Fristen und keine greifba-
ren Ziele festgelegt wurden wie z.B. 
die Abschafung der Subventionen 
für fossile Brennstofe. Auf der Konfe-
renz erreichte man eine Reihe freiwi-
lliger Verplichtungen zwischen dem 
Privatsektor und der Zivilgesellschaft 
zur Förderung der nachhaltigen Ent-
wicklung im Wert von insgesamt 513 
Milliarden Dollar.

Zu den wichtigen Entscheidungen, 
die auf dem Gipfel getrofen wurden, 
gehört die Annahme der Ziele für 
Nachhaltige Entwicklung (Vorschlag 
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Lateinamerika und die Karibik sind die Region mit dem meisten landwirtschaftlich nutzbaren 
Land der Welt. Man schätzt seine Fläche auf 576 Millionen Hektar, das entspricht fast 30% 
der Gesamtläche dieser Region von 1995 Millionen Hektar. In Bezug auf die insgesamt 1,9 
Milliarden Hektar an degradierten Böden auf der Welt nimmt die Region mit etwa 16% den 
dritten Rang ein. In Mesoamerika sind diese Schädigungen relativ gesehen gravierender als in 
Südamerika und betrefen 26% der Böden (63 Millionen Hektar). In Südamerika sind 14% der 
Böden (fast 250 Millionen Hektar) betrofen. (De Vengoechea 2012: 3).

92% des Waldes in der Region beindet sich in Südamerika, vor allem in Brasilien und Peru, die 
zu den zehn Ländern der Welt gehören, auf die zwei Drittel aller Wälder der Erde fallen. Etwas 
mehr als 1% der Waldläche in Lateinamerika und der Karibik sind Planzungen, davon liegt fast 
die Hälfte in Brasilien (De Vengoechea 2012: 3).

Lateinamerika und die Karibik nehmen nur 15% der Landmassen der Erde ein, aber 29% 
der Niederschläge fallen in dieser Region, und hier beindet sich ein Drittel der erneuerbaren 
Wasserressourcen der Welt (De Vengoechea 2012: 3).

Interessante Fakten

von Kolumbien), die die sozialen und 
ökologischen Fortschritte der Länder 
messen und die Millenniums-Entwic-
klungsziele der Vereinten Nationen 
ersetzen werden, wenn diese 2015 
auslaufen. Diese Vereinbarung stößt 
den Wandel hin u einer Green Eco-
nomy an, ein Konzept, das von den 
europäischen Ländern unterstützt, 
aber von mehreren Entwicklungslän-
dern kritisiert wird aus Angst, dass 

dies eine Kommerzialisierung der 
Natur bedeuten und den Protektio-
nismus fördern könnte. Aus diesem 
Grunde bevorzugen die lateiname-
rikanischen Länder den Begrif na-
chhaltige Entwicklung. Derzeit gibt 
es eine ofene Arbeitsgruppe, die 
deinieren wird, wie die Messung der 
Ziele Nachhaltiger Entwicklung vons-
tatten gehen wird, deren Grundlage 
die Agenda 21 und der Umsetzungs-
plan von Johannesburg (2002) sind. 
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Historische Momente

2013:
Nohra Padilla gewinnt den Goldman-Umweltpreis 

LAND: Kolumbien
BESCHREIBUNG

Ein Abfallverwerter ind Bogotá,  Kolumbien

Nohra Padilla gewann den Gold-
man-Umweltpreis 2013 für die Mo-
bilisierung der gesellschaftlich mar-
ginalisierten Wertstofsammler in 
Kolumbien. Sie schafte es, das Mü-
llrecycling zu einem legitimen und 
wesentlichen Teil der Müllaufbere-
itung zu machen. In Lateinamerika 
übersteigt die rapide Verstädterung 
die Kapazität der kommunalen Müll-
halden, und die Müllaufbereitung ist 
zu einem großen Problem geworden. 
Vor diesem Hintergrund verdienen 
Wertstofsammler, die Material wie 
Papier, Karton, Glas, Metall und Plas-
tik für die Wiederverwertung sam-

meln, den Lebensunterhalt für ihre 
Familien. Sie sind Schlüsseliguren 
im Recyclingprozess, doch sie haben 
keine Organisationsstruktur und ha-
ben keine formal anerkannten Re-
chte.

Nohra Padilla und ihre Familie ka-
men Ende der siebziger Jahre auf 
der Flucht vor der Gewalt auf dem 
Lande nach Bogotá und arbeiteten 
als Wertstofsammler. Sie übte die-
se Arbeit seit ihrem siebten Lebens-
jahr aus. Als sie 16 war, schloss die 
Stadtverwaltung eine lokale Müllhal-
de, die zu einer wichtigen Quelle für 
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Glas, Papier und viele andere wie-
derverwertbare Materialien gewor-
den war. So mussten die informellen 
Wertstofsammler auf der Straße 
arbeiten, wo sie zu Opfern von Dis-
kriminierung und Gewalt wurden, 
die es in dieser Form auf den Müll-
halden nicht gab. Mit der Zeit wurde 
sich Nohra Padilla der Notwendigkeit 
bewusst, sich in Kooperativen zu 
organisieren, damit ihre Arbeit und 
die Dienstleistungen, die sie in der 
Gemeinde leisteten, anerkannt wür-
den. Die Kooperativen bildeten all-
mählich die Vereinigung der Werts-
tofsammler Bogotás (ARB) unter 
der Leitung von Padilla, die 3000 
informelle Wertstofsammler vertritt. 
Außerdem gibt es in Kolumbien die 
Nationale Vereinigung der Werts-
tofsammler Kolumbiens (ANRC), 
der 12000 Wertstofsammler ange-
hören. 2011 setzte sich Padilla für 

einen Gerichtsbeschluss ein, der es 
den Wertstofsammlern erlauben 
würde, neben Privatunternehmen an 
den Ausschreibungen für Verträge 
mit der Stadtverwaltung teilzuneh-
men, für ihre Dienste bezahlt und als 
wesentliche Beteiligte am Müllmana-
gement in Bogotá anerkannt zu wer-
den. In anderen Ländern Lateiname-
rikas gibt es ähnliche Initiativen und 
Organisationen, zum Beispiel die Na-
tionale Bewegung der Sammler Wie-
derverwertbaren Materials (MNCR) 
in Brasilien. Seit 2008 gibt es in Chile 
das öfentliche Programm „Ganzheit-
liches Müllmanagement“, das von 
der chilenischen Regierung und der 
Interamerikanischen Entwicklungs-
bank inanziert wird. In Peru gibt es 
die Programme des Umweltministe-
riums (MINAM) für Mülltrennung an 
der Quelle und für Selektive Müll-
sammlung.
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Historische Momente

2014:
Ruth Buendía Mestoquiari gewinnt den

Goldman-Umweltpreis 
LAND: Peru

BESCHREIBUNG:

Ruth Buendía, Preisträgerin des Goldman-Umweltpreises in der Kategorie “Flüsse und Staudämme”

Die Asháninka-Führerin Ruth Buen-
día Mestoquiari gewann den Gold-
man-Umweltpreis 2014 für die Vere-
inigung ihres Volkes im Widerstand 
gegen den Bau von zwei Staudäm-
men (Pakitzapango und Tambo 40), 
die Auswirkungen auf das Gebiet 
mehrerer Gemeinden ihres Volkes 
gehabt hätten. Ruth Buendía war 
zwölf Jahre alt, als der Leuchtende 
Pfad ins Territorium der Asháninka, 
des zahlreichsten indigenen Vo-
lkes im Amazonasgebiet, eindrang, 
dort eine Gewaltherrschaft aufbau-
te und viele Angehörige des Volkes 
aus ihren Dörfern vertrieb. Während 

des bewafneten Konlikts starb ihr 
Vater in den Händen des Leuchten-
den Pfads, weshalb Ruth Buendía 
und ihre Familie nach Lima lüchten 
mussten. Als Buendía nach Satipo 
zurückkehrte, beschloss sie, sich der 
Asháninka-Vereinigung des Río Ene 
(CARE) anzuschließen, einer Orga-
nisation, die Gemeinden betreut und 
berät, um deren Lebensbedingun-
gen zu verbessern (kametsa asaike 
= gutes Leben) und ihre Rechte zu 
stärken. Sie begann dort als Freiwi-
llige und half Asháninka dabei, die 
notwendigen Dokumente zu erlan-
gen, um Zugang zu staatlichen Ba-
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sisdienstleistungen zu erhalten (be-
sonders Bildung). 

Mit 27 Jahren wurde sie als erste 
Frau in der Geschichte der Organi-
sation zur Vorsitzenden von CARE 
gewählt. 

Wenige Tage nach ihrem Amtsantritt 
erfuhr Ruth Buendía aus der Zeitung, 
dass es Vorschläge für den Bau von 
Staudämmen im Tal des Río Ene gab, 
und obwohl sie mehrfach Informa-
tion von der peruanischen Regierung 
anforderte, erhielt sie keine Ant-
wort. Deshalb starteten Ruth Buen-
día und ihre Kollegen von CARE eine 
Sensibilisierungskampagne in den 
Asháninka-Gemeinden und organi-
sierten eine Regionalversammlung, 
in der sie ihren Widerstand gegen 
die Staudämme bekräftigten, welche 
im Rahmen eines Energieabkom-
mens zwischen Peru und Brasilien im 
Jahr 2010 genehmigt worden waren. 
Zweck des Projekts war die Stro-
merzeugung für die Versorgung in 
Peru und den Export von überschüs-
sigem Strom nach Brasilien. Auch 
wenn das Abkommen den genauen 
Standort der Wasserkraftwerke ni-
cht bestimmte, hatten peruanische 
Regierungsvertreter mehrfach die 
Wasserkraftwerke Inambari, Pakit-
zapango, Tambo 40, Tambo 60 und 
Mainique I als Projekte mit Export-
potenzial nach Brasilien genannt 
(Acevedo et al 2011:13). Dieses 
Energieabkommen war ohne vorhe-
rige Konsultation der Asháninka ge-
nehmigt worden, was einen Verstoß 
gegen das Übereinkommen 169 der 

Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILO) darstellt. Dieses schreibt vor, 
dass die Regierungen indigene Ge-
meinden vor Beginn eines Entwic-
klungsprojekts in ihrem Territorium 
konsultieren müssen. Außerdem 
würden die ansässigen Gemeinden 
wirtschaftlich wenig von diesem Pro-
jekt proitieren, und während des 
Baus würde ihr angestammtes Land 
überlutet.

Buendía erzählte international ein-
lussreichen Persönlichkeiten von 
ihrem Kampf und zeigte der Inte-
ramerikanischen Kommission für 
Menschenrechte (englische Abkür-
zung IACHR) eine Reportage über die 
Auswirkungen von Energieprojekten 
in Peru auf die indigene Bevölkerung. 
Im Dezember 2010 lehnte das Minis-
terium für Energie und Bergbau die 
Verlängerung der Konzessionen für 
den Staudamm Pakitzapango ab. Im 
folgenden Jahr kündigte Odebrecht, 
der Hauptinancier eines anderen 
Staudamms, Tambo 40, an, dass er 
dieses Projekt aufgrund des Widers-
tandes der lokalen Gemeinden nicht 
fortführen werde.

Aktuell arbeitet Ruth Buendía mit 
CARE an einem Masterplan für das 
Gemeindereservat Asháninka, der 
nachhaltige Wirtschaftstätigkeiten 
in den lokalen Gemeinden fördert. 
Dazu gehört der Anbau von Kakao, 
Kafee, Sesam und Bio-Annato. Für 
die Vermarktung dieser Produkte 
wurde eine Vereinigung von Ashá-
ninka-Produzenten namens „Kimito 
Ene“ gegründet. 
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Historische Momente

2014:
Weltklimakonferenz COP20 in Lima 

LAND: Peru
BESCHREIBUNG

Eröfnungszeremonie der COP 20. Rede von Manuel Pulgar Vidal, peruanischer Umweltminister

Die COP20 und die zehnte Tagung 
der Vertragsparteien des Kyoto-Pro-
tokolls (CMP10) fand vom 1. bis 12. 
Dezember 2014 in Lima, Peru statt 
mit dem Ziel, einen Raum für Be-
teiligung und Verhandlung über den 
Klimawandel zu schafen. Die fünf 
Schwerpunktthemen waren: Wälder, 
nachhaltige Städte, Energie, Berge, 
Wasser und Ozeane. Die COP20-
CMP10 erarbeitete den Appell von 
Lima zur Klimaaktion, einen Entwur-
fstext für Verhandlungen, der die 
bisher erreichten Fortschritte nannte 
und anerkannte und Elemente auf-
grif, die Teil des auf der COP21 in 

Paris zu verabschiedenden Abkom-
mens sein würden. In diesem Do-
kument wurde das Verantwortungs-
prinzip unterstrichen, nach dem sich 
die Verplichtung zur Reduzierung 
der Treibhausgase nach dem Grad 
der Verantwortung der Vertragspar-
teien richtet. Weiterhin wurde das 
Thema der iNDCs (Intended, Na-
tionally Determined Contributions, 
etwa: beabsichtige, national festge-
legte Beiträge) genauer besprochen.

Die COP20 übertraf mit 10,2 Milliar-
den USD das ursprüngliche Ziel von 
10 Milliarden für den Green Climate 
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Fund. Zu den Initiativen, die auf der 
COP20 entwickelt wurden, gehören: 
Die Einführung des Lima Information 
Hub (Informationsknotenpunkt von 
Lima), ein Datendepot, das erzielte 
Resultate und nationale Pläne oder 
Strategien sammelt, um den Za-
hlungsprozessen im Zusammenhang 
mit der Reduzierung von Emissionen 
aus Entwaldung und Waldschädigung 
(REDD+) eine größere Transparenz 
zu verleihen. Des Weiteren wurde die 
Internetplattform „Klimaaktionszone 
für nichtstaatliche Akteure“ (Non-
State Actor Zone for Climate Action, 
NAZCA) eingerichtet. Hier handelt 
es sich um ein Portal, auf dem sich 
Einzel- und Unternehmensinitiativen 
gegen den Klimawandel auf der gan-
zen Welt vorstellen können.

Auf dem Klimagipfel wurden auch 
Ergebnisse für Peru im Kampf ge-
gen den Klimawandel erzielt: Fi-
nanzierung für einen saubereren 
Verkehr; das Grüne Protokoll; Die 
Umweltagenda 2015/2016 (agen-
dambiente 2015/2016); saubere 
Energie; verantwortungsvoller und 
nachhaltiger Fischfang; Überwa-

chung des Waldschutzes; Finan-
zierung des Waldschutzes; Bonusza-
hlungen in Nationalparks, Holzpakt 
zur Verringerung des illegalen Hol-
zeinschlags; Kooperation mit Chile 
in Umweltangelegenheiten, und die 
Erklärung der Paziikallianz zum Kli-
mawandel. Es wurde das Nationale 
Forschungsinstitut für Gletscher und 
Bergökosysteme gegründet und das 
Programm für Verantwortungsvolle 
Investition (spanische Abkürzung 
PIR) gestartet, das Richtlinien für 
den Umweltausgleich im Rahmen des 
Nationalen Systems für Umweltver-
träglichkeitsprüfungen (SEIA) ers-
tellt und eine Absichtserklärung mit 
Brasilien unterzeichnete über eine 
Zusammenarbeit in der Förderung 
der nachhaltigen Entwicklung und 
des Umweltschutzes. Im Bereich 
saubere Energie wurde der Nationa-
le Energieplan bis 2025 verabschie-
det, der das Ziel enthält, eine Ener-
gieeizienz von 15% zu erreichen 
und einen Anteil der erneuerbaren 
Energien von 60%. Ebenso wurde 
der Fonds für die Entwicklung der 
Geothermie in Lateinamerika ge-
gründet, der die Entwicklung dieser 
Energieform vorantreiben soll.
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Historische Momente

2015:
Verhaftung von Vertretern der Bauunternehmen 

Odebrecht und Andrade Gutiérrez wegen mutmaßlicher 
Korruptionshandlungen in Verbindung mit Petrobras 

LAND: Brasilien
BESCHREIBUNG

Demonstrationen in Porto Alegre, Brasilien

2014 zeigte der Bundesstaat Sao 
Paul Korruptionshandlungen bei 
Petrobras an, dem größten staatli-
chen Unternehmen Brasiliens. Darin 
verwickelt waren mächtige Persön-
lichkeiten aus der brasilianischen 
Geschäftswelt und Politik. Laut Er-
mittlungen erhielten die beteiligten 
Unternehmen zwischen 2004 und 
2014 manipulierte Verträge mit Pe-
trobras, in denen Werte künstlich 
bis zu 4% überhöht waren, und teil-
ten die Diferenz zu den wirklichen 
Beträgen unter den Direktoren des 
Staatsunternehmens und politischen 
Parteien auf. Dieses komplexe Sch-

miergeldnetz kostete das staatliche 
Erdölunternehmen über 2 Milliarden 
US-Dollar.

Das Oberste Bundesgericht Brasi-
liens kündigte am 6. März an, dass 
gegen 47 Politiker wegen ihrer mut-
maßlichen Verwicklung in dieses gi-
gantische Schema der Korruption 
und wegen der Veruntreuung von 
Geldern im staatlichen Erdölunterne-
hmen ermittelt werde. Außerdem ge-
hörten zu diesem Netzwerk rund 25 
Bauunternehmen. Aufgrund dieses 
Skandals sah sich Petrobras gezwun-
gen, seine Investitionen erheblich zu 
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kürzen, und die Kreditwürdigkeit der 
Bauirmen, gegen die ermittelt wur-
de, verringerte sich. Der Fall betraf 
auch andere lateinamerikanische 
Länder, da mehrere der verwickelten 
Bauirmen an den Ausschreibungen 
zu den wichtigsten Bauprojekten der 
Region teilnahmen. Beispielsweise 
gehörten auch die Firmen Odebre-
cht, Camargo Correa, OAS und Quei-
roz Galvao, die in den letzten Jahren 
wichtige Verträge mit dem peruanis-
chen Staat gewonnen hatten, dem 
Korruptionsnetz an. Petrobrás war 
ebenfalls in Peru tätig und verkaufte 
im November 2013 sein Vermögen 
an Petrochina.

Am Freitag, den 19. Juni 2015, wur-
den die Präsidenten der größten 
Bauirmen Lateinamerikas, der bra-
silianischen Unternehmen Odebre-
cht und Andrade Gutiérrez, wegen 
mutmaßlicher Korruptionshandlun-
gen in Verbindung mit dem staatli-
chen Erdölunternehmen Petrobras 
festgenommen. Diese Festnahmen 
verkörperten eine neue Phase der 
Ermittlungen wegen Schmiergel-
dern in Millionenhöhe an Direktoren 
von Petrobras und an Politiker. Der 
Petrobras-Skanal enthüllte die Män-
gel in der Rechenschaftslegung und 
Transparenz im Zusammenhang mit 
natürlichen Ressourcen und dem ex-
traktiven Sektor.  
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2015:
Entwicklungsagenda Post-2015, Einführung der Ziele für 

Nachhaltige Entwicklung (SDGs)
LAND: Vereinte Nationen

BESCHREIBUNG

Veranstaltung organisiert durch die UNO in Kooperation mit der PUCP zur Förderung der nachhaltigen 
Entwicklungsziele in Peru

Die Millenniums-Entwicklungsziele 
(MDG) wurden im September 2000 
erarbeitet, um die Länder zu einer 
Reduzierung und Bekämpfung der 
extremen Armut in ihren vielfälti-
gen Dimensionen zu verplichten. 
Diese Verplichtung beinhaltete die 
Überwachung von acht Zielen, die 
bis 2015 erreicht werden sollten:
1) Beseitigung der extremen Armut 
und des Hungers, 2) Grundschulbil-
dung für alle Kinder, 3) Förderung 
der Gleichstellung der Geschlechter 
und der Autonomie der Frau, 4) Re-
duzierung der Kindersterblichkeit, 5) 
Verbesserung der Gesundheit von 

Müttern, 6) Bekämpfung von HIV/
AIDS, Malaria und anderen Krankhei-
ten, 7) Gewährleistung der Nachhal-
tigkeit der Umwelt und 8) Förderung 
einer weltweiten Entwicklungspart-
nerschaft.

Zum Ende des Zeitraums 2000-2015 
hatte man bedeutende Fortschritte 
bei der Erreichung der Millenniums-
Entwicklungsziele erreicht. Die An-
zahl der Personen in extremer Ar-
mut wurde um mehr als die Hälfte 
reduziert, ebenso der Anteil unterer-
nährter Menschen und die weltweite 
Sterberate von Kindern unter fünf 
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Jahren. 

Bei Ziel Nr. 7 wurden jedoch nicht die 
gleichen Ergebnisse erzielt: Die welt-
weiten Kohlendioxidemissionen sind 
gestiegen. 2011 lagen sie um fast 
50% höher als 1990. Die MDG ha-
ben jedoch gezeigt, dass solche Zie-
le funktionieren, und in den meisten 
Fällen haben sie Anreize zur Armuts-
bekämpfung geschafen und diese 
unterstützt. Aus diesem Grund bes-
chlossen die Länder, eine neue Ent-
wicklungsagenda auf der Grundlage 
der Millenniums-Entwicklungsziele 
zu verabschieden, die auf dem Ent-
wicklungsgipfel im September 2015 
vorgestellt werden sollte. Dafür wur-
de 2012 eine ofene Arbeitsgrup-

pe in der UN-Generalversammlung 
eingerichtet, die mit Beiträgen der 
Mitgliedstaaten und der Zivilgesells-
chaft einen politischen Konsens über 
die Entwicklungsagenda der Verein-
ten Nationen erreichen sollte. 

Bisher wurden 17 Ziele für Nachhal-
tige Entwicklung zur Debatte ges-
tellt. Mehrere davon haben mit der 
Umwelt zu tun, wie die Förderung 
einer nachhaltigen Landwirtschaft, 
nachhaltiges Wassermanagement, 
Zugang zu nachhaltigen Energien, 
Maßnahmen gegen den Klimawan-
del, nachhaltige Nutzung der Ozea-
ne, Meere und Meeresressourcen, 
Förderung der nachhaltigen Nutzung 
der Land-Ökosysteme und andere.
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Die zur Debatte stehenden Ziele für Nachhaltige Entwicklung sind:

1) Die Armut in jeder Form und auf der ganzen Welt beseitigen;
2) Den Hunger beenden, Ernährungssicherheit und eine bessere Ernährung erreichen und eine 
nachhaltige Landwirtschaft fördern
3) Ein gesundes Leben für alle Menschen jeden Alters gewährleisten und ihr Wohlergehen 
fördern;
4) Inklusive, gerechte und hochwertige Bildung gewährleisten und Möglichkeiten des 
lebenslangen Lernens für alle fördern;
5) Geschlechtergerechtigkeit und Selbstbestimmung für alle Frauen und Mädchen erreichen;
6) Verfügbarkeit und nachhaltige Bewirtschaftung von Wasser und Sanitärversorgung für alle 
gewährleisten;
7) Zugang zu bezahlbarer, verlässlicher, nachhaltiger und zeitgemäßer Energie für alle sichern;
8) Dauerhaftes, inklusives und nachhaltiges Wirtschaftswachstum, produktive Vollbeschäftigung 
und menschenwürdige Arbeit für alle fördern;
9) Eine belastbare Infrastruktur aufbauen, inklusive und nachhaltige Industrialisierung fördern 
und Innovationen unterstützen;
10) Ungleichheit innerhalb von und zwischen Staaten verringern;
11) Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, widerstandsfähig und nachhaltig machen;
12) Für nachhaltige Konsum- und Produktionsmuster sorgen;
13) Umgehend Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels und seiner Auswirkungen 
ergreifen;
14) Ozeane, Meere und Meeresressourcen im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung erhalten 
und nachhaltig nutzen;
15) Landökosysteme schützen, wiederherstellen und ihre nachhaltige Nutzung fördern, Wälder 
nachhaltig bewirtschaften, Wüstenbildung bekämpfen, Bodenverschlechterung stoppen und 
umkehren und den Biodiversitätsverlust stoppen;
16) Friedliche und inklusive Gesellschaften im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung fördern, 
allen Menschen Zugang zur Justiz ermöglichen und efektive, rechenschaftsplichtige und 
inklusive Institutionen auf allen Ebenen aufbauen,
17) Umsetzungsmittel stärken und die globale Partnerschaft für nachhaltige Entwicklung 
wiederbeleben.

Interessante Fakten
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